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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 25. April 2005 

über den Beitritt der Republik Bulgarien und Rumäniens 

zur Europäischen Union 


A. Problem und Ziel 

Durch das Vertragsgesetz sollen die von deutscher Seite erforderli- 
chen Voraussetzungen für den Beitritt der Republik Bulgarien und 
Rumäniens zur Europäischen Union geschaffen werden. 

B. Lösung 

Der Beitrittsvertrag bedarf der Zustimmung bzw. Mitwirkung der 
gesetzgebenden Körperschaften gemäß Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes. Der Entwurf trägt diesem Erfordernis Rechnung. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Für den Beitritt von Rumänien und Bulgarien sind für die Jahre 2007 
bis 2009 insgesamt 16,194 Mrd. Euro (Preisbasis 2004) in der EU- 
Finanzplanung vorgesehen. Der Bund leistet über den deutschen 
Finanzierungsanteil seinen Beitrag am Gesamthaushalt der erweiter- 
ten Europäischen Union (2005: rd. 20 % des EU-Haushalts). 

2. Vollzugsaufwand 

Für die Verwaltungen von Bund, Ländern und Gemeinden ist ein 
zusätzlicher Vollzugsaufwand durch den Beitritt der Republik Bulga- 
rien und Rumäniens nicht zu erwarten. Die administrativen Kosten auf 
Ebene der EU fallen vorrangig für die EU-Kommission und das Euro- 
päische Parlament an und sind in dem unter Nummer 1 genannten 
Finanzrahmen enthalten. 

E. Sonstige Kosten 

Zusätzliche Kosten für soziale Sicherungssysteme entstehen nicht. 
Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau- 
cherpreisniveau sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, Qx>- Juli 2006 


die Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 25. April 2005 über den Beitritt der 
Republik Bulgarien und Rumäniens zur Europäischen Union 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 824. Sitzung am 7. Juli 2006 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 25. April 2005 
über den Beitritt der Republik Bulgarien und Rumäniens 
zur Europäischen Union 

Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Luxemburg am 25. April 2005 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Vertrag zwischen dem Königreich Belgien, der Tschechischen 
Republik, dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, der 
Republik Estland, der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, der 
Französischen Republik, Irland, der Italienischen Republik, der Republik 
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, dem Großherzogtum 
Luxemburg, der Republik Ungarn, der Republik Malta, dem Königreich der Nie- 
derlande, der Republik Österreich, der Republik Polen, der Portugiesischen 
Republik, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik 
Finnland, dem Königreich Schweden, dem Vereinigten Königreich Großbritan- 
nien und Nordirland (Mitgliedstaaten der Europäischen Union) und der Republik 
Bulgarien und Rumänien über den Beitritt der Republik Bulgarien und Rumä- 
niens zur Europäischen Union und den in der Schlussakte vom selben Tage auf- 
geführten Erklärungen wird zugestimmt. Der Vertrag und die Schlussakte wer- 
den nachstehend veröffentlicht.*) 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 4 Abs. 2 für die Bundes- 
republik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 


*) Die Anhänge I bis IX zum Beitrittsprotokoll und zur Beitrittsakte werden als Anlageband zu dieser 
Ausgabe des Bundesgesetzblatts ausgegeben. Innerhalb des Abonnements werden Anlagebände 
auf Anforderung gemäß den Bezugsbedingungen des Verlags übersandt. Außerhalb des Abonne- 
ments erfolgt die Lieferung gegen Kostenerstattung. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zustim- 
mung bzw. der Mitwirkung der für die Bundesgesetzgebung zuständigen Kör- 
perschaften in der Form eines Bundesgesetzes, da er die politischen Beziehun- 
gen des Bundes regelt und sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung 
bezieht. Zum Beitrittsvertrag gehören als dessen Bestandteile die Beitrittsakte 
nebst ihren jeweiligen Anhängen sowie für den Fall, dass die Verfassung der 
Europäischen Union zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in Kraft ist, auch ein Bei- 
trittsprotokoll. Die Schlussakte enthält Erklärungen mit rechtlicher Bedeutung, 
die in das Zustimmungsgesetz einzubeziehen sind. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 4 Abs. 2 
für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt 
zu geben. 

Schlussbemerkungen 

Für die öffentlichen Haushalte in Deutschland entstehen folgende Kosten: 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Für den Beitritt von Rumänien und Bulgarien sind für die Jahre 2007 bis 2009 
insgesamt 16,194 Mrd. Euro (Preisbasis 2004) in der EU-Finanzplanung vorge- 
sehen. Der Bund leistet über den deutschen Finanzierungsanteil seinen Beitrag 
am Gesamthaushalt der erweiterten Europäischen Union (2005: rd. 20 % des 
EU-Haushalts). 

2. Vollzugsaufwand 

Für die Verwaltungen von Bund, Ländern und Gemeinden ist ein zusätzlicher 
Vollzugsaufwand durch den Beitritt der Republik Bulgarien und Rumäniens nicht 
zu erwarten. Die administrativen Kosten auf Ebene der EU fallen vorrangig für 
die EU-Kommission und das Europäische Parlament an und sind in dem unter 
Nummer 1 genannten Finanzrahmen enthalten. 
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Vertrag 

zwischen dem Königreich Belgien, der Tschechischen Republik, 
dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, 
der Republik Estland, der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, 
der Französischen Republik, Irland, der Italienischen Republik, 
der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, 
dem Großherzogtum Luxemburg, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
dem Königreich der Niederlande, der Republik Österreich, der Republik Polen, 
der Portugiesischen Republik, der Republik Slowenien, 
der Slowakischen Republik, der Republik Finnland, dem Königreich Schweden, 
dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
(Mitgliedstaaten der Europäischen Union) 
und der Republik Bulgarien und Rumänien 
über den Beitritt der Republik Bulgarien und Rumäniens 
zur Europäischen Union 


Inhaltsverzeichnis 


A. Vertrag zwischen dem Königreich Belgien, der Tsche- 
chischen Republik, dem Königreich Dänemark, der Bun- 
desrepublik Deutschland, der Republik Estland, der Hel- 
lenischen Republik, dem Königreich Spanien, der Fran- 
zösischen Republik, Irland, der Italienischen Republik, 
der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik 
Litauen, dem Großherzogtum Luxemburg, der Republik 
Ungarn, der Republik Malta, dem Königreich der Nieder- 
lande, der Republik Österreich, der Republik Polen, der 
Portugiesischen Republik, der Republik Slowenien, der 
Slowakischen Republik, der Republik Finnland, dem 
Königreich Schweden, dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland (Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union) und der Republik Bulgarien und 
Rumänien über den Beitritt der Republik Bulgarien und 
Rumäniens zur Europäischen Union 

B. Protokoll über die Bedingungen und Einzelheiten der 
Aufnahme der Republik Bulgarien und Rumäniens in die 
Europäische Union 


Fünfter Teil: Bestimmungen über die Durchführung dieses Pro- 
tokolls 

Titel I: Einsetzung der Organe und Gremien 
Titel II: Anwendbarkeit der Rechtsakte der Organe 
Titel III: Schlussbestimmungen 


Anhänge 

Anhang I: Liste der Übereinkünfte und Protokolle, denen Bul- 
garien und Rumänien am Tag des Beitritts beitreten 
(nach Artikel 3 Absatz 3 des Protokolls) 

Anhang II: Verzeichnis der Bestimmungen (nach Artikel 4 Ab- 
satz 1 des Protokolls) des in den Rahmen der Euro- 
päischen Union einbezogenen Schengen-Besitz- 
stands und der darauf beruhenden oder anderwei- 
tig damit zusammenhängenden Rechtsakte, die ab 
dem Beitritt für die neuen Mitgliedstaaten bindend 
und in ihnen anzuwenden sind 


Erster Teil: Grundsätze 

Zweiter Teil: Anpassungen der Verfassung 
Titel I: Institutioneile Bestimmungen 
Titel II: Sonstige Anpassungen 

Dritter Teil: Ständige Bestimmungen 

Titel I: Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Titel II: Sonstige Bestimmungen 

Vierter Teil: Bestimmungen mit begrenzter Geltungsdauer 

Titel I: Übergangsmaßnahmen 

Titel II: Institutioneile Bestimmungen 

Titel III: Finanzbestimmungen 

Titel IV: Sonstige Bestimmungen 


Anhang III: Liste nach Artikel 16 des Protokolls: Anpassungen 
der Rechtsakte der Organe 

1. Gesellschaftsrecht 
Gewerbliche Eigentumsrechte 

I. Gemeinschaftsmarke 

II. Ergänzende Schutzzertifikate 

III. Gemeinschaftsgeschmacksmuster 

2. Landwirtschaft 

3. Verkehrspolitik 

4. Steuerwesen 

Anhang IV: Liste nach Artikel 17 des Protokolls: Ergänzende 
Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 
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Anhang V: Liste nach Artikel 1 8 des Protokolls: Andere ständi- 
ge Bestimmungen 

1 . Gesellschaftsrecht 

2. Wettbewerbspolitik 

3. Landwirtschaft 

4. Zollunion 
Anlage zu Anhang V 

Anhang VI: Liste nach Artikel 20 des Protokolls: Übergangs- 
maßnahmen, 

Bulgarien 

1. Freizügigkeit 

2. Freier Dienstleistungsverkehr 

3. Freier Kapitalverkehr 

4. Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 

5. Verkehrspolitik 

6. Steuerwesen 

7. Sozialpolitik und Beschäftigung 

8. Energie 

9. Telekommunikation und Informationstechno- 
logie 

10. Umwelt 

A. Luftqualität 

B. Abfallwirtschaft 

C. Wasserqualität 

D. Industrielle Umweltbelastung und Risiko- 
management 

Anlage zu Anhang VI 

Anhang VII: Liste nach Artikel 20 des Protokolls: Übergangs- 
maßnahmen, 

Rumänien 

1 . Freizügigkeit 

2. Freier Dienstleistungsverkehr 

3. Freier Kapitalverkehr 

4. Wettbewerbspolitik 

A. Steuerliche Beihilfen 

B. Umstrukturierung im Stahlsektor 

5. Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 

I. Veterinärrecht 

II. Pflanzenschutzrecht 

6. Verkehrspolitik 

7. Steuerwesen 

8. Energie 

9. Umwelt 

A. Luftqualität 

B. Abfallwirtschaft 


C. Wasserqualität 

D. Industrielle Umweltbelastung und Risiko- 
management 

Anlage A zu Anhang VII 
Anlage B zu Anhang VII 

Anhang VIII: Entwicklung des ländlichen Raums (nach Artikel 34 
des Protokolls) 

Anhang IX: Spezifische Verpflichtungen und Anforderungen, 
die Rumänien beim Abschluss der Beitrittsverhand- 
lungen am 14. Dezember 2004 übernommen bzw. 
akzeptiert hat (nach Artikel 39 des Protokolls) 


C. Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik 
Bulgarien und Rumäniens und die Anpassungen der die 
Europäische Union begründenden Verträge 

Erster Teil: Grundsätze 

Zweiter Teil: Anpassungen der Verträge 
Titel I: Institutionelle Bestimmungen 
Titel II: Sonstige Anpassungen 

Dritter Teil: Ständige Bestimmungen 

Titel I: Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Titel II: Sonstige Bestimmungen 

Vierter Teil: Bestimmungen mit begrenzter Geltungsdauer 

Titel I: Übergangsmaßnahmen 

Titel II: Institutionelle Bestimmungen 

Titel III: Finanzbestimmungen 

Titel IV: Sonstige Bestimmungen 

Fünfter Teil: Bestimmungen über die Durchführung dieser Akte 
Titel I: Einsetzung der Organe und Gremien 
Titel II: Anwendbarkeit der Rechtsakte der Organe 
Titel III: Schlussbestimmungen 

Anhänge 

Anhang I: Liste der Übereinkünfte und Protokolle, denen Bul- 
garien und Rumänien am Tag des Beitritts beitreten 
(nach Artikel 3 Absatz 3 der Beitrittsakte) 

Anhang II: Verzeichnis der Bestimmungen (nach Artikel 4 
Absatz 1 der Beitrittsakte) des in den Rahmen der 
Europäischen Union einbezogenen Schengen- 
Besitzstands und der darauf beruhenden oder an- 
derweitig damit zusammenhängenden Rechtsakte, 
die ab dem Beitritt für die neuen Mitgliedstaaten 
bindend und in ihnen anzuwenden sind 

Anhang III: Liste nach Artikel 19 der Beitrittsakte: Anpassun- 
gen der Rechtsakte der Organe 

1 . Gesellschaftsrecht 

Gewerbliche Eigentumsrechte 

I. Gemeinschaftsmarke 

II. Ergänzende Schutzzertifikate 

III. Gemeinschaftsgeschmacksmuster 
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2. Landwirtschaft 

3. Verkehrspolitik 

4. Steuerwesen 

Anhang IV: Liste nach Artikel 20 der Beitrittsakte: Ergänzende 
Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 

Anhang V: Liste nach Artikel 21 der Beitrittsakte: Andere stän- 
dige Bestimmungen 

1 . Gesellschaftsrecht 

2. Wettbewerbspolitik 

3. Landwirtschaft 

4. Zollunion 
Anlage zu Anhang V 

Anhang VI: Liste nach Artikel 23 der Beitrittsakte: Übergangs- 
bestimmungen, 

Bulgarien 

1. Freizügigkeit 

2. Freier Dienstleistungsverkehr 

3. Freier Kapitalverkehr 

4. Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 

5. Verkehrspolitik 

6. Steuerwesen 

7. Sozialpolitik und Beschäftigung 

8. Energie 

9. Telekommunikation und Informationstechno- 
logie 

10. Umwelt 

A. Luftqualität 

B. Abfallwirtschaft 

C. Wasserqualität 

D. Industrielle Umweltbelastung und Risiko- 
management 

Anlage zu Anhang VI 

Anhang VII: Liste nach Artikel 23 der Beitrittsakte: Übergangs- 
bestimmungen, 

Rumänien 

1. Freizügigkeit 

2. Freier Dienstleistungsverkehr 

3. Freier Kapitalverkehr 

4. Wettbewerbspolitik 

A. Steuerliche Beihilfen 

B. Umstrukturierung im Stahlsektor 

5. Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 

I. Veterinärrecht 

II. Pflanzenschutzrecht 


6. Verkehrspolitik 

7. Steuerwesen 

8. Energie 

9. Umwelt 

A. Luftqualität 

B. Abfallwirtschaft 

C. Wasserqualität 

D. Industrielle Umweltbelastung und Risiko- 
management 

Anlage A zu Anhang VII 

Anlage B zu Anhang VII 

Anhang VIII: Entwicklung des ländlichen Raums (nach Artikel 34 
der Beitrittsakte) 

Anhang IX: Spezifische Verpflichtungen und Anforderungen, 
die Rumänien beim Abschluss der Beitrittsverhand- 
lungen am 14. Dezember 2004 übernommen bzw. 
akzeptiert hat (nach Artikel 39 der Beitrittsakte) 


Schlussakte 


I. Text der Schlussakte 


II. Erklärungen: 

A. Gemeinsame Erklärungen der derzeitigen Mitgliedstaaten 

1 . Gemeinsame Erklärung zur Freizügigkeit der Arbeitneh- 
mer: Bulgarien 

2. Gemeinsame Erklärung zu Körnerleguminosen: Bulga- 
rien 

3. Gemeinsame Erklärung zur Freizügigkeit der Arbeitneh- 
mer: Rumänien 

4. Gemeinsame Erklärung zur Entwicklung des ländlichen 
Raums: Bulgarien und Rumänien 

B. Gemeinsame Erklärung der derzeitigen Mitgliedstaaten und 

der Kommission 

5. Gemeinsame Erklärung zu den Vorbereitungen Bulga- 
riens und Rumäniens im Hinblick auf den Beitritt 


C. Gemeinsame Erklärung verschiedener derzeitiger Mitglied- 
staaten 

6. Gemeinsame Erklärung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich zur Freizügigkeit der Arbeit- 
nehmer: Bulgarien und Rumänien 

D. Erklärung der Republik Bulgarien 

7. Erklärung der Republik Bulgarien zur Verwendung der 
kyrillischen Schrift in der Europäischen Union 

III. Briefwechsel zwischen der Europäischen Union und der 
Republik Bulgarien sowie Rumänien über ein Informations- 
und Konsultationsverfahren für die Annahme bestimmter 
Beschlüsse und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem 
Beitritt 
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Vertrag 

zwischen dem Königreich Belgien, der Tschechischen Republik, 
dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, 
der Republik Estland, der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, 
der Französischen Republik, Irland, der Italienischen Republik, 
der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, 
dem Großherzogtum Luxemburg, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
dem Königreich der Niederlande, der Republik Österreich, der Republik Polen, 
der Portugiesischen Republik, der Republik Slowenien, 
der Slowakischen Republik, der Republik Finnland, dem Königreich Schweden, 
dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
(Mitgliedstaaten der Europäischen Union) 
und der Republik Bulgarien und Rumänien 
über den Beitritt der Republik Bulgarien und Rumäniens 
zur Europäischen Union 


Seine Majestät der König der Belgier, 

Die Republik Bulgarien, 

Der Präsident der Tschechischen Republik, 

Ihre Majestät die Königin von Dänemark, 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland, 

Der Präsident der Republik Estland, 

Der Präsident der Hellenischen Republik, 

Seine Majestät der König von Spanien, 

Der Präsident der Französischen Republik, 

Die Präsidentin Irlands, 

Der Präsident der Italienischen Republik, 

Der Präsident der Republik Zypern, 

Die Präsidentin der Republik Lettland, 

Der Präsident der Republik Litauen, 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Luxemburg, 

Der Präsident der Republik Ungarn, 

Der Präsident Maltas, 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande, 

Der Bundespräsident der Republik Österreich, 

Der Präsident der Republik Polen, 

Der Präsident der Portugiesischen Republik, 

Der Präsident Rumäniens, 

Der Präsident der Republik Slowenien, 

Der Präsident der Slowakischen Republik, 

Die Präsidentin der Republik Finnland, 

Die Regierung des Königreichs Schweden, 

Ihre Majestät die Königin des Vereinigten Königreichs Groß- 
britannien und Nordirland - 


einig in dem Willen, die Verwirklichung der Ziele der Europäi- 
schen Union fortzuführen, 

entschlossen, auf den bereits geschaffenen Grundlagen einen 
immer engeren Zusammenschluss der europäischen Völker her- 
beizuführen, 

in der Erwägung, dass Artikel 1-58 des Vertrags über eine Ver- 
fassung für Europa, wie Artikel 49 des Vertrags über die Europäi- 
sche Union, den europäischen Staaten die Möglichkeit eröffnet, 
Mitglieder der Union zu werden, 

in der Erwägung, dass die Republik Bulgarien und Rumänien 
beantragt haben, Mitglieder der Europäischen Union zu werden, 

in der Erwägung, dass sich der Rat nach Einholung der Stel- 
lungnahme der Kommission und der Zustimmung des Europäi- 
schen Parlaments für die Aufnahme dieser Staaten ausgespro- 
chen hat, 

in der Erwägung, dass zum Zeitpunkt der Unterzeichnung die- 
ses Vertrags der Vertrag über eine Verfassung für Europa unter- 
zeichnet, aber noch nicht von allen Mitgliedstaten der Union rati- 
fiziert war und dass die Republik Bulgarien und Rumänien der 
Europäischen Union, wie sie am 1. Januar 2007 besteht, beitre- 
ten - 

haben Einigung über die Bedingungen und Einzelheiten der 
Aufnahme erzielt; sie haben zu diesem Zweck zu ihren Bevoll- 
mächtigten ernannt: 

Seine Majestät der König der Belgier, 

Karel de G u c h t 

Minister der Auswärtigen Angelegenheiten 
Didier Donfut 

Staatssekretär für Europäische Angelegenheiten, 

dem Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten beigeordnet 
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Die Republik Bulgarien, 

Georgi Parvanov 
Präsident 

Simeon Saxe-Coburg 
Premierminister 

Solomon Passy 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 
Meglena Kuneva 

Ministerin für europäische Angelegenheiten 
Der Präsident der Tschechischen Republik, 

Vladimir Müller 

Stellvertretender Minister für EU-Angelegenheiten 
Jan Ko h out 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

Ständiger Vertreter der Tschechischen Republik bei der 
Europäischen Union 

Ihre Majestät die Königin von Dänemark, 

Friis Arne Petersen 
Staatssekretär 

Claus Grube 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

Ständiger Vertreter des Königreichs Dänemark bei der 
Europäischen Union 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland, 

Hans Martin Bury 
Staatsminister für Europa 

Wilhelm Schönfelder 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

Ständiger Vertreter der Bundesrepublik Deutschland 
bei der Europäischen Union 

Der Präsident der Republik Estland, 

Urmas Paet 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 
Väino Reinart 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

Ständiger Vertreter der Republik Estland bei der 
Europäischen Union 

Der Präsident der Hellenischen Republik, 

Yannis Valinakis 

Stellvertretender Minister für auswärtige Angelegenheiten 
Vassilis Kaskarelis 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

Ständiger Vertreter der Griechischen Republik bei der 
Europäischen Union 

Seine Majestät der König von Spanien, 

Miguel Angel Moratinos Cuyaube 

Minister für auswärtige Angelegenheiten und Zusammenarbeit 

Alberto Navarro Gonzalez 
Staatssekretär für die Europäische Union 

Der Präsident der Französischen Repubik, 

Claudie Haignere 

Beigeordnete Ministerin beim Minister für auswärtige Angele- 
genheiten, zuständig für europäische Angelegenheiten 

Pierre S e 1 1 a I 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

Ständiger Vertreter der Französischen Republik bei der 
Europäischen Union 


Die Präsidentin Irlands, 

Dermot Ahern 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 
Noel Treacy 

Staatsminister für europäische Angelegenheiten 
Der Präsident der Italienischen Republik, 

Roberto Antonione 

Staatssekretär für auswärtige Angelegenheiten 
Rocco Antonio C a n g e I o s i 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 
Ständiger Vertreter der Italienischen Republik bei der 
Europäischen Union 

Der Präsident der Republik Zypern, 

George I a c o v o u 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 
Nicholas Emiliou 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 
Ständiger Vertreter der Republik Zypern bei der 
Europäischen Union 

Die Präsidentin der Republik Lettland, 

Artis Pabriks 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 
Eduards Stiprais 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 
Ständiger Vertreter der Republik Lettland bei der 
Europäischen Union 

Der Präsident der Republik Litauen, 

Antanas Valionis 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 
Albinas Januska 

Unterstaatssekretär im Ministerium für auswärtige 
Angelegenheiten 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Luxemburg, 
Jean-Claude Juncker 

Premierminister, Staatsminister, Minister der Finanzen 
Jean Asselborn 

Vizepremierminister, Minister für auswärtige Angelegenheiten 
und Einwanderung 

Der Präsident der Republik Ungarn, 

Dr. Ferenc S o m o g y i 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 

Dr. Etele Baräth 

Minister ohne Geschäftsbereich, zuständig für europäische 
Angelegenheiten 

Der Präsident Maltas, 

The Hon Michael Frendo 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 

Richard Cachia Caruana 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 
Ständiger Vertreter Maltas bei der Europäischen Union 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande, 

Dr. B. R. Bot 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 
Atzo Nicolai 

Minister für europäische Angelegenheiten 
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Der Bundespräsident der Republik Österreich, 

Hubert Gorbach 
Vizekanzler 

Dr. Ursula Plassnik 

Bundesministerin für auswärtige Angelegenheiten 

Der Präsident der Republik Polen, 

Adam Daniel Rotfeld 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 

Jarostaw Pi et ras 

Staatssekretär für europäische Angelegenheiten 

Der Präsident der Portugiesischen Republik, 

Diogo Pinto de Freitas do Amaral 
Staatsminister und Minister für auswärtige Angelegenheiten 

Fernando Manuel de Mendonga d’Oliveira Neves 
Staatssekretär für europäische Angelegenheiten 

Der Präsident Rumäniens, 

Traian Bäsescu 
Präsident 

Cälin Popescu-Täriceanu 
Premierminister 

Mihai-Räzvan Ungureanu 
Minister für auswärtige Angelegenheiten 

Leonard Orban 

Chef-Unterhändler Rumäniens für die Europäische Union 

Der Präsident der Republik Slowenien, 

Bozo Ce rar 

Staatssekretär, Ministerium für auswärtige Angelegenheiten 

Der Präsident der Slowakischen Republik, 

Eduard Kukan 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 
Jözsef Berenyi 

Staatssekretär für auswärtige Angelegenheiten 

Die Präsidentin der Republik Finnland, 

Eikka Kosonen 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

Ständiger Vertreter der Republik Finnland bei der 
Europäischen Union 

Die Regierung des Königreichs Schweden, 

Laila Freivalds 

Ministerin für auswärtige Angelegenheiten 
Sven-Olof Petersson 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

Ständiger Vertreter des Königreichs Schweden bei der 
Europäischen Union 

Ihre Majestät die Königin des Vereinigten Königreichs Großbri- 
tannien und Nordirland, 

Sir John Grant KCMG 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

Ständiger Vertreter des Vereinigten Königreichs von 
Großbritannien und Nordirland bei der Europäischen Union 

diese sind nach Austausch ihrer als gut und gehörig befunde- 
nen Vollmachten 

wie folgt übereingekommen: 


Artikel 1 

(1) Die Republik Bulgarien und Rumänien werden Mitglieder 
der Europäischen Union. 

(2) Die Republik Bulgarien und Rumänien werden Vertrags- 
parteien des Vertrags über eine Verfassung für Europa und des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft in 
ihrer jeweiligen geänderten oder ergänzten Fassung. 

(3) Die Bedingungen und Einzelheiten der Aufnahme sind in 
dem diesem Vertrag beigefügten Protokoll festgelegt. Die Be- 
stimmungen des Protokolls sind Bestandteil dieses Vertrags. 

(4) Das Protokoll, einschließlich der Anhänge und Anlagen 
dazu, wird dem Vertrag über eine Verfassung für Europa und 
dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft 
beigefügt; seine Bestimmungen sind Bestandteil der genannten 
Verträge. 

Artikel 2 

(1) In dem Fall, dass der Vertrag über eine Verfassung für 
Europa am Tag des Beitritts nicht in Kraft ist, werden die Repu- 
blik Bulgarien und Rumänien Vertragsparteien der Verträge, auf 
denen die Union beruht in ihrer jeweiligen geänderten oder er- 
gänzten Fassung. 

In diesem Fall gilt Artikel 1 Absätze 2 bis 4 ab dem Tag des 
Inkrafttretens des Vertrags über eine Verfassung für Europa. 

(2) Die Aufnahmebedingungen und die aufgrund der Aufnah- 
me erforderlichen Anpassungen der Verträge, auf denen die 
Union beruht, sind in der diesem Vertag beigefügten Akte fest- 
gelegt; sie gelten ab dem Tag des Beitritts bis zum Tag des In- 
krafttretens des Vertrags über eine Verfassung für Europa. Die 
Bestimmungen der Akte sind Bestandteil dieses Vertrags. 

(3) Tritt der Vertrag über eine Verfassung für Europa nach 
dem Beitritt in Kraft, so tritt am Tag des Inkrafttretens des 
genannten Vertrags das in Artikel 1 Absatz 3 genannte Protokoll 
an die Stelle der in Artikel 2 Absatz 2 genannten Akte. Die 
Bestimmungen des genannten Protokolls entfalten dabei keine 
neue Rechtswirkung; vielmehr werden unter den Bedingungen, 
die im Vertrag über eine Verfassung für Europa, im Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft und im genann- 
ten Protokoll festgelegt sind, die Rechtswirkungen beibehalten, 
die bereits durch die Bestimmungen der in Artikel 2 Absatz 2 
genannten Akte entstanden sind. 

Rechtsakte, die vor dem Inkrafttreten des in Artikel 1 Absatz 3 
genannten Protokolls auf der Grundlage dieses Vertrags oder 
der in Absatz 2 genannten Akte erlassen wurden, bleiben in 
Kraft; ihre Rechtswirkungen bleiben erhalten, bis diese Rechts- 
akte geändert oder aufgehoben werden. 

Artikel 3 

Die Bestimmungen über die Rechte und Pflichten der Mit- 
gliedstaaten sowie über die Befugnisse und Zuständigkeiten der 
Organe der Union, wie sie in den Verträgen festgelegt sind, 
denen die Republik Bulgarien und Rumänien beitreten, gelten 
auch für diesen Vertrag. 

Artikel 4 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation durch die Hohen 
Vertragsparteien im Einklang mit ihren verfassungsrechtlichen 
Vorschriften. Die Ratifikationsurkunden werden spätestens am 
31 . Dezember 2006 bei der Regierung der Italienischen Republik 
hinterlegt. 

(2) Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 2007 in Kraft, sofern alle 
Ratifikationsurkunden vor diesem Tag hinterlegt worden sind. 

Hat jedoch einer der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Staaten 
seine Ratifikationsurkunde nicht rechtzeitig hinterlegt, so tritt 
dieser Vertrag für den anderen Staat in Kraft, der seine Urkunde 
hinterlegt hat. In diesem Fall beschließt der Rat unverzüglich 
einstimmig die infolgedessen unerlässlichen Anpassungen die- 
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ses Vertrags und der Artikel 10,11 Absatz 2,12,21 Absatz 1 , 22, 
31 , 34 und 46, des Anhangs III Nummer 2 Unternummer 1 Buch- 
stabe b, Nummer 2 Unternummern 2 und 3 und des Anhangs IV 
Abschnitt B des in Artikel 1 Absatz 3 genannten Protokolls sowie 
gegebenenfalls der Artikel 9 bis 11, 14 Absatz 3, 15, 24 Ab- 
satz 1,31, 34, 46 und 47, des Anhangs III Nummer 2 Unternum- 
mer 1 Buchstabe b, Nummer 2 Unternummern 2 und 3 und des 
Anhangs IV Abschnitt B der in Artikel 2 Absatz 2 genannten 
Akte; er kann ferner einstimmig die Bestimmungen des genann- 
ten Protokolls, einschließlich seiner Anhänge und Anlagen, 
sowie gegebenenfalls der genannten Akte, einschließlich ihrer 
Anhänge und Anlagen, die sich ausdrücklich auf einen Staat 
beziehen, der seine Ratifikationsurkunde nicht hinterlegt hat, für 
hinfällig erklären oder anpassen. 

Ungeachtet der Hinterlegung aller erforderlichen Ratifikationsur- 
kunden nach Absatz 1 tritt dieser Vertrag am 1 . Januar 2008 in 
Kraft, wenn der Rat vor Inkrafttreten des Vertrags über eine Ver- 
fassung für Europa einen beide beitretenden Staaten betreffen- 
den Beschluss nach Artikel 39 des in Artikel 1 Absatz 3 genann- 
ten Protokolls oder nach Artikel 39 der in Artikel 2 Absatz 2 
genannten Akte erlässt. 

Wird ein derartiger Beschluss nur in Bezug auf einen der beitre- 
tenden Staaten erlassen, so tritt dieser Vertrag für diesen Staat 
am 1 . Januar 2008 in Kraft. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 können die Organe der Union 
vor dem Beitritt die Maßnahmen erlassen, die in den Artikeln 3 
Absatz 6, 6 Absatz 2 Unterabsatz 2, 6 Absatz 4 Unterabsatz 2, 6 
Absatz 7 Unterabsätze 2 und 3, 6 Absatz 8 Unterabsatz 2, 6 
Absatz 9 Unterabsatz 3, 1 7, 1 9, 27 Absätze 1 und 4, 28 Absätze 4 
und 5, 29, 30 Absatz 3, 31 Absatz 4, 32 Absatz 5, 34 Absätze 3 
und 4, 37, 38, 39 Absatz 4, 41 , 42, 55, 56, 57 und in den Anhän- 
gen IV bis VIII des in Artikel 1 Absatz 3 genannten Protokolls vor- 
gesehen sind. Diese Maßnahmen werden vor Inkrafttreten des 
Vertrags über eine Verfassung für Europa nach den entspre- 
chenden Bestimmungen in Artikel 3 Absatz 6, 6 Absatz 2 Unter- 


absatz 2, 6 Absatz 4 Unterabsatz 2, 6 Absatz 7 Unterabsätze 2 
und 3, 6 Absatz 8 Unterabsatz 2, 6 Absatz 9 Unterabsatz 3, 20, 
22, 27 Absätze 1 und 4, 28 Absätze 4 und 5, 29, 30 Absatz 3, 31 
Absatz 4, 32 Absatz 5, 34 Absätze 3 und 4, 37, 38, 39 Absatz 4, 
41 , 42, 55, 56, 57 und in den Anhängen IV bis VIII der in Artikel 2 
Absatz 2 genannten Akte erlassen. 

Diese Maßnahmen treten nur vorbehaltlich des Inkrafttretens 
dieses Vertrags und zum Zeitpunkt seines Inkrafttretens in Kraft. 

Artikel 5 

Der Wortlaut des Vertrags über eine Verfassung für Europa in 
bulgarischer und rumänischer Sprache wird diesem Vertrag bei- 
gefügt. Der Wortlaut in diesen Sprachen ist gleichermaßen ver- 
bindlich wie der Wortlaut des Vertrags über eine Verfassung für 
Europa in dänischer, deutscher, englischer, estnischer, finni- 
scher, französischer, griechischer, irischer, italienischer, letti- 
scher, litauischer, maltesischer, niederländischer, polnischer, 
portugiesischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spa- 
nischer, tschechischer und ungarischer Sprache. 

Die Regierung der Italienischen Republik übermittelt der Regie- 
rung der Republik Bulgarien und der Regierung Rumäniens eine 
beglaubigte Abschrift des Vertrags über eine Verfassung für 
Europa in allen in Absatz 1 genannten Sprachen. 

Artikel 6 

Dieser Vertrag ist in einer Urschrift in bulgarischer, dänischer, 
deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französischer, grie- 
chischer, irischer, italienischer, lettischer, litauischer, maltesischer 
niederländischer, polnischer, portugiesischer, rumänischer, 
schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tsche- 
chischer und ungarischer Sprache abgefasst, wobei der Wort- 
laut in jeder dieser Sprachen gleichermaßen verbindlich ist; er 
wird im Archiv der Regierung der Italienischen Republik hinter- 
legt; diese übermittelt der Regierung jedes anderen Unterzeich- 
nerstaats eine beglaubigte Abschrift. 
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Protokoll 

über die Bedingungen und Einzelheiten der Aufnahme 
der Republik Bulgarien und Rumäniens 
in die Europäische Union 


Die Hohen Vertragsparteien - 

in der Erwägung, dass die Republik Bulgarien und Rumänien 
am 1 . Januar 2007 Mitglieder der Europäischen Union werden; 

in der Erwägung, dass nach Artikel 1-58 des Vertrags über 
eine Verfassung für Europa die Bedingungen und Einzelheiten 
der Aufnahme durch ein Abkommen zwischen den Mitgliedstaa- 
ten und dem antragstellenden Staat geregelt werden; 

sind über folgende Bestimmungen übereingekommen, die 
dem Vertrag über eine Verfassung für Europa und dem Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft beigefügt 
sind: 


Erster Teil 
Grundsätze 


Artikel 1 

(1) Im Sinne dieses Protokolls bezeichnet 

- der Ausdruck „Verfassung“ den Vertrag über eine Verfassung 
für Europa; 

- der Ausdruck „EAG-Vertrag“ den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft mit den Änderungen oder 
Ergänzungen, die durch vor dem Beitritt in Kraft getretene 
Verträge oder andere Rechtsakte vorgenommen worden sind; 

- der Ausdruck „derzeitige Mitgliedstaaten“ das Königreich 
Belgien, die Tschechische Republik, das Königreich Däne- 
mark, die Bundesrepublik Deutschland, die Republik Estland, 
die Hellenische Republik, das Königreich Spanien, die Fran- 
zösische Republik, Irland, die Italienische Republik, die Repu- 
blik Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litauen, das 
Großherzogtum Luxemburg, die Republik Ungarn, die Repu- 
blik Malta, das Königreich der Niederlande, die Republik 
Österreich, die Republik Polen, die Portugiesische Republik, 
die Republik Slowenien, die Slowakische Republik, die Repu- 
blik Finnland, das Königreich Schweden und das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland; 

- der Ausdruck „neue Mitgliedstaaten“ die Republik Bugarien 
und Rumänien; 

- der Ausdruck „Organe“ die durch die Verfassung geschaffe- 
nen Organe. 

(2) Die Bezugnahmen auf die Verfassung und auf die Union in 
diesem Protokoll sind gegebenenfalls als Bezugnahmen auf den 
EAG-Vertrag und auf die durch den EAG-Vertrag gegründete 
Gemeinschaft zu betrachten. 

Artikel 2 

Ab dem Tag des Beitritts sind die Verfassung, der EAG-Ver- 
trag und die vor dem Beitritt erlassenen Rechtsakte der Organe 
für Bulgarien und Rumänien verbindlich und gelten in diesen 
Staaten nach Maßgabe der Verfassung, des EAG-Vertrags und 
dieses Protokolls. 


Artikel 3 

(1) Bulgarien und Rumänien treten den Beschlüssen und Ver- 
einbarungen der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten bei. 

(2) Bulgarien und Rumänien befinden sich hinsichtlich der 
Erklärungen, Entschließungen oder sonstigen Stellungnahmen 
des Europäischen Rates oder des Rates sowie hinsichtlich der 
die Union betreffenden Erklärungen, Entschließungen oder 
sonstigen Stellungnahmen, die von den Mitgliedstaaten im 
gegenseitigen Einvernehmen angenommen wurden, in dersel- 
ben Lage wie die derzeitigen Mitgliedstaaten; sie werden dem- 
gemäß die sich daraus ergebenden Grundsätze und Leitlinien 
beachten und die gegebenenfalls zu ihrer Durchführung erfor- 
derlichen Maßnahmen treffen. 

(3) Bulgarien und Rumänien treten den in Anhang I aufgeführ- 
ten Übereinkünften und Protokollen bei. Diese Übereinkünfte 
und Protokolle treten für Bulgarien und Rumänien an dem Tag in 
Kraft, den der Rat in den in Absatz 4 genannten Beschlüssen 
festlegt. 

(4) Der Rat erlässt einstimmig auf Empfehlung der Kommissi- 
on und nach Anhörung des Europäischen Parlaments Europäi- 
sche Beschlüsse zur Vornahme aller Anpassungen, die aufgrund 
des Beitritts zu den in Absatz 3 genannten Übereinkünften und 
Protokollen erforderlich sind, und veröffentlicht den angepass- 
ten Wortlaut im Amtsblatt der Europäischen Union. 

(5) In Bezug auf die in Absatz 3 genannten Übereinkünfte und 
Protokolle verpflichten sich Bulgarien und Rumänien, Verwal- 
tungs- und sonstige Vorkehrungen wie etwa diejenigen einzu- 
führen, die von den derzeitigen Mitgliedstaaten oder vom Rat bis 
zum Tag des Beitritts angenommen wurden, und die praktische 
Zusammenarbeit zwischen den Einrichtungen und Organisatio- 
nen der Mitgliedstaaten zu erleichtern. 

(6) Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der Kommission 
Europäische Beschlüsse erlassen, durch die Anhang I durch 
weitere vor dem Tag des Beitritts Unterzeichnete Übereinkünfte, 
Abkommen und Protokolle ergänzt wird. 

(7) Die in diesem Artikel genannten besonderen Instrumente 
schließen die in Artikel IV-438 der Verfassung genannten Instru- 
mente ein. 

Artikel 4 

(1) Die in dem der Verfassung beigefügten Protokoll Nr. 17 
über den in den Rahmen der Europäischen Union einbezogenen 
Schengen-Besitzstand aufgeführten Bestimmungen des Schen- 
gen-Besitzstands und die darauf aufbauenden oder anderweitig 
damit zusammenhängenden Rechtsakte, die in Anhang II aufge- 
führt sind, sowie alle weiteren vor dem Tag des Beitritts erlasse- 
nen Rechtsakte dieser Art sind ab dem Tag des Beitritts für Bul- 
garien und Rumänien bindend und in diesen Staaten anzuwen- 
den. 

(2) Die Bestimmungen des in den Rahmen der Union einbe- 
zogenen Schengen-Besitzstands und die darauf aufbauenden 
oder anderweitig damit zusammenhängenden Rechtsakte, die 
nicht in Absatz 1 genannt sind, sind zwar für Bulgarien und 
Rumänien ab dem Tag des Beitritts bindend, sie sind aber in die- 
sen Staaten jeweils nur nach einem entsprechenden Europäi- 
schen Beschluss des Rates anzuwenden, der nach einer nach 
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den geltenden Schengen-Evaluierungsverfahren durchgeführ- 
ten Prüfung der Frage, ob die erforderlichen Voraussetzungen 
für die Anwendung aller Teile des betreffenden Besitzstands in 
dem jeweiligen Staat gegeben sind, erlassen worden ist. 

Der Rat beschließt nach Anhörung des Europäischen Parla- 
ments einstimmig mit den Stimmen der Mitglieder, die die Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten vertreten, für die die in diesem 
Absatz genannten Bestimmungen bereits in Kraft gesetzt wor- 
den sind, und des Vertreters der Regierung des Mitgliedstaats, 
für den diese Bestimmungen in Kraft gesetzt werden sollen. Die 
Mitglieder des Rates, die die Regierungen Irlands und des Verei- 
nigten Königreichs Großbritannien und Nordirland vertreten, 
nehmen insoweit an einem derartigen Beschluss teil, als er sich 
auf die Bestimmungen des Schengen-Besitzstands und die 
darauf aufbauenden oder anderweitig damit zusammenhängen- 
den Rechtsakte bezieht, an denen diese Mitgliedstaaten teilneh- 
men. 

Artikel 5 

Bulgarien und Rumänien nehmen ab dem Tag des Beitritts als 
Mitgliedstaaten, für die eine Ausnahmeregelung im Sinne des 
Artikels 111-197 der Verfassung gilt, an der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion teil. 

Artikel 6 

(1) Die von der Union mit einem dritten Staat oder mehreren 
dritten Staaten, mit einer internationalen Organisation oder mit 
einem Staatsangehörigen eines dritten Staates geschlossenen 
oder vorläufig angewendeten Abkommen oder Übereinkünfte 
sind für Bulgarien und Rumänien nach Maßgabe der Verfassung 
und dieses Protokolls bindend. 

(2) Bulgarien und Rumänien verpflichten sich, nach Maßgabe 
dieses Protokolls den von der Union und den derzeitigen Mit- 
gliedstaaten gemeinsam geschlossenen oder Unterzeichneten 
Abkommen oder Übereinkünften beizutreten. 

Dem Beitritt Bulgariens und Rumäniens zu den Abkommen oder 
Übereinkünften mit bestimmten Drittländern oder internationa- 
len Organisationen, die von der Union und ihren derzeitigen Mit- 
gliedstaaten gemeinsam geschlossen oder unterzeichnet wur- 
den, wird durch den Abschluss eines Protokolls zu diesen 
Abkommen beziehungsweise Übereinkünften zwischen dem 
Rat, der im Namen der Mitgliedstaaten handelt und einstimmig 
beschließt, und dem betreffenden dritten Staat oder den betref- 
fenden dritten Staaten beziehungsweise der betreffenden inter- 
nationalen Organisation zugestimmt. Die Kommission handelt 
diese Protokolle im Namen der Mitgliedstaaten auf der Grundla- 
ge der vom Rat einstimmig gebilligten Verhandlungsrichtlinien in 
Abstimmung mit einem aus den Vertretern der Mitgliedstaaten 
zusammengesetzten Ausschuss aus. Sie unterbreitet dem Rat 
einen Entwurf der Protokolle für deren Abschluss. 

Dieses Verfahren gilt unbeschadet der Ausübung der eigenen 
Zuständigkeiten der Union und berührt nicht die Verteilung der 
Zuständigkeiten zwischen der Union und den Mitgliedstaaten in 
Bezug auf den künftigen Abschluss derartiger Abkommen oder 
in Bezug auf andere nicht mit dem Beitritt zusammenhängende 
Änderungen. 

(3) Mit dem Beitritt zu den in Absatz 2 genannten Abkommen 
und Übereinkünften erlangen Bulgarien und Rumänien die glei- 
chen Rechte und Pflichten aus diesen Abkommen und Überein- 
künften wie die derzeitigen Mitgliedstaaten. 

(4) Ab dem Tag des Beitritts und bis zum Inkrafttreten der in 
Absatz 2 genannten erforderlichen Protokolle wenden Bulgarien 
und Rumänien die Abkommen oder Übereinkünfte an, die die 
Union und die derzeitigen Mitgliedstaaten gemeinsam vor dem 
Beitritt geschlossen haben, mit Ausnahme des Abkommens mit 
der Schweiz über die Freizügigkeit. Diese Verpflichtung gilt auch 
für die Abkommen und Übereinkünfte, deren vorläufige Anwen- 
dung die Union und die derzeitigen Mitgliedstaaten vereinbart 
haben. 


Bis zum Inkrafttreten der in Absatz 2 genannten Protokolle er- 
greifen die Union und die Mitgliedstaaten gegebenenfalls ge- 
meinsam im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten alle geeig- 
neten Maßnahmen. 

(5) Bulgarien und Rumänien treten dem Partnerschaftsab- 
kommen zwischen den Mitgliedern der Gruppe der Staaten in 
Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean einer- 
seits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitglied- 
staaten andererseits 1 ), unterzeichnet in Cotonou am 23. Juni 
2000, bei. 

(6) Bulgarien und Rumänien verpflichten sich, nach Maßgabe 
dieses Protokolls dem Abkommen über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum 2 ) gemäß Artikel 128 jenes Abkommens beizutreten. 

(7) Ab dem Tag des Beitritts wenden Bulgarien und Rumänien 
die von der Union mit dritten Staaten geschlossenen bilateralen 
Textilabkommen oder -Vereinbarungen an. 

Die von der Union angewendeten mengenmäßigen Beschrän- 
kungen der Einfuhr von Textil- und Bekleidungserzeugnissen 
werden angepasst, um dem Beitritt Bulgariens und Rumäniens 
zur Union Rechnung zu tragen. Zu diesem Zweck können Ände- 
rungen der oben genannten bilateralen Abkommen und Verein- 
barungen von der Union mit den betreffenden dritten Staaten 
vor dem Beitritt ausgehandelt werden. 

Sollten die Änderungen der bilateralen Textilabkommen und 
-Vereinbarungen bis zum Tag des Beitritts nicht in Kraft getreten 
sein, so nimmt die Union an ihren Vorschriften für die Einfuhr von 
Textil- und Bekleidungserzeugnissen aus dritten Staaten die 
notwendigen Anpassungen vor, um dem Beitritt Bulgariens und 
Rumäniens Rechnung zu tragen. 

(8) Die von der Union angewendeten mengenmäßigen 
Beschränkungen der Einfuhr von Stahl und Stahlerzeugnissen 
werden auf der Grundlage der in den letzten Jahren erfolgten 
Einfuhren von Stahlerzeugnissen aus den betreffenden Liefer- 
ländern nach Bulgarien und Rumänien angepasst. 

Zu diesem Zweck werden die erforderlichen Änderungen an den 
von der Union mit den betreffenden dritten Staaten geschlosse- 
nen bilateralen Stahlabkommen und -Vereinbarungen vor dem 
Beitritt ausgehandelt. 

Sollten die Änderungen der bilateralen Abkommen und Verein- 
barungen bis zum Beitritt nicht in Kraft getreten sein, so gilt 
Unterabsatz 1 . 

(9) Fischereiabkommen, die Bulgarien oder Rumänien vor 
dem Beitritt mit Drittländern geschlossen hat, werden von der 
Union verwaltet. 

Die Rechte und Pflichten Bulgariens und Rumäniens aus diesen 
Abkommen werden während des Zeitraums, in dem die Bestim- 
mungen dieser Abkommen vorläufig beibehalten werden, nicht 
berührt. 

So bald wie möglich, auf jeden Fall jedoch vor dem Ablauf der 
Geltungsdauer der in Unterabsatz 1 genannten Abkommen, 
erlässt der Rat in jedem Einzelfall auf Vorschlag der Kommission 
die geeigneten Beschlüsse zur Aufrechterhaltung der Fischerei- 
tätigkeiten, die sich aus den Abkommen ergeben; hierzu gehört 
auch die Möglichkeit, bestimmte Abkommen um höchstens ein 
Jahr zu verlängern. 

(10) Mit Wirkung vom Tag des Beitritts treten Bulgarien und 
Rumänien von allen Freihandelsabkommen mit dritten Staaten 
zurück; dies gilt auch für das Mitteleuropäische Freihandels- 
übereinkommen. 

Insoweit Übereinkünfte zwischen Bulgarien, Rumänien oder die- 
sen beiden Staaten einerseits und einem oder mehreren dritten 
Staaten andererseits nicht mit den Pflichten aus diesem Proto- 
koll vereinbar sind, treffen Bulgarien und Rumänien alle geeigne- 
ten Maßnahmen, um die festgestellten Unvereinbarkeiten zu 
beseitigen. Stößt Bulgarien oder Rumänien bei der Anpassung 


!) ABI. L 317 vom 15. 12. 2000, S. 3. 

2 ) ABI. LI vom 3. 1. 1994, S. 3. 
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eines mit einem Drittland oder mehreren Drittländern geschlos- 
senen Abkommens auf Schwierigkeiten, so tritt es nach Maßga- 
be dieses Abkommens von dem Abkommen zurück. 

(11) Bulgarien und Rumänien treten zu den in diesem Proto- 
koll vorgesehenen Bedingungen den internen Vereinbarungen 
bei, welche die derzeitigen Mitgliedstaaten zur Durchführung 
der Abkommen oder Übereinkünfte im Sinne der Absätze 2, 5 
und 6 geschlossen haben. 

(12) Bulgarien und Rumänien ergreifen geeignete Maßnah- 
men, um gegebenenfalls ihre Stellung gegenüber internationa- 
len Organisationen oder denjenigen internationalen Überein- 
künften, denen auch die Union oder andere Mitgliedstaaten als 
Vertragspartei angehören, den Rechten und Pflichten anzupas- 
sen, die sich aus ihrem Beitritt zur Union ergeben. 

Sie treten insbesondere am Tag des Beitritts oder zum frühest- 
möglichen Termin nach dem Beitritt von den internationalen 
Fischereiabkommen zurück, denen auch die Union als Vertrags- 
partei angehört, und beenden ihre Mitgliedschaft in den Interna- 
tionalen Fischereiorganisationen, denen auch die Union als Mit- 
glied angehört, sofern ihre Mitgliedschaft nicht andere Angele- 
genheiten als die Fischerei betrifft. 

(13) Wird in diesem Artikel auf von der Union geschlossene 
oder Unterzeichnete Übereinkünfte und Abkommen Bezug 
genommen, so erstrecken sich diese Bezugnahmen auch auf 
die in Artikel IV-438 der Verfassung genannten Übereinkünfte 
und Abkommen. 

Artikel 7 

Die in diesem Protokoll enthaltenen Übergangsbestimmun- 
gen können durch Europäisches Gesetz des Rates aufgehoben 
werden, wenn sie nicht mehr anwendbar sind. Der Rat be- 
schließt einstimmig nach Anhörung des Europäischen Parla- 
ments. 

Artikel 8 

(1) Die von den Organen erlassenen Rechtsakte, auf die sich 
die in diesem Protokoll vorgesehenen Übergangsbestimmungen 
beziehen, bewahren ihren Rechtscharakter; insbesondere blei- 
ben die Verfahren zur Änderung dieser Rechtsakte anwendbar. 

(2) Die Bestimmungen dieses Protokolls, die eine nicht nur 
vorübergehende Aufhebung oder Änderung von Rechtsakten 
der Organe zum Gegenstand haben oder bewirken, haben den- 
selben Rechtscharakter wie die durch sie aufgehobenen oder 
geänderten Bestimmungen und unterliegen denselben Regeln 
wie diese. 

Artikel 9 

Für die Anwendung der Verfassung und der Rechtsakte der 
Organe gelten vorübergehend die in diesem Protokoll vorgese- 
henen abweichenden Bestimmungen. 


Zweiter Teil 

Anpassungen der Verfassung 

Titel I 

Institutionelle Bestimmungen 

Artikel 1 0 

(1) Artikel 9 Absatz 1 des der Verfassung und dem EAG-Ver- 
trag beigefügten Protokolls Nr. 3 zur Festlegung der Satzung 
des Gerichtshofs der Europäischen Union erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die teilweise Neubesetzung der Richterstellen, die alle drei 
Jahre stattfindet, betrifft abwechselnd vierzehn und dreizehn 
Richter.“ 


(2) Artikel 48 des der Verfassung und dem EAG-Vertrag bei- 
gefügten Protokolls Nr. 3 zur Festlegung der Satzung des 
Gerichtshofs der Europäischen Union erhält folgende Fassung: 

„Artikel 48 

Das Gericht besteht aus 27 Richtern.“ 

Artikel 1 1 

Das der Verfassung beigefügte Protokoll Nr. 5 zur Festlegung 
der Satzung der Europäischen Investitionsbank wird wie folgt 
geändert: 

1 . Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 

a) Der Einleitungssatz erhält folgende Fassung: 

„1 . Die Bank wird mit einem Kapital von 1 64 795 737 000 
Euro ausgestattet, das von den Mitgliedstaaten in 
folgender Flöhe gezeichnet wird*): 


*) Die Zahlenangaben für Bulgarien und Rumänien sind Richt- 
werte und beruhen auf den von Eurostat veröffentlichten Daten 
für das Jahr 2003.“ 

b) zwischen den Angaben für Irland und die Slowakei wird 
Folgendes eingefügt: 

„Rumänien 846 000 000“ und 

c) zwischen den Angaben für Slowenien und Litauen wird 
Folgendes eingefügt: 

„Bulgarien 296 000 000“. 

2. In Artikel 9 Absatz 2 erhalten die Unterabsätze 1 , 2 und 3 fol- 
gende Fassung: 

„(2) Der Verwaltungsrat besteht aus 28 ordentlichen und 
18 stellvertretenden Mitgliedern. 

Die ordentlichen Mitglieder werden für fünf Jahre vom Rat 
der Gouverneure bestellt. Die einzelnen Mitgliedstaaten und 
die Kommission benennen jeweils ein ordentliches Mitglied. 

Die stellvertretenden Mitglieder werden für fünf Jahre vom 
Rat der Gouverneure wie folgt bestellt: 

- zwei stellvertretende Mitglieder, die von der Bundesrepu- 
blik Deutschland benannt werden; 

- zwei stellvertretende Mitglieder, die von der Französi- 
schen Republik benannt werden; 

- zwei stellvertretende Mitglieder, die von der Italienischen 
Republik benannt werden; 

- zwei stellvertretende Mitglieder, die vom Vereinigten Kö- 
nigreich Großbritannien und Nordirland benannt werden; 

- ein stellvertretendes Mitglied, das vom Königreich Spa- 
nien und von der Portugiesischen Republik im gegensei- 
tigen Einvernehmen benannt wird; 

- ein stellvertretendes Mitglied, das vom Königreich Bel- 
gien, vom Großherzogtum Luxemburg und vom König- 
reich der Niederlande im gegenseitigen Einvernehmen 
benannt wird; 

- ein stellvertretendes Mitglied, das vom Königreich Däne- 
mark, von der Hellenischen Republik, Irland und Rumä- 
nien im gegenseitigen Einvernehmen benannt wird; 

- ein stellvertretendes Mitglied, das von der Republik Est- 
land, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der 
Republik Österreich, der Republik Finnland und dem 
Königreich Schweden im gegenseitigen Einvernehmen 
benannt wird; 

- drei stellvertretende Mitglieder, die von der Republik Bul- 
garien, der Tschechischen Republik, der Republik 
Zypern, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowa- 
kischen Republik im gegenseitigen Einvernehmen be- 
nannt werden; 
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- ein stellvertretendes Mitglied, das von der Kommission 
benannt wird.“ 

Artikel 12 

Artikel 1 34 Absatz 2 Unterabsatz 1 des EAG-Vertrags über die 
Zusammensetzung des Ausschusses für Wissenschaft und 
Technik erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Ausschuss besteht aus einundvierzig Mitgliedern, die 
vom Rat nach Anhörung der Kommission ernannt werden.“ 

Titel II 

Sonstige Anpassungen 

Artikel 1 3 

In Artikel 111-157 Absatz 1 der Verfassung erhält der letzte Satz 
folgende Fassung: 

„Für in Bulgarien, Estland und Ungarn bestehende Beschrän- 
kungen nach innerstaatlichem Recht ist der maßgebliche Zeit- 
punkt der 31 . Dezember 1999.“ 

Artikel 1 4 

Artikel IV-440 Absatz 1 der Verfassung erhält folgende Fas- 
sung: 

„(1) Dieser Vertrag gilt für das Königreich Belgien, die Repu- 
blik Bulgarien, die Tschechische Republik, das Königreich Däne- 
mark, die Bundesrepublik Deutschland, die Republik Estland, 
die Flellenische Republik, das Königreich Spanien, die Französi- 
sche Republik, Irland, die Italienische Republik, die Republik 
Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litauen, das Groß- 
herzogtum Luxemburg, die Republik Ungarn, die Republik 
Malta, das Königreich der Niederlande, die Republik Österreich, 
die Republik Polen, die Portugiesische Republik, Rumänien, die 
Republik Slowenien, die Slowakische Republik, die Republik 
Finnland, das Königreich Schweden und das Vereinigte König- 
reich Großbritannien und Nordirland.“ 

Artikel 1 5 

(1) Dem Artikel IV-448 Absatz 1 der Verfassung wird folgen- 
der Unterabsatz angefügt: 

„Nach dem Beitrittsvertrag ist der Wortlaut dieses Vertrags auch 
in bulgarischer und rumänischer Sprache verbindlich.“ 

(2) Artikel 225 Absatz 2 des EAG-Vertrags erhält folgende 
Fassung: 

„Der Wortlaut dieses Vertrags ist auch in bulgarischer, däni- 
scher, englischer, estnischer, finnischer, griechischer, irischer, let- 
tischer, litauischer, maltesischer, polnischer, portugiesischer, 
rumänischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spani- 
scher, tschechischer und ungarischer Sprache verbindlich.“ 

Dritter Teil 

Ständige Bestimmungen 

Titel I 

Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Artikel 1 6 

Die in Anhang III dieses Protokolls aufgeführten Rechtsakte 
werden nach Maßgabe jenes Anhangs angepasst. 

Artikel 17 

Die infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen der in 
Anhang IV dieses Protokolls aufgeführten Rechtsakte werden 
nach den in jenem Anhang aufgestellten Leitlinien vorgenom- 
men. 


Titel II 

Sonstige Bestimmungen 

Artikel 1 8 

Die in Anhang V dieses Protokolls aufgeführten Maßnahmen 
werden unter den in jenem Anhang festgelegten Bedingungen 
angewandt. 

Artikel 19 

Die bei einer Änderung des Unionsrechts gegebenenfalls 
erforderlichen Anpassungen der Bestimmungen dieses Proto- 
kolls, die die Gemeinsame Agrarpolitik betreffen, können durch 
Europäisches Gesetz des Rates vorgenommen werden. Der Rat 
beschließt einstimmig nach Anhörung des Europäischen Parla- 
ments. 


Vierter Teil 

Bestimmungen mit begrenzter Geltungsdauer 

Titel I 

Übergangsmaßnahmen 

Artikel 20 

Die in den Anhängen VI und VII aufgeführten Maßnahmen gel- 
ten in Bezug auf Bulgarien und Rumänien unter den in jenen An- 
hängen festgelegten Bedingungen. 

Titel II 

Institutionelle Bestimmungen 

Artikel 21 

(1) An Artikel 1 Absatz 2 des im Anhang zur Verfassung und 
zum EAG-Vertrag enthaltenen Protokolls Nr. 34 über die Über- 
gangsbestimmungen für die Organe und Einrichtungen der 
Union wird der folgende Unterabsatz angefügt: 

„Abweichend von der Höchstzahl der Mitglieder des Europäi- 
schen Parlaments nach Artikel 1-20 Absatz 2 der Verfassung 
wird die Anzahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments 
erhöht, um dem Beitritt Bulgariens und Rumäniens Rechnung zu 
tragen, wobei die Anzahl der Sitze für diese Länder für den Zeit- 
raum ab dem Tag des Beitritts bis zum Beginn der Wahlperiode 
2009 - 2014 des Europäischen Parlaments wie folgt festgelegt 
wird: 

Bulgarien 18 
Rumänien 35“. 

(2) Vordem 31. Dezember 2007 halten Bulgarien und Rumä- 
nien nach Maßgabe des Akts zur Einführung allgemeiner unmit- 
telbarer Wahlen der Abgeordneten des Europäischen Parla- 
ments 1 ) jeweils allgemeine unmittelbare Wahlen ihrer Bürgerin- 
nen und Bürger zum Europäischen Parlament ab, bei denen die 
in Absatz 1 festgelegte Anzahl von Abgeordneten gewählt wird. 

(3) Abweichend von Artikel 1-20 Absatz 3 der Verfassung wer- 
den, wenn Wahlen nach dem Tag des Beitritts abgehalten wer- 
den, die Mitglieder des Europäischen Parlaments, die die Bür- 
gerinnen und Bürger Bulgariens und Rumäniens vertreten, für 
den Zeitraum ab dem Tag des Beitritts bis zu den in Absatz 2 
genannten Wahlen von den Parlamenten dieser Staaten ent- 
sprechend den von ihnen festgelegten Verfahren bestimmt. 


1 ) ABI. L 278 vom 8. 10. 1976, S. 5. Zuletzt geändert durch den 
Beschluss 2002/772/EG, Euratom des Rates (ABI. L 283 vom 21. 10. 
2002, S. 1). 
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Artikel 22 

(1) In Artikel 2 Absatz 2 Unterabsatz 2 des im Anhang zur Ver- 
fassung und zum EAG-Vertrag enthaltenen 34. Protokolls über 
die Übergangsbestimmungen für die Organe und Einrichtungen 
der Union wird zwischen den Einträgen für Belgien und die 
Tschechische Republik Folgendes eingefügt: 

„Bulgarien 10“ 

und zwischen den Angaben für Portugal und Slowenien wird 
Folgendes eingefügt: 

„Rumänien 14“. 

(2) In Artikel 2 Absatz 2 erhält Unterabsatz 3 des im Anhang 
zur Verfassung und zum EAG-Vertrag enthaltenen 34. Protokolls 
über die Übergangsbestimmungen für die Organe und Einrich- 
tungen der Union folgende Fassung: 

„In den Fällen, in denen Beschlüsse nach der Verfassung auf 
Vorschlag der Kommission zu fassen sind, kommen diese 
Beschlüsse mit einer Mindestzahl von 255 Stimmen zustande, 
welche die Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder umfasst. In 
den anderen Fällen kommen die Beschlüsse mit einer Mindest- 
zahl von 255 Stimmen zustande, welche die Zustimmung von 
mindestens zwei Dritteln der Mitglieder umfasst.“ 

Artikel 23 

In Artikel 6 des im Anhang zur Verfassung und zum EAG-Ver- 
trag enthaltenen 34. Protokolls über die Übergangsbestimmun- 
gen für die Organe und Einrichtungen der Union wird zwischen 
den Einträgen für Belgien und die Tschechische Republik Fol- 
gendes eingefügt: 

„Bulgarien 12“ 

und zwischen den Angaben für Portugal und Slowenien wird 
Folgendes eingefügt: 

„Rumänien 15“. 

Artikel 24 

In Artikel 7 des im Anhang zur Verfassung und zum EAG-Ver- 
trag enthaltenen 34. Protokolls über die Übergangsbestimmun- 
gen für die Organe und Einrichtungen der Union wird zwischen 
den Einträgen für Belgien und die Tschechische Republik Fol- 
gendes eingefügt: 

„Bulgarien 12“ 

Zwischen den Angaben für Portugal und Slowenien wird Folgen- 
des eingefügt: 

„Rumänien 15“. 


Titel III 

Finanzbestimmungen 

Artikel 25 

(1) Ab dem Tag des Beitritts zahlen Bulgarien und Rumänien 
die folgenden Beträge entsprechend ihrem Anteil an dem Kapi- 
tal, das auf das in Artikel 4 des im Anhang zur Verfassung ent- 
haltenen 5. Protokolls zur Festlegung der Satzung der Europäi- 
schen Investitionsbank 1 ) festgelegte gezeichnete Kapital einge- 
zahlt wurde: 

Bulgarien 14 800 000 EUR 
Rumänien 42 300 000 EUR. 


Diese Beiträge werden in acht gleichen Raten gezahlt, die am 
31. Mai 2007, 31. Mai 2008, 31. Mai 2009, 30. November 2009, 
31. Mai 2010, 30. November 2010, 31. Mai 2011 und 
30. November 2011 fällig werden. 

(2) Bulgarien und Rumänien leisten zu den Rücklagen und zu 
den den Rücklagen gleichzusetzenden Rückstellungen sowie zu 
dem den Rücklagen und Rückstellungen noch zuzuweisenden 
Betrag (Saldo der Gewinn- und Verlustrechnung zum Ende des 
dem Beitritt vorausgehenden Monats), wie sie in der Bilanz der 
Bank ausgewiesen werden, zu den in Absatz 1 vorgesehenen 
Zeitpunkten in acht gleichen Raten Beiträge in Flöhe folgender 
Prozentsätze der Rücklagen und Rückstellungen 1 ): 

Bulgarien 0,181 % 

Rumänien 0,517%. 

(3) Die Kapitalbeiträge und Einzahlungen nach den Absät- 
zen 1 und 2 werden von Bulgarien und Rumänien in bar in Euro 
geleistet, sofern der Rat der Gouverneure nicht einstimmig eine 
Ausnahme hierzu beschließt. 


Artikel 26 

(1) Bulgarien und Rumänien überweisen die folgenden Beträ- 
ge an den Forschungsfonds für Kohle und Stahl im Sinne des 
Beschlusses 2002/234/EGKS der im Rat vereinigten Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 27. Februar 2002 über 
die finanziellen Folgen des Ablaufs des EGKS-Vertrags und über 
den Forschungsfonds für Kohle und Stahl 2 ) : 

(in Mio. EUR zu laufenden Preisen) 

Bulgarien 11,95 

Rumänien 29,88. 

(2) Die Beiträge zum Forschungsfonds für Kohle und Stahl 
werden beginnend mit dem Jahr 2006 in vier Raten jeweils am 
ersten Arbeitstag des ersten Monats jedes Jahres wie folgt 
überwiesen: 

2009: 15 % 

2010 : 20 % 

201 1 : 30 % 

2012: 35 %. 


Artikel 27 

(1) Vom Tag des Beitritts an werden Ausschreibung, Auftrags- 
vergabe, Durchführung und Zahlungen im Rahmen von Heran- 
führungshilfen nach den Programmen PHARE 3 ) und PHARE- 
CBC 4 ) sowie von Beihilfen nach der in Artikel 31 genannten 
Übergangsfazilität von Durchführungsstellen in Bulgarien und 
Rumänien verwaltet. 

Die Ex-ante-Kontrolle der Kommission für Ausschreibung und 
Auftragsvergabe wird mit einem entsprechenden Beschluss der 
Kommission aufgehoben, wenn die Kommission ein Zulas- 
sungsverfahren durchgeführt hat und das Erweiterte Dezentrale 
Durchführungssystem (Extended Decentralised Implementation 
System - EDIS) anhand der im Anhang zu der Verordnung (EG) 
Nr. 1266/1999 vom 21. Juni 1999 des Rates zur Koordinierung 
der Hilfe für die beitrittswilligen Länder im Rahmen der Heran- 


!) Bei den angegebenen Beträgen handelt es sich um Richtwerte, die auf den von Eurostat für das Jahr 2003 veröffentlichten Daten beruhen. 

2) ABI. L 79 vom 22. 3. 2002, S. 42. 

3 ) Verordnung (EWG) Nr. 3906/89 des Rates vom 18. Dezember 1989 über Wirtschaftshilfe für bestimmte Länder in Mittel- und Osteuropa (ABI. L 375 
vom 23. 12. 1989, S. 11). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 769/2004 (ABI. L 123 vom 27. 4. 2004, S. 1). 

4 ) Verordnung (EG) Nr. 2760/98 der Kommission vom 18. Dezember 1998 über die Durchführung eines Programms für grenzübergreifende Zusam- 
menarbeit im Rahmen des PFIARE-Programms (ABI. L 345 vom 19. 12. 1998, S. 49). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1822/2003 
(ABI. L 267 vom 1 7. 1 0. 2003, S. 9). 
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führungsstrategie und zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 3906/89 1 ) und des Artikels 1 64 der die Haushaltsordnung für 
den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften 2 ) 
festgelegten Kriterien und Bedingungen positiv beurteilt worden 
ist. 

Wird dieser Kommissionsbeschluss zur Aufhebung der Ex-ante- 
Kontrolle nicht vor dem Tag des Beitritts gefasst, so kann für 
keinen der Verträge, die zwischen dem Tag des Beitritts und 
dem Tag des Kommissionsbeschlusses unterzeichnet werden, 
Heranführungshilfe gewährt werden. 

Verzögert sich jedoch der Beschluss der Kommission zur Aufhe- 
bung der Ex-ante-Kontrolle aus Gründen, die nicht den Behör- 
den Bulgariens bzw. Rumäniens zuzuschreiben sind, über den 
Tag des Beitritts hinaus, so kann die Kommission in gebührend 
begründeten Fällen einer Heranführungshilfe für Verträge, die 
zwischen dem Tag des Beitritts und dem Tag des Kommissions- 
beschlusses unterzeichnet wurden, und einer weiteren Durch- 
führung von Heranführungshilfen für einen begrenzten Zeitraum 
vorbehaltlich einer Ex-ante-Kontrolle von Ausschreibung und 
Auftragsvergabe durch die Kommission zustimmen. 

(2) Mittelbindungen, die vor dem Beitritt im Rahmen der in 
Absatz 1 genannten Vorbeitritts-Finanzinstrumente und nach 
dem Beitritt im Rahmen der in Artikel 31 genannten Übergangs- 
fazilität erfolgt sind, einschließlich des Abschlusses und der Ver- 
buchung späterer rechtlicher Einzelverpflichtungen und Zahlun- 
gen nach dem Beitritt, unterliegen weiterhin den Regelungen 
und Verordnungen für die Vorbeitritts-Finanzinstrumente und 
werden bis zum Abschluss der betreffenden Programme und 
Projekte in den entsprechenden Kapiteln des Haushalts veran- 
schlagt. Dessen ungeachtet werden Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Aufträge, die nach dem Beitritt eingeleitet werden, in 
Einklang mit den einschlägigen Unionsbestimmungen durchge- 
führt. 

(3) Für die in Absatz 1 genannte Heranführungshilfe wird im 
letzten Jahr vor dem Beitritt letztmalig eine Programmplanung 
durchgeführt. Die Aufträge für Maßnahmen im Rahmen dieser 
Programme sind innerhalb der folgenden zwei Jahre zu verge- 
ben. Verlängerungen der Auftragsvergabefrist werden nicht ge- 
nehmigt. Für die Ausführung der Aufträge können in gebührend 
begründeten Ausnahmefällen befristete Verlängerungen geneh- 
migt werden. 

Ungeachtet dessen kann Heranführungshilfe für Verwaltungs- 
kosten nach Absatz 4 in den ersten zwei Jahren nach dem Bei- 
tritt gebunden werden. Für Audit- und Evaluierungskosten kann 
Heranführungshilfe für die Dauer von fünf Jahren nach dem Bei- 
tritt gebunden werden. 

(4) Zur Gewährleistung der erforderlichen schrittweisen Ein- 
stellung der in Absatz 1 genannten Vorbeitritts-Finanzinstru- 
mente und des ISPA-Programms 3 ) kann die Kommission alle 
geeigneten Maßnahmen ergreifen, um dafür zu sorgen, dass das 
erforderliche Statutspersonal in Bulgarien und Rumänien nach 
dem Beitritt noch für höchstens 19 Monate weiter tätig ist. In 
diesem Zeitraum gelten für Beamte, Bedienstete auf Zeit und 
Vertragsbedienstete, die vordem Beitritt in Planstellen in Bulga- 
rien und Rumänien eingewiesen wurden und die nach dem Bei- 
tritt weiterhin in diesen Staaten ihren Dienst zu verrichten haben, 
ausnahmsweise die gleichen finanziellen und materiellen Bedin- 
gungen, wie sie die Kommission vor dem Beitritt gemäß dem 
Statut der Beamten und der Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften in 
der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) des Rates Nr. 259/68 4 ) 


’) ABI. L 161 vom 26.6.1999, S. 68. 

2 ) Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. 6. 2002 
(ABI. L 248 vom 16.9. 2002, S. 1 ). 

3 ) Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 des Rates vom 21 . Juni 1999 über ein 
strukturpolitisches Instrument zur Vorbereitung auf den Beitritt (ABI. 
L 161 vom 26. 6.1999, S. 73). Zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EG) Nr. 769/2004 (ABI. L 123 vom 27. 4. 2004, S. 1). 

4 ) ABI. L 56 vom 4. 3. 1968, S. 1 . Zuletzt geändert durch die Verordnung 

(EG, Euratom) Nr. 723/2004 (ABI. L 124 vom 27. 4. 2004, S. 1). 


angewandt hat. Die Verwaltungsausgaben einschließlich der 
Bezüge sonstigen erforderlichen Personals werden aus der 
Haushaltslinie „Einstellung der Heranführungshilfe für die neuen 
Mitgliedstaaten“ oder einer entsprechenden Haushaltslinie im 
geeigneten, mit der Erweiterung im Zusammenhang stehenden 
Politikbereich des Gesamthaushaltsplans der Europäischen 
Union finanziert. 

Artikel 28 

(1) Maßnahmen, die zum Zeitpunkt des Beitritts Gegenstand 
von Beschlüssen über Unterstützung gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1267/1999 über ein strukturpolitisches Instrument zur 
Vorbereitung auf den Beitritt waren und deren Durchführung zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen war, gelten als von 
der Kommission gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1164/94 des 
Rates vom 16. Mai 1994 zur Einrichtung eines Kohäsionsfonds 5 ) 
genehmigt. Beträge, die für die Durchführung derartiger Maß- 
nahmen noch gebunden werden müssen, werden gemäß der 
zum Zeitpunkt des Beitritts für den Kohäsionsfonds geltenden 
Verordnung gebunden und dem Kapitel zugewiesen, das im 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union jener Verordnung 
entspricht. Sofern in den Absätzen 2 bis 5 nichts anderes ange- 
geben ist, gelten für derartige Maßnahmen die Bestimmungen 
zur Durchführung von Maßnahmen, die gemäß der letzteren Ver- 
ordnung genehmigt worden sind. 

(2) Vergabeverfahren für Maßnahmen nach Absatz 1 , die am 
Tag des Beitritts bereits Gegenstand einer Ausschreibung im 
Amtsblatt der Europäischen Union waren, werden gemäß den in 
der Ausschreibung enthaltenen Regeln durchgeführt. Die 
Bestimmungen von Artikel 165 der Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften finden 
jedoch keine Anwendung. Vergabeverfahren für Maßnahmen 
nach Absatz 1 , die noch nicht Gegenstand einer Ausschreibung 
im Amtsblatt der Europäischen Union waren, müssen in Ein- 
klang stehen mit den Bestimmungen der Verfassung, den auf- 
grund der Verträge erlassenen Rechtsakten und den Unionspo- 
litiken, einschließlich der Politiken in den Bereichen Umwelt- 
schutz, Verkehr, transeuropäische Netze, Wettbewerb und Ver- 
gabe öffentlicher Aufträge. 

(3) Zahlungen, die die Kommission im Rahmen einer Maß- 
nahme nach Absatz 1 tätigt, werden der am weitesten zurücklie- 
genden offenen Mittelbindung an erster Stelle gemäß Verord- 
nung (EG) Nr. 1267/1999 und danach gemäß der zum jeweiligen 
Zeitpunkt für den Kohäsionsfonds geltenden Verordnung zuge- 
ordnet. 

(4) Außer in ordnungsgemäß begründeten Fällen, über die die 
Kommission auf Antrag des betreffenden Mitgliedstaats 
beschließt, gelten für die Maßnahmen nach Artikel 1 weiterhin 
die Regeln für die Förderfähigkeit von Ausgaben gemäß der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1267/1999. 

(5) Die Kommission kann in ausreichend begründeten Aus- 
nahmefällen beschließen, für die Maßnahmen nach Absatz 1 
spezifische Befreiungen von den Regeln zu genehmigen, die 
gemäß der zum Zeitpunkt des Beitritts für den Kohäsionsfonds 
geltenden Verordnung anwendbar sind. 

Artikel 29 

Erstreckt sich der Zeitraum für mehrjährige Mittelbindungen 
im Rahmen des SAPARD-Programms 6 ) für die Aufforstung land- 
wirtschaftlicher Flächen, die Unterstützung der Einrichtung von 
Erzeugergemeinschaften oder Agrarumweltmaßnahmen über 


5 ) ABI. L 130 vom 25. 5. 1994, S. 1. Zuletzt geändert durch die Beitritts- 
akte von 2003 (ABI. L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33). 

6 ) Verordnung (EG) Nr. 1268/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 über 
eine gemeinschaftliche Förderung für Maßnahmen in den Bereichen 
Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes zur Vorberei- 
tung des Beitritts der Bewerberländer in Mittel- und Osteuropa wäh- 
rend des Heranführungszeitraums (ABI. L 161 vom 26. 6. 1999, S. 87). 
Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2008/2004 (ABI. L 349 
vom 25. 11.2004, S. 12). 
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das letzte für Zahlungen im Rahmen von SAPARD zulässige 
Datum hinaus, so werden noch bestehende Mittelbindungen im 
Programm 2007-2013 für die Entwicklung des ländlichen 
Raums abgewickelt. Sind dafür besondere Übergangsmaßnah- 
men erforderlich, so werden diese nach dem Verfahren des Arti- 
kels 50 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates 
vom 21. Juni 1999 mit allgemeinen Bedingungen über die Struk- 
turfonds 1 ) erlassen. 

Artikel 30 

(1) Bulgarien hat entsprechend seinen Zusagen die Reakto- 
ren 1 und 2 des Kernkraftwerks Kosloduj vor dem Jahr 2003 
endgültig abgeschaltet, damit sie anschließend stillgelegt wer- 
den können; ferner hat es zugesagt, die Reaktoren 3 und 4 die- 
ses Kernkraftwerks im Jahr 2006 endgültig abzuschalten und 
anschließend stillzulegen. 

(2) Im Zeitraum 2007 bis 2009 stellt die Gemeinschaft Bulga- 
rien eine Finanzhilfe für die Stilllegungsarbeiten und zur Bewälti- 
gung der Folgen der Abschaltung und Stilllegung der Reakto- 
ren 1 bis 4 des Kernkraftwerks Kosloduj bereit. 

Die Finanzhilfe umfasst unter anderem Folgendes: Maßnahmen 
zur Unterstützung der Stilllegung der Reaktoren 1 bis 4 des 
Kernkraftwerks Kosloduj; Maßnahmen zur Verbesserung der 
Umweltfreundlichkeit entsprechend dem Besitzstand; Maßnah- 
men zur Modernisierung konventioneller Stromerzeugungska- 
pazitäten sowie der Bereiche Übertragung und Verteilung von 
Energie in Bulgarien; Maßnahmen zur Verbesserung der Ener- 
gieeffizienz, zum Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energie- 
quellen und zur Verbesserung der Sicherheit der Energieversor- 
gung. 

Für den Zeitraum 2007 bis 2009 beläuft sich die Finanzhilfe auf 
210 Mio. EUR (zu Preisen von 2004) an Verpflichtungsermächti- 
gungen, die in gleichen jährlichen Tranchen von je 70 Mio. EUR 
(zu Preisen von 2004) zu binden sind. 

Die Finanzhilfe kann ganz oder teilweise in Form eines Beitrags 
der Gemeinschaft zum Internationalen Fonds zur Unterstützung 
der Stilllegung von Kosloduj, der von der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung verwaltet wird, bereitgestellt 
werden. 

(3) Die Kommission kann Regeln für die Umsetzung der in 
Absatz 2 genannten Finanzhilfe annehmen. Die Regeln werden 
gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 
1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der 
Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse 2 ) fest- 
gelegt. Zu diesem Zweck wird die Kommission von einem Aus- 
schuss unterstützt. Die Artikel 4 und 7 des Beschlusses 
1999/468/EG kommen zur Anwendung. Der Zeitraum nach Arti- 
kel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/468/EG beträgt sechs 
Wochen. Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 31 

(1) Für das erste Jahr nach dem Beitritt stellt die Union Bulga- 
rien und Rumänien eine vorübergehende Finanzhilfe (nachste- 
hend „Übergangsfazilität“ genannt) bereit, um ihre Justiz- und 
Verwaltungskapazitäten zur Anwendung und Durchsetzung des 
Unionsrechts zu entwickeln und zu stärken und den gegenseiti- 
gen Austausch bewährter Praktiken zu fördern. Mit dieser 
Finanzhilfe werden Projekte zum Institutionenaufbau und damit 
verbundene kleinere Investitionen finanziert. 

(2) Die Hilfe dient dazu, dem anhaltenden Erfordernis, die 
institutioneilen Kapazitäten in bestimmten Bereichen zu stärken, 
durch Maßnahmen zu entsprechen, die nicht von den Struktur- 
fonds oder den Fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
finanziert werden können. 


1 ) ABI. L 161 vom 26. 6. 1999, S. 1 . Zuletzt geändert durch die Beitritts- 
akte von 2003 (ABI. L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33). 

2 ) ABI. L 184 vom 17. 7. 1999, S. 23. 


(3) Für Partnerschaftsprojekte zwischen öffentlichen Verwal- 
tungen zum Zwecke des Institutionenaufbaus gilt weiterhin das 
in den Rahmenabkommen mit den Mitgliedstaaten zum Zwecke 
der Heranführungshilfe festgelegte Verfahren für den Aufruf zur 
Einreichung von Vorschlägen über das Netz der Kontaktstellen 
in den Mitgliedstaaten. 

Die Verpflichtungsermächtigungen für die Übergangsfazilität für 
Bulgarien und Rumänien betragen im ersten Jahr nach dem Bei- 
tritt 82 Mio. EUR zu Preisen von 2004 und werden nationalen 
und horizontalen Prioritäten zugewiesen. Die Mittel werden von 
der Haushaltsbehörde innerhalb der Grenzen der Finanziellen 
Vorausschau bewilligt. 

(4) Über die Hilfe im Rahmen der Übergangsfazilität und 
deren Durchführung wird nach der Verordnung des Rates (EWG) 
Nr. 3906/89 über Wirtschaftshilfe für bestimmte Länder Mittel- 
und Osteuropas beschlossen. 

Artikel 32 

(1) Es wird eine Cashflow- und Schengen-Fazilität als zeitlich 
befristetes Instrument eingerichtet, um Bulgarien und Rumänien 
ab dem Tag des Beitritts bis zum Ende des Jahres 2009 bei der 
Finanzierung von Maßnahmen an den neuen Außengrenzen der 
Union zur Durchführung des Schengen-Besitzstands und der 
Kontrollen an den Außengrenzen und bei der Verbesserung der 
Liquidität in den nationalen Haushaltsplänen zu unterstützen. 

(2) Für den Zeitraum 2007 - 2009 werden Bulgarien und 
Rumänien die folgenden Beträge (Preise von 2004) in Form von 
Pauschalbeträgen aus der zeitlich befristeten Cashflow- und 
Schengen-Fazilität bereitgestellt: 

(in Mio. EUR zu Preisen von 2004) 
2007 2008 2009 

Bulgarien 121,8 59,1 58,6 

Rumänien 297,2 131,8 130,8 

(3) Mindestens 50 % der jedem Land im Rahmen dieser zeit- 
lich befristeten Cashflow- und Schengen-Fazilität zugewiesenen 
Mittel sind zu verwenden, um Bulgarien und Rumänien bei ihrer 
Verpflichtung zu unterstützen, Maßnahmen an den neuen 
Außengrenzen der Union zur Durchführung des Schengen-Be- 
sitzstands und der Kontrollen an den Außengrenzen zu finanzie- 
ren. 

(4) Bulgarien und Rumänien wird am ersten Arbeitstag jedes 
Monats des entsprechenden Jahres ein Zwölftel des jeweiligen 
Jahresbetrags gezahlt. Die Pauschalbeträge sind innerhalb von 
drei Jahren nach der ersten Zahlung zu verwenden. Bulgarien 
und Rumänien legen spätestens sechs Monate nach Ablauf des 
Dreijahreszeitraums einen umfassenden Bericht über die end- 
gültige Verwendung der aus der Abteilung „Schengen“ der 
befristeten Cashflow- und Schengen-Fazilität gezahlten Pau- 
schalbeträge mit einer Begründung der Ausgaben vor. Nicht ver- 
wendete oder ungerechtfertigt ausgegebene Mittel werden von 
der Kommission wieder eingezogen. 

(5) Die Kommission kann technische Vorschriften erlassen, 
die für das Funktionieren der zeitlich befristeten Cashflow- und 
Schengen-Fazilität erforderlich sind. 

Artikel 33 

(1) Unbeschadet künftiger politischer Entscheidungen wird 
die gesamte Mittelausstattung für strukturpolitische Maßnah- 
men, die Bulgarien und Rumänien während des Dreijahreszeit- 
raums 2007 bis 2009 zur Verfügung gestellt wird, wie folgt fest- 
gesetzt: 


(in Mio. EUR zu Preisen von 2004) 



2007 

2008 

2009 

Bulgarien 

539 

759 

1 002 

Rumänien 

1 399 

1 972 

2 603 
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(2) Während der drei Jahre 2007 bis 2009 werden der Anwen- 
dungsbereich und die Art der Beihilfen innerhalb dieser festge- 
legten länderspezifischen Finanzrahmen auf der Grundlage der 
dann für strukturpolitische Maßnahmen geltenden Bestimmun- 
gen festgelegt. 

Artikel 34 

(1) Zusätzlich zu den am Tag des Beitritts geltenden Verord- 
nungen über die Entwicklung des ländlichen Raums gelten für 
Bulgarien und Rumänien die Bestimmungen des Anhangs VIII 
Abschnitte I bis III für den Zeitraum 2007 bis 2009 und die spe- 
zifischen Finanzbestimmungen des Anhangs VIII Abschnitt IV im 
gesamten Programmplanungszeitraum 2007 bis 2013. 

(2) Unbeschadet künftiger politischer Entscheidungen belau- 
fen sich die Verpflichtungsermächtigungen aus dem EAGFL, 
Abteilung Garantie, für die Entwicklung des ländlichen Raums 
zugunsten von Bulgarien und Rumänien im Dreijahreszeitraum 
2007 bis 2009 auf 3 041 Mio. EUR (Preise von 2004). 

(3) Durchführungsbestimmungen für die Anwendung des 
Anhangs VIII werden erforderlichenfalls nach dem Verfahren des 
Artikels 50 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 erlas- 
sen. 

(4) Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments etwaige Anpas- 
sungen der Bestimmungen des Anhangs VIII, wenn dies erfor- 
derlich ist, um die Kohärenz mit den Verordnungen über die Ent- 
wicklung des ländlichen Raums sicherzustellen. 

Artikel 35 

Die Kommission passt die in den Artikeln 30, 31, 32, 33 
und 34 genannten Beträge jedes Jahr im Rahmen der jährlichen 
technischen Anpassung der Finanziellen Vorausschau an die 
Preisentwicklung an. 


Titel IV 

Sonstige Bestimmungen 

Artikel 36 

(1) Für einen Zeitraum von bis zu drei Jahren nach dem Bei- 
tritt kann Bulgarien oder Rumänien bei Schwierigkeiten, welche 
einen Wirtschaftszweig erheblich und voraussichtlich anhaltend 
treffen oder welche die wirtschaftliche Lage eines bestimmten 
Gebiets beträchtlich verschlechtern können, die Genehmigung 
zur Anwendung von Schutzmaßnahmen beantragen, um die 
Lage wieder auszugleichen und den betreffenden Wirtschafts- 
zweig an die Wirtschaft des Binnenmarkts anzupassen. 

Unter den gleichen Bedingungen kann ein derzeitiger Mitglied- 
staat die Genehmigung zur Anwendung von Schutzmaßnahmen 
gegenüber Bulgarien, Rumänien oder diesen beiden Staaten 
beantragen. 

(2) Auf Antrag des betreffenden Staates erlässt die Kommis- 
sion im Dringlichkeitsverfahren Europäische Verordnungen oder 
Beschlüsse, mit denen die ihres Erachtens erforderlichen 
Schutzmaßnahmen und gleichzeitig die Bedingungen und Ein- 
zelheiten ihrer Anwendung festgelegt werden. 

Im Fall erheblicher wirtschaftlicher Schwierigkeiten entscheidet 
die Kommission auf ausdrücklichen Antrag des betreffenden 
Mitgliedstaats binnen fünf Arbeitstagen nach Eingang des mit 
Gründen versehenen Antrags. Die beschlossenen Maßnahmen 
sind sofort anwendbar; sie tragen dem Interesse aller Beteiligten 
Rechnung und dürfen keine Grenzkontrollen mit sich bringen. 

(3) Die nach Absatz 2 genehmigten Maßnahmen können von 
der Verfassung und insbesondere von diesem Protokoll abwei- 
chen, soweit und solange dies unbedingt erforderlich ist, um die 


in Absatz 1 genannten Ziele zu erreichen. Es sind mit Vorrang 
solche Maßnahmen zu wählen, die das Funktionieren des Bin- 
nenmarkts am wenigsten stören. 

Artikel 37 

Flat Bulgarien oder Rumänien seine im Rahmen der Beitritts- 
verhandlungen eingegangenen Verpflichtungen nicht erfüllt und 
dadurch eine ernste Beeinträchtigung des Funktionierens des 
Binnenmarkts hervorgerufen, einschließlich der Verpflichtungen 
in allen sektorbezogenen Politiken, die wirtschaftliche Tätigkei- 
ten mit grenzüberschreitender Wirkung betreffen, oder besteht 
die unmittelbare Gefahr einer solchen Beeinträchtigung, so kann 
die Kommission für einen Zeitraum von bis zu drei Jahren nach 
dem Beitritt auf begründeten Antrag eines Mitgliedstaats oder 
auf eigene Initiative Europäische Verordnungen oder Beschlüsse 
zur Festlegung geeigneter Maßnahmen erlassen. 

Diese Maßnahmen müssen verhältnismäßig sein, wobei vorran- 
gig Maßnahmen, die das Funktionieren des Binnenmarkts am 
wenigsten stören, zu wählen und gegebenenfalls bestehende 
sektorale Schutzmechanismen anzuwenden sind. Solche 
Schutzmaßnahmen dürfen nicht als willkürliche Diskriminierung 
oder als versteckte Beschränkung des Plandels zwischen den 
Mitgliedstaaten angewandt werden. Die Schutzklausel kann 
schon vor dem Beitritt aufgrund der Ergebnisse der Überwa- 
chung geltend gemacht werden, und die Maßnahmen treten am 
ersten Tag der Mitgliedschaft in Kraft, sofern nicht ein späterer 
Zeitpunkt vorgesehen ist. Die Maßnahmen werden nicht länger 
als unbedingt nötig aufrechterhalten und werden auf jeden Fall 
aufgehoben, sobald die einschlägige Verpflichtung erfüllt ist. Sie 
können jedoch über den in Absatz 1 genannten Zeitraum hinaus 
angewandt werden, solange die einschlägigen Verpflichtungen 
nicht erfüllt sind. Aufgrund von Fortschritten der betreffenden 
neuen Mitgliedstaaten bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
kann die Kommission die Maßnahmen in geeigneter Weise 
anpassen. Die Kommission unterrichtet den Rat rechtzeitig, be- 
vor sie die Europäischen Verordnungen und Beschlüsse zur 
Festlegung von Schutzmaßnahmen aufhebt, und trägt allen Be- 
merkungen des Rates in dieser FHinsicht gebührend Rechnung. 


Artikel 38 

Treten bei der Umsetzung, der Durchführung oder der Anwen- 
dung von Rahmenbeschlüssen oder anderen einschlägigen Ver- 
pflichtungen, Instrumenten der Zusammenarbeit oder Beschlüs- 
sen in Bezug auf die gegenseitige Anerkennung im Bereich des 
Strafrechts im Rahmen des Titels VI des Vertrags über die Euro- 
päische Union und von Richtlinien und Verordnungen in Bezug 
auf die gegenseitige Anerkennung im Bereich des Zivilrechts im 
Rahmen des Titels IV des Vertrags zur Gründung der Europäi- 
schen Gemeinschaft sowie von Europäischen Gesetzen und 
Rahmengesetzen im Rahmen des Teils III Titel III Kapitel IV 
Abschnitte 3 und 4 der Verfassung in Bulgarien oder Rumänien 
ernste Mängel auf oder besteht die Gefahr ernster Mängel, so 
kann die Kommission für einen Zeitraum von bis zu drei Jahren 
nach dem Beitritt auf begründeten Antrag eines Mitgliedstaats 
oder auf eigene Initiative und nach Konsultation der Mitglied- 
staaten Europäische Verordnungen oder Beschlüsse zur Festle- 
gung angemessener Maßnahmen erlassen und die Bedingun- 
gen und Einzelheiten ihrer Anwendung festlegen. 

Diese Maßnahmen können in Form einer vorübergehenden Aus- 
setzung der Anwendung einschlägiger Bestimmungen und 
Beschlüsse in den Beziehungen zwischen Bulgarien oder Ru- 
mänien und einem oder mehreren anderen Mitgliedstaat(en) er- 
folgen; die Fortsetzung einer engen justiziellen Zusammenarbeit 
bleibt hiervon unberührt. Die Schutzklausel kann schon vor dem 
Beitritt aufgrund der Ergebnisse der Überwachung geltend 
gemacht werden und die Maßnahmen treten am ersten Tag der 
Mitgliedschaft in Kraft, sofern nicht ein späterer Zeitpunkt vor- 
gesehen ist. Die Maßnahmen werden nicht länger als unbedingt 
nötig aufrechterhalten und werden auf jeden Fall aufgehoben, 
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sobald die Mängel beseitigt sind. Sie können jedoch über den in 
Absatz 1 genannten Zeitraum hinaus angewandt werden, solan- 
ge die Mängel weiter bestehen. Aufgrund von Fortschritten des- 
betreffenden neuen Mitgliedstaats bei der Beseitigung der fest- 
gestellten Mängel kann die Kommission die Maßnahmen nach 
Konsultation der Mitgliedstaaten in geeigneter Weise anpassen. 
Die Kommission unterrichtet den Rat rechtzeitig, bevor sie die 
Europäischen Verordnungen oder Beschlüsse zur Festlegung 
von Schutzmaßnahmen aufhebt, und trägt allen Bemerkungen 
des Rates in dieser Hinsicht gebührend Rechnung. 

Artikel 39 

(1 ) Falls auf der Grundlage der von der Kommission sicherge- 
stellten kontinuierlichen Überwachung der Verpflichtungen, die 
Bulgarien und Rumänien im Rahmen der Beitrittsverhandlungen 
eingegangen sind, und insbesondere auf der Grundlage der 
Überwachungsberichte der Kommission eindeutig nachgewie- 
sen ist, dass sich die Vorbereitungen im Hinblick auf die Über- 
nahme und Umsetzung des Besitzstands in Bulgarien oder 
Rumänien auf einem Stand befinden, der die ernste Gefahr mit 
sich bringt, dass einer dieser Staaten in einigen wichtigen Berei- 
chen offenbar nicht in der Lage ist, die Anforderungen der Mit- 
gliedschaft bis zum Beitrittstermin 1 . Januar 2007 zu erfüllen, so 
kann der Rat auf Empfehlung der Kommission einstimmig 
beschließen, den Zeitpunkt des Beitritts des betreffenden Staa- 
tes um ein Jahr auf den 1 . Januar 2008 zu verschieben. 

(2) Werden bei der Erfüllung einer oder mehrerer der im An- 
hang IX Punkt 1 aufgeführten Verpflichtungen und Anforderun- 
gen durch Rumänien ernste Mängel festgestellt, so kann der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung der Kommission in 
Bezug auf Rumänien einen Beschluss gemäß Absatz 1 fassen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 und unbeschadet des Arti- 
kels 37 kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung 
der Kommission nach einer im Herbst 2005 vorzunehmenden 
eingehenden Bewertung der Fortschritte Rumäniens auf dem 
Gebiet der Wettbewerbspolitik den in Absatz 1 genannten Be- 
schluss in Bezug auf Rumänien fassen, wenn bei der Erfüllung 
der Verpflichtungen im Rahmen des Europa-Abkommens 1 ) oder 
bei der Erfüllung einer oder mehrerer der im Anhang IX Punkt II 
aufgeführten Verpflichtungen und Anforderungen durch Rumä- 
nien ernste Mängel festgestellt werden. 

(4) Wird ein Beschluss nach Absatz 1, 2 oder 3 erlassen, so 
befindet der Rat unverzüglich mit qualifizierter Mehrheit über die 
Anpassungen, die aufgrund des aufschiebenden Beschlusses in 
Bezug auf dieses Protokoll, einschließlich seiner Anhänge und 
Anlagen, unerlässlich geworden sind. 

Artikel 40 

Um das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts nicht 
zu behindern, darf die Durchführung der innerstaatlichen Vor- 
schriften Bulgariens und Rumäniens während der in den Anhän- 
gen VI und VII vorgesehenen Übergangszeiten nicht zu Grenz- 
kontrollen zwischen den Mitgliedstaaten führen. 

Artikel 41 

Sind Übergangsmaßnahmen erforderlich, um den Übergang 
von der in Bulgarien und Rumänien bestehenden Regelung auf 
die Regelung zu erleichtern, die sich aus der Anwendung der 
Gemeinsamen Agrarpolitik gemäß den in diesem Protokoll ge- 
nannten Bedingungen ergibt, so werden diese Maßnahmen von 
der Kommission entsprechend dem Verfahren nach Artikel 25 
Absatz 2 der Verordnung (EG) des Rates Nr. 1784/2003 vom 
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Getreide 2 ) oder gegebenenfalls dem Verfahren nach den ent- 


J Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und Rumänien andererseits (ABI. L 357 vom 31 . 12. 1994, S. 2). 

2) ABI. L 270 vom 21.10. 2003, S. 78. 


sprechenden Artikeln anderer Verordnungen über gemeinsame 
Markorganisationen beziehungsweise der an ihre Stelle treten- 
den Europäischen Gesetze oder entsprechend dem in den an- 
wendbaren Rechtsvorschriften vorgesehenen einschlägigen 
Verfahren erlassen. Die in diesem Artikel genannten Übergangs- 
maßnahmen können während eines Zeitraums von drei Jahren 
nach dem Beitritt erlassen werden und ihre Anwendung ist auf 
diesen Zeitraum zu beschränken. Dieser Zeitraum kann durch 
ein Europäisches Gesetz des Rates verlängert werden. Der Rat 
beschließt einstimmig nach Anhörung des Europäischen Parla- 
ments. 

Die Übergangsmaßnahmen, welche die Durchführung von in 
diesem Protokoll nicht genannten Rechtsakten der Gemeinsa- 
men Agrarpolitik betreffen, die infolge des Beitritts erforderlich 
sind, werden vor dem Beitritt durch Europäische Verordnungen 
oder Beschlüsse festgelegt, die vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit erlassen werden, oder, 
wenn sie Rechtsakte betreffen, die ursprünglich von der Kom- 
mission erlassen worden sind, durch Europäische Verordnungen 
oder Beschlüsse, die von der Kommission nach dem für die An- 
nahme der betreffenden Rechtsakte erforderlichen Verfahren 
erlassen werden. 

Artikel 42 

Sind Übergangsmaßnahmen erforderlich, um den Übergang 
von der in Bulgarien und Rumänien bestehenden Regelung auf 
die Regelung zu erleichtern, die sich aus der Anwendung der 
Bestimmungen des Veterinär- und Pflanzenschutzrechts sowie 
des Lebensmittelsicherheitsrechts der Union ergibt, so werden 
diese Maßnahmen von der Kommission nach dem in den an- 
wendbaren Rechtsvorschriften vorgesehenen einschlägigen 
Verfahren erlassen. Diese Maßnahmen werden für einen Zeit- 
raum von drei Jahren nach dem Beitritt getroffen und ihre An- 
wendung ist auf diesen Zeitraum zu beschränken. 


Fünfter Teil 
Bestimmungen 

über die Durchführung dieses Protokolls 

Titel I 

Einsetzung der Organe und Gremien 

Artikel 43 

Das Europäische Parlament nimmt die infolge des Beitritts 
erforderlichen Anpassungen seiner Geschäftsordnung vor. 

Artikel 44 

Der Rat nimmt die infolge des Beitritts erforderlichen Anpas- 
sungen seiner Geschäftsordnung vor. 

Artikel 45 

Mit Wirkung vom Tag des Beitritts wird je ein Staatsangehöri- 
ger jedes neuen Mitgliedstaats zum Mitglied der Kommission 
ernannt. Die neuen Mitglieder der Kommission werden vom Rat 
mit Zustimmung des Präsidenten der Kommission nach Anhö- 
rung des Europäischen Parlaments und nach den Anforderun- 
gen des Artikels 1-26 Absatz 4 der Verfassung ernannt. 

Die Amtszeit der so ernannten Mitglieder endet zur gleichen Zeit 
wie die Amtszeit der zum Tag des Beitritts im Amt befindlichen 
Mitglieder. 

Artikel 46 

(1) Beim Gerichtshof und beim Gericht werden jeweils zwei 
weitere Richter ernannt. 
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(2) Die Amtszeit eines der nach Absatz 1 ernannten Richter 
am Gerichtshof endet am 6. Oktober 2009. Dieser Richter wird 
durch das Los bestimmt. Die Amtszeit des anderen Richters 
endet am 6. Oktober 2012. 

Die Amtszeit eines der nach Absatz 1 ernannten Richter des Ge- 
richts endet am 31 . August 2007. Dieser Richter wird durch das 
Los bestimmt. Die Amtszeit des anderen Richters endet am 
31. August 2010. 

(3) Der Gerichtshof nimmt die infolge des Beitritts erforder- 
lichen Anpassungen seiner Verfahrensordnung vor. 

Das Gericht nimmt im Einvernehmen mit dem Gerichtshof die 
infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen seiner Verfah- 
rensordnung vor. 

Die angepassten Verfahrensordnungen bedürfen der Genehmi- 
gung des Rates. 

(4) Bei der Entscheidung der am Tag des Beitritts anhängigen 
Rechtssachen, in denen das mündliche Verfahren vor diesem 
Zeitpunkt eröffnet wurde, tagen der Gerichtshof und das Gericht 
bei Vollsitzungen sowie die Kammern in der Zusammensetzung, 
die sie vor dem Beitritt hatten; sie wenden dabei die am Tag vor 
dem Tag des Beitritts geltenden Verfahrensordnungen an. 


Artikel 47 

Je ein Staatsangehöriger jedes neuen Mitgliedstaats wird mit 
Wirkung vom Tag des Beitritts dieses Mitgliedstaats für eine 
Amtszeit von sechs Jahren zum Mitglied des Rechnungshofs 
ernannt. 


Artikel 48 

Der Ausschuss der Regionen wird durch die Ernennung 
von 27 Mitgliedern ergänzt, welche die regionalen und lokalen 
Gebietskörperschaften Bulgariens und Rumäniens vertreten 
und von denen jeder ein Wahlmandat in einer regionalen oder 
lokalen Gebietskörperschaft innehat oder gegenüber einer 
gewählten Versammlung politisch verantwortlich ist. Die Amts- 
zeit der so ernannten Mitglieder endet zur gleichen Zeit wie die 
Amtszeit der zur Zeit des Beitritts im Amt befindlichen Mitglie- 
der. 


Artikel 49 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuss wird durch die Ernen- 
nung von 27 Mitgliedern ergänzt, welche die verschiedenen 
wirtschaftlichen und sozialen Bereiche der organisierten Zivilge- 
sellschaft Bulgariens und Rumäniens vertreten. Die Amtszeit der 
so ernannten Mitglieder endet zur gleichen Zeit wie die Amtszeit 
der zur Zeit des Beitritts im Amt befindlichen Mitglieder. 


Artikel 50 

Die infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen der Sat- 
zungen und Geschäftsordnungen der durch die Verfassung ein- 
gesetzten Ausschüsse werden so bald wie möglich nach dem 
Beitritt vorgenommen. 


Artikel 51 

(1) Die neuen Mitglieder der durch die Verfassung oder durch 
Rechtsakte der Organe eingesetzten Ausschüsse, Gruppen 
oder sonstigen Gremien werden unter den Bedingungen und 
nach den Verfahren ernannt, die für die Ernennung der Mitglie- 
der dieser Ausschüsse, Gruppen oder sonstigen Gremien gel- 
ten. Die Amtszeit der neu ernannten Mitglieder endet zur glei- 
chen Zeit wie die Amtszeit der zum Tag des Beitritts im Amt 
befindlichen Mitglieder. 


(2) Sämtliche Mitglieder der durch die Verfassung oder durch 
Rechtsakte der Organe eingesetzten Ausschüsse oder Grup- 
pen, deren Mitgliederzahl unabhängig von der Gesamtzahl der 
Mitgliedstaaten unveränderlich bleibt, werden mit dem Beitritt 
neu ernannt, es sei denn, die Amtszeit der im Amt befindlichen 
Mitglieder endet innerhalb des auf den Beitritt folgenden Jahres. 


Titel II 

Anwendbarkeit der Rechtsakte der Organe 


Artikel 52 

Vom Tag des Beitritts an gelten die Europäischen Rahmenge- 
setze, Verordnungen und Beschlüsse im Sinne des Artikels 1-33 
der Verfassung sowie die Richtlinien und Entscheidungen im 
Sinne des Artikels 249 des Vertrags zur Gründung der Europäi- 
schen Gemeinschaft und des Artikels 161 des EAG-Vertrags als 
an Bulgarien und Rumänien gerichtet, sofern diese Europäi- 
schen Rahmengesetze, Verordnungen und Beschlüsse sowie 
diese Richtlinien und Entscheidungen an alle derzeitigen Mit- 
gliedstaaten gerichtet wurden. Außer im Fall der Europäischen 
Beschlüsse, die nach Artikel 1-39 Absatz 2 der Verfassung in 
Kraft treten, und der Richtlinien und Entscheidungen, die nach 
Artikel 254 Absätze 1 und 2 des Vertrags zur Gründung der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft in Kraft getreten sind, werden Bulga- 
rien und Rumänien so behandelt, als wären ihnen diese Europäi- 
schen Beschlüsse und diese Richtlinien und Entscheidungen 
am Tage ihres Beitritts notifiziert worden. 


Artikel 53 

(1) Sofern in diesem Protokoll nicht eine andere Frist vorge- 
sehen ist, setzen Bulgarien und Rumänien die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um den Europäischen Rahmengesetzen 
und den Europäischen Verordnungen im Sinne des Artikels 1-33 
der Verfassung, die hinsichtlich des zu erreichenden Ziels ver- 
bindlich sind, jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der 
Form und der Mittel überlassen, sowie den Richtlinien und Ent- 
scheidungen im Sinne des Artikels 249 des Vertrags zur Grün- 
dung der Europäischen Gemeinschaft und des Artikels 161 des 
EAG-Vertrags am Tag ihres Beitritts nachzukommen. Sie teilen 
der Kommission diese Maßnahmen spätestens bis zum Tag 
ihres Beitritts oder gegebenenfalls innerhalb der in diesem Pro- 
tokoll festgelegten Frist mit. 

(2) Machen Änderungen an Richtlinien im Sinne des Arti- 
kels 249 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft und des Artikels 161 des EAG-Vertrags, die aufgrund 
dieses Protokolls erfolgen, Änderungen an den Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften der derzeitigen Mitgliedstaaten erforder- 
lich, so setzen die derzeitigen Mitgliedstaaten die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um den geänderten Richtlinien spätestens 
am Tage des Beitritts nachzukommen, sofern in diesem Proto- 
koll nicht eine andere Frist vorgesehen ist. Sie teilen der Kom- 
mission diese Maßnahmen bis zum Tag des Beitritts oder, sollte 
dies der spätere Zeitpunkt sein, innerhalb der in diesem Proto- 
koll festgelegten Frist mit. 


Artikel 54 

Bulgarien und Rumänien teilen der Kommission nach Arti- 
kel 33 des EAG-Vertrags binnen drei Monaten nach dem Beitritt 
die Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit, die in ihrem Plo- 
heitsgebiet den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer und der 
Bevölkerung gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen 
sicherstellen sollen. 
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Artikel 55 

Auf ordnungsgemäß begründeten Antrag Bulgariens oder 
Rumäniens, der der Kommission spätestens am Tag des Bei- 
tritts vorliegen muss, kann der Rat auf Vorschlag der Kommis- 
sion - oder kann die Kommission, sofern der ursprüngliche 
Rechtsakt von ihr erlassen wurde - Europäische Verordnungen 
oder Beschlüsse mit vorübergehenden Ausnahmeregelungen zu 
Rechtsakten der Organe erlassen, die zwischen dem 1 . Oktober 
2004 und dem Tag des Beitritts erlassen wurden. Diese Maß- 
nahmen werden nach den Abstimmungsregeln erlassen, die für 
den Erlass der Rechtsakte gelten, zu denen eine befristete Aus- 
nahmeregelung gewährt werden soll. Werden solche Ausnah- 
meregelungen nach dem Beitritt erlassen, so können sie ab dem 
Tag des Beitritts angewendet werden. 

Artikel 56 

Erfordern vor dem Beitritt erlassene Rechtsakte der Organe 
aufgrund des Beitritts eine Anpassung und sind die erforderli- 
chen Anpassungen in diesem Protokoll oder seinen Anhängen 
nicht vorgesehen, so erlässt entweder der Rat auf Vorschlag der 
Kommission oder die Kommission, sofern sie selbst die ur- 
sprünglichen Rechtsakte erlassen hat, die erforderlichen 
Rechtsakte. Werden solche Anpassungen nach dem Beitritt er- 
lassen, so können sie ab dem Tag des Beitritts angewendet wer- 
den. 

Artikel 57 

Sofern nicht etwas anderes bestimmt ist, erlässt der Rat auf 
Vorschlag der Kommission die Europäischen Verordnungen 
oder Beschlüsse zur Festlegung der Maßnahmen, die zur Durch- 
führung der Bestimmungen dieses Protokolls erforderlich sind. 

Artikel 58 

Die vor dem Beitritt erlassenen Rechtsakte der Organe in den 
vom Rat, der Kommission oder der Europäischen Zentralbank in 
bulgarischer und rumänischer Sprache abgefassten Wortlauten 


sind vom Tag des Beitritts an unter den gleichen Bedingungen 
wie die Wortlaute in den derzeitigen Amtssprachen verbindlich. 
Sie werden im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht, 
sofern die Wortlaute in den derzeitigen Sprachen auf diese 
Weise veröffentlicht worden sind. 

Titel III 

Schlussbestimmungen 

Artikel 59 

Die Anhänge I bis IX und die Anlagen dazu sind Bestandteil 
dieses Protokolls. 

Artikel 60 

Die Regierung der Italienischen Republik übermittelt der 
Regierung der Republik Bulgarien und der Regierung Rumä- 
niens eine beglaubigte Abschrift des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft und der Verträge, durch die er 
geändert oder ergänzt wurde, in dänischer, deutscher, engli- 
scher, estnischer, finnischer, französischer, griechischer, irischer, 
italienischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländi- 
scher, polnischer, portugiesischer, schwedischer, slowakischer, 
slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer Spra- 
che. 

Die in bulgarischer und rumänischer Sprache abgefassten Wort- 
laute dieses Vertrags sind diesem Protokoll beigefügt. Diese 
Wortlaute sind gleichermaßen verbindlich wie der Wortlaut des 
in Absatz 1 genannten Vertrags in den derzeitigen Sprachen. 

Artikel 61 

Eine beglaubigte Abschrift der im Archiv des Generalsekreta- 
riats des Rates der Europäischen Union hinterlegten internatio- 
nalen Übereinkünfte wird den Regierungen der Republik Bulga- 
rien und Rumäniens vom Generalsekretär übermittelt. 
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Akte 

über die Bedingungen des Beitritts 
der Republik Bulgarien und Rumäniens 
und die Anpassungen der die Europäische Union 
begründenden Verträge 


Nach Artikel 2 des Beitrittsvertrags gilt diese Akte in dem Fall, 
dass der Vertrag über eine Verfassung für Europa am 1 . Januar 2007 nicht in Kraft ist; 
sie gilt dann bis zum Tag des Inkrafttretens des Vertrags über eine Verfassung für Europa. 


Erster Teil 
Grundsätze 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Akte bezeichnet 

- der Ausdruck „ursprüngliche Verträge“ 

a) den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
(„EG-Vertrag“) und den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Atomgemeinschaft („EAG-Vertrag“) mit den Ände- 
rungen oder Ergänzungen, die durch vor dem Beitritt in 
Kraft getretene Verträge oder andere Rechtsakte vorge- 
nommen worden sind; 

b) den Vertrag über die Europäische Union („EU-Vertrag“) mit 
den Änderungen oder Ergänzungen, die durch vor dem 
Beitritt in Kraft getretene Verträge oder andere Rechtsakte 
vorgenommen worden sind; 

- der Ausdruck „derzeitige Mitgliedstaaten“ das Königreich 
Belgien, die Tschechische Republik, das Königreich Däne- 
mark, die Bundesrepublik Deutschland, die Republik Estland, 
die Hellenische Republik, das Königreich Spanien, die Fran- 
zösische Republik, Irland, die Italienische Republik, die Repu- 
blik Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litauen, das 
Großherzogtum Luxemburg, die Republik Ungarn, die Repu- 
blik Malta, das Königreich der Niederlande, die Republik 
Österreich, die Republik Polen, die Portugiesische Republik, 
die Republik Slowenien, die Slowakische Republik, die Repu- 
blik Finnland, das Königreich Schweden und das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland; 

- der Ausdruck „Union“ die durch den EU-Vertrag geschaffene 
Europäische Union; 

- der Ausdruck „Gemeinschaft“ je nach Sachlage eine der bzw. 
beide unter dem ersten Gedankenstrich genannten Gemein- 
schaften; 

- der Ausdruck „neue Mitgliedstaaten“ die Republik Bugarien 
und Rumänien; 

- der Ausdruck „Organe“ die durch die ursprünglichen Verträge 
geschaffenen Organe. 

Artikel 2 

Ab dem Tag des Beitritts sind die ursprünglichen Verträge und 
die vor dem Beitritt erlassenen Rechtsakte der Organe und der 
Europäischen Zentralbank für Bulgarien und Rumänien verbind- 
lich und gelten in diesen Staaten nach Maßgabe der genannten 
Verträge und dieser Akte. 

Artikel 3 

(1) Bulgarien und Rumänien treten den Beschlüssen und Ver- 
einbarungen der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten bei. 


(2) Bulgarien und Rumänien befinden sich hinsichtlich der 
Erklärungen, Entschließungen oder sonstigen Stellungnahmen 
des Europäischen Rates oder des Rates sowie hinsichtlich der 
die Gemeinschaft oder die Union betreffenden Erklärungen, Ent- 
schließungen oder sonstigen Stellungnahmen, die von den Mit- 
gliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen angenommen 
wurden, in derselben Lage wie die derzeitigen Mitgliedstaaten; 
sie werden demgemäß die sich daraus ergebenden Grundsätze 
und Leitlinien beachten und die gegebenenfalls zu ihrer Durch- 
führung erforderlichen Maßnahmen treffen. 

(3) Bulgarien und Rumänien treten den in Anhang I aufgeführ- 
ten Übereinkünften und Protokollen bei. Diese Übereinkünfte 
und Protokolle treten für Bulgarien und Rumänien an dem Tag in 
Kraft, den der Rat in den in Absatz 4 genannten Beschlüssen 
festlegt. 

(4) Der Rat nimmt einstimmig auf Empfehlung der Kommissi- 
on und nach Anhörung des Europäischen Parlaments alle 
Anpassungen vor, die aufgrund des Beitritts zu den in Absatz 3 
genannten Übereinkünften und Protokollen erforderlich sind, 
und veröffentlicht den angepassten Wortlaut im Amtsblatt der 
Europäischen Union. 

(5) Bulgarien und Rumänien verpflichten sich in Bezug auf die 
in Absatz 3 genannten Übereinkünfte und Protokolle, Verwal- 
tungs- und sonstige Vorkehrungen wie etwa diejenigen einzu- 
führen, die von den derzeitigen Mitgliedstaaten oder vom Rat bis 
zum Tag des Beitritts angenommen wurden, und die praktische 
Zusammenarbeit zwischen den Einrichtungen und Organisatio- 
nen der Mitgliedstaaten zu erleichtern. 

(6) Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der Kommission in 
Anhang I weitere Übereinkünfte, Abkommen und Protokolle auf- 
nehmen, die vor dem Tag des Beitritts unterzeichnet werden. 

Artikel 4 

(1) Die Bestimmungen des Schengen-Besitzstands, der 
durch das Protokoll zum Vertrag über die Europäische Union 
und zum Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
(nachstehend „Schengen-Protokoll“ genannt) in den Rahmen 
der Europäischen Union einbezogen wurde, und die darauf auf- 
bauenden oder anderweitig damit zusammenhängenden 
Rechtsakte, die in Anhang II aufgeführt sind, sowie alle weiteren 
vor dem Tag des Beitritts erlassenen Rechtsakte dieser Art sind 
ab dem Tag des Beitritts für Bulgarien und Rumänien bindend 
und in diesen Staaten anzuwenden. 

(2) Die Bestimmungen des in den Rahmen der Union einbe- 
zogenen Schengen-Besitzstands und die darauf aufbauenden 
oder anderweitig damit zusammenhängenden Rechtsakte, die 
nicht in Absatz 1 genannt sind, sind zwar für Bulgarien und Ru- 
mänien ab dem Tag des Beitritts bindend, sie sind aber in diesen 
Staaten jeweils nur nach einem entsprechenden Beschluss an- 
zuwenden, den der Rat nach einer nach den geltenden Schen- 
gen-Evaluierungsverfahren durchgeführten Prüfung der Frage, 
ob die erforderlichen Voraussetzungen für die Anwendung aller 
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Teile des betreffenden Besitzstands in dem jeweiligen Staat ge- 
geben sind, gefasst hat. 

Der Rat beschließt nach Anhörung des Europäischen Parla- 
ments einstimmig mit den Stimmen der Mitglieder, die die 
Regierungen der Mitgliedstaaten vertreten, für die die in diesem 
Absatz genannten Bestimmungen bereits in Kraft gesetzt wor- 
den sind, und des Vertreters der Regierung des Mitgliedstaats, 
für den diese Bestimmungen in Kraft gesetzt werden sollen. Die 
Mitglieder des Rates, die die Regierungen Irlands und des Verei- 
nigten Königreichs Großbritannien und Nordirland vertreten, 
nehmen insoweit an einem derartigen Beschluss teil, als er sich 
auf die Bestimmungen des Schengen-Besitzstands und die 
darauf aufbauenden oder anderweitig damit zusammenhängen- 
den Rechtsakte bezieht, an denen diese Mitgliedstaaten teilneh- 
men. 

Artikel 5 

Bulgarien und Rumänien nehmen ab dem Tag des Beitritts als 
Mitgliedstaaten, für die eine Ausnahmeregelung im Sinne des 
Artikels 122 des EG-Vertrags gilt, an der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion teil. 

Artikel 6 

(1) Die von der Gemeinschaft oder gemäß Artikel 24 oder 
Artikel 38 des EU-Vertrags mit einem oder mehreren dritten 
Staaten, mit einer internationalen Organisation oder mit einem 
Staatsangehörigen eines dritten Staates geschlossenen oder 
vorläufig angewendeten Abkommen oder Übereinkünfte sind für 
Bulgarien und Rumänien nach Maßgabe der ursprünglichen Ver- 
träge und dieser Akte bindend. 

(2) Bulgarien und Rumänien verpflichten sich, nach Maßgabe 
dieser Akte den von den derzeitigen Mitgliedstaaten und der 
Gemeinschaft gemeinsam geschlossenen oder Unterzeichneten 
Abkommen oder Übereinkünften beizutreten. 

Dem Beitritt Bulgariens und Rumäniens zu den Abkommen oder 
Übereinkünften mit bestimmten Drittländern oder internationa- 
len Organisationen, die von der Gemeinschaft und ihren derzei- 
tigen Mitgliedstaaten gemeinsam geschlossen oder unterzeich- 
net wurden, wird durch den Abschluss eines Protokolls zu die- 
sen Abkommen beziehungsweise Übereinkünften zwischen 
dem Rat, der im Namen der Mitgliedstaaten handelt und ein- 
stimmig beschließt, und dem betreffenden dritten Staat oder 
den betreffenden dritten Staaten beziehungsweise der betref- 
fenden internationalen Organisation zugestimmt. Die Kommissi- 
on handelt diese Protokolle im Namen der Mitgliedstaaten auf 
der Grundlage der vom Rat einstimmig gebilligten Verhand- 
lungsrichtlinien in Abstimmung mit einem aus den Vertretern der 
Mitgliedstaaten zusammengesetzten Ausschuss aus. Sie unter- 
breitet dem Rat einen Entwurf der Protokolle für deren Ab- 
schluss. 

Dieses Verfahren gilt unbeschadet der Ausübung der eigenen 
Zuständigkeiten der Gemeinschaft und berührt nicht die Vertei- 
lung der Zuständigkeiten zwischen der Gemeinschaft und den 
Mitgliedstaaten in Bezug auf den künftigen Abschluss derartiger 
Abkommen oder in Bezug auf andere nicht mit dem Beitritt zu- 
sammenhängende Änderungen. 

(3) Mit dem Beitritt zu den in Absatz 2 genannten Abkommen 
und Übereinkünften erlangen Bulgarien und Rumänien die glei- 
chen Rechte und Pflichten aus diesen Abkommen und Überein- 
künften wie die derzeitigen Mitgliedstaaten. 

(4) Ab dem Tag des Beitritts und bis zum Inkrafttreten der in 
Absatz 2 genannten erforderlichen Protokolle wenden Bulgarien 
und Rumänien die Abkommen oder Übereinkünfte an, die die 
derzeitigen Mitgliedstaaten und die Gemeinschaft gemeinsam 
vor dem Beitritt geschlossen haben, mit Ausnahme des Abkom- 
mens mit der Schweiz über die Freizügigkeit. Diese Verpflich- 
tung gilt auch für die Abkommen und Übereinkünfte, deren vor- 
läufige Anwendung die Union und die derzeitigen Mitgliedstaa- 
ten vereinbart haben. 


Bis zum Inkrafttreten der in Absatz 2 genannten Protokolle 
ergreifen die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten gemeinsam 
im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten alle geeigneten 
Maßnahmen. 

(5) Bulgarien und Rumänien treten dem Partnerschaftsab- 
kommen zwischen den Mitgliedern der Gruppe der Staaten in 
Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean einer- 
seits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitglied- 
staaten andererseits 1 ), unterzeichnet in Cotonou am 23. Juni 
2000, bei. 

(6) Bulgarien und Rumänien verpflichten sich, nach Maßgabe 
dieser Akte dem Abkommen über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum 2 ) gemäß Artikel 128 jenes Abkommens beizutreten. 

(7) Ab dem Tag des Beitritts wenden Bulgarien und Rumänien 
die von der Gemeinschaft mit dritten Staaten geschlossenen 
bilateralen Textilabkommen oder -Vereinbarungen an. 

Die von der Gemeinschaft angewendeten mengenmäßigen 
Beschränkungen der Einfuhr von Textil- und Bekleidungser- 
zeugnissen werden angepasst, um dem Beitritt Bulgariens und 
Rumäniens zur Gemeinschaft Rechnung zu tragen. Zu diesem 
Zweck können Änderungen der oben genannten bilateralen 
Abkommen und Vereinbarungen von der Gemeinschaft mit den 
betreffenden dritten Staaten vor dem Beitritt ausgehandelt wer- 
den. 

Sollten die Änderungen der bilateralen Textilabkommen und 
-Vereinbarungen bis zum Tag des Beitritts nicht in Kraft getreten 
sein, so nimmt die Gemeinschaft an ihren Vorschriften für die 
Einfuhr von Textil- und Bekleidungserzeugnissen aus dritten 
Staaten die notwendigen Anpassungen vor, um dem Beitritt Bul- 
gariens und Rumäniens Rechnung zu tragen. 

(8) Die von der Gemeinschaft angewendeten mengenmäßi- 
gen Beschränkungen der Einfuhr von Stahl und Stahlerzeugnis- 
sen werden auf der Grundlage der in den letzten Jahren erfolg- 
ten Einfuhren von Stahlerzeugnissen aus den betreffenden Lie- 
ferländern nach Bulgarien und Rumänien angepasst. 

Zu diesem Zweck werden die erforderlichen Änderungen der 
von der Gemeinschaft mit den betreffenden dritten Staaten 
geschlossenen bilateralen Stahlabkommen und -Vereinbarun- 
gen vor dem Beitritt ausgehandelt. 

Sollten die Änderungen der bilateralen Abkommen und Verein- 
barungen bis zum Beitritt nicht in Kraft getreten sein, so gilt Un- 
terabsatz 1 . 

(9) Fischereiabkommen, die Bulgarien oder Rumänien vor 
dem Beitritt mit Drittländern geschlossen hat, werden von der 
Gemeinschaft verwaltet. 

Die Rechte und Pflichten Bulgariens und Rumäniens aus diesen 
Abkommen werden während des Zeitraums, in dem die Bestim- 
mungen dieser Abkommen vorläufig beibehalten werden, nicht 
berührt. 

So bald wie möglich, auf jeden Fall jedoch vor dem Ablauf der 
Geltungsdauer der in Unterabsatz 1 genannten Abkommen, er- 
lässt der Rat in jedem Einzelfall auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die geeigneten Beschlüsse zur Auf- 
rechterhaltung der Fischereitätigkeiten, die sich aus den Ab- 
kommen ergeben; hierzu gehört auch die Möglichkeit, be- 
stimmte Abkommen um höchstens ein Jahr zu verlängern. 

(10) Mit Wirkung vom Tag des Beitritts treten Bulgarien und 
Rumänien von allen Freihandelsabkommen mit dritten Staaten 
zurück; dies gilt auch für das Mitteleuropäische Freihandels- 
übereinkommen. 

Insoweit Übereinkünfte zwischen Bulgarien, Rumänien oder die- 
sen beiden Staaten einerseits und einem oder mehreren dritten 
Staaten andererseits nicht mit den Pflichten aus dieser Akte ver- 
einbar sind, treffen Bulgarien und Rumänien alle geeigneten 
Maßnahmen, um die festgestellten Unvereinbarkeiten zu besei- 


!) ABI. L 31 7 vom 15.12. 2000, S. 3. 

2 ) ABI. LI vom 3. 1. 1994, S. 3. 
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tigen. Stößt Bulgarien oder Rumänien bei der Anpassung eines 
mit einem Drittland oder mehreren Drittländern geschlossenen 
Abkommens auf Schwierigkeiten, so tritt es nach Maßgabe die- 
ses Abkommens von dem Abkommen zurück. 

(11) Bulgarien und Rumänien treten zu den in dieser Akte vor- 
gesehenen Bedingungen den internen Vereinbarungen bei, wel- 
che die derzeitigen Mitgliedstaaten zur Durchführung der 
Abkommen oder Übereinkünfte im Sinne der Absätze 2, 5 und 6 
geschlossen haben. 

(12) Bulgarien und Rumänien ergreifen geeignete Maßnah- 
men, um gegebenenfalls ihre Stellung gegenüber internationa- 
len Organisationen oder denjenigen internationalen Überein- 
künften, denen auch die Gemeinschaft oder andere Mitglied- 
staaten als Vertragspartei angehören, den Rechten und Pflich- 
ten anzupassen, die sich aus ihrem Beitritt zur Union ergeben. 

Sie treten insbesondere zum Tag des Beitritts oder zum frühest- 
möglichen Termin nach dem Beitritt von den internationalen 
Fischereiübereinkünften zurück, denen auch die Gemeinschaft 
als Vertragspartei angehört, und beenden ihre Mitgliedschaft in 
den internationalen Fischereiorganisationen, denen auch die 
Gemeinschaft als Mitglied angehört, sofern ihre Mitgliedschaft 
nicht andere Angelegenheiten als die Fischerei betrifft. 

Artikel 7 

(1) Die Bestimmungen dieser Akte können, soweit darin nicht 
etwas anderes vorgesehen ist, nur nach dem in den ursprüngli- 
chen Verträgen vorgesehenen Verfahren, die eine Revision die- 
ser Verträge ermöglichen, ausgesetzt, geändert oder aufgeho- 
ben werden. 

(2) Die von den Organen erlassenen Rechtsakte, auf die sich 
die in dieser Akte vorgesehenen Übergangsbestimmungen 
beziehen, bewahren ihren Rechtscharakter; insbesondere blei- 
ben die Verfahren zur Änderung dieser Rechtsakte anwendbar. 

(3) Die Bestimmungen dieser Akte, die eine nicht nur vorüber- 
gehende Aufhebung oder Änderung von Rechtsakten der Orga- 
ne zum Gegenstand haben oder bewirken, haben denselben 
Rechtscharakter wie die durch sie aufgehobenen oder geänder- 
ten Bestimmungen und unterliegen denselben Regeln wie diese. 

Artikel 8 

Für die Anwendung der ursprünglichen Verträge und der 
Rechtsakte der Organe gelten vorübergehend die in dieser Akte 
vorgesehenen abweichenden Bestimmungen. 


Zweiter Teil 

Anpassungen der Verträge 

Titel I 

Institutionelle Bestimmungen 

Artikel 9 

(1) Artikel 189 Absatz 2 des EG-Vertrags und Artikel 107 
Absatz 2 des EAG-Vertrags erhalten folgende Fassung: 

„Die Anzahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments darf 
736 nicht überschreiten.“ 

(2) Artikel 190 Absatz 2 Unterabsatz 1 des EG-Vertrags und 
Artikel 108 Absatz 2 Unterabsatz 1 des EAG-Vertrags erhalten 
mit Wirkung ab dem Beginn der Wahlperiode 2009 bis 2014 fol- 
gende Fassung: 

„(2) Die Zahl der in jedem Mitgliedstaat gewählten Abgeord- 


neten wird wie folgt festgesetzt: 

Belgien 

22 

Bulgarien 

17 

Tschechische Republik 

22 


Dänemark 

13 

Deutschland 

99 

Estland 

6 

Griechenland 

22 

Spanien 

50 

Frankreich 

72 

Irland 

12 

Italien 

72 

Zypern 

6 

Lettland 

8 

Litauen 

12 

Luxemburg 

6 

Ungarn 

22 

Malta 

5 

Niederlande 

25 

Österreich 

17 

Polen 

50 

Portugal 

22 

Rumänien 

33 

Slowenien 

7 

Slowakei 

13 

Finnland 

13 

Schweden 

18 

Vereinigtes Königreich 

72“. 

Artikel 1 0 

(1) Artikel 205 Absatz 

2 des EG-Vertrags und Artikel 118 

Absatz 2 des EAG-Vertrags erhalten folgende Fassung: 

„(2) Ist zu einem Beschluss des Rates die qualifizierte Mehr- 

heit erforderlich, so werden die Stimmen der Mitglieder wie folgt 
gewogen: 

Belgien 

12 

Bulgarien 

10 

Tschechische Republik 

12 

Dänemark 

7 

Deutschland 

29 

Estland 

4 

Griechenland 

12 

Spanien 

27 

Frankreich 

29 

Irland 

7 

Italien 

29 

Zypern 

4 

Lettland 

4 

Litauen 

7 

Luxemburg 

4 

Ungarn 

12 

Malta 

3 

Niederlande 

13 

Österreich 

10 

Polen 

27 

Portugal 

12 

Rumänien 

14 
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Slowenien 4 

Slowakei 7 

Finnland 7 

Schweden 1 0 

Vereinigtes Königreich 29 


In den Fällen, in denen Beschlüsse des Rates nach diesem Ver- 
trag auf Vorschlag der Kommission zu fassen sind, kommen sie 
mit einer Mindestzahl von 255 Stimmen zustande, welche die 
Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder umfassen. 

In den anderen Fällen kommen Beschlüsse des Rates mit einer 
Mindestzahl von 255 Stimmen zustande, weiche die Zustim- 
mung von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder umfassen.“ 

(2) Artikel 23 Absatz 2 Unterabsatz 3 des EU-Vertrags erhält 
folgende Fassung: 

„Die Stimmen der Mitglieder des Rates werden nach Artikel 205 
Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft gewogen. Beschlüsse kommen mit einer Mindestzahl von 
255 Stimmen zustande, welche die Zustimmung von mindes- 
tens zwei Dritteln der Mitglieder umfassen. Ist ein Beschluss des 
Rates mit qualifizierter Mehrheit zu fassen, so kann ein Mitglied 
des Rates beantragen, dass überprüft wird, ob die Mitgliedstaa- 
ten, die diese qualifizierte Mehrheit bilden, mindestens 62 % der 
Gesamtbevölkerung der Union repräsentieren. Falls sich er- 
weist, dass diese Bedingung nicht erfüllt ist, kommt der betref- 
fende Beschluss nicht zustande.“ 

(3) Artikel 34 Absatz 3 des EU-Vertrags erhält folgende Fas- 
sung: 

„(3) Ist für einen Beschluss des Rates die qualifizierte Mehr- 
heit erforderlich, so werden die Stimmen der Mitglieder nach 
Artikel 205 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der Europäi- 
schen Gemeinschaft gewogen; Beschlüsse kommen mit einer 
Mindestzahl von 255 Stimmen zustande, weiche die Zustim- 
mung von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder umfassen. Ist 
ein Beschluss des Rates mit qualifizierter Mehrheit zu fassen, so 
kann ein Mitglied des Rates beantragen, dass überprüft wird, ob 
die Mitgliedstaaten, die diese qualifizierte Mehrheit bilden, min- 
destens 62 % der Gesamtbevölkerung der Union repräsentie- 
ren. Falls sich erweist, dass diese Bedingung nicht erfüllt ist, 
kommt der betreffende Beschluss nicht zustande.“ 

Artikel 1 1 

(1) Artikel 9 Absatz 1 des Protokolls zum EU-Vertrag, zum 
EG-Vertrag und zum EAG-Vertrag über die Satzung des Ge- 
richtshofs erhält folgende Fassung: 

„Die teilweise Neubesetzung der Richterstellen, die alle drei 
Jahre stattfindet, betrifft abwechselnd vierzehn und dreizehn 
Richter.“ 

(2) Artikel 48 des Protokolls zum EU-Vertrag, zum EG-Vertrag 
und zum EAG-Vertrag über die Satzung des Gerichtshofs erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 48 

Das Gericht besteht aus siebenundzwanzig Mitgliedern.“ 
Artikel 1 2 

Artikel 258 Absatz 2 des EG-Vertrags und Artikel 1 66 Absatz 2 
des EAG-Vertrags über die Zusammensetzung des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses erhalten folgende Fassung: 

„Die Zahl der Mitglieder des Ausschusses wird wie folgt fest- 


gesetzt: 


Belgien 

12 

Bulgarien 

12 

Tschechische Republik 

12 


Dänemark 

9 

Deutschland 

24 

Estland 

7 

Griechenland 

12 

Spanien 

21 

Frankreich 

24 

Irland 

9 

Italien 

24 

Zypern 

6 

Lettland 

7 

Litauen 

9 

Luxemburg 

6 

Ungarn 

12 

Malta 

5 

Niederlande 

12 

Österreich 

12 

Polen 

21 

Portugal 

12 

Rumänien 

15 

Slowenien 

7 

Slowakei 

9 

Finnland 

9 

Schweden 

12 

Vereinigtes Königreich 

24“. 

Artikel 1 3 

Artikel 263 Absatz 3 des EG-Vertrags über die Zusammenset- 

zung des Ausschusses der Regionen erhält folgende Fassung: 

„Die Zahl der Mitglieder des Ausschusses wird wie folgt fest- 

gesetzt: 

Belgien 

12 

Bulgarien 

12 

Tschechische Republik 

12 

Dänemark 

9 

Deutschland 

24 

Estland 

7 

Griechenland 

12 

Spanien 

21 

Frankreich 

24 

Irland 

9 

Italien 

24 

Zypern 

6 

Lettland 

7 

Litauen 

9 

Luxemburg 

6 

Ungarn 

12 

Malta 

5 

Niederlande 

12 

Österreich 

12 

Polen 

21 

Portugal 

12 
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Rumänien 15 

Slowenien 7 

Slowakei 9 

Finnland 9 

Schweden 12 

Vereinigtes Königreich 24“. 


Artikel 1 4 

Das dem EG-Vertrag beigefügte Protokoll über die Satzung 
der Europäischen Investitionsbank wird wie folgt geändert: 

1 . In Artikel 3 wird zwischen den Angaben für Belgien und die 
Tschechische Republik 

die Republik Bulgarien,“ 

und zwischen den Angaben für Portugal und Slowenien 
Rumänien,“ 
eingefügt. 

2. Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 : 

a) Der Einleitungssatz erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bank wird mit einem Kapital von 
164 795 737 000 EUR ausgestattet, das von den Mit- 
gliedstaaten in folgender Höhe gezeichnet wird*): 


*) Die Zahlen für Bulgarien und Rumänien sind Richtwerte und 
beruhen auf den von Eurostat für 2003 veröffentlichten 
Daten.“ 

b) Zwischen den Angaben für Irland und die Slowakei wird 
Folgendes eingefügt: 

„Rumänien 846 000 000“ und 

c) zwischen den Angaben für Slowenien und Litauen wird 
Folgendes eingefügt: 

„Bulgarien 296 000 000“. 

3. In Artikel 1 1 Absatz 2 erhalten die Unterabsätze 2 und 3 fol- 
gende Fassung: 

„(2) Der Verwaltungsrat besteht aus 28 ordentlichen und 
18 stellvertretenden Mitgliedern. 

Die ordentlichen Mitglieder werden für fünf Jahre vom Rat 
der Gouverneure bestellt. Die einzelnen Mitgliedstaaten und 
die Kommission benennen jeweils ein ordentliches Mitglied. 

Die stellvertretenden Mitglieder werden für fünf Jahre vom 
Rat der Gouverneure wie folgt bestellt: 

- zwei stellvertretende Mitglieder, die von der Bundesrepu- 
blik Deutschland benannt werden; 

- zwei stellvertretende Mitglieder, die von der Französi- 
schen Republik benannt werden; 

- zwei stellvertretende Mitglieder, die von der Italienischen 
Republik benannt werden; 

- zwei stellvertretende Mitglieder, die vom Vereinigten 
Königreich Großbritannien und Nordirland benannt wer- 
den; 

- ein stellvertretendes Mitglied, das vom Königreich Spa- 
nien und von der Portugiesischen Republik im gegensei- 
tigen Einvernehmen benannt wird; 

- ein stellvertretendes Mitglied, das vom Königreich Bel- 
gien, vom Großherzogtum Luxemburg und vom König- 
reich der Niederlande im gegenseitigen Einvernehmen 
benannt wird; 

- ein stellvertretendes Mitglied, das vom Königreich Däne- 
mark, von der Hellenischen Republik, Irland und Rumä- 
nien im gegenseitigen Einvernehmen benannt wird; 


- ein stellvertretendes Mitglied, das von der Republik Est- 
land, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der 
Republik Österreich, der Republik Finnland und dem 
Königreich Schweden im gegenseitigen Einvernehmen 
benannt wird; 

- drei stellvertretende Mitglieder, die von der Republik Bul- 
garien, der Tschechischen Republik, der Republik 
Zypern, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowa- 
kischen Republik im gegenseitigen Einvernehmen be- 
nannt werden; 

- ein stellvertretendes Mitglied, das von der Kommission 
benannt wird.“ 


Artikel 15 

Artikel 134 Absatz 2 Unterabsatz 1 des EAG-Vertrags über die 
Zusammensetzung des Ausschusses für Wissenschaft und 
Technik erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Ausschuss besteht aus einundvierzig Mitgliedern, die 
vom Rat nach Anhörung der Kommission ernannt werden.“ 

Titel II 

Sonstige Anpassungen 

Artikel 16 

Artikel 57 Absatz 1 letzter Satz des EG-Vertrags erhält folgen- 
de Fassung: 

„Für in Bulgarien, Estland und Ungarn bestehende Beschrän- 
kungen nach innerstaatlichem Recht ist der maßgebliche Zeit- 
punkt der 31 . Dezember 1 999.“ 

Artikel 1 7 

Artikel 299 Absatz 1 des EG-Vertrags erhält folgende Fas- 
sung: 

„(1) Dieser Vertrag gilt für das Königreich Belgien, die Repu- 
blik Bulgarien, die Tschechische Republik, das Königreich Däne- 
mark, die Bundesrepublik Deutschland, die Republik Estland, 
die Hellenische Republik, das Königreich Spanien, die Französi- 
sche Republik, Irland, die Italienische Republik, die Republik 
Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litauen, das Groß- 
herzogtum Luxemburg, die Republik Ungarn, die Republik 
Malta, das Königreich der Niederlande, die Republik Österreich, 
die Republik Polen, die Portugiesische Republik, Rumänien, die 
Republik Slowenien, die Slowakische Republik, die Republik 
Finnland, das Königreich Schweden und das Vereinigte König- 
reich Großbritannien und Nordirland.“ 

Artikel 18 

(1) Artikel 314 Absatz 2 des EG-Vertrags erhält folgende Fas- 
sung: 

„Nach den Beitrittsverträgen ist der Wortlaut dieses Vertrags 
auch in bulgarischer, dänischer, englischer, estnischer, finni- 
scher, griechischer, irischer, lettischer, litauischer, maltesischer, 
polnischer, portugiesischer, rumänischer, schwedischer, slowa- 
kischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungari- 
scher Sprache verbindlich.“ 

(2) Artikel 225 Absatz 2 des EAG-Vertrags erhält folgende 
Fassung: 

„Nach den Beitrittsverträgen ist der Wortlaut dieses Vertrags 
auch in bulgarischer, dänischer, englischer, estnischer, finni- 
scher, griechischer, irischer, lettischer, litauischer, maltesischer, 
polnischer, portugiesischer, rumänischer, schwedischer, slowa- 
kischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungari- 
scher Sprache verbindlich.“ 
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(3) Artikel 53 Absatz 2 des EU-Vertrags erhält folgende Fas- 
sung: 

„Nach den Beitrittsverträgen ist der Wortlaut dieses Vertrags 
auch in bulgarischer, estnischer, finnischer, lettischer, litauischer, 
maltesischer, polnischer, rumänischer, schwedischer, slowaki- 
scher, slowenischer, tschechischer und ungarischer Sprache 
verbindlich.“ 


Dritter Teil 

Ständige Bestimmungen 

Titel I 

Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Artikel 19 

Die in Anhang III aufgeführten Rechtsakte werden nach Maß- 
gabe jenes Anhangs angepasst. 

Artikel 20 

Die infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen der in 
Anhang IV aufgeführten Rechtsakte werden nach den dort auf- 
gestellten Leitlinien vorgenommen. 

Titel II 

Sonstige Bestimmungen 

Artikel 21 

Die in Anhang V dieser Akte aufgeführten Maßnahmen wer- 
den unter den in jenem Anhang festgelegten Bedingungen 
angewandt. 

Artikel 22 

Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments die bei einer 
Änderung der Gemeinschaftsregelung gegebenenfalls erforder- 
lichen Anpassungen der Bestimmungen dieser Akte über die 
Gemeinsame Agrarpolitik vornehmen. 


Vierter Teil 

Bestimmungen mit begrenzter Geltungsdauer 

Titel I 

Übergangsmaßnahmen 

Artikel 23 

Die in den Anhängen VI und VII aufgeführten Maßnahmen gel- 
ten in Bezug auf Bulgarien und Rumänien unter den in jenen 
Anhängen festgelegten Bedingungen. 

Titel II 

Institutionelle Bestimmungen 

Artikel 24 

(1) Abweichend von der Höchstzahl der Mitglieder des Euro- 
päischen Parlaments nach Artikel 1 89 Absatz 2 des EG-Vertrags 
und Artikel 107 Absatz 2 des EAG-Vertrags wird die Anzahl der 
Mitglieder des Europäischen Parlaments erhöht, um dem Beitritt 
Bulgariens und Rumäniens Rechnung zu tragen, wobei die An- 
zahl der Sitze für diese Länder für den Zeitraum ab dem Tag des 
Beitritts bis zum Beginn der Wahlperiode 2009 bis 2014 des 
Europäischen Parlaments wie folgt festgelegt wird: 


Bulgarien 18 
Rumänien 35. 

(2) Vor dem 31 . Dezember 2007 halten Bulgarien und Rumä- 
nien nach Maßgabe des Akts zur Einführung allgemeiner unmit- 
telbarer Wahlen der Abgeordneten des Europäischen Parla- 
ments 1 ) jeweils allgemeine unmittelbare Wahlen ihrer Völker zum 
Europäischen Parlament ab, bei denen die in Absatz 1 festge- 
legte Anzahl von Abgeordneten gewählt wird. 

(3) Abweichend von Artikel 190 Absatz 1 des EG-Vertrags 
und Artikel 108 Absatz 1 des EAG-Vertrags werden, wenn Wah- 
len nach dem Tag des Beitritts abgehalten werden, die Abgeord- 
neten der Völker Bulgariens und Rumäniens im Europäischen 
Parlament für den Zeitraum ab dem Tag des Beitritts bis zu den 
in Absatz 2 genannten Wahlen von den Parlamenten dieser 
Staaten entsprechend den von ihnen festgelegten Verfahren 
bestimmt. 


Titel III 

Finanzbestimmungen 

Artikel 25 

(1) Ab dem Tag des Beitritts zahlen Bulgarien und Rumänien 
die folgenden Beträge entsprechend ihrem Anteil an dem Kapi- 
tal, das auf das in Artikel 4 der Satzung der Europäischen Inves- 
titionsbank festgelegte gezeichnete Kapital eingezahlt wurde 2 ). 

Bulgarien EUR 14 800 000 

Rumänien EUR 42 300 000. 

Diese Beiträge werden in acht gleichen Raten gezahlt, die am 
31 . Mai 2007, 31 . Mai 2008, 31 . Mai 2009, 30. November 2009, 
31. Mai 2010, 30. November 2010, 31. Mai 2011 und 
30. November 201 1 fällig werden. 

(2) Bulgarien und Rumänien leisten zu den Rücklagen und zu 
den den Rücklagen gleichzusetzenden Rückstellungen sowie zu 
dem den Rücklagen und Rückstellungen noch zuzuweisenden 
Betrag (Saldo der Gewinn- und Verlustrechnung zum Ende des 
dem Beitritt vorausgehenden Monats), wie sie in der Bilanz der 
Bank ausgewiesen werden, zu den in Absatz 1 vorgesehenen 
Zeitpunkten in acht gleichen Raten Beiträge in Höhe folgender 
Prozentsätze der Rücklagen und Rückstellungen 2 ): 

Bulgarien 0,181 % 

Rumänien 0,517 %. 

(3) Die Kapitalbeiträge und Einzahlungen nach den Absät- 
zen 1 und 2 werden von Bulgarien und Rumänien in bar in Euro 
geleistet, sofern der Rat der Gouverneure nicht einstimmig eine 
Ausnahme hierzu beschließt. 

Artikel 26 

(1) Bulgarien und Rumänien überweisen die folgenden Beträ- 
ge an den Forschungsfonds für Kohle und Stahl im Sinne des 
Beschlusses 2002/234/EGKS der im Rat vereinigten Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 27. Februar 2002 über 
die finanziellen Folgen des Ablaufs des EGKS-Vertrags und über 
den Forschungsfonds für Kohle und Stahl 3 ): 

(in Mio. EUR zu laufenden Preisen) 

Bulgarien 11,95 

Rumänien 29,88. 


1 ) ABI. L 278 vom 8. 10. 1976, S. 5. Zuletzt geändert durch den 
Beschluss 2002/772/EG, Euratom des Rates (ABI. L 283 vom 21. 10. 
2002, S. 1). 

2 ) Bei den angegebenen Beträgen handelt es sich um Richtwerte, die 
sich auf die von Eurostat für das Jahr 2003 veröffentlichten Daten 
stützen. 

3 ) ABI. L 79 vom 22. 3. 2002, S. 42. 
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(2) Die Beiträge zum Forschungsfonds für Kohle und Stahl 
werden beginnend mit dem Jahr 2009 in vier Raten jeweils am 
ersten Arbeitstag des ersten Monats jedes Jahres wie folgt 
überwiesen: 

2009: 15 % 

2010 : 20 % 

2011: 30 % 

2012: 35 %. 

Artikel 27 

(1) Vom Tag des Beitritts an werden Ausschreibung, Auftrags- 
vergabe, Durchführung und Zahlungen im Rahmen von Heran- 
führungshilfen nach den Programmen PHARE 1 ) und PHARE- 
CBC 2 ) sowie von Beihilfen nach der in Artikel 31 genannten 
Übergangsfazilität von Durchführungsstellen in Bulgarien und 
Rumänien verwaltet. 

Die Ex-ante-Kontrolle der Kommission für Ausschreibung und 
Auftragsvergabe wird mit einem entsprechenden Beschluss der 
Kommission aufgehoben, wenn die Kommission ein Zulas- 
sungsverfahren durchgeführt hat und das Erweiterte Dezentrale 
Durchführungssystem (Extended Decentralised Implementation 
System-EDIS) anhand der im Anhang zu der Verordnung (EG) 
Nr. 1266/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 zur Koordinierung 
der Hilfe für die beitrittswilligen Länder im Rahmen der Heran- 
führungsstrategie und zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 3906/89 3 ) und des Artikels 164 der Haushaltsordnung für 
den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften 4 ) 
festgelegten Kriterien und Bedingungen positiv beurteilt worden 
ist. 

Wird dieser Kommissionsbeschluss zur Aufhebung der Ex-ante- 
Kontrolle nicht vor dem Tag des Beitritts gefasst, so kann für kei- 
nen der Verträge, die zwischen dem Tag des Beitritts und dem 
Tag des Kommissionsbeschlusses unterzeichnet werden, Her- 
anführungshilfe gewährt werden. 

Verzögert sich jedoch der Beschluss der Kommission zur Aufhe- 
bung der Ex-ante-Kontrolle aus Gründen, die nicht den Behör- 
den Bulgariens bzw. Rumäniens zuzuschreiben sind, über den 
Tag des Beitritts hinaus, so kann die Kommission in gebührend 
begründeten Fällen einer Heranführungshilfe für Verträge, die 
zwischen dem Tag des Beitritts und dem Tag des Kommissions- 
beschlusses unterzeichnet wurden, und einer weiteren Durch- 
führung von Heranführungshilfen für einen begrenzten Zeitraum 
vorbehaltlich einer Ex-ante-Kontrolle von Ausschreibung und 
Auftragsvergabe durch die Kommission zustimmen. 

(2) Mittelbindungen, die vor dem Beitritt im Rahmen der in 
Absatz 1 genannten Vorbeitritts-Finanzinstrumente und nach 
dem Beitritt im Rahmen der in Artikel 31 genannten Übergangs- 
fazilität erfolgt sind, einschließlich des Abschlusses und der Ver- 
buchung späterer rechtlicher Einzelverpflichtungen und Zahlun- 
gen nach dem Beitritt, unterliegen weiterhin den Regelungen 
und Verordnungen für die Vorbeitritts-Finanzinstrumente und 
werden bis zum Abschluss der betreffenden Programme und 
Projekte in den entsprechenden Kapiteln des Haushalts veran- 
schlagt. Dessen ungeachtet werden Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Aufträge, die nach dem Beitritt eingeleitet werden, in 
Einklang mit den einschlägigen Gemeinschaftsrichtlinien durch- 
geführt. 


1 ) Verordnung (EWG) Nr. 3906/89 des Rates vom 18. Dezember 1989 
über Wirtschaftshilfe für bestimmte Länder in Mittel- und Osteuropa 
(ABI. L 375 vom 23. 12. 1989, S. 11). Zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EG) Nr. 769/2004 (ABI. L 123 vom 27. 4. 2004, S. 1). 

2 ) Verordnung (EG) Nr. 2760/98 der Kommission vom 18. Dezember 
1998 über die Durchführung eines Programms für grenzübergreifende 
Zusammenarbeit im Rahmen des PHARE-Programms (ABI. L345 vom 
19. 12. 1998, S. 49). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1 822/2003 (ABI. L 267 vom 1 7. 1 0. 2003, S. 9). 

3 ) ABI. L 161 vom 26. 6. 1999, S. 68. 

4 ) Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. 6. 2002 

(ABI. L 248 vom 16. 9. 2002, S. 1). 


(3) Für die in Absatz 1 genannte Heranführungshilfe wird im 
letzten Jahr vor dem Beitritt letztmalig eine Programmplanung 
durchgeführt. Die Aufträge für Maßnahmen im Rahmen dieser 
Programme sind innerhalb der folgenden zwei Jahre zu verge- 
ben. Verlängerungen der Auftragsvergabefrist werden nicht ge- 
nehmigt. Für die Ausführung der Aufträge können in gebührend 
begründeten Ausnahmefällen befristete Verlängerungen geneh- 
migt werden. 

Ungeachtet dessen kann Heranführungshilfe für Verwaltungs- 
kosten nach Absatz 4 in den ersten zwei Jahren nach dem Bei- 
tritt gebunden werden. Für Audit- und Evaluierungskosten kann 
Heranführungshilfe für die Dauer von fünf Jahren nach dem Bei- 
tritt gebunden werden. 

(4) Zur Gewährleistung der erforderlichen schrittweisen Ein- 
stellung der in Absatz 1 genannten Vorbeitritts-Finanzinstru- 
mente und des ISPA-Programms 5 ) kann die Kommission alle 
geeigneten Maßnahmen ergreifen, um dafür zu sorgen, dass das 
erforderliche Statutspersonal in Bulgarien und Rumänien nach 
dem Beitritt noch für höchstens 19 Monate weiter tätig ist. In 
diesem Zeitraum gelten für Beamte, Bedienstete auf Zeit und 
Vertragsbedienstete, die vor dem Beitritt in Planstellen in Bulga- 
rien und Rumänien eingewiesen wurden und die nach dem 
Beitritt weiterhin in diesen Staaten ihren Dienst zu verrichten 
haben, ausnahmsweise die gleichen finanziellen und materiellen 
Bedingungen, wie sie die Kommission vor dem Beitritt ge- 
mäß dem Statut der Beamten und der Beschäftigungsbedingun- 
gen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemein- 
schaften - der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) des Rates 
Nr. 259/68 6 ) - angewandt hat. Die Verwaltungsausgaben ein- 
schließlich der Bezüge sonstigen erforderlichen Personals wer- 
den aus der Haushaltslinie „Einstellung der Heranführungshilfe 
für die neuen Mitgliedstaaten“ oder einer entsprechenden Haus- 
haltslinie im geeigneten, mit der Erweiterung im Zusammenhang 
stehenden Politikbereich des Gesamthaushaltsplans der Euro- 
päischen Gemeinschaften finanziert. 


Artikel 28 

(1) Maßnahmen, die zum Zeitpunkt des Beitritts Gegenstand 
von Beschlüssen über Unterstützung gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1267/1999 über ein strukturpolitisches Instrument zur 
Vorbereitung auf den Beitritt waren und deren Durchführung zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen war, gelten als von 
der Kommission gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1164/94 des 
Rates vom 16. Mai 1994 zur Einrichtung eines Kohäsionsfonds 7 ) 
genehmigt. Beträge, die für die Durchführung derartiger Maß- 
nahmen noch gebunden werden müssen, werden gemäß der 
zum Zeitpunkt des Beitritts für den Kohäsionsfonds geltenden 
Verordnung gebunden und dem Kapitel zugewiesen, das im 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften dieser 
Verordnung entspricht. Sofern in den Absätzen 2 bis 5 nichts an- 
deres angegeben ist, gelten für derartige Maßnahmen die 
Bestimmungen zur Durchführung von Maßnahmen, die gemäß 
der letzteren Verordnung genehmigt worden sind. 

(2) Vergabeverfahren für Maßnahmen nach Absatz 1, die am 
Tag des Beitritts bereits Gegenstand einer Ausschreibung im 
Amtsblatt der Europäischen Union waren, werden gemäß den in 
der Ausschreibung enthaltenen Regeln durchgeführt. Die Be- 
stimmungen von Artikel 165 der Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften finden 
jedoch keine Anwendung. Vergabeverfahren für Maßnahmen 
nach Absatz 1 , die noch nicht Gegenstand einer Ausschreibung 


5 ) Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 des Rates vom 21 . Juni 1999 über ein 
strukturpolitisches Instrument zur Vorbereitung auf den Beitritt (ABI. 
L 161 vom 26. 6. 1999, S. 73). Zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EG) Nr. 769/2004 des Rates (ABI. L 1 23 vom 27. 4. 2004, S. 1 ). 

6 ) ABI. L 56 vom 4. 3. 1968, S. 1 . Zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EG, Euratom) Nr. 723/2004 (ABI. L 124 vom 27. 4. 2004, S. 1). 

7 ) ABI. L 130 vom 25.5.1994. Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 
2003 (ABI. L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33). 
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im Amtsblatt der Europäischen Union waren, müssen in Ein- 
klang stehen mit den Bestimmungen der Verträge, den aufgrund 
der Verträge erlassenen Rechtsakten und den Gemeinschafts- 
politiken, einschließlich der Politiken in den Bereichen Umwelt- 
schutz, Verkehr, transeuropäische Netze, Wettbewerb und Ver- 
gabe öffentlicher Aufträge. 

(3) Zahlungen, die die Kommission im Rahmen einer Maß- 
nahme nach Absatz 1 tätigt, werden der am weitesten zurücklie- 
genden offenen Mittelbindung an erster Stelle gemäß Verord- 
nung (EG) Nr. 1267/1999 und danach gemäß der zum jeweiligen 
Zeitpunkt für den Kohäsionsfonds geltenden Verordnung zuge- 
ordnet. 

(4) Außer in ausreichend begründeten Fällen, über die die 
Kommission auf Antrag des betreffenden Mitgliedstaats be- 
schließt, gelten für die Maßnahmen nach Absatz 1 weiterhin die 
Reqeln für die Förderfähiqkeit von Ausqaben gemäß Verordnung 
(EG) Nr. 1267/1999. 

(5) Die Kommission kann in ausreichend begründeten Aus- 
nahmefällen beschließen, für die Maßnahmen nach Absatz 1 
spezifische Befreiungen von den Regeln zu genehmigen, die 
gemäß der zum Zeitpunkt des Beitritts für den Kohäsionsfonds 
geltenden Verordnung anwendbar sind. 

Artikel 29 

Erstreckt sich der Zeitraum für mehrjährige Mittelbindungen 
im Rahmen des SAPARD-Programms 1 ) für die Aufforstung land- 
wirtschaftlicher Flächen, die Unterstützung der Einrichtung von 
Erzeugergemeinschaften oder Agrarumweltmaßnahmen über 
das letzte für Zahlungen im Rahmen von SAPARD zulässige 
Datum hinaus, so werden noch bestehende Mittelbindungen im 
Programm 2007 bis 2013 für die Entwicklung des ländlichen 
Raums abgewickelt. Sind dafür besondere Übergangsmaßnah- 
men erforderlich, so werden diese nach dem Verfahren des Arti- 
kels 50 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates 
vom 21 . Juni 1 999 mit allgemeinen Bedingungen über die Struk- 
turfonds 2 ) erlassen. 


Artikel 30 

(1) Bulgarien hat entsprechend seinen Zusagen die Reakto- 
ren 1 und 2 des Kernkraftwerks Kosloduj vor dem Jahr 2003 
endgültig abgeschaltet, damit sie anschließend stillgelegt wer- 
den können; ferner hat es zugesagt, die Reaktoren 3 und 4 die- 
ses Kernkraftwerks im Jahr 2006 endgültig abzuschalten und 
anschließend stillzulegen. 

(2) Im Zeitraum 2007 bis 2009 stellt die Gemeinschaft Bulga- 
rien eine Finanzhilfe für die Stilllegungsarbeiten und zur Bewälti- 
gung der Folgen der Abschaltung und Stilllegung der Reaktoren 
1 bis 4 des Kernkraftwerks Kosloduj bereit. 

Die Finanzhilfe umfasst unter anderem Folgendes: Maßnahmen 
zur Unterstützung der Stilllegung der Reaktoren 1 bis 4 des 
Kernkraftwerks Kosloduj, Maßnahmen zur Verbesserung der 
Umweltfreundlichkeit entsprechend dem Besitzstand, Maßnah- 
men zur Modernisierung konventioneller Stromerzeugungska- 
pazitäten sowie der Bereiche Übertragung und Verteilung von 
Energie in Bulgarien und Maßnahmen zur Verbesserung der 
Energieeffizienz, zum Ausbau der Nutzung erneuerbarer Ener- 
giequellen und zur Verbesserung der Sicherheit der Energiever- 
sorgung. 


') Verordnung (EG) Nr. 1268/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 über 
eine gemeinschaftliche Förderung für Maßnahmen in den Bereichen 
Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes zur Vorberei- 
tung des Beitritts der Bewerberländer in Mittel- und Osteuropa wäh- 
rend des Heranführungszeitraums (ABI. L 161 vom 26. 6. 1999, S. 87). 
Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2008/2004 (ABI. L 349 
vom 25. 11. 2004, S. 12). 

2 ) ABI. L 161 vom 26. 6. 1999, S. 1. Zuletzt geändert durch die Beitritts- 
akte von 2003 (ABI. L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33). 


Für den Zeitraum 2007 bis 2009 beläuft sich die Finanzhilfe auf 
210 Mio. EUR (zu Preisen von 2004) an Verpflichtungsermächti- 
gungen, die in gleichen jährlichen Tranchen von je 70 Mio. EUR 
(zu Preisen von 2004) zu binden sind. 

Die Finanzhilfe kann ganz oder teilweise in Form eines Beitrags 
der Gemeinschaft zum Internationalen Fonds zur Unterstützung 
der Stilllegung von Kosloduj, der von der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung verwaltet wird, bereitgestellt 
werden. 

(3) Die Kommission kann Regeln für die Umsetzung der in 
Absatz 2 genannten Finanzhilfe annehmen. Die Regeln werden 
gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 
1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der 
Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse 3 ) festge- 
iegt. Zu diesem Zweck wird die Kommission von einem Aus- 
schuss unterstützt. Die Artikel 4 und 7 des Beschlusses 
1 999/468/EG kommen zur Anwendung. Der Zeitraum nach Arti- 
kel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/468/EG beträgt sechs 
Wochen. Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Artikel 31 

(1) Für das erste Jahr nach dem Beitritt stellt die Union Bulga- 
rien und Rumänien eine vorübergehende Finanzhilfe (nachste- 
hend „Übergangsfazilität“ genannt) bereit, um ihre Justiz- und 
Verwaltungskapazitäten zur Anwendung und Durchsetzung des 
Gemeinschaftsrechts zu entwickeln und zu stärken und den 
gegenseitigen Austausch bewährter Praktiken zu fördern. Mit 
dieser Finanzhilfe werden Projekte zum Institutionenaufbau und 
damit verbundene kleinere Investitionen finanziert. 

(2) Die Hilfe dient dazu, dem anhaltenden Erfordernis, die 
institutioneilen Kapazitäten in bestimmten Bereichen zu stärken, 
durch Maßnahmen zu entsprechen, die nicht von den Struktur- 
fonds oder dem Fonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums finanziert werden können. 

(3) Für Partnerschaftsprojekte zwischen öffentlichen Verwal- 
tungen zum Zwecke des Institutionenaufbaus gilt weiterhin das 
in den Rahmenabkommen mit den Mitgliedstaaten zum Zwecke 
der Heranführungshilfe festgelegte Verfahren für den Aufruf zur 
Einreichung von Vorschlägen über das Netz der Kontaktstellen 
in den Mitgliedstaaten. 

Die Verpflichtungsermächtigungen für die Übergangsfazilität für 
Bulgarien und Rumänien betragen im ersten Jahr nach dem Bei- 
tritt 82 Mio. EUR zu Preisen von 2004 und werden nationalen 
und horizontalen Prioritäten zugewiesen. Die Mittel werden von 
der Haushaltsbehörde innerhalb der Grenzen der Finanziellen 
Vorausschau bewilligt. 

(4) Über die Hilfe im Rahmen der Übergangsfazilität und 
deren Durchführung wird nach der Verordnung (EWG) 
Nr. 3906/89 des Rates über Wirtschaftshilfe für bestimmte Län- 
der Mittel- und Osteuropas beschlossen. 


Artikel 32 

(1) Es wird eine Cashflow- und Schengen-Fazilität als zeitlich 
befristetes Instrument eingerichtet, um Bulgarien und Rumänien 
ab dem Tag des Beitritts bis zum Ende des Jahres 2009 bei der 
Finanzierung von Maßnahmen an den neuen Außengrenzen der 
Union zur Durchführung des Schengen-Besitzstands und der 
Kontrollen an den Außengrenzen und bei der Verbesserung der 
Liquidität in den nationalen Haushaltsplänen zu unterstützen. 

(2) Für den Zeitraum 2007 bis 2009 werden Bulgarien und 
Rumänien die folgenden Beträge (Preise von 2004) in Form von 
Pauschalbeträgen aus der zeitlich befristeten Cashflow- und 
Schengen-Fazilität bereitgestellt: 


3 ) ABI. L 184 vom 17. 7. 1999, S. 23. 
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(in Mio. EUR zu Preisen von 2004) 



2007 

2008 

2009 

Bulgarien 

121,8 

59,1 

58,6 

Rumänien 

297,2 

131,8 

130,8 


(3) Mindestens 50 % der jedem Land im Rahmen dieser zeit- 
lich befristeten Cashflow- und Schengen-Fazilität zugewiesenen 
Mittel sind zu verwenden, um Bulgarien und Rumänien bei ihrer 
Verpflichtung zu unterstützen, Maßnahmen an den neuen 
Außengrenzen der Union zur Durchführung des Schengen- 
Besitzstands und der Kontrollen an den Außengrenzen zu finan- 
zieren. 

(4) Bulgarien und Rumänien wird am ersten Arbeitstag jedes 
Monats des entsprechenden Jahres ein Zwölftel des jeweiligen 
Jahresbetrags gezahlt. Die Pauschalbeträge sind innerhalb von 
drei Jahren nach der ersten Zahlung zu verwenden. Bulgarien 
und Rumänien legen spätestens sechs Monate nach Ablauf des 
Dreijahreszeitraums einen umfassenden Bericht über die end- 
gültige Verwendung der aus der Abteilung „Schengen“ der 
befristeten Cashflow- und Schengen-Fazilität gezahlten Pau- 
schalbeträge mit einer Begründung der Ausgaben vor. Nicht ver- 
wendete oder ungerechtfertigt ausgegebene Mittel werden von 
der Kommission wieder eingezogen. 

(5) Die Kommission kann technische Vorschriften erlassen, 
die für das Funktionieren der zeitlich befristeten Cashflow- und 
Schengen-Fazilität erforderlich sind. 


Artikel 33 

(1) Unbeschadet künftiger politischer Entscheidungen wird 
die gesamte Mittelausstattung für strukturpolitische Maßnah- 
men, die Bulgarien und Rumänien während des Dreijahreszeit- 
raums 2007 bis 2009 zur Verfügung gestellt wird, wie folgt fest- 
gesetzt: 

(in Mio. EUR zu Preisen von 2004) 
2007 2008 2009 


Bulgarien 539 759 1 002 

Rumänien 1 399 1 972 2 603 

(2) Während der drei Jahre 2007 bis 2009 werden der Anwen- 
dungsbereich und die Art der Beihilfen innerhalb dieser festge- 
legten länderspezifischen Finanzrahmen auf der Grundlage der 
dann für strukturpolitische Maßnahmen geltenden Bestimmun- 
gen festgelegt. 


Artikel 34 

(1) Zusätzlich zu den am Tag des Beitritts geltenden Verord- 
nungen über die Entwicklung des ländlichen Raums gelten für 
Bulgarien und Rumänien die Bestimmungen des Anhangs VIII 
Abschnitte I bis III im Zeitraum 2007 bis 2009 und die spezifi- 
schen Finanzbestimmungen des Anhangs VIII Abschnitt IV im 
gesamten Programmplanungszeitraum 2007 bis 2013. 

(2) Unbeschadet künftiger politischer Entscheidungen belau- 
fen sich die Verpflichtungsermächtigungen aus dem EAGFL, 
Abteilung Garantie, für die Entwicklung des ländlichen Raums 
zugunsten von Bulgarien und Rumänien im Dreijahreszeitraum 
2007 bis 2009 auf 3 041 Mio. EUR (Preise von 2004). 

(3) Durchführungsbestimmungen für die Anwendung des 
Anhangs VIII werden erforderlichenfalls nach dem Verfahren des 
Artikels 50 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 erlas- 
sen. 

(4) Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments etwaige Anpassungen der Bestimmungen des An- 


hangs VIII, wenn dies erforderlich ist, um die Kohärenz mit den 
Verordnungen über die Entwicklung des ländlichen Raums 
sicherzustellen. 


Artikel 35 

Die Kommission passt die in den Artikeln 30, 31, 32, 33 
und 34 genannten Beträge jedes Jahr im Rahmen der jährlichen 
technischen Anpassung der Finanziellen Vorausschau an die 
Preisentwicklung an. 


Titel IV 

Sonstige Bestimmungen 

Artikel 36 

(1) Für einen Zeitraum von bis zu drei Jahren nach dem Bei- 
tritt kann Bulgarien oder Rumänien bei Schwierigkeiten, welche 
einen Wirtschaftszweig erheblich und voraussichtlich anhaltend 
treffen oder welche die wirtschaftliche Lage eines bestimmten 
Gebiets beträchtlich verschlechtern können, die Genehmigung 
zur Anwendung von Schutzmaßnahmen beantragen, um die 
Lage wieder auszugleichen und den betreffenden Wirtschafts- 
zweig an die Wirtschaft des Binnenmarkts anzupassen. 

Unter den gleichen Bedingungen kann ein derzeitiger Mitglied- 
staat die Genehmigung zur Anwendung von Schutzmaßnahmen 
gegenüber Bulgarien, Rumänien oder diesen beiden Staaten 
beantragen. 

(2) Auf Antrag des betreffenden Staates bestimmt die Kom- 
mission im Dringlichkeitsverfahren die ihres Erachtens erforder- 
lichen Schutzmaßnahmen und legt gleichzeitig die Bedingungen 
und Einzelheiten ihrer Anwendung fest. 

Im Fall erheblicher wirtschaftlicher Schwierigkeiten entscheidet 
die Kommission auf ausdrücklichen Antrag des betreffenden 
Mitgliedstaats binnen fünf Arbeitstagen nach Eingang des mit 
Gründen versehenen Antrags. Die beschlossenen Maßnahmen 
sind sofort anwendbar; sie tragen dem Interesse aller Beteiligten 
Rechnung und dürfen keine Grenzkontrollen mit sich bringen. 

(3) Die nach Absatz 2 genehmigten Maßnahmen können von 
den Vorschriften des EG-Vertrags und von dieser Akte abwei- 
chen, soweit und solange dies unbedingt erforderlich ist, um die 
in Absatz 1 genannten Ziele zu erreichen. Es sind mit Vorrang 
solche Maßnahmen zu wählen, die das Funktionieren des Bin- 
nenmarkts am wenigsten stören. 


Artikel 37 

Hat Bulgarien oder Rumänien seine im Rahmen der Beitritts- 
verhandlungen eingegangenen Verpflichtungen nicht erfüllt und 
dadurch eine ernste Beeinträchtigung des Funktionierens des 
Binnenmarkts hervorgerufen, einschließlich der Verpflichtungen 
in allen sektorbezogenen Politiken, die wirtschaftliche Tätigkei- 
ten mit grenzüberschreitender Wirkung betreffen, oder besteht 
die unmittelbare Gefahr einer solchen Beeinträchtigung, so kann 
die Kommission für einen Zeitraum von bis zu drei Jahren nach 
dem Beitritt auf begründeten Antrag eines Mitgliedstaats oder 
auf eigene Initiative geeignete Maßnahmen erlassen. 

Diese Maßnahmen müssen verhältnismäßig sein, wobei vorran- 
gig Maßnahmen, die das Funktionieren des Binnenmarkts am 
wenigsten stören, zu wählen und gegebenenfalls bestehende 
sektorale Schutzmechanismen anzuwenden sind. Solche 
Schutzmaßnahmen dürfen nicht als willkürliche Diskriminierung 
oder als versteckte Beschränkung des Handels zwischen den 
Mitgliedstaaten angewandt werden. Die Schutzklausel kann 
schon vor dem Beitritt aufgrund der Ergebnisse der Überwa- 
chung geltend gemacht werden, und die Maßnahmen treten am 
ersten Tag der Mitgliedschaft in Kraft, sofern nicht ein späterer 
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Zeitpunkt vorgesehen ist. Die Maßnahmen werden nicht länger 
als unbedingt nötig aufrechterhalten und werden auf jeden Fall 
aufgehoben, sobald die einschlägige Verpflichtung erfüllt ist. Sie 
können jedoch über den in Absatz 1 genannten Zeitraum hinaus 
angewandt werden, solange die einschlägigen Verpflichtungen 
nicht erfüllt sind. Aufgrund von Fortschritten der betreffenden 
neuen Mitgliedstaaten bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
kann die Kommission die Maßnahmen in geeigneter Weise 
anpassen. Die Kommission unterrichtet den Rat rechtzeitig, 
bevor sie die Schutzmaßnahmen aufhebt, und trägt allen 
Bemerkungen des Rates in dieser Hinsicht gebührend Rech- 
nung. 

Artikel 38 

Treten bei der Umsetzung, der Durchführung oder der Anwen- 
dung von Rahmenbeschlüssen oder anderen einschlägigen Ver- 
pflichtungen, Instrumenten der Zusammenarbeit oder Beschlüs- 
sen in Bezug auf die gegenseitige Anerkennung im Bereich des 
Strafrechts im Rahmen des Titels VI des EU-Vertrags und von 
Richtlinien und Verordnungen in Bezug auf die gegenseitige 
Anerkennung im Bereich des Zivilrechts im Rahmen des Titels IV 
des EG-Vertrags in Bulgarien oder Rumänien ernste Mängel auf 
oder besteht die Gefahr ernster Mängel, so kann die Kommissi- 
on für einen Zeitraum von bis zu drei Jahren nach dem Beitritt 
auf begründeten Antrag eines Mitgliedstaats oder auf eigene Ini- 
tiative und nach Konsultation der Mitgliedstaaten angemessene 
Maßnahmen treffen und die Bedingungen und Einzelheiten ihrer 
Anwendung festlegen. 

Diese Maßnahmen können in Form einer vorübergehenden Aus- 
setzung der Anwendung einschlägiger Bestimmungen und 
Beschlüsse in den Beziehungen zwischen Bulgarien oder 
Rumänien und einem oder mehreren anderen Mitgliedstaat(en) 
erfolgen; die Fortsetzung einer engen justiziellen Zusammenar- 
beit bleibt hiervon unberührt. Die Schutzklausel kann schon vor 
dem Beitritt aufgrund der Ergebnisse der Überwachung geltend 
gemacht werden und die Maßnahmen treten am ersten Tag der 
Mitgliedschaft in Kraft, sofern nicht ein späterer Zeitpunkt vor- 
gesehen ist. Die Maßnahmen werden nicht länger als unbedingt 
nötig aufrechterhalten und werden auf jeden Fall aufgehoben, 
sobald die Mängel beseitigt sind. Sie können jedoch über den in 
Absatz 1 genannten Zeitraum hinaus angewandt werden, solan- 
ge die Mängel weiter bestehen. Aufgrund von Fortschritten des 
betreffenden neuen Mitgliedstaats bei der Beseitigung der fest- 
gestellten Mängel kann die Kommission die Maßnahmen nach 
Konsultation der Mitgliedstaaten in geeigneter Weise anpassen. 
Die Kommission unterrichtet den Rat rechtzeitig, bevor sie die 
Schutzmaßnahmen aufhebt, und trägt allen Bemerkungen des 
Rates in dieser Hinsicht gebührend Rechnung. 

Artikel 39 

(1 ) Falls auf der Grundlage der von der Kommission sicherge- 
stellten kontinuierlichen Überwachung der Verpflichtungen, die 
Bulgarien und Rumänien im Rahmen der Beitrittsverhandlungen 
eingegangen sind, und insbesondere auf der Grundlage der 
Überwachungsberichte der Kommission eindeutig nachgewie- 
sen ist, dass sich die Vorbereitungen im Hinblick auf die Über- 
nahme und Umsetzung des Besitzstands in Bulgarien oder 
Rumänien auf einem Stand befinden, der die ernste Gefahr mit 
sich bringt, dass einer dieser Staaten in einigen wichtigen Berei- 
chen offenbar nicht in der Lage ist, die Anforderungen der Mit- 
gliedschaft bis zum Beitrittstermin 1 . Januar 2007 zu erfüllen, so 
kann der Rat auf Empfehlung der Kommission einstimmig 
beschließen, den Zeitpunkt des Beitritts des betreffenden Staa- 
tes um ein Jahr auf den 1 . Januar 2008 zu verschieben. 

(2) Werden bei der Erfüllung einer oder mehrerer der in 
Anhang IX Nummer I aufgeführten Verpflichtungen und Anforde- 
rungen durch Rumänien ernste Mängel festgestellt, so kann der 
Rat ungeachtet des Absatzes 1 mit qualifizierter Mehrheit auf 
Empfehlung der Kommission in Bezug auf Rumänien einen 
Beschluss gemäß Absatz 1 fassen. 


(3) Ungeachtet des Absatzes 1 und unbeschadet des Arti- 
kels 37 kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung 
der Kommission nach einer im Herbst 2005 vorzunehmenden 
eingehenden Bewertung der Fortschritte Rumäniens auf dem 
Gebiet der Wettbewerbspolitik den in Absatz 1 genannten Be- 
schluss in Bezug auf Rumänien fassen, wenn bei der Erfüllung 
der Verpflichtungen im Rahmen des Europa-Abkommens 1 ) oder 
bei der Erfüllung einer oder mehrerer der in Anhang IX Num- 
mer II aufgeführten Verpflichtungen und Anforderungen durch 
Rumänien ernste Mängel festgestellt werden. 

(4) Wird ein Beschluss nach Absatz 1, 2 oder 3 erlassen, so 
befindet der Rat unverzüglich mit qualifizierter Mehrheit über die 
Anpassungen, die aufgrund des aufschiebenden Beschlusses in 
Bezug auf diese Akte, einschließlich ihrer Anhänge und Anlagen, 
unerlässlich geworden sind. 


Artikel 40 

Um das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts nicht 
zu behindern, darf die Durchführung der innerstaatlichen Vor- 
schriften Bulgariens und Rumäniens während der in den Anhän- 
gen VI und VII vorgesehenen Übergangszeiten nicht zu Grenz- 
kontrollen zwischen den Mitgliedstaaten führen. 


Artikel 41 

Sind Übergangsmaßnahmen erforderlich, um den Übergang 
von der in Bulgarien und Rumänien bestehenden Regelung auf 
die Regelung zu erleichtern, die sich aus der Anwendung der 
Gemeinsamen Agrarpolitik gemäß den in dieser Akte genannten 
Bedingungen ergibt, so werden diese Maßnahmen von der 
Kommission entsprechend dem Verfahren nach Artikel 25 
Absatz 2 der Verordnung (EG) des Rates Nr. 1784/2003 vom 
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Getreide 2 ) oder gegebenenfalls dem Verfahren nach den ent- 
sprechenden Artikeln anderer Verordnungen über gemeinsame 
Markorganisationen oder entsprechend dem in den anwendba- 
ren Rechtsvorschriften vorgesehenen einschlägigen Verfahren 
erlassen. Die in diesem Artikel genannten Übergangsmaßnah- 
men können während eines Zeitraums von drei Jahren nach 
dem Beitritt erlassen werden und ihre Anwendung ist auf diesen 
Zeitraum zu beschränken. Der Rat kann diesen Zeitraum auf 
Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäi- 
schen Parlaments einstimmig verlängern. 

Die Übergangsmaßnahmen, welche die Durchführung von in 
dieser Akte nicht genannten Rechtsakten der Gemeinsamen 
Agrarpolitik betreffen, die infolge des Beitritts erforderlich sind, 
werden vor dem Beitritt vom Rat auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit angenommen oder, wenn sie Rechts- 
akte betreffen, die ursprünglich von der Kommission erlassen 
worden sind, von dieser nach dem für die Annahme der betref- 
fenden Rechtsakte erforderlichen Verfahren erlassen. 


Artikel 42 

Sind Übergangsmaßnahmen erforderlich, um den Übergang 
von der in Bulgarien und Rumänien bestehenden Regelung auf 
die Regelung zu erleichtern, die sich aus der Anwendung der 
Bestimmungen des Veterinär- und Pflanzenschutzrechts sowie 
des Lebensmittelsicherheitsrechts der Gemeinschaft ergibt, so 
werden diese Maßnahmen von der Kommission nach dem in 
den anwendbaren Rechtsvorschriften vorgesehenen einschlägi- 
gen Verfahren erlassen. Diese Maßnahmen werden für einen 
Zeitraum von drei Jahren nach dem Beitritt getroffen und ihre 
Anwendung ist auf diesen Zeitraum zu beschränken. 


1 ) Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und Rumänien andererseits (ABI. L357 vom 31. 12. 1994, S. 2). 

2 ) ABI. L 270 vom 21.10. 2003, S. 78. 
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Fünfter Teil 

Bestimmungen über die Durchführung dieser Akte 

Titel I 

Einsetzung der Organe und Gremien 

Artikel 43 

Das Europäische Parlament nimmt die infolge des Beitritts 
erforderlichen Anpassungen seiner Geschäftsordnung vor. 

Artikel 44 

Der Rat nimmt die infolge des Beitritts erforderlichen Anpas- 
sungen seiner Geschäftsordnung vor. 

Artikel 45 

Mit Wirkung vom Tag des Beitritts wird je ein Staatsangehöri- 
ger jedes neuen Mitgliedstaats zum Mitglied der Kommission 
ernannt. Die neuen Mitglieder der Kommission werden vom Rat 
mit qualifizierter Mehrheit nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments und im Einvernehmen mit dem Präsidenten der 
Kommission ernannt. 

Die Amtszeit der so ernannten Mitglieder endet zur gleichen Zeit 
wie die Amtszeit der zur Zeit des Beitritts im Amt befindlichen 
Mitglieder. 

Artikel 46 

(1) Beim Gerichtshof und beim Gericht erster Instanz werden 
jeweils zwei weitere Richter ernannt. 

(2) Die Amtszeit eines der nach Absatz 1 ernannten Richter 
am Gerichtshof endet am 6. Oktober 2009. Dieser Richter wird 
durch das Los bestimmt. Die Amtszeit des anderen Richters 
endet am 6. Oktober 201 2. 

Die Amtszeit eines der nach Absatz 1 ernannten Richter am 
Gericht erster Instanz endet am 31 . August 2007. Dieser Richter 
wird durch das Los bestimmt. Die Amtszeit des anderen Rich- 
ters endet am 31 . August 201 0. 

(3) Der Gerichtshof nimmt die infolge des Beitritts erforderli- 
chen Anpassungen seiner Verfahrensordnung vor. 

Das Gericht erster Instanz nimmt im Einvernehmen mit dem 
Gerichtshof die infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen 
seiner Verfahrensordnung vor. 

Die angepassten Verfahrensordnungen bedürfen der Genehmi- 
gung des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit beschließt. 

(4) Bei der Entscheidung der am Tag des Beitritts anhängigen 
Rechtssachen, in denen das mündliche Verfahren vor diesem 
Zeitpunkt eröffnet wurde, tagen der Gerichtshof und das Gericht 
erster Instanz bei Vollsitzungen sowie die Kammern in der 
Zusammensetzung, die sie vor dem Beitritt hatten; sie wenden 
dabei die am Tag vor dem Tag des Beitritts geltenden Verfah- 
rensordnungen an. 

Artikel 47 

Beim Rechnungshof werden zwei weitere Mitglieder mit einer 
Amtszeit von sechs Jahren ernannt. 

Artikel 48 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuss wird durch die Ernen- 
nung von 27 Mitgliedern ergänzt, welche die verschiedenen 
wirtschaftlichen und sozialen Bereiche der organisierten Zivilge- 
sellschaft Bulgariens und Rumäniens vertreten. Die Amtszeit der 
so ernannten Mitglieder endet zur gleichen Zeit wie die Amtszeit 
der zum Tag des Beitritts im Amt befindlichen Mitglieder. 


Artikel 49 

Der Ausschuss der Regionen wird durch die Ernennung 
von 27 Mitgliedern ergänzt, welche die regionalen und lokalen 
Gebietskörperschaften Bulgariens und Rumäniens vertreten 
und von denen jeder ein Wahlmandat in einer regionalen oder 
lokalen Gebietskörperschaft innehat oder gegenüber einer 
gewählten Versammlung politisch verantwortlich ist. Die Amts- 
zeit der so ernannten Mitglieder endet zur gleichen Zeit wie die 
Amtszeit der zum Tag des Beitritts im Amt befindlichen Mitglie- 
der. 

Artikel 50 

Die infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen der Sat- 
zungen und Geschäftsordnungen der durch die ursprünglichen 
Verträge eingesetzten Ausschüsse werden so bald wie möglich 
nach dem Beitritt vorgenommen. 

Artikel 51 

(1) Die neuen Mitglieder der durch die Verträge oder durch 
Rechtsakte der Organe eingesetzten Ausschüsse, Gruppen 
oder sonstigen Gremien werden unter den Bedingungen und 
nach den Verfahren ernannt, die für die Ernennung von Mitglie- 
dern dieser Ausschüsse, Gruppen oder sonstigen Gremien gel- 
ten. Die Amtszeit der neu ernannten Mitglieder endet zur glei- 
chen Zeit wie die Amtszeit der zum Tag des Beitritts im Amt 
befindlichen Mitglieder. 

(2) Sämtliche Mitglieder der durch die Verträge oder durch 
Rechtsakte der Organe eingesetzten Ausschüsse oder Grup- 
pen, deren Mitgliederzahl unabhängig von der Gesamtzahl der 
Mitgliedstaaten unveränderlich bleibt, werden mit dem Beitritt 
neu ernannt, es sei denn, die Amtszeit der im Amt befindlichen 
Mitglieder endet innerhalb des auf den Beitritt folgenden Jahres. 

Titel II 

Anwendbarkeit der Rechtsakte der Organe 

Artikel 52 

Die Richtlinien und Entscheidungen im Sinne des Artikels 249 
des EG-Vertrags und des Artikels 161 des EAG-Vertrags gelten 
vom Tag des Beitritts an als an Bulgarien und Rumänien gerich- 
tet, sofern diese Richtlinien und Entscheidungen an alle derzei- 
tigen Mitgliedstaaten gerichtet wurden. Außer im Fall der Richt- 
linien und Entscheidungen, die nach Artikel 254 Absätze 1 und 2 
des EG-Vertrags in Kraft getreten sind, werden Bulgarien und 
Rumänien so behandelt, als wären ihnen diese Richtlinien und 
Entscheidungen am Tage ihres Beitritts notifiziert worden. 

Artikel 53 

(1) Sofern in dieser Akte nicht eine andere Frist vorgesehen 
ist, setzen Bulgarien und Rumänien die erforderlichen Maßnah- 
men in Kraft, um den Richtlinien und Entscheidungen im Sinne 
des Artikels 249 des EG-Vertrags und des Artikels 1 61 des EAG- 
Vertrags am Tage ihres Beitritts nachzukommen. Sie teilen der 
Kommission diese Maßnahmen spätestens bis zum Tage ihres 
Beitritts oder gegebenenfalls innerhalb der in dieser Akte festge- 
legten Frist mit. 

(2) Machen Änderungen an Richtlinien im Sinne des Arti- 
kels 249 des EG-Vertrags und des Artikels 161 des EAG-Vertrags, 
die aufgrund dieser Akte erfolgen, Änderungen an den Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der derzeitigen Mitgliedstaaten 
erforderlich, so setzen die derzeitigen Mitgliedstaaten die erfor- 
derlichen Maßnahmen in Kraft, um den geänderten Richtlinien 
spätestens am Tage des Beitritts nachzukommen, sofern in die- 
ser Akte nicht eine andere Frist vorgesehen ist. Sie teilen der 
Kommission diese Maßnahmen bis zum Tag des Beitritts oder, 
sollte dies der spätere Zeitpunkt sein, innerhalb der in dieser 
Akte festgelegten Frist mit. 
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Artikel 54 

Bulgarien und Rumänien teilen der Kommission nach Arti- 
kel 33 des EAG-Vertrags binnen drei Monaten nach dem Beitritt 
die Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit, die in ihrem 
Hoheitsgebiet den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer und 
der Bevölkerung gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen 
sicherstellen sollen. 

Artikel 55 

Auf ordnungsgemäß begründeten Antrag Bulgariens oder 
Rumäniens, der der Kommission spätestens am Tag des Bei- 
tritts vorliegen muss, kann der Rat auf Vorschlag der Kommissi- 
on - oder kann die Kommission, sofern der ursprüngliche 
Rechtsakt von ihr erlassen wurde - vorübergehende Ausnahme- 
regelungen zu Rechtsakten der Organe beschließen, die zwi- 
schen dem 1 . Oktober 2004 und dem Tag des Beitritts ange- 
nommen wurden. Diese Maßnahmen werden nach den Abstim- 
mungsregeln erlassen, die für die Annahme der Rechtsakte gel- 
ten, zu denen eine befristete Ausnahmeregelung gewährt wer- 
den soll. Werden solche Ausnahmeregelungen nach dem Beitritt 
erlassen, so können sie ab dem Tag des Beitritts angewendet 
werden. 

Artikel 56 

Erfordern vor dem Beitritt erlassene Rechtsakte der Organe 
aufgrund des Beitritts eine Anpassung und sind die erforderli- 
chen Anpassungen in dieser Akte oder ihren Anhängen nicht 
vorgesehen, so erlässt entweder der Rat mit qualifizierter Mehr- 
heit auf Vorschlag der Kommission die erforderlichen Rechtsak- 
te, oder die erforderlichen Rechtsakte werden von der Kommis- 
sion erlassen, sofern sie selbst die ursprünglichen Rechtsakte 
erlassen hat. Werden solche Anpassungen nach dem Beitritt 
erlassen, so können sie ab dem Tag des Beitritts angewendet 
werden. 

Artikel 57 

Sofern nicht etwas anderes bestimmt ist, erlässt der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission die zur 
Durchführung dieser Akte erforderlichen Maßnahmen. 

Artikel 58 

Die vor dem Beitritt erlassenen Rechtsakte der Organe und 
der Europäischen Zentralbank in den vom Rat, der Kommission 
oder der Europäischen Zentralbank in bulgarischer und rumäni- 
scher Sprache abgefassten Wortlauten sind vom Zeitpunkt des 
Beitritts an unter den gleichen Bedingungen wie die Wortlaute in 


den derzeitigen Amtssprachen verbindlich. Sie werden im Amts- 
blatt der Europäischen Union veröffentlicht, sofern die Wortlau- 
te in den derzeitigen Sprachen auf diese Weise veröffentlicht 
worden sind. 

Titel III 

Schlussbestimungen 

Artikel 59 

Die Anhänge I bis IX und die Anlagen dazu sind Bestandteil 
dieser Akte. 

Artikel 60 

Die Regierung der Italienischen Republik übermittelt der 
Regierung der Republik Bulgarien und der Regierung Rumä- 
niens eine beglaubigte Abschrift des Vertrags über die Europäi- 
sche Union, des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft und der Verträge, durch die sie geändert 
oder ergänzt wurden, einschließlich des Vertrags über den Bei- 
tritt des Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland, des Vertrags über 
den Beitritt der Hellenischen Republik, des Vertrags über den 
Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Repu- 
blik, des Vertrags über den Beitritt der Republik Österreich, der 
Republik Finnland und des Königreichs Schweden sowie des 
Vertrags über den Beitritt der Tschechischen Republik, der 
Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowaki- 
schen Republik in dänischer, deutscher, englischer, estnischer, 
finnischer, französischer, griechischer, irischer, italienischer, letti- 
scher, litauischer, maltesischer, niederländischer, polnischer, 
portugiesischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spa- 
nischer, tschechischer und ungarischer Sprache. 

Die in bulgarischer und rumänischer Sprache abgefassten Wort- 
laute dieser Verträge sind dieser Akte beigefügt. Diese Wortlau- 
te sind gleichermaßen verbindlich wie die Wortlaute der in 
Absatz 1 genannten Verträge in den derzeitigen Sprachen. 

Artikel 61 

Eine beglaubigte Abschrift der im Archiv des Generalsekreta- 
riats des Rates der Europäischen Union hinterlegten internatio- 
nalen Übereinkünfte wird den Regierungen der Republik Bulga- 
rien und Rumäniens vom Generalsekretär übermittelt. 
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Schlussakte 


I. Text der Schlussakte 


1. Die Bevollmächtigten 

Seiner Majestät des Königs der Belgier, 

der Republik Bulgarien, 

des Präsidenten der Tschechischen Republik, 

Ihrer Majestät der Königin von Dänemark, 
des Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland, 
des Präsidenten der Republik Estland, 
des Präsidenten der Hellenischen Republik, 

Seiner Majestät des Königs von Spanien, 
des Präsidenten der Französischen Republik, 
des Präsidenten Irlands, 
des Präsidenten der Italienischen Republik, 
des Präsidenten der Republik Zypern, 
des Präsidenten der Republik Lettland, 
des Präsidenten der Republik Litauen, 

Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Luxemburg, 
des Präsidenten der Republik Ungarn, 
des Präsidenten Maltas, 

Ihrer Majestät der Königin der Niederlande, 

des Bundespräsidenten der Republik Österreich, 

des Präsidenten der Republik Polen, 

des Präsidenten der Portugiesischen Republik, 

des Präsidenten Rumäniens, 

des Präsidenten der Republik Slowenien, 

des Präsidenten der Slowakischen Republik, 

der Präsidentin der Republik Finnland, 

der Regierung des Königsreichs Schweden, 

Ihrer Majestät der Königin des Vereinigten Königreichs Großbritanniens und Nordirland, 

die am fünfundzwanzigsten April zweitausendfünf in Luxemburg anlässlich der Unterzeichnung des Vertrags zwischen dem 
Königreich Belgien, der Tschechischen Republik, dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, der Republik Est- 
land, der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, der Französischen Republik, Irland, der Italienischen Republik, der 
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, dem Großherzogtum Luxemburg, der Republik Ungarn, der Repu- 
blik Malta, dem Königreich der Niederlande, der Republik Österreich, der Republik Polen, der Portugiesischen Republik, der 
Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland, dem Königreich Schweden, dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland (Mitgliedstaaten der Europäischen Union) und der Republik Bulgarien und Rumänien über den 
Beitritt der Republik Bulgarien und Rumäniens zur Europäischen Union zusammengetreten sind, 

haben festgestellt, dass die folgenden Texte im Rahmen der Konferenz zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
und der Republik Bulgarien und Rumänien über den Beitritt der Republik Bulgarien und Rumäniens zur Europäischen Union 
erstellt und angenommen worden sind: 

I. der Vertrag zwischen dem Königreich Belgien, der Tschechischen Republik, dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik 
Deutschland, der Republik Estland, der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, der Französischen Republik, Irland, 
der Italienischen Republik, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, dem Großherzogtum Luxem- 
burg, der Republik Ungarn, der Republik Malta, dem Königreich der Niederlande, der Republik Österreich, der Republik 
Polen, der Portugiesischen Republik, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, der Republik Finnland, dem 
Königreich Schweden, dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland (Mitgliedstaaten der Europäischen Union) 
und der Republik Bulgarien und Rumänien über den Beitritt der Republik Bulgarien und Rumäniens zur Europäischen Union 
(im Folgenden: „der Beitrittsvertrag“ genannt); 
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II. 

III. 

IV. 


V. 


die Wortlaute des Vertrags über eine Verfassung für Europa in bulgarischer und in rumänischer Sprache; 

das Protokoll über die Bedingungen und Einzelheiten der Aufnahme der Republik Bulgarien und Rumäniens in die Europäi- 
sche Union (im Folgenden: „das Beitrittsprotokoll“ genannt); 

die nachstehend aufgeführten Anhänge zum Beitrittsprotokoll: 

A. Anhang I: Liste der Übereinkünfte und Protokolle, denen Bulgarien und Rumänien am Tag des Beitritts beitreten (nach 

Artikel 3 Absatz 3 des Protokolls) 

Anhang II: Verzeichnis der Bestimmungen (nach Artikel 4 Absatz 1 des Protokolls) des in den Rahmen der Europäi- 
schen Union einbezogenen Schengen-Besitzstands und der darauf beruhenden oder anderweitig damit 
zusammenhängenden Rechtsakte, die ab dem Beitritt für die neuen Mitgliedstaaten bindend und in ihnen 
anzuwenden sind 

Anhang III: Liste nach Artikel 16 des Protokolls: Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Anhang IV: Liste nach Artikel 1 7 des Protokolls: Ergänzende Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Anhang V: Liste nach Artikel 18 des Protokolls: Andere ständige Bestimmungen 

Anhang VI: Liste nach Artikel 20 des Protokolls: Übergangsmaßnahmen, Bulgarien 

Anhang VII: Liste nach Artikel 20 des Protokolls: Übergangsmaßnahmen, Rumänien 

Anhang VIII: Entwicklung des ländlichen Raums (nach Artikel 34 des Protokolls) 

Anhang IX: Spezifische Verpflichtungen und Anforderungen, die Rumänien beim Abschluss der Beitrittsverhandlungen 
am 14. Dezember 2004 übernommen bzw. akzeptiert hat (nach Artikel 39 des Protokolls) 

B. die Wortlaute des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft sowie der Verträge, durch die sie geän- 
dert oder ergänzt worden sind, in bulgarischer und rumänischer Sprache 

die Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Bulgarien und Rumäniens und die Anpassungen der die Europäi- 
sche Union begründenden Verträge (im Folgenden: „die Beitrittsakte“ genannt) 


VI. 


die nachstehend 
A. Anhang I: 

Anhang II: 

Anhang III: 
Anhang IV: 
Anhang V: 
Anhang VI: 
Anhang VII: 
Anhang VIII: 
Anhang IX: 


aufgeführten und der Beitrittsakte beigefügten Texte: 

Liste der Übereinkünfte und Protokolle, denen Bulgarien und Rumänien am Tag des Beitritts beitreten (nach 
Artikel 3 Absatz 3 der Beitrittsakte) 

Verzeichnis der Bestimmungen (nach Artikel 4 Absatz 1 der Beitrittsakte) des in den Rahmen der Europäi- 
schen Union einbezogenen Schengen-Besitzstands und der darauf beruhenden oder anderweitig damit 
zusammenhängenden Rechtsakte, die ab dem Beitritt für die neuen Mitgliedstaaten bindend und in ihnen 
anzuwenden sind 

Liste nach Artikel 19 der Beitrittsakte: Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Liste nach Artikel 20 der Beitrittsakte: Ergänzende Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Liste nach Artikel 21 der Beitrittsakte: Andere ständige Bestimmungen 

Liste nach Artikel 23 der Beitrittsakte: Übergangsbestimmungen, Bulgarien 

Liste nach Artikel 23 der Beitrittsakte: Übergangsbestimmungen, Rumänien 

Entwicklung des ländlichen Raums (nach Artikel 34 der Beitrittsakte) 

Spezifische Verpflichtungen und Anforderungen, die Rumänien beim Abschluss der Beitrittsverhandlungen 
am 14. Dezember 2004 übernommen bzw. akzeptiert hat (nach Artikel 39 der Beitrittsakte) 


B. die Wortlaute des Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und 
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft sowie der Verträge zu deren Änderung oder Ergänzung, 
einschließlich des Vertrags über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands sowie des Vereinigten Königreichs Groß- 
britannien und Nordirland, des Vertrags über den Beitritt der Republik Griechenland, des Vertrags über den Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik, des Vertrags über den Beitritt der Republik Österreich, der Repu- 
blik Finnland und des Königreichs Schweden sowie des Vertrags über den Beitritt der Tschechischen Republik, der Repu- 
blik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik, in bulgarischer und rumänischer Sprache. 


2. Die Hohen Vertragsparteien haben politische Einigung erzielt über einige Anpassungen der Rechtsakte der Organe, die aufgrund 
des Beitritts erforderlich geworden sind, und ersuchen den Rat und die Kommission, diese Anpassungen vor dem Beitritt gemäß 
Artikel 56 des Beitrittsprotokolls bzw. gemäß Artikel 56 der Beitrittsakte - dies ergibt sich aus Artikel 4 Absatz 3 des Beitrittsver- 
trags - anzunehmen, wobei erforderlichenfalls eine Ergänzung und Aktualisierung erfolgt, um der Weiterentwicklung des Unions- 
rechts Rechnung zu tragen. 


3. Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, der Kommission sowie untereinander alle Informationen zu erteilen, die für die 
Anwendung des Beitrittsprotokolls bzw. der Beitrittsakte erforderlich sind. Diese Informationen sind, soweit erforderlich, so recht- 
zeitig vor dem Tag des Beitritts vorzulegen, dass die uneingeschränkte Anwendung des Beitrittsprotokolls bzw. der Beitrittsakte 
ab dem Tag des Beitritts erfolgen kann; insbesondere gilt dies für das Funktionieren des Binnenmarktes. In diesem Zusammen- 
hang ist eine frühzeitige Mitteilung der von Bulgarien und Rumänien erlassenen Maßnahmen nach Artikel 53 des Beitrittsproto- 
kolls bzw. Artikel 53 der Beitrittsakte von höchster Bedeutung. Die Kommission kann der Republik Bulgarien und Rumänien 
gegebenenfalls den von ihr für angemessen erachteten Zeitpunkt für den Eingang oder die Übermittlung anderer spezieller Infor- 
mationen mitteilen. Eine Liste der Informationspflichten für den Veterinärbereich ist den Vertragsparteien am heutigen Tag der 
Unterzeichnung überreicht worden. 
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4. Die Bevollmächtigten haben die folgenden, dieser Schlussakte beigefügten Erklärungen zur Kenntnis genommen: 

A. Gemeinsame Erklärungen der derzeitigen Mitgliedstaaten 

1 . Gemeinsame Erklärung zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer: Bulgarien 

2. Gemeinsame Erklärung zu Körnerleguminosen: Bulgarien 

3. Gemeinsame Erklärung zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer: Rumänien 

4. Gemeinsame Erklärung zur Entwicklung des ländlichen Raums: Bulgarien und Rumänien 

B. Gemeinsame Erklärung der derzeitigen Mitgliedstaaten und der Kommission 

5. Gemeinsame Erklärung zu den Vorbereitungen Bulgariens und Rumäniens im Hinblick auf den Beitritt 

C. Gemeinsame Erklärung verschiedener derzeitiger Mitgliedstaaten 

6. Gemeinsame Erklärung der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer: 
Bulgarien und Rumänien 

D. Erklärung der Republik Bulgarien 

7. Erklärung der Republik Bulgarien zur Verwendung der kyrillischen Schrift in der Europäischen Union 

5. Die Bevollmächtigten haben Kenntnis genommen von dem Briefwechsel zwischen der Europäischen Union und der Republik Bul- 
garien sowie Rumänien über ein Informations- und Konsultationsverfahren für die Annahme bestimmter Beschlüsse und sonsti- 
ger Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt, der dieser Schlussakte beigefügt ist. 


II. Erklärungen 

A. Gemeinsame Erklärungen der derzeitigen Mitgliedstaaten 

1. Gemeinsame Erklärung 
zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer: Bulgarien 

Die Europäische Union weist auf das hohe Maß an Differenzierung und Flexibilität in der Regelung für die Freizügigkeit der Arbeitneh- 
mer hin. Die Mitgliedstaaten werden sich bemühen, bulgarischen Staatsangehörigen nach nationalem Recht verstärkt Zugang zum 
Arbeitsmarkt zu gewähren, um die Angleichung an den Besitzstand zu beschleunigen. Die Beschäftigungsmöglichkeiten für bulgari- 
sche Staatsangehörige in der Europäischen Union sollten sich daher beim Beitritt Bulgariens erheblich verbessern. Darüber hinaus 
werden die EU-Mitgliedstaaten die vorgeschlagene Regelung auf die bestmögliche Weise nutzen, um so rasch wie möglich zu einer 
vollständigen Anwendung des Besitzstands im Bereich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer zu gelangen. 


2. Gemeinsame Erklärung 
zu Körnerleguminosen: Bulgarien 

In Bezug auf Körnerleguminosen wurde für die Berechnung der in Anhang VIIIA der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 vom 29. Septem- 
ber 2003 (ABI. L 270 vom 21. 10. 2003, S. 1) festgelegten nationalen Obergrenze für Bulgarien eine Fläche von 18 047 ha zugrunde 
gelegt. 


3. Gemeinsame Erklärung 

zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer: Rumänien 

Die Europäische Union weist auf das hohe Maß an Differenzierung und Flexibilität in der Regelung für die Freizügigkeit der Arbeitneh- 
mer hin. Die Mitgliedstaaten werden sich bemühen, rumänischen Staatsangehörigen nach nationalem Recht verstärkt Zugang zum 
Arbeitsmarkt zu gewähren, um die Angleichung an den Besitzstand zu beschleunigen. Die Beschäftigungsmöglichkeiten für rumäni- 
sche Staatsangehörige in der Europäischen Union sollten sich daher beim Beitritt Rumäniens erheblich verbessern. Darüber hinaus 
werden die EU-Mitgliedstaaten die vorgeschlagene Regelung auf die bestmögliche Weise nutzen, um so rasch wie möglich zu einer 
vollständigen Anwendung des Besitzstands im Bereich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer zu gelangen. 

4. Gemeinsame Erklärung 

zur Entwicklung des ländlichen Raums: Bulgarien und Rumänien 


In Bezug auf die in Artikel 34 Absatz 2 des Beitrittsprotokolls und Artikel 34 Absatz 1 der Beitrittsakte genannten Verpflichtungser- 
mächtigungen aus dem EAGFL, Abteilung Garantie, für die Entwicklung des ländlichen Raums zugunsten von Bulgarien und Rumä- 
nien im Dreijahreszeitraum 2007 bis 2009 stellt die Union fest, dass die folgenden Haushaltsansätze erwartet werden können: 


(in Mio. EUR zu Preisen von 2004) 


2007 

2008 

2009 

2007 - 2009 

Bulgarien 

183 

244 

306 

733 

Rumänien 

577 

770 

961 

2 308 

Insgesamt 

760 

1 014 

1 267 

3 041 


Die Haushaltsansätze für die Entwicklung des ländlichen Raums in Bulgarien und Rumänien nach dem Dreijahreszeitraum 2007 - 
2009 werden auf den geltenden Bestimmungen beruhen oder auf Bestimmungen, die sich aus etwaigen zwischenzeitlichen Refor- 
men der Politik ergeben. 
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B. Gemeinsame Erklärung 
der derzeitigen Mitgliedstaaten und der Kommission 

5. Gemeinsame Erklärung 
zu den Vorbereitungen Bulgariens und Rumäniens 
im Hinblick auf den Beitritt 

Die Europäische Union wird die Vorbereitungen und Fortschritte Bulgariens und Rumäniens, einschließlich der tatsächlichen Erfül- 
lung der in allen Bereichen des Besitzstands eingegangenen Verpflichtungen, weiterhin aufmerksam verfolgen. 

Die Europäische Union verweist auf die Schlussfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates vom 1 6./1 7. Dezember 2004, ins- 
besondere unter den Nummern 8 und 12, in denen betont wird, dass im Falle Rumäniens der Vorbereitung in den Bereichen Justiz 
und Inneres, Wettbewerbspolitik und Umwelt besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden wird, und in denen hervorgehoben wird, 
dass im Falle Bulgariens die Vorbereitung im Bereich Justiz und Inneres besonders aufmerksam verfolgt werden wird. Die Kommis- 
sion wird weiterhin jährliche Berichte über die Fortschritte Bulgariens und Rumäniens auf dem Weg zum Beitritt vorlegen, gegebe- 
nenfalls verbunden mit Empfehlungen. Die Europäische Union erinnert daran, dass in Schutzklauseln Maßnahmen zur Bewältigung 
schwerwiegender Probleme, die vor dem Beitritt beziehungsweise in den ersten drei Jahren nach dem Beitritt auftreten könnten, 
festgelegt werden. 


C. Gemeinsame Erklärung 
verschiedener derzeitiger Mitgliedstaaten 

6. Gemeinsame Erklärung 

der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer: Bulgarien und Rumänien 

Die Formulierung der Nummer 13 der Übergangsmaßnahmen für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer gemäß der Richtlinie 96/71/EG 
in den Anhängen VI und VII sowohl des Beitrittsprotokolls als auch der Beitrittsakte wird von der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich im Einvernehmen mit der Kommission in dem Sinne aufgefasst, dass der Ausdruck „bestimmte Gebiete“ 
gegebenenfalls auch das gesamte nationale Hoheitsgebiet umfassen kann. 


D. Erklärung der Republik Bulgarien 

7. Erklärung der Republik Bulgarien 
zur Verwendung der kyrillischen Schrift in der Europäischen Union 

Durch die Geltung des Bulgarischen als eine verbindliche Sprache im Sinne der Verträge sowie als von den Organen der Europäi- 
schen Union zu verwendende Amtssprache und Arbeitssprache wird die kyrillische Schrift zu einer der drei in der Europäischen 
Union offiziell verwendeten Schriften. Dieser bedeutende Teil des kulturellen Erbes Europas ist ein spezifischer Beitrag Bulgariens zur 
sprachlichen und kulturellen Vielfalt der Union. 


III. Briefwechsel 


Briefwechsel zwischen der Europäischen Union 
und der Republik Bulgarien sowie Rumänien 
über ein Informations- und Konsultationsverfahren für die Annahme 
bestimmter Beschlüsse und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt 


Schreiben Nr. 1 


Herr 

ich beehre mich, Bezug auf die Frage nach einem Informations- und Konsultationsverfahren für die Annahme bestimmter Beschlüs- 
se und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt Ihres Landes zur Europäischen Union zu nehmen, die im Rahmen der Bei- 
trittsverhandlungen aufgeworfen wurde. 

Ich bestätige hiermit, dass die Europäische Union in der Lage ist, einem solchen Verfahren entsprechend den Bedingungen im 
Anhang dieses Schreibens zuzustimmen; dieses Verfahren könnte ab dem Stichtag des 1 . Oktober 2004 Anwendung finden. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung Ihrer Regierung zum Inhalt dieses Schreibens bestätigen würden. 


Hochachtungsvoll 
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Schreiben Nr. 2 


Herr 

ich bestätige den Eingang Ihres Schreibens mit folgendem Wortlaut: 

„Ich beehre mich, Bezug auf die Frage nach einem Informations- und Konsultationsverfahren für die Annahme bestimmter Beschlüs- 
se und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt Ihres Landes zur Europäischen Union zu nehmen, die im Rahmen der Bei- 
trittsverhandlungen aufgeworfen wurde. 

Ich bestätige hiermit, dass die Europäische Union in der Lage ist, einem solchen Verfahren entsprechend den Bedingungen im 
Anhang dieses Schreibens zuzustimmen; dieses Verfahren könnte ab dem Stichtag des 1 . Oktober 2004 Anwendung finden. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung Ihrer Regierung zum Inhalt dieses Schreibens bestätigen würden.“ 

Ich bestätige Ihnen die Zustimmung meiner Regierung zum Inhalt dieses Schreibens. 

Hochachtungsvoll 


Anhang 

Informations- und Konsultationsverfahren 

für die Annahme bestimmter Beschlüsse und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt 


(1) Zur Gewährleistung einer angemessenen Unterrichtung der Republik Bulgarien und Rumäniens, im Folgenden „beitretende 
Staaten“ genannt, werden alle Vorschläge, Mitteilungen, Empfehlungen oder Initiativen, die zu Beschlüssen der Organe oder Einrich- 
tungen der Europäischen Union führen können, nach ihrer Übermittlung an den Rat den beitretenden Staaten zur Kenntnis gebracht. 

(2) Auf begründeten Antrag eines beitretenden Staates finden Konsultationen statt, der dabei seine Interessen als künftiges Mit- 
glied der Union ausdrücklich darlegt und seine Bemerkungen vorbringt. 

(3) Verwaltungsbeschlüsse sind im Allgemeinen nicht Gegenstand von Konsultationen. 

(4) Die Konsultationen finden in einem Interimsausschuss statt, der sich aus Vertretern der Union und der beitretenden Staaten 
zusammensetzt. Außer im Falle einer begründeten Einwendung eines beitretenden Staates können die Konsultationen auch in Form 
eines Austauschs von Mitteilungen auf elektronischem Wege erfolgen, dies gilt insbesondere im Bereich der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik. 

(5) Mitglieder des Interimsausschusses sind auf Seiten der Union die Mitglieder des Ausschusses der Ständigen Vertreter oder die 
hierfür von ihnen benannten Personen. Die Mitglieder des Ausschusses können, soweit angebracht, die Mitglieder des Politischen- 
und Sicherheitspolitischen Komitees sein. Die Kommission wird gebeten, zu diesen Arbeiten Vertreter zu entsenden. 

(6) Der Interimsausschuss wird von einem Sekretariat - dem Konferenzsekretariat - unterstützt, das zu diesem Zweck bestehen 
bleibt. 

(7) Die Konsultationen finden in der Regel statt, sobald bei den Vorarbeiten der Union zur Annahme von Beschlüssen oder 
gemeinsamen Standpunkten des Rates gemeinsame Leitlinien ausgearbeitet worden sind, welche die Aufnahme solcher Konsulta- 
tionen als sinnvoll erscheinen lassen. 

(8) Bestehen nach den Konsultationen noch ernste Schwierigkeiten, so kann die Frage auf Antrag eines beitretenden Staates auf 
Ministerebene erörtert werden. 

(9) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend auch für die Beschlüsse des Rates der Gouverneure der Europäischen 
Investitionsbank. 

(10) Das in den vorstehenden Absätzen vorgesehene Verfahren gilt auch für alle künftigen Beschlüsse der beitretenden Staaten, 
welche sich auf die Verpflichtungen auswirken könnten, die sich aus ihrer Eigenschaft als künftige Mitglieder der Union ergeben. 


(1 1 ) Die Union und die Republik Bulgarien sowie Rumänien treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit ihr Beitritt zu den Abkom- 
men und Übereinkommen im Sinne von Artikel 3 Absatz 3 und Artikel 6 Absätze 2 und 6 des Protokolls über die Bedingungen und 
Einzelheiten der Aufnahme der Republik Bulgarien und Rumäniens in die Europäische Union und von Artikel 3 Absatz 3, Artikel 6 
Absatz 2 und Artikel 6 Absatz 6 der Akte über die Bedingungen des Beitritts der Bulgarischen Republik und Rumäniens nach Mög- 
lichkeit gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags unter den in diesem Protokoll und in dieser Akte vorgesehenen Bedin- 
gungen erfolgt. 

(12) Soweit die Abkommen oder Übereinkommen unter den Mitgliedstaaten erst als Entwurf bestehen und wahrscheinlich vor 
dem Beitritt nicht mehr unterzeichnet werden können, werden die beitretenden Staaten eingeladen, nach der Unterzeichung des Bei- 
trittsvertrags und in geeigneten Verfahren in positivem Geiste an der Ausarbeitung dieser Entwürfe mitzuwirken, um den Abschluss 
der betreffenden Abkommen und Übereinkommen zu fördern. 

(13) Zu den Verhandlungen mit den Vertragsparteien der in Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 2 des Protokolls über die Bedingungen 
und Einzelheiten der Aufnahme der Republik Bulgarien und Rumäniens in die Europäische Union und in Artikel 6 Absatz 2 Unterab- 
satz 2 der Akte über die Bedingungen des Beitritts der Bulgarischen Republik und Rumäniens genannten Protokolle werden die Ver- 
treter der beitretenden Staaten als Beobachter an der Seite der Vertreter der derzeitigen Mitgliedstaaten hinzugezogen. 
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(14) Bestimmte von der Gemeinschaft geschlossene nichtpräferenzieile Abkommen, deren Geltungsdauer über den Tag des Bei- 
tritts hinausgeht, können angepasst oder geändert werden, um der Erweiterung der Union Rechnung zu tragen. Diese Anpassungen 
oder Änderungen werden von der Gemeinschaft ausgehandelt; die Vertreter der beitretenden Staaten werden nach dem im vorste- 
henden Absatz vorgesehenen Verfahren hinzugezogen. 


(1 5) Die Organe legen rechtzeitig die Texte nach den Artikeln 58 und 60 des Protokolls über die Bedingungen und Einzelheiten der 
Aufnahme der Republik Bulgarien und Rumäniens in die Europäische Union und nach den Artikeln 58 und 60 der Akte über die 
Bedingungen des Beitritts der Bulgarischen Republik und Rumäniens fest. Zu diesem Zweck stellen die Regierungen der Republik 
Bulgarien und Rumäniens den Organen rechtzeitig Übersetzungen dieser Texte zur Verfügung. 
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Denkschrift 

I Vorgeschichte 

1.1 Vom Ende der Teilung Europas zu den Europaab- 
kommen 

Der Beitritt Bulgariens und Rumäniens ist wie der Beitritt 
der zehn neuen Mitgliedstaaten 2004 Teil eines histori- 
schen Prozesses zur Überwindung der jahrzehntelangen 
Spaltung Europas in Ost und West. 

Mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion und des 
Kommunismus, der Auflösung des Warschauer Pakts 
und der deutschen Wiedervereinigung ergaben sich die 
Chance und die Notwendigkeit einer grundlegenden 
Neuordnung Europas. Innerhalb kurzer Zeit fiel in allen 
Ländern Mittel- und Osteuropas die Richtungsentschei- 
dung zugunsten einer Westorientierung mit Marktwirt- 
schaft, demokratischem Rechtsstaat und dem Ziel der 
Eingliederung in die euro-atlantischen Strukturen. Gleich- 
zeitig entschieden sich die Mitgliedsstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaft, den Ländern Mittel- und Osteuro- 
pas die Perspektive einer Mitgliedschaft zu bieten. Der 
Vertrag über die Europäische Union sieht daher in Arti- 
kel 49 i. V. m. Artikel 6 Abs. 1 vor, dass jeder europäische 
Staat, der die Grundsätze der Freiheit, der Demokratie, 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der 
Rechtsstaatlichkeit achtet, beantragen kann, Mitglied der 
Union zu werden. 

Der Europäische Rat Kopenhagen 1993 konkretisierte 
die Voraussetzungen für einen Beitritt anhand der „Kopen- 
hagener Kriterien“, die als Leitlinie für den Beitrittspro- 
zess weiter Gültigkeit haben: 

„Der Europäische Rat hat heute beschlossen, dass die 
assoziierten mittel- und osteuropäischen Länder, die dies 
wünschen, Mitglieder der Europäischen Union werden 
können. Der Beitritt kann erfolgen, sobald ein assoziiertes 
Land in der Lage ist, den mit einer Mitgliedschaft verbun- 
denen Verpflichtungen nachzukommen und die erforder- 
lichen wirtschaftlichen und politischen Bedingungen zu 
erfüllen. 

Als Voraussetzung für die Mitgliedschaft muss der Bei- 
trittskandidat eine institutionelle Stabilität als Garantie für 
demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die 
Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und 
den Schutz von Minderheiten verwirklicht haben; sie 
erfordert ferner eine funktionsfähige Marktwirtschaft 
sowie die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den 
Marktkräften innerhalb der Union standzuhalten. Die Mit- 
gliedschaft setzt außerdem voraus, dass die einzelnen 
Beitrittskandidaten die aus einer Mitgliedschaft erwach- 
senden Verpflichtungen übernehmen und sich auch die 
Ziele der politischen Union sowie der Wirtschafts- und 
Währungsunion zu Eigen machen können. 

Die Fähigkeit der Union, neue Mitglieder aufzunehmen, 
dabei jedoch die Stoßkraft der europäischen Integration 
zu erhalten, stellt ebenfalls einen sowohl für die Union als 
auch für die Beitrittskandidaten wichtigen Gesichtspunkt 
dar.“ 

Die mittel- und osteuropäischen Länder griffen in den 
Jahren 1994 bis 1996 das Angebot des Europäischen 
Rates auf und stellten Beitrittsanträge. Rumänien reichte 
seinen Beitrittsantrag im Juni 1995 ein, Bulgarien im 
Dezember 1995. Der Europäische Rat Madrid forderte 


die Kommission im Dezember 1 995 auf, diese Anträge zu 
beurteilen und die Folgen einer solchen Erweiterung für 
die Europäische Union zu analysieren. Das Ergebnis die- 
ser Prüfung legte die Kommission im Juli 1997 mit der 
„Agenda 2000“ vor, die die großen Leitlinien für die Ent- 
wicklung der Europäischen Union ebenso wie die Stel- 
lungnahmen zu den Beitrittsanträgen der beiden genann- 
ten sowie weiterer Länder enthielt. Auf dieser Grundlage 
beschloss der Europäische Rat Luxemburg im Dezember 
1 997, einen Beitrittsprozess einzuleiten, der die zehn mit- 
tel- und osteuropäischen Bewerberstaaten sowie Zypern 
umfasste; Malta hatte seinen Antrag zu dieser Zeit sus- 
pendiert. Dieser Beitrittsprozess umfasst seitdem folgen- 
de Bestandteile: 

1.2 Heranführungsstrategie 

Die intensivierte Heranführungsstrategie soll die Beitritts- 
länder in ihrer Annäherung an die Europäische Union 
schon vor dem Beitritt so weit wie möglich unterstützen. 
Sie hat folgende Bestandteile: 

-Die Europaabkommen bilden die Grundlage der 
Beziehungen der mittel- und osteuropäischen Beitritts- 
länder zur Europäischen Union. Die Umsetzung der 
Europaabkommen wird in Assoziationsausschüssen, 
Assoziationsräten und Gemischten Parlamentarischen 
Ausschüssen verfolgt. 

- Die Beitrittspartnerschaften bilden einen 
Gesamtrahmen, in dem alle Formen der Unterstützung 
für die Beitrittsländer zum Einsatz gebracht werden. In 
diesem Rahmen werden für jedes Beitrittsland die 
Prioritäten bei der Übernahme des Gemeinschaftlichen 
Besitzstands definiert und die zur Verfolgung dieser 
Prioritäten verfügbaren Mittel zusammengestellt. Der 
Umfang dieser Unterstützung orientiert sich an den 
Fortschritten der Beitrittsländer, insbesondere bei der 
Umsetzung der Programme zur Übernahme des 
Gemeinschaftlichen Besitzstands. 

- Die intensivierte Heranführungshilfe, auch Vorbei- 
trittshilfe genannt, besteht aus drei Programmen: 

- PHARE umfasst Programme in den Bereichen Ver- 
waltung und Justiz sowie Investitionen zur Übernah- 
me und Umsetzung des Gemeinschaftlichen Besitz- 
stands, 

- ISPA umfasst Programme in den Bereichen Umwelt 
und Infrastruktur, 

- SAPARD umfasst Programme im Bereich Landwirt- 
schaft. 

Bulgarien und Rumänien schlossen Anfang 1993 jeweils 
Europaabkommen mit der Union ab, die 1 995 in Kraft tra- 
ten. 

1.3 Aufnahme von Beitrittsverhandlungen 

Der Europäische Rat Luxemburg legte 1997 fest, dass 
die Einhaltung der politischen Kriterien von Kopenhagen 
Voraussetzung für die Aufnahme von Verhandlungen sei, 
wogegen die wirtschaftlichen Kriterien sowie die Fähig- 
keit, die sich aus dem Beitritt ergebenden Verpflichtun- 
gen zu erfüllen, „aus einer zukunftsorientierten, dyna- 
mischen Sicht heraus“ zu beurteilen seien. Unter Anle- 
gung dieses Maßstabs und auf Grundlage der Empfeh- 


Drucksache 16/2293 


- 44 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


lungen der Kommission beschloss der Rat die Aufnahme 
von Beitrittsverhandlungen mit Zypern, Ungarn, Polen, 
Estland, der Tschechischen Republik und Slowenien, die 
im Frühjahr 1998 begannen („Luxemburg-Gruppe“). Im 
Frühjahr 2000 wurden Beitrittsverhandlungen auch mit 
Rumänien, der Slowakei, Lettland, Litauen, Bulgarien 
und Malta - das seinen Beitrittsantrag inzwischen wieder 
hatte aufleben lassen - aufgenommen. Vorausgegangen 
war ein entsprechender Beschluss des Europäischen 
Rates Helsinki 1999 (daher: „Helsinki-Gruppe“). 

Die Beitrittsverhandlungen folgten dem vom Europäischen 
Rat Luxemburg 1997 festgelegten Prinzip der Differen- 
zierung, wonach das Tempo des Beitrittsprozesses sich 
an den individuellen Leistungen eines jeden Beitrittslan- 
des ausrichtet. Das eröffnete den Ländern der Helsinki- 
Gruppe die Möglichkeit des Aufholens, die vom Euro- 
päischen Rat Nizza im Dezember 2000 ausdrücklich 
bestätigt wurde. Gleichzeitig indossierte dieser Rat einen 
Vorschlag der Kommission übereinen Verhandlungsfahr- 
plan für alle zwölf Beitrittsländer, der die Verhandlungen 
über den Gemeinsamen Besitzstand in 31 Kapitel vor- 
strukturierte und es so ermöglichte, die umfangreiche 
Verhandlungsmaterie systematisch abzuarbeiten. 

Im Verlauf des Verhandlungsprozesses konnten einige 
Kandidaten aus der Helsinki-Gruppe „aufholen“ (Slowa- 
kei, Lettland, Litauen, Malta), sodass die Beitrittsver- 
handlungen mit ihnen parallel zu denjenigen mit den Län- 
dern der Luxemburg-Gruppe Ende 2002 abgeschlossen 
werden konnten und sie im Mai 2004 beitreten konnten. 
Der Europäische Rat Laeken im Dezember 2001 hatte 
erstmals explizit zwischen Bulgarien und Rumänien 
einerseits und den übrigen zehn Kandidaten (seitdem 
auch „Laeken-10“ genannt) andererseits differenziert: 
Während Letzteren in Aussicht gestellt wurde, dass 
Beitrittsverhandlungen noch 2002 abgeschlossen wer- 
den könnten, wurde für Bulgarien und Rumänien festge- 
halten, dass bis dahin zumindest die Verhandlungen in 
allen Kapiteln aufgenommen worden sein sollten. Der 
Europäische Rat Kopenhagen im Dezember 2002 hatte 
dann den Abschluss der Verhandlungen mit den „Lae- 
ken-1 0“ festgestellt und für diese Länder den 1 . Mai 2004 
als Beitrittsdatum genannt. In Bezug auf Rumänien und 
Bulgarien hatte derselbe Europäische Rat beschlossen, 
einen Beitritt im Jahr 2007 anzustreben. 

1.4 Zustandsanalysen und regelmäßige Berichte der 
Kommission 

Grundlage für die Entscheidungen des Europäischen 
Rates über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen 
und die Ausgestaltung des Beitrittsprozesses waren die 
Analysen der Kommission zum Stand der Annäherung 
der einzelnen Beitrittsländer an die Kopenhagener Krite- 
rien. Seit 1998 legt die Kommission dem Rat jährlich für 
jeden Beitrittskandidaten einzeln einen Bericht über die 
von diesem erzielten Fortschritte vor. Darin wird der 
Stand der Umsetzung der Beitrittspartnerschaft sowie 
der Übernahme des Gemeinschaftlichen Besitzstands 
regelmäßig und sorgfältig überprüft. Die Monitoringbe- 
richte der Kommission erlauben einen tiefen Einblick in 
den Entwicklungsstand jedes Beitrittslandes und bedeu- 
ten gleichzeitig einen Anreiz für die Beitrittsländer, ihre 
auf die Annäherung an die Europäische Union gerichte- 
ten Anstrengungen zu intensivieren. Dem Rat bieten die 
Monitoringberichte die Möglichkeit, den jeweils erreich- 
ten Stand zu würdigen und die nächsten Schritte des 
Beitrittsprozesses festzulegen. Auch im Zeitraum zwi- 


schen der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags und dem 
tatsächlichen Beitritt überwacht die Kommission im Rah- 
men des sog. Monitoringprozesses weiterhin den Stand 
der Beitrittsvorbereitung und legt regelmäßig Berichte 
über die Beitrittsländer vor. Die nächsten umfassenden 
Monitoringberichte für Rumänien und Bulgarien werden 
für den 16. Mai 2006 erwartet. Sie werden voraussicht- 
lich ausführliche Aussagen der Kommission zu Art und 
Umfang der Anwendung von Schutzklauseln gemäß Arti- 
kel 36 bis 38 der Akte zum Beitrittsvertrag sowie zu einer 
- nach Artikel 39 der Akte zum Beitrittsvertrag grundsätz- 
lich möglichen - Verschiebung des Beitritts von Bulga- 
rien und/oder Rumänien um ein Jahr auf den 1 . Januar 
2008 enthalten. 

1.5 Abschluss der Beitrittsverhandlungen und Ratifi- 
kation des Beitrittsvertrags 

Am 14. Dezember 2004 wurden die Beitrittsverhandlun- 
gen mit Bulgarien und Rumänien abgeschlossen. Gemäß 
dem in Artikel 49 des EU-Vertrags festgehaltenen Verfah- 
ren für Beitritte zur Union gab die Kommission am 
22. Februar 2005 ein positives Votum zu den Beitrittsan- 
trägen beider Länder ab; das Europäische Parlament 
stimmte den Beitrittsanträgen mit deutlicher 1 ) Mehrheit 
zu (13. April 2005). Schließlich beschloss der Rat am 
25. April 2005 einstimmig die Annahme der Beitritts- 
anträge. Am selben Tag wurde der Beitrittsvertrag von 
den Bevollmächtigten der 25 Mitgliedstaaten sowie der 
Beitrittskandidaten in Luxemburg unterzeichnet. Damit 
er in Kraft treten kann, muss er von allen 25 Mitgliedstaa- 
ten und beiden Beitrittsländern ratifiziert werden. Der 
Beitrittsvertrag legt fest, dass die Unterzeichnerstaaten 
ihre jeweilige Ratifikationsurkunde bis spätestens zum 
31. Dezember 2006 hinterlegen sollen. Mit Stand vom 
20. Februar 2006 haben elf Mitgliedstaaten (Slowakei, 
Ungarn, Slowenien, Griechenland, Zypern, Estland, Tsche- 
chien, Spanien, Italien, Malta und Lettland) sowie Bulga- 
rien und Rumänien die Ratifikation abgeschlossen. 

Wenn bis zum 31. Dezember 2006 alle Mitgliedstaaten 
und Beitrittsländer ihre Ratifikationsurkunden hinterlegt 
haben und kein Gebrauch von der im Vertrag vorgesehe- 
nen Möglichkeit der Verschiebung des Beitritts um ein 
Jahr („Superschutzklausel“) gemacht wird, werden Ru- 
mänien und Bulgarien der Europäischen Union am 
1 . Januar 2007 beitreten. 


II Würdigung der Erweiterung der Europäischen 
Union 

11.1 Der Beitritt Rumäniens und Bulgariens vollendet 
die fünfte Erweiterungsrunde 

Der Beitritt Rumäniens und Bulgariens bildet den 
Abschluss der fünften Erweiterungsrunde der Euro- 
päischen Union. Er stellt damit in historischer Perspek- 
tive einen konsequenten Schritt zum Zusammenwach- 
sen Europas nach der überwundenen Teilung in Ost und 
West dar. Die Beitrittsländer haben unter großen Anstren- 
gungen in den Jahren nach der Zeitenwende von 1989 
ihre politische, wirtschaftliche und rechtliche Entwick- 
lung an dem Standard der Europäischen Union, wie ihn 
die Kopenhagener Kriterien vorgeben, ausgerichtet. 


^ Für die Aufnahme Bulgariens stimmten 522 Abgeordnete, 70 dage- 
gen. Für die Aufnahme Rumäniens stimmten 497 Abgeordnete, 93 
dagegen. 
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Die Übernahme der Strukturprinzipien der allen Mit- 
gliedstaaten gemeinsamen inneren Ordnung - Demokra- 
tie, Rechtsstaat, Menschen-, Bürger- und Minderheiten- 
rechte - ist die unverzichtbare Voraussetzung für den 
Beitritt der mittel- und osteuropäischen Länder zur Euro- 
päischen Union und, parallel dazu oder bereits vorange- 
gangen, für ihren Beitritt zur NATO. Die Übernahme der 
Strukturprinzipien ist zugleich die beste Gewähr auch für 
Frieden und politische Stabilität in Europa. Das histo- 
rische „Vermächtnis von Konflikten und Spaltungen“ 
(Europäischer Rat Kopenhagen) wird damit überwunden, 
funktionierende Verfahren zur friedlichen Konfliktbeile- 
gung treten an seine Stelle. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat den Beitritt der mit- 
tel- und osteuropäischen Staaten zur Europäischen 
Union von Anfang an unterstützt und gefördert. Dieser 
Politik liegt die Erkenntnis zugrunde, dass es eine histo- 
rische Verantwortung Deutschlands gibt, zur Überwin- 
dung der Teilung Europas beizutragen, die das Ergebnis 
des vom nationalsozialistischen Deutschland ausgehen- 
den Zweiten Weltkrieges war. Die Einigung Europas liegt 
aber gerade auch im Interesse Deutschlands, dessen 
Mittellage in Europa oft tragische Auswirkungen gehabt 
hat und das sich jetzt erstmals in seiner Geschichte nur 
noch von Staaten umgeben findet, mit denen es freund- 
schaftlich verbunden ist. 

11.2 Volkswirtschaftliche Auswirkungen 

Mit der Vorgabe einer funktionierenden Marktwirtschaft 
als Voraussetzung für den Beitritt beschleunigte die 
Europäische Union den Prozess, in dem sich die staatlich 
gelenkten Volkswirtschaften der mittel- und osteuro- 
päischen Länder in Marktwirtschaften umwandelten und 
sich zudem von Ost nach West, auf die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union ausrichteten. Schon mit der 
Umsetzung der Europaabkommen entstand der größte 
Binnenmarkt der Welt mit 478 Millionen Bürgern in 
27 Ländern. 

Die Bundesregierung ist sich des Umstandes bewusst, 
dass Arbeitsplatzverluste in einzelnen Branchen als 
Folge der gestiegenen Konkurrenz in der Europäischen 
Union nicht immer völlig vermeidbar sind. Gesamtwirt- 
schaftlich hat Deutschland aus der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung in den neuen Mitgliedstaaten großen Nutzen 
gezogen. Das Handelsvolumen mit Mittel- und Osteuro- 
pa insgesamt ist inzwischen größer als das mit den USA. 
Mit Rumänien und Bulgarien hat sich der Handel seit 
1989 mehr als verfünffacht. Deutsche Investoren spielen 
in beiden Ländern eine wichtige Rolle. Durch diese Ent- 
wicklung werden Arbeitsplätze auch in Deutschland 
gesichert. 

11.3 Beitrittsvorbereitungen in Rumänien und Bulga- 
rien 

Die Beitrittsländer haben seit der Wende 1989/90 enor- 
me Anstrengungen unternommen, um ihr nationales 
Recht an den Gemeinsamen Besitzstand anzugleichen 
und EU-Recht umzusetzen. Indem die Union auf voll- 
ständige Umsetzung des Besitzstands in den Beitritts- 
ländern pocht, garantiert sie ihre Homogenität auch nach 
dem Beitritt neuer Mitglieder. Der „Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts“ sowie der gemeinsame Bin- 
nenmarkt sollen mit dem Beitritt auch auf die neuen Mit- 
gliedstaaten erstreckt werden können und dort praktisch 
funktionieren. 


Der Prozess der Angleichung an die Maßstäbe der Union 
und die damit verbundene Übernahme europäischen 
Rechts erfordert eine sehr komplexe und eine für die 
Betroffenen oft auch sehr schmerzliche Umstrukturie- 
rung in den Beitrittsländern. Der Beitrittsprozess hat den 
Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft, vom Dirigis- 
mus zur rechtstaatlichen Demokratie erheblich beschleu- 
nigt. Die mit den Beitrittsvorbereitungen einhergehenden 
Belastungen lassen auch Skepsis und Sorgen gegenüber 
einer Mitgliedschaft in der Union aufkommen - etwa vor 
Firmenschließungen und Arbeitsplatzverlagerungen, der 
Übernahme heimischen Grund und Bodens sowie von 
Unternehmen durch Ausländer - oder Zweifel an den 
eigenen Fähigkeiten, die hohen EU-Standards zu erfül- 
len. 

Gleichzeitig stehen auch Teile der Bevölkerung in den 
derzeitigen Mitgliedstaaten der Erweiterung skeptisch 
gegenüber. So gibt es die Furcht vor der Konkurrenz auf 
den Arbeitsmärkten. 

Die Reformen in den Beitrittsländern, die Heranführungs- 
hilfen der Europäischen Union und schließlich die Ergeb- 
nisse der Beitrittsverhandlungen sind wichtige Beiträge, 
um den Befürchtungen auf beiden Seiten zu begegnen. 
Eine entscheidende Unterstützung für die Beitrittsländer 
stellen auch die Twinning-Projekte der Europäischen 
Union dar, bei denen Beamte der Mitgliedstaaten ihre 
Kollegen in den Beitrittsländern an ihren Arbeitsplätzen 
direkt vor Ort beraten. Deutschland nimmt bei diesen 
Projekten eine führende Rolle ein. 

11.4 Verhandlungsabschluss und Übergangszeit bis 
zum Beitritt 

Die Beitrittsverhandlungen sind im Dezember 2004 
abgeschlossen worden. Dies geschah auf Grundlage der 
Prognose der Kommission in ihren Fortschrittsberichten 
vom Oktober 2004, dass beide Beitrittsländer - die Fort- 
setzung ihrer Reformen vorausgesetzt - voraussichtlich 
bis zum vorgesehenen Beitritt am 1. Januar 2007 alle 
Kopenhagener Kriterien würden erfüllen können. Im Rah- 
men des Monitoringprozesses überwacht die Kommissi- 
on kontinuierlich die von den Beitrittsländern eingegan- 
genen Verpflichtungen bis zum Beitritt und veröffentlicht 
regelmäßig umfassende Monitoringberichte. Die letzten 
Monitoringberichte vom 25. Oktober 2005 haben in bei- 
den Ländern in der Mehrzahl der untersuchten Bereiche 
Fortschritte ausgemacht, jedoch in einer Reihe von 
Bereichen schwerwiegende Defizite festgestellt, infolge 
derer es - ohne sofortige, einschneidende Maßnahmen - 
den Beitrittsländern nicht gelingen wird, die Beitrittsreife 
zu erlangen. 

Sollte die Kommission bis zur Veröffentlichung der 
nächsten Monitoringberichte am 16. Mai 2006 zu der 
Einschätzung gelangen, dass die Voraussetzungen von 
Artikel 39 der Akte zum Beitrittsvertrag vorliegen, dass 
nämlich „... eindeutig nachgewiesen ist, dass sich die 
Vorbereitungen im Hinblick auf die Übernahme und 
Umsetzung des Besitzstands in Bulgarien und Rumänien 
auf einem Stand befinden, der die ernste Gefahr mit sich 
bringt, dass einer dieser Staaten in einigen wichtigen 
Bereichen offenbar nicht in der Lage ist, die Anforderun- 
gen der Mitgliedschaft bis zum Beitrittstermin 1. Januar 
2007 zu erfüllen ...“, dann kann die Kommission für das 
bzw. die betroffenen Länder eine Empfehlung zur Ver- 
schiebung des Beitritts auf den 1 . Januar 2008 abgeben. 
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Eine Empfehlung, den Beitritt Bulgariens und/oder 
Rumäniens zu verschieben, kann der Rat nur einstimmig 
beschließen. Für Rumänien gilt zusätzlich, dass bei 
erheblichen Mängeln in den Bereichen Justiz/Inneres 
oder Wettbewerbspolitik bereits eine qualifizierte Mehr- 
heit im Rat zur Verschiebung des Beitritts genügen 
würde. 

Von den Kommissionsberichten im Mai 2006 wird darü- 
ber hinaus erwartet, dass sie eine ausführliche Darlegung 
der Möglichkeiten und der eventuellen Notwendigkeit der 
Anwendung der verschiedenen Schutzklauseln enthal- 
ten, die in den Artikeln 36 bis 38 der Akte zum Beitritts- 
vertrag als „Vorsichtsmaßnahmen“ (so die Kommission in 
ihrem Strategiepapier vom Herbst 2002) enthalten sind, 
nämlich: 

- Eine generelle wirtschaftliche Schutzklausel, die es der 
Kommission auf Antrag eines bisherigen oder neuen 
Mitgliedstaates oder aus eigener Initiative erlaubt, in 
Reaktion auf ernsthafte Schwierigkeiten in bestimmten 
Wirtschaftssektoren die notwendigen Schutzmaßnah- 
men festzulegen. Schutzmaßnahmen dürfen keine 
Grenzkontrollen nach sich ziehen. Diese wirtschaft- 
liche Schutzklausel dient in erster Linie dem Schutz der 
neuen Mitgliedstaaten und ist auf drei Jahre begrenzt. 

- Ein spezielles binnenmarktbezogenes Schutzklausel- 
verfahren, das nur gegenüber den neuen Mitgliedstaa- 
ten angewandt werden kann. Diese Schutzklausel gibt 
der Kommission die Handhabe für angemessene Maß- 
nahmen bei ernsthaften Störungen oder der Gefahr 
ernsthafter Störungen im Binnenmarkt im weitesten 
Sinne, die auf Verstöße der Beitrittsländer gegen ihre 
Beitrittsverpflichtungen zurückzuführen sind. 

- Eine Schutzklausel im Bereich Justiz und Inneres, die 
ebenfalls nur gegenüber den neuen Mitgliedstaaten 
angewandt werden kann. Sie gilt für die Zusammenar- 
beit in Zivil- und Strafsachen, insbesondere für Rechts- 
akte zur gegenseitigen Anerkennung von Entscheidun- 
gen, um schwerwiegende Fehlfunktionen in diesen Be- 
reichen zu verhindern. Für eine Schutzklausel im 
Bereich des Schengen-Besitzstands besteht wegen 
des zweistufigen Verfahrens seiner Einführung (hierzu 
vgl. die Ausführungen zu Artikel 3 der Beitrittsakte) kein 
Bedarf. 

Die Kommissionsberichte mit eventuellen Empfehlungen 
zur Anwendung von Schutzklauseln werden voraussicht- 
lich im Juni dieses Jahres Gegenstand der Beratungen 
des Europäischen Rates sein. Weitere Monitoringberich- 
te der Kommission sind für den Herbst vorgesehen. Darin 
wird sich die Kommission voraussichtlich auf die Formu- 
lierung konkreter Vorschläge zu Art, Umfang und Dauer 
der Anwendung der in den Mai-Berichten bereits erörter- 
ten Schutzklauseln konzentrieren. 

Nach dem Beitritt wird die Kommission als Hüterin der 
Verträge die gleichen Mechanismen zur Überwachung 
des Gemeinschaftlichen Besitzstands - einschließlich 
Vertragsverletzungsverfahren vor dem Europäischen Ge- 
richtshof- anwenden, wie sie für alle Mitgliedstaaten gel- 
ten. 

11.5 Überblick über die Verhandlungsergebnisse 

Das Verhandlungsergebnis spiegelt vieles von dem 
wider, was bereits mit den Laeken-10 vereinbart worden 
war. Es trägt aber auch den Spezifika Rumäniens und 


Bulgariens Rechnung und enthält mit der Möglichkeit, 
den Beitrittstermin um ein Jahr zu verschieben („Super- 
schutzklausel“), ein neues Instrument, das zusätzlichen 
Druck auf die Beitrittsländer ausübt, ihren Verpflichtun- 
gen hinsichtlich der Herstellung der Beitrittsreife nachzu- 
kommen. Die Regelungen für Übergangsfristen, insbe- 
sondere bei der Arbeitnehmerfreizügigkeit und der 
Dienstleistungsfreiheit, sind aus dem Beitrittsvertrag für 
die Laeken-10 übernommen. Sie sollen sicherstellen, 
dass es nicht zu Störungen auf den Arbeitsmärkten 
kommt, dass die Binnengrenzen erst dann geöffnet wer- 
den, wenn die Beitrittsländer den Anforderungen des 
Schengen-Besitzstands in vollem Umfang gerecht wer- 
den können und dass massive Landkäufe in den Bei- 
trittsländern durch Staatsangehörige der Mitgliedstaaten 
vorerst ausgeschlossen werden. 

Die wichtigsten Verhandlungsergebnisse im Überblick: 

- Der Binnenmarkt mit den vier Freiheiten wird auf die 
Beitrittsländer erstreckt. Für die ersten Jahre nach dem 
Beitritt wurden insbesondere folgende Übergangsfris- 
ten vereinbart: 

- In dem sensiblen Bereich der Arbeitnehmerfreizügig- 
keit wird es eine gestaffelte siebenjährige Über- 
gangsfrist geben, die es den Mitgliedstaaten erlaubt, 
ihre nationalen Regelungen vorerst für zwei Jahre 
beizubehalten. Eine Notwendigkeit zur Verlängerung 
der Übergangsfrist wäre nach zwei Jahren und 
sodann nach weiteren drei Jahren zu überprüfen. 

- Der Erwerb von Agrar- und Forstland wird in beiden 
Beitrittsländern während einer Übergangsfrist von 
sieben Jahren weiterhin den nationalen Regelungen 
dieser Länder unterworfen sein; abweichende Vor- 
schriften gelten für selbständige Landwirte aus den 
Mitgliedstaaten, die schon vor dem Beitritt Land in 
Rumänien und Bulgarien gepachtet haben. Damit 
wird der Sorge dieser Beitrittsländer Rechnung ge- 
tragen, dass ihre Bürger bei sofortiger Öffnung des 
Kapitalmarkts beim Erwerb von Agrarland den zah- 
lungskräftigeren Bürgern der derzeitigen Mitglied- 
staaten unterlegen sein könnten. 

- Die finanziellen Auswirkungen des Beitritts in den ers- 
ten drei Jahren wurden in einem Finanzpaket zusam- 
mengefasst verhandelt. Das Finanzpaket für 2007 bis 
2009 hat einen Gesamtumfang (Verpflichtungen) von 
ca. 16,2 Mrd. Euro (Preisbasis 2004; inklusive 346 Mio. 
Euro Verwaltungskosten) und orientiert sich in Inhalt 
und Umfang an einer analogen Vereinbarung mit den 
Laeken-10. Den Zahlungen an Rumänien und Bulga- 
rien stehen Beiträge dieser Länder an den EU-Haushalt 
in Höhe von ca. 3,5 Mrd. Euro gegenüber, sodass der 
Europäischen Union durch den Beitritt in den ersten 
drei Jahren Nettokosten von maximal rund 12,7 Mrd. 
Euro entstehen, sofern alle Mittel abgerufen werden. 
Das Finanzpaket ist folgendermaßen untergliedert: 

-Landwirtschaft: Insgesamt sind im Bereich 
Landwirtschaft im Rahmen des Finanzpakets 
5,5 Mrd. Euro für die Beitrittsländer vorgesehen. Die 
Direktzahlungen setzen 2007 bei 25 % des Niveaus 
ein, auf dem die 15 Mitgliedstaaten der EU vor Bei- 
tritt der Laeken-10 Zahlungen erhielten. In den drei 
Folgejahren steigt dieser Prozentsatz jeweils um 5 % 
auf 40 % im Jahr 201 0, danach steigen die Zahlungen 
jährlich um 10 %, sodass im Jahr 2016 dasselbe 
Zahlungsniveau wie in den „alten“ Mitgliedstaaten 
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erreicht ist. Im Zeitraum dieser schrittweisen Steige- 
rung können Rumänien und Bulgarien die Direktzah- 
lungen mit Eigenmitteln aufstocken. In den ersten 
drei Jahren nach dem Beitritt erhalten die Beitritts- 
länder außerdem Mittel für die ländliche Entwicklung, 
die insbesondere Kleinbauern bei der Restrukturie- 
rung helfen, Unterstützung bei der Erfüllung der 
europäischen Standards in den Bereichen Lebens- 
mittelsicherheit, Tierschutz und Umwelt geben und 
als Mittel zur Aufstockung der Direktzahlungen im 
Agrarbereich dienen sollen. 

-Im Bereich der Strukturpolitik (Struktur- und 
Kohäsionsfonds) sieht das Finanzpaket Zahlungen in 
Höhe von insgesamt ca. 8,3 Mrd. Euro für den Zeit- 
raum von 2007 bis 2009 vor. 

-Haushalt: Die Beitrittsländer übernehmen mit 
dem Beitritt das System der Eigenmittel der Gemein- 
schaften. Die Europäische Union hat den Beitritts- 
ländern keinen Beitragsrabatt eingeräumt. Sie erhal- 
ten jedoch bis Ende 2009 befristete Finanzhilfen: 
Eine Cashflow- und Schengenfazilität von ca. 
0,8 Mrd. Euro soll die Stabilität der Staatshaushalte 
nach Wegfall der Vorbeitrittshilfen und den Ausbau 
der Grenzsicherung an den künftigen Außengrenzen 
der Union sichern; drei jährliche Zuwendungen von 
jeweils 70 Mio. Euro an Bulgarien sollen die von der 
Schließung des Kernkraftwerks Kosloduj betroffene 
Region stützen; 82 Mio. Euro für beide Länder 
zusammen sollen im Jahr 2007 den Verwaltungsauf- 
bau zwecks besserer Umsetzung des Besitzstands 
beschleunigen. 

- Darüber hinaus erhalten Bulgarien und Rumänien für 
die Teilnahme an existierenden Politiken (im Wesent- 
lichen bereits bestehende EU-Programme) 1 Mrd. 
Euro. 

- Die Beitrittsländer verpflichten sich zur Übernahme 
des Schengen-Besitzstands. Hierfür ist ein zweistu- 
figes Verfahren vorgesehen: Ein Teil der Regelungen ist 
ab Beitritt anzuwenden. Die Personenkontrollen an den 
Binnengrenzen entfallen jedoch - anders als die 
Warenkontrollen - noch nicht. Ein anderer Teil der 
Schengenregelungen tritt erst nach einer weiteren Ent- 
scheidung des Rates in Kraft, die dieser einige Zeit 
nach dem Beitritt trifft, wenn die Beitrittsländer in 
einem Evaluierungsverfahren der Mitgliedstaaten den 
Nachweis erbracht haben, dass sie insbesondere den 
Anforderungen hinsichtlich des Zugangs zum Schen- 
gener Informationssystem genügen und zu einer wirk- 
samen Kontrolle der Außengrenzen im Stande sind. 
Dann entfallen auch die Personenkontrollen an den 
Binnengrenzen. 

- Die Anpassung der Zusammensetzung der Institutio- 
nen, die durch den Beitritt notwendig wird, erfolgt für 
Rumänien und Bulgarien auf Basis der geltenden 
Rechtsgrundlage, d. h. den Bestimmungen des Ver- 
trags von Nizza: 

-Europäisches Parlament: Bulgarien wird 
18 Sitze im Europäischen Parlament (EP) erhalten; 
Rumänien 35. Tritt der Vertrag über eine Verfassung 
für Europa bis zur Wahl zum Europäischen Parla- 
ment im Jahr 2009 nicht in Kraft, so entsendet Bul- 


garien nach der Wahl zum Europäischen Parlament 
2009 17 Abgeordnete, Rumänien 33. Mit Inkrafttre- 
ten des Vertrags über eine Verfassung für Europa ist 
der Rat verpflichtet, die Zusammensetzung des Par- 
laments bei einer Obergrenze von 750 Abgeordneten 
durch einstimmigen Beschluss neu festzulegen. 

- Rat: Bulgarien erhält mit Beitritt ein Stimmgewicht 
von zehn; Rumänien erhält ein Gewicht von 14. Mit 
Inkrafttreten des Vertrags über eine Verfassung für 
Europa gilt ab dem 1 . November 2009 die dort vor- 
gesehene doppelte Mehrheit. 

-Kommission: Bulgarien und Rumänien werden 
mit ihrem Beitritt je einen Kommissar stellen. Mit der 
Amtsaufnahme der neuen Kommission (voraussicht- 
lich 2009) gilt Artikel 4 des Protokolls über die Erwei- 
terung der Europäischen Union, das dem Vertrag 
von Nizza angefügt ist (Verkleinerung der Kommissi- 
on) - mit Inkrafttreten des Vertrags über eine Verfas- 
sung für Europa wird die Verkleinerung der Kommis- 
sion auf 2014 verschoben. 

- Wettbewerb: Während Bulgarien vom Beitritt an 
den Besitzstand ausnahmslos anwenden wird, sind für 
Rumänien einige Ausnahmen vereinbart worden. Diese 
Ausnahmen betreffen die umfangreichen staatlichen 
Beihilfen, die in Rumänien derzeit gewährt werden und 
die nicht den Standards der Union entsprechen. Je 
nach Sektor werden diese Beihilfen Ende 2010 oder 
Ende 2011 auslaufen. 

-Verkehr: Es wurde mit beiden Beitrittsländern eine 
gestaffelte fünfjährige Übergangsfrist für den Zugang 
zum Markt im nationalen Straßengüterverkehr (Kabota- 
ge) vereinbart. 

-Steuern: Es wurden einige wenige dauerhafte Aus- 
nahmen vom Gemeinschaftlichen Besitzstand verein- 
bart, die auf die spezifische Situation in den betroffe- 
nen Beitrittsländern Rücksicht nehmen. Ferner erhal- 
ten die Beitrittsländer Übergangsfristen für die Anpas- 
sung der Verbrauchsteuersätze für bestimmte Pro- 
duktgruppen an das vom Gemeinschaftlichen Besitz- 
stand vorgesehene Niveau. 

- Energie: Übergangsfristen wurden für die Anlegung 
von Erdölvorräten für Krisenzeiten vereinbart. Mit Bul- 
garien wurde die Schließung des technisch veralteten 
Kernkraftwerks Kosloduj innerhalb bestimmter Fristen 
vereinbart; hierfür hat im Gegenzug die Europäische 
Union finanzielle Unterstützung zugesagt. 

-Umwelt: Es wurden eine Reihe von Übergangsfris- 
ten für die Einführung der Umweltstandards des Ge- 
meinschaftlichen Besitzstands vereinbart, die in ihrer 
Mehrzahl darauf Rücksicht nehmen, dass ein Großteil 
des Besitzstands im Umweltbereich Richtlinien sind, 
die der Umsetzung ins nationale Recht bedürfen, dass 
mit der Überwachung der Einhaltung der Anforderun- 
gen des Besitzstands ein derzeit von den Beitrittslän- 
dern nicht zu bewältigender Verwaltungsaufwand ver- 
bunden ist und dass im Umweltbereich noch erheb- 
liche Investitionen in Infrastruktur und Technologie 
getätigt werden müssen. Insgesamt ist eine erhebliche 
Verbesserung der Umweltbedingungen in den Bei- 
trittsländern zu erwarten. 
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III Systematik des Vertragswerks 

111. 1 Zusammensetzung des Vertragswerks 

Der Beitrittsvertrag besteht aus folgenden Teilen: 

- Der Beitrittsvertrag. Artikel 49 EU-Vertrag sieht 
vor, dass die Bedingungen und die durch eine Aufnah- 
me eines neuen Mitglieds erforderlich werdenden An- 
passungen der Verträge, auf denen die Union beruht, 
durch ein Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten 
und dem antragstellenden Staat zu regeln sind. Der 
Beitrittsvertrag mit seinen Anhängen ist dieses Abkom- 
men. 

- Die Beitrittsakte ist dem Beitrittsvertrag angefügt. 
Sie enthält in 61 Artikeln die allgemeinen Bedingungen 
des Beitritts der neuen Mitgliedstaaten. Zu ihr gehören 
weiterhin neun teilweise sehr umfangreiche Anhänge, 
in denen die Änderungen des Gemeinschaftlichen 
Besitzstands und die Übergangsregelungen im Einzel- 
nen niedergelegt sind, nebst Anlagen. Sie gilt bis zum 
Tag des Inkrafttreten des EU-Verfassungsvertrags. 

- Das Beitrittsprotokoll ist dem Beitrittsvertrag 
ebenfalls angefügt. Es ersetzt die Beitrittsakte, wenn 
der Vertrag über eine Verfassung für Europa in Kraft 
tritt. Es ist nahezu textidentisch mit der Akte; es unter- 
scheidet sich von ihr vor allem in den unter 11.5 skizzier- 
ten institutioneilen Vorkehrungen, die der Verfassungs- 
vertrag gegenüber dem Nizza-Vertrag vorsieht. 

- Die Schlussakte enthält sieben Erklärungen sowie 
einen Briefwechsel, der ein Informations- und Konsul- 
tationsverfahren in der Zeit bis zum Beitritt der beiden 
Beitrittsländer festlegt. 

Erläuterung: 

Im Gegensatz zum Beitrittsvertrag für die am 1 . Mai 2004 
beigetretenen Mitgliedstaaten sieht der Vertrag für 
Rumänien und Bulgarien die Möglichkeit vor, dass zum 
Zeitpunkt des Beitritts der beiden Länder der EU-Verfas- 
sungsvertrag in Kraft getreten sein könnte. Daher enthält 
der Beitrittsvertrag für Rumänien und Bulgarien sowohl 
ein Beitrittsprotokoll, das das nach Inkrafttreten des Ver- 
fassungsvertrags relevante Dokument wäre, als auch 
eine Beitrittsakte, die den Beitritt unter den Bedingungen 
der heute gültigen vertraglichen Grundlage der Union, 
des Vertrags von Nizza, regelt. 

Diese Denkschrift erläutert den Beitrittsvertrag anhand 
der heute gültigen Rechtslage auf Grundlage der Bei- 
trittsakte. Sie ist nahezu textidentisch mit dem Beitritts- 
protokoll; sie unterscheidet sich von ihr in den unter 11.5 
skizzierten institutioneilen Vorkehrungen. 

111. 2 Die Beitrittsakte 

Die Beitrittsakte ist das Kernstück des Vertragswerks. 
Sie besteht aus fünf Teilen. 

1. „Grundsätze“ (Artikel 1 bis 8): Sie regeln Art und 
Umfang der Verpflichtungen, die sich durch die Über- 
nahme des Gemeinschaftlichen Besitzstands für die 
Beitrittsländer ergeben. 

2. „Anpassungen der Verträge“ (Artikel 9 bis 18): 
Dieser Teil enthält die Änderungen des Primärrechts 
der Europäischen Union - des EG-, EAG- und EU-Ver- 
trags sowie der ihnen beigefügten Protokolle. Sie 
betreffen im Wesentlichen die Institutionen, d. h. die 


Zusammensetzung und den Abstimmungsmodus der 
Organe und Ausschüsse der Europäischen Union. 

3. „Ständige Bestimmungen“ (Artikel 19 bis 22): 
Dieser Teil nimmt in seinem ersten Titel die durch den 
Beitritt der beiden Staaten erforderlich werdenden 
umfangreichen Änderungen des Sekundärrechts, d. h. 
des durch die Organe der Europäischen Union 
gesetzten Rechts, in zwei Artikeln mit je umfangrei- 
chen Anhängen vor, die die bereits beschlossenen 
(Artikel 19 mit Anhang III) bzw. die noch zu formulie- 
renden (Artikel 20 mit Anhang IV) Anpassungen ent- 
halten. Der zweite Titel enthält weitere Maßnahmen, 
die bereits festgelegt sind (Artikel 21 mit Anhang V) 
oder - dies im Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik - 
noch vorgenommen werden können (Artikel 22). 

4. „Bestimmungen mit begrenzter Gel- 
tungsdauer“ (Artikel 23 bis 42): Im ersten Titel 
dieses Teils sind die Übergangsmaßnahmen fest- 
gelegt. Kernstück bildet Artikel 23, der in seinen 
Anhängen VI und VII für jeden neuen Mitgliedstaat die 
mit ihm jeweils ausgehandelten Übergangsmaßnah- 
men enthält. Artikel 24 regelt die Sitzverteilung im 
Europäischen Parlament ab dem Tag des Beitritts bis 
zum Beginn der Wahlperiode 2009 bis 2014. Darüber 
hinaus werden bestimmte haushaltsrechtliche Über- 
gangsmaßnahmen für die ersten drei Jahre nach dem 
Beitritt (2007 bis 2009) festgelegt, zumeist befristete 
Finanzhilfen für die Beitrittsländer. 

Der vierte Titel dieses Teils behandelt die bereits oben 
(unter 11.4) erwähnten Schutzklauseln. 

5. „Bestimmungen über die Durchführung 
dieser Akte“ (Artikel 43 bis 61): Der erste Titel 
dieses Teils betrifft die notwendigen Änderungen der 
Geschäftsordnungen bzw. Satzungen der Organe und 
Ausschüsse der Europäischen Union sowie die Ein- 
setzung ihrer Mitglieder. Der zweite Titel behandelt 
Umfang und Zeitpunkt der Anwendbarkeit der Rechts- 
akte der Organe in den Beitrittsländern, und der dritte 
Titel enthält Schlussbestimmungen über die Über- 
mittlung der ursprünglichen Verträge und die Beifü- 
gung der neuen Sprachfassungen zum Vertragswerk. 


IV Das Vertragswerk im Einzelnen 

IV.1 Der (Beitritts-)Vertrag (im engeren Sinn) 

Der Beitrittsvertrag ist das in Artikel 49 EU-Vertrag vorge- 
sehene Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und den antragstellenden Staaten. 
Er umfasst außer der Präambel nur sechs Artikel, die die 
Aufnahme der Beitrittsländer in die Europäischen Union 
selbst zum Gegenstand haben; Aufnahmebedingungen 
und die durch den Beitritt erforderlichen Anpassungen 
der Verträge werden in die Beitrittsakte und ihre Anhänge 
verwiesen. 

Präambel 

Sie enthält sechs Erwägungsgründe. Die beiden ersten 
sind politischen Inhalts: Sie bekräftigen den Willen, die 
Ziele der Europäischen Union zu verwirklichen und einen 
immer engeren Zusammenschluss der europäischen Völ- 
ker herbeizuführen. Die drei folgenden Erwägungsgründe 
geben die Voraussetzungen des Artikels 49 EÜ-Vertrag 
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- die Mitgliedschaftsanträge der Beitrittsländer sowie 
dazu die Stellungnahme der Kommission, die Zustim- 
mung des Europäischen Parlaments und schließlich den 
Beschluss des Rates - wieder. Schließlich wird festge- 
stellt, dass Rumänien und Bulgarien der Union auf der 
am Beitrittsvertrag geltenden vertraglichen Grundlage 
beitreten. 

Artikel 1 

Dieser Artikel begründet die Mitgliedschaft der Beitritts- 
länder in der Europäischen Union und macht sie zu Ver- 
tragsparteien des Vertrags für eine Verfassung für Europa 
und des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atom- 
gemeinschaft in ihrer jeweils aktuellen Fassung. Die Auf- 
nahmebedingungen sowie die Anpassungen der Verträ- 
ge sind in dem dem Vertrag beigefügten Beitrittsprotokoll 
festgelegt, das Bestandteil des Vertrags ist. Die in die- 
sem Protokoll festgelegten Bestimmungen sind Bestand- 
teil des Vertrags über eine Verfassung für Europa und des 
Atomgemeinschaftsvertrags. Es wird diesen beigefügt. 

Artikel 2 

Dieser Artikel deckt den Fall ab, dass der EU-Verfas- 
sungsvertrag zum Zeitpunkt des Beitritts noch nicht in 
Kraft getreten sein könnte. Er stellt fest, dass Rumänien 
und Bulgarien dann Vertragsparteien der die Union be- 
gründenden Verträge werden. Die Aufnahmebedingun- 
gen und die aufgrund der Aufnahme erforderlichen An- 
passungen der Verträge sind dann der dem Vertrag bei- 
gefügten Akte zu entnehmen. Der Artikel stellt klar, dass 
mit dem Inkrafttreten des EU-Verfassungsvertrags die 
Bestimmungen aus Artikel 1 greifen, d. h. Rumänien und 
Bulgarien automatisch Parteien des EU-Verfassungsver- 
trags werden und statt der Akte das Protokoll gültig wird. 

Artikel 3 

Artikel 3 begründet die Zuständigkeit der Organe der 
Europäischen Union auch für den Beitrittsvertrag, so 
dass z. B. der Gerichtshof für Auslegungsstreitigkeiten 
im Zusammenhang mit dem Beitrittsvertrag zuständig 
ist. 

Artikel 4 

Der Artikel stellt die Ratifikationsbedürftigkeit des Bei- 
trittsvertrags fest. Die Ratifikationsurkunden werden bei 
der italienischen Regierung als dem Depositar der 
ursprünglichen Verträge hinterlegt. 

Der Vertrag tritt am 1 . Januar 2007 in Kraft, sofern alle 
Ratifikationsurkunden vor diesem Tage hinterlegt worden 
sind. Der Vertrag tritt bei Ratifizierung durch die derzei- 
tigen Mitgliedstaaten für diejenigen Beitrittsländer in Kraft, 
die ratifiziert haben. Flat eines der Beitrittsländer nicht vor 
dem 1 . Januar 2007 ratifiziert, kann der Rat den Beitritts- 
vertrag entsprechend anpassen und sogar die Passagen, 
die sich auf den Staat beziehen, der noch nicht ratifiziert 
hat, für hinfällig erklären. Tatsächlich ist diese Bestim- 
mung aber bereits überholt, weil sowohl Bulgarien als 
auch Rumänien den Beitrittsvertrag im Mai 2005 ratifiziert 
haben. 

Wird mit Bezug auf einen der beitretenden Staaten von 
der „Superschutzklausel“ Gebrauch gemacht, tritt der 
Vertrag für diesen Staat erst am 1 . Januar 2008 in Kraft. 


Absatz 3 enthält eine Ausnahmeklausel, die es den Orga- 
nen der Union gestattet, bestimmte in der Beitrittsakte 
vorgesehene Maßnahmen bereits vor dem Beitritt zu 
erlassen; diese treten jedoch nur mit dem Beitrittsvertrag 
selbst in Kraft. 

Artikel 5 

Es wird festgestellt, dass der Vertrag über eine Verfas- 
sung für Europa in rumänischer und bulgarischer Fas- 
sung ebenso verbindlich ist wie in den anderen Sprachen 
der Union. Dem Beitrittsvertrag hängen die rumänischen 
und bulgarischen Sprachfassungen des EU-Verfas- 
sungsvertrags an. 

Artikel 6 

Der Vertrag ist in den Sprachen aller Mitgliedstaaten, der 
alten wie der neuen, verbindlich. 

IV. 2 Die Akte 

IV.2.1 Erster Teil: Grundsätze 
Vorbemerkung 

Kern des Ersten Teils ist der Grundsatz, dass die neuen 
Mitgliedstaaten mit ihrem Beitritt das Primärrecht und 
das Sekundärrecht der Europäischen Union, ihren Schen- 
gen-Besitzstand, ihre Regeln über die Wirtschafts- und 
Währungsunion, die Beschlüsse und Vereinbarungen der 
im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten und die Abkommen und Vereinbarungen der 
Gemeinschaften mit Dritten übernehmen, vorbehaltlich 
der in den nachfolgenden Teilen der Akte genannten Aus- 
nahmen und Übergangsregelungen. 

Artikel 1 

Artikel 1 enthält bestimmte für die Akte maßgebliche 
Begriffsbestimmungen. Er definiert die Begriffe „ursprüng- 
liche Verträge“, „derzeitige und neue Mitgliedstaaten“, 
„Union“, „Gemeinschaft“ und „Organe“. 

Artikel 2 

Diese Vorschrift erklärt die ursprünglichen Verträge und 
die vor dem Beitritt erlassenen Rechtsakte der Organe 
für die Beitrittsländer ab Beitritt für verbindlich. 

Artikel 3 mit Anhang I zur Akte 

Die in Absatz 1 genannten Beschlüsse und Vereinbarun- 
gen der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten sind so eng mit der Union verbunden, 
dass auch ihre Übernahme von den neuen Mitgliedstaa- 
ten verlangt wird. Sie umfassen z. B. auch die Beschlüs- 
se zur Festlegung der Obergrenzen wichtiger Agraraus- 
gaben (Plaushaltsrubrik 1a) in den Jahren 2007 bis 2013, 
die der Europäische Rat in Brüssel im Oktober 2002 in 
Zusammenhang mit der Festlegung der Gemeinschafts- 
position der derzeitigen Mitgliedstaaten im Agrarkapitel 
der Beitrittsverhandlungen gefasst hat. 

Die in Absatz 2 erfassten Erklärungen, Entschließungen 
und sonstigen Stellungnahmen gehören ebenfalls zum 
Gemeinschafts- bzw. Unionsbestand, den die neuen Mit- 
gliedstaaten übernehmen müssen. Die Formulierung wurde 
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gewählt, weil den neuen Mitgliedstaaten durch die im 
Beitrittsvertrag festgelegte Übernahme dieses Teils des 
Gemeinschafts- bzw. Unionsbestandes keine stärkere 
Verpflichtung auferlegt werden sollte als den derzeitigen 
Mitgliedstaaten. 

Absatz 3 verweist auf den Anhang I, der die bereits zwi- 
schen den derzeitigen Mitgliedstaaten existierenden 
Übereinkünfte und Protokolle auflistet, denen Rumänien 
und Bulgarien beitreten. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Übereinkünfte und Protokolle für Rumänien und 
Bulgarien wird vom Rat auf Empfehlung der Kommission 
und nach Anhörung des Europäischen Parlaments ein- 
stimmig festgelegt. Dabei verpflichten sich die Beitritts- 
länder, Verwaltungs- und sonstige Vorkehrungen ähnlich 
denen in den Mitgliedstaaten zu treffen, die einen zügi- 
gen und reibungslosen Beitritt auch zu diesen Überein- 
künften ermöglichen. Der Anhang I kann vom Rat ein- 
stimmig erweitert werden, falls vor dem Beitritt von 
Rumänien und Bulgarien noch weitere Übereinkünfte 
oder Protokolle zwischen den Mitgliedstaaten geschlos- 
sen werden sollten. 


Artikel 4 mit Anhang II zur Akte 

Artikel 4 sieht ein zweistufiges Verfahren zur Übernahme 
des Schengen-Besitzstands (aufgeführt in Anhang II zu 
Artikel 4) durch die Beitrittsländer vor. Es wird unterschie- 
den zwischen Bestimmungen des Schengen-Besitz- 
stands, die ab Beitritt als Bestandteil des Gemeinschaft- 
lichen Besitzstands anzuwenden sind (sog. Kategorie 1- 
Kriterien), und den Bestimmungen, die spätestens zeit- 
gleich mit der Aufhebung der Kontrollen an den Binnen- 
grenzen anzuwenden sind (sog. Kategorie 2-Kriterien). 

In die Kategorie 1 gehören Bestimmungen über das 
Überschreiten der Außengrenzen (Artikel 3, 5, 6 und 7 
des Schengener Durchführungsübereinkommens SDÜ), 
Visa (Artikel 13), Begleitmaßnahmen (Artikel 26 und 27), 
Polizeizusammenarbeit (Artikel 39, 44 bis 47), Rechtshilfe 
in Strafsachen (Artikel 48 bis 53, 54 bis 58, 59, 61 bis 63 
und 65 bis 66), Übertragung der Vollstreckung von Straf- 
urteilen (Artikel 67 bis 69), Betäubungsmittel (Artikel 71 
bis 76), Feuerwaffen und Munition (Artikel 82 und 91) 
sowie Datenschutz (Artikel 126 bis 130). 

In die Kategorie 2 gehören Bestimmungen über das 
Überschreiten der Binnengrenzen (Artikel 2), das Über- 
schreiten der Außengrenzen (Artikel 5 Abs. Id), Visa (Arti- 
kel 10 bis 12, 14 bis 18), Reiseverkehr von Drittauslän- 
dern (Artikel 19 bis 25), Polizeizusammenarbeit (Arti- 
kel 40 bis 43) sowie zum Schengen-Informations-System 
(Artikel 64, 92 bis 1 01 , 1 02 bis 1 1 8, 1 1 9). Hinsichtlich der 
Umsetzung dieser Kriterien werden die Beitrittsländer auf 
eigenen Antrag hin einem intensiven Evaluierungsverfah- 
ren durch die anderen Mitgliedstaaten unterzogen. Erst 
wenn das Beitrittsland unzweifelhaft den Nachweis er- 
bringt, dass es diese Kriterien, insbesondere die Anfor- 
derungen hinsichtlich des Zugangs zum Schengener 
Informationssystem und einer wirksamen Kontrolle der 
Außengrenzen, erfüllt, trifft der Rat der Europäischen 
Union die einstimmige Entscheidung über die vollstän- 
dige Anwendung der Bestimmungen des Schengen- 
Besitzstands in diesem Beitrittsland. Dann werden auch 
dort die Personenkontrollen an den Binnengrenzen ent- 
fallen können. 


Artikel 5 

Artikel 5 sieht die Teilnahme der Beitrittsländer an der 
Wirtschafts- und Währungsunion vor, verleiht ihnen aber 
den Status eines Mitgliedstaates, für den eine Ausnah- 
meregelung nach Artikel 122 des EG-Vertrags gilt. Dies 
bedeutet, dass für sie zahlreiche Pflichten und Rechte 
aus der Teilnahme an der dritten Stufe der Wirtschafts- 
und Währungsunion zunächst ausgesetzt sind. So treten 
sie der EU zwar mit dem Ziel bei, den Euro einzuführen. 
Dies geschieht jedoch frühestens dann, wenn sie min- 
destens zwei Jahre lang am Wechselkursmechanismus 
teilgenommen haben und die übrigen Kriterien von 
Maastricht erfüllen. 

Artikel 6 

Die Vorschrift regelt u. a. für die neuen Mitgliedstaaten 
die Verbindlichkeit der Abkommen und Übereinkünfte, 
die von einer der beiden Gemeinschaften oder im Rah- 
men der Zusammenarbeit in der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik bzw. von Polizei und Justiz in 
Strafsachen mit Drittstaaten, internationalen Organisatio- 
nen oder Staatsangehörigen von Drittstaaten abge- 
schlossen wurden. Ferner wird das vorgesehene Bei- 
trittsverfahren für die „gemischten“ Übereinkünfte gere- 
gelt, denen sowohl eine der beiden Gemeinschaften wie 
auch ihre Mitgliedstaaten angehören und die als ge- 
schlossene Übereinkünfte einen Beitritt neuer Staaten 
nicht vorsehen, so dass der Abschluss von Zusatzproto- 
kollen erforderlich ist, damit die neuen Mitgliedstaaten 
Vertragsparteien dieser Übereinkünfte werden können. 
Darüber hinaus verpflichtet die Vorschrift die neuen Mit- 
gliedstaaten dazu, solche völkerrechtlichen Verpflichtun- 
gen, die mit den Verpflichtungen aus der Beitrittsakte 
nicht vereinbar sind, anzupassen oder zu beenden. 

Artikel 7 

Die Beitrittsakte ist Bestandteil des Primärrechts der 
Union. Die in ihr enthaltenen Übergangsbestimmungen 
können, soweit in der Beitrittsakte nicht etwas anderes 
vorgesehen ist (vgl. Artikel 22), nur nach dem in den 
ursprünglichen Verträgen vorgesehenen Verfahren geän- 
dert werden. 

Absatz 2 stellt klar, dass das von den Organen erlassene 
Sekundärrecht, auf welches sich die in der Beitrittsakte 
genannten Übergangsvorschriften beziehen, seinen 
Rechtscharakter behält, d. h. dass es weder einen höhe- 
ren noch einen niedrigeren Rang erhält als es zuvor hatte. 
Es kann daher nach den gleichen Vorschriften geändert 
werden wie zuvor. Nur die Übergangsvorschriften der 
Beitrittsakte selbst unterliegen dem förmlichen Ände- 
rungsverfahren, das einstimmigen Ratsbeschluss nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments voraussetzt. 

Absatz 3 enthält eine Ausnahme zum Grundsatz von 
Artikel 7: Soweit die Beitrittsakte bestimmte Sekundär- 
rechtsakte dauernd ändert („nicht nur vorübergehend“), 
unterliegen die betreffenden Bestimmungen der Beitritts- 
akte dem für den geänderten Sekundärrechtsakt gelten- 
den, meist einfacheren Änderungsverfahren. 

Artikel 8 

Diese Vorschrift legt die Anwendung von Übergangsrecht 
fest, um den neuen Mitgliedstaaten die Anpassung an 
die Regeln des Gemeinsamen Besitzstands zu ermög- 
lichen. 
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IV.2.2 Zweiter Teil: Anpassungen der Verträge 
Titel I: 

Institutioneile Bestimmungen 

Artikel 9 

Wie bereits weiter oben dargestellt, entsendet Bulgarien 
ab dem Beginn der Wahlperiode 2009 bis 201 4 1 7 Abge- 
ordnete, Rumänien 33 Abgeordnete. In dem Zeitraum ab 
Beitritt bis 2009 findet Artikel 24 Anwendung. 

Artikel 1 0 

Hier werden die Stimmgewichte der neuen Mitglieder 
im Rat und die nach ihrem Beitritt für eine qualifizier- 
te Mehrheit erforderliche Stimmenzahl festgelegt. Das 
Stimmgewicht für Bulgarien beträgt zehn, für Rumänien 

1 4 Stimmen. Die erforderliche Stimmenzahl für eine qua- 
lifizierte Mehrheit erhöht sich von 232 auf 255 Stimmen. 

Artikel 1 1 

Die Zahl der Richter am Gerichtshof der Europäischen 
Union erhöht sich um zwei auf 27 Richter, da der 
Gerichtshof nach dem EG-Vertrag aus einem Richter je 
Mitgliedsstaat besteht. Die teilweise Neubesetzung der 
Richterstellen, die alle drei Jahre stattfindet, ersetzt nun 
jeweils einen Richter mehr, d. h. abwechselnd 13 und 14 
Richter. Die Zahl der Richter am Gericht erster Instanz 
wird auf 27 erhöht. 

Artikel 1 2 

Dieser Artikel legt die Anzahl der Mitglieder im Wirt- 
schafts- und Sozialausschuss fest. Solange der Verfas- 
sungsvertrag noch nicht in Kraft ist stellt Bulgarien zwölf, 
Rumänien 15 Mitglieder des Ausschusses. 

Artikel 1 3 

Die Zusammensetzung des Ausschusses der Regionen 
wird wie im Falle des Wirtschafts- und Sozialausschus- 
ses neu festgelegt. Bulgarien stellt zwölf, Rumänien 

15 Mitglieder des Ausschusses. 

Artikel 1 4 

Dieser Artikel ändert die Satzung der Europäischen 
Investitionsbank, indem die Kapitalzeichnungen für Ru- 
mänien und Bulgarien festgelegt werden und das Ge- 
samtkapital der Bank um ihre Beiträge erhöht wird. Im 
Verwaltungsrat der Bank stellen Rumänien und Bulgarien 
künftig wie die anderen Mitgliedstaaten je ein ordent- 
liches Mitglied. Bei der Besetzung der stellvertretenden 
Mitglieder werden die Beitrittsländer jeweils einer Län- 
dergruppe zugeteilt, die im Falle Rumäniens ein stellver- 
tretendes Mitglied bzw. im Falle Bulgariens drei stellver- 
tretende Mitglieder einvernehmlich benennen. 

Artikel 1 5 

Die Anzahl der Sitze im Ausschuss für Wissenschaft und 
Technik gemäß dem Euratom-Vertrag wurde auf 41 
erhöht, um die Beitrittsländer zu berücksichtigen. 


Titel II: 

Sonstige Änderungen 

Artikel 1 6 

Dieser Artikel gestattet Bulgarien, gewisse bis Ende 1999 
eingeführte Beschränkungen des Kapital- und des Zah- 
lungsverkehrs zwischen Bulgarien und den Mitgliedstaa- 
ten oder Drittstaaten aufrechtzuerhalten. Dies soll vor 
allem massiven Aufkauf von Immobilien durch Staatsan- 
gehörige der Mitgliedstaaten verhindern. Siehe hierzu 
auch die Ausführungen zum Vierten Teil der Akte mit 
Anhang IV unten. 

Artikel 1 7 

Dieser Artikel erweitert den räumlichen Geltungsbereich 
des EG-Vertrags auf die beiden Beitrittsländer. 

Artikel 1 8 

Der EG-, EAG-, und EU-Vertrag gelten fortan auch in 
rumänischer und bulgarischer Sprache. 

IV.2.3 Dritter Teil: Ständige Bestimmungen 

Titel I: 

Anpassungen der Rechtsakte der Organe 
Vorbemerkung 

Im Grundsatz übernehmen die Beitrittsländer das ge- 
samte Sekundärrecht der Union. Ausnahmen bilden die 
im Vierten Teil aufgeführten Übergangsregelungen. Im 
Zuge des Beitritts ist aber auch eine Vielzahl von Anpas- 
sungen der Rechtsakte der Organe der Europäischen 
Union erforderlich. Artikel 19 mit Anhang III führt die 
Anpassungen auf, die mit dem Beitritt in Kraft treten; 
Artikel 20 mit Anhang IV nennt einige Änderungen von 
Rechtsakten, die von den Organen der Europäischen 
Union noch bis zum Beitrittsdatum vorgenommen wer- 
den müssen. 

Artikel 19 mit Anhang III zur Akte 

1. Gesellschaftsrecht 

Im Bereich des Schutzes geistigen Eigentums werden 
die Bedingungen geregelt, zu denen Gemeinschaftsmar- 
ken auf das Gebiet der neuen Mitgliedstaaten erstreckt 
werden (Anhang III Abschnitt 1 I). Entsprechende Vor- 
schriften gibt es zu Ergänzenden Schutzzertifikaten für 
Arznei- und Pflanzenschutzmittel (Anhang III Abschnitt 1 II) 
sowie für Gemeinschaftsgeschmackmuster (Anhang III 
Abschnitt 1 III). 

2. Landwirtschaft 

Bulgarien und Rumänien werden Teil des gemeinsamen 
europäischen Binnenmarktes, in dem alle Grenzkontrol- 
len mit dem Tag des Beitritts entfallen. Gleichzeitig wer- 
den die zentralen Instrumente der gemeinsamen Markt- 
und Preispolitik - abgesehen von der abgestuften Einfüh- 
rung der Direktzahlungen - ohne Übergangsregelungen 
in den Beitrittsländern unmittelbar angewandt. Dies be- 
deutet für die Landwirtschaft der Beitrittsländer, die so- 
wohl bezogen auf ihren Anteil am Bruttosozialprodukt als 


Drucksache 16/2293 


- 52 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


auch im Hinblick auf die Zahl der in der Landwirtschaft 
Beschäftigten eine größere gesamtwirtschaftliche Be- 
deutung als in der Union der 25 hat, eine erhebliche 
Umstellung. Änderungen des Sekundärrechts, die im 
Zuge des Beitritts im Bereich der Landwirtschaft vorge- 
nommen wurden, betreffen die gemeinsamen Agrar- 
marktordnungen, die Agrarstrukturpolitik (Ländliche Ent- 
wicklung) sowie die Tier- und Pflanzengesundheit: 

- Die landwirtschaftlichen Direktzahlungen werden in 
den Beitrittsländern schrittweise eingeführt (siehe 
Tabelle*)). Eine sofortige Übertragung der Direktzahlun- 
gen in voller Höhe hätte den Strukturwandel in der 
Landwirtschaft der Beitrittsländer erheblich behindert. 
Vor dem Hintergrund der bei einigen wichtigen Agrar- 
produkten (z. B. bei Milch, Rindfleisch und Zucker) zu 
erwartenden Preissteigerungen hätten Direktzahlungen 
in voller Höhe ferner zu einer deutlichen Bevorzugung 
der Landwirtschaft zulasten anderer Sektoren der 
Volkswirtschaften der Beitrittsländer geführt. Die Bei- 
trittsländer können die voll aus dem EU-Haushalt 
finanzierten Direktzahlungen durch Umwidmung von 
maximal 20 % der ihnen für die ländliche Entwicklung 
zugewiesenen Haushaltsmittel in den Jahren 2007 bis 
2009 aufstocken. Alternativ ist 2007 eine Aufstockung 
um 25 %, 2008 um 20 % und 2009 um 15 % möglich. 
Weitere Aufstockungen bis zu den in der Tabelle*) 
genannten Grenzen sind nur aus nationalen Haushalts- 
mitteln möglich. 

Die Beitrittsländer haben bei der Gewährung der 
Direktzahlungen die Wahl zwischen dem Standardsys- 
tem und einem vereinfachten Verfahren mit einer ein- 
heitlichen Flächenprämie. Das Standardsystem, das 
dem System in den alten Mitgliedstaaten entspricht, 
setzt voraus, dass alle Elemente des Integrierten Ver- 
waltungs- und Kontrollsystems der Europäischen 
Union (InVeKoS), wie z. B. die Tierkennzeichnung, in 
dem jeweiligen Beitrittsland voll umgesetzt und verwal- 
tungsmäßig durchführbar sind. Die Direktzahlungen 
werden hier dem einzelnen Erzeuger anhand der ihm 
zustehenden Prämienrechte für die anspruchsberech- 
tigten Flächen und Tiere ausbezahlt. Da bis zum Beitritt 
die Voraussetzungen für ein voll funktionsfähiges Stan- 
dardsystem möglicherweise noch nicht vorliegen, hat 
die Europäische Union zusätzlich das vereinfachte 
System mit einer einheitlichen Flächenprämie vorge- 
schlagen. Nach diesem System werden die einem Bei- 
trittsland zustehenden Direktzahlungen auf die gesam- 
te landwirtschaftlich genutzte Fläche umgelegt und 


dem einzelnen Erzeuger als einheitliche Flächenprämie 
ausbezahlt. Das vereinfachte System gilt zunächst bis 
Ende 2009 und kann danach zweimal um jeweils ein 
Jahr verlängert werden. 

- Die Einbeziehung der Beitrittsländer in das System der 
gemeinsamen Agrarpolitik macht zahlreiche, vorwie- 
gend technische Anpassungen der horizontalen Rege- 
lungen sowie der einzelnen Agrarmarktordnungen 
erforderlich. Vor allem mussten Quoten, Prämienrech- 
te und sonstige Instrumente der Angebotssteuerung 
festgelegt werden. Die Quoten und Prämienrechte 
wurden auf der Grundlage der tatsächlichen Produkti- 
on in der jüngeren Vergangenheit sowie unter Berück- 
sichtigung länderspezifischer Situationen festgesetzt. 

Insgesamt ist es mit diesen Ergebnissen gelungen, in den 
Beitrittsverhandlungen Kompromisse zu erzielen, die die 
Gefahr zusätzlicher Überschüsse auf den Agrarmärkten 
in einer erweiterten Europäischen Union in Grenzen 
halten. 

Im Bereich der Landwirtschaft werden unter Punkt 1 des 
Kapitels Regelungen zur Begriffsbestimmung, Bezeich- 
nung und Aufmachung von Spirituosen getroffen, die 
sich auf spezifische regionaltypische Getränke beziehen. 
Unter Punkt 2 werden Begriffsbestimmung, Bezeichnung 
und Aufmachung aromatisierten Weines, aromatisierter 
weinhaltiger Getränke und aromatisierter weinhaltiger 
Cocktails geregelt. Punkt 3 fügt zur gemeinsamen Markt- 
ordnung für Rohtabak eine Reihe von regionalen Her- 
kunftsbezeichnungen zu. Punkt 4 setzt im Rahmen der 
gemeinsamen Marktorganisation für Verarbeitungser- 
zeugnisse aus Obst und Gemüse Verarbeitungsschwel- 
len hinsichtlich des Eigengewichtes frischer Ausgangser- 
zeugnisse fest. Punkt 5 legt neue Prozentsätze der 
Garantieschwelle nach Mitgliedstaaten oder besonderen 
Gebieten für die Anerkennung der Erzeugergemeinschaf- 
ten fest, wobei bulgarische und rumänische Anbaugebie- 
te berücksichtigt werden. Punkt 6 betrifft die Änderung 
der Weinmarktordnung. Die Weinanbaugebiete in den 
Beitrittsländern müssen den verschiedenen Weinbauzo- 
nen zugeordnet werden. Rumänien und Bulgarien erhal- 
ten jeweils 1,5 % zusätzliche Pflanzungsrechte. Die EU- 
Spirituosenverordnung muss um die Bezeichnungen 
bestimmter Spirituosen aus den Beitrittsländern ergänzt 
werden. Auch die Marktordnung für Rohtabak bedarf hin- 
sichtlich der rumänischen und bulgarischen Anbaugebie- 
te einer Anpassung. Punkt 7 gewährt Rumänien und Bul- 
garien Höchstmengen für Flachsfasern. 


*) Schrittweise Einführung der Direktzahlungen im Zeitraum 2007 bis 2016 

(in % des jeweiligen EU-Niveaus) 



2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

EU-finanziert 

25 % 

30 % 

35 % 

40 % 

50 % 

60 % 

70 % 

80 % 

90 % 

100 % 

Nationale Aufstockung 

30 % 

30 % 

30 % 

30 % 

30 % 

30 % 

30 % 

20 % 

10 % 

- 

maximale Höhe 

55 % 

60 % 

65 % 

70 % 

80 % 

90 % 

100 % 

100 % 

100 % 

100 % 
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3. Verkehrspolitik 

Die Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts im Bereich 
Verkehr bleiben durch den Beitritt von Bulgarien und 
Rumänien im Wesentlichen unverändert. Lediglich hin- 
sichtlich des Zugangs zum Beruf des Güter- und Perso- 
nenkraftverkehrsunternehmers ist eine Anpassung der 
Richtlinie 96/26/EG erforderlich. Hiermit wird sicherge- 
stellt, dass bulgarische und rumänische Unternehmer 
hinsichtlich der fachlichen Eignung die Anforderungen 
des Gemeinschaftsrechts erfüllen. 

4. Steuerwesen 

Es wurden folgende dauerhafte Änderungen des Gemein- 
schaftlichen Besitzstands vereinbart: 

- Die Kleinunternehmerschwelle - d. h. die Jahresumsatz- 
grenze, bis zu der kleine Unternehmen gemäß Arti- 
kel 24 der 6. Richtlinie 77/388/EWG von der Mehrwert- 
steuer befreit werden können - wird individuell gemäß 
Artikel 24a der 6. Richtlinie 77/388/EWG für die beiden 
Beitrittsländer auf 25 600 Euro für Bulgarien und auf 
35 000 Euro für Rumänien erhöht. Die Mehrwertsteuer- 
Eigenmittel dürfen hierdurch nicht beeinträchtigt wer- 
den. 

- Bulgarien und Rumänien dürfen einen ermäßigten Ver- 
brauchsteuersatz auf eine bestimmte Menge Obst- 
brand anwenden, der aus selbstgewonnenem Obst 
von Haushalten der Obstanbaubetriebe hergestellt 
wird. Der Obstbrand darf lediglich für den Eigenver- 
brauch bestimmt sein. Die Begünstigung besteht darin, 
dass nach Gemeinschaftsrecht ein ermäßigter Steuer- 
satz grundsätzlich nur auf Alkohol von kleinen Brenne- 
reien mit einer Erzeugung von nicht mehr als 10 hl rei- 
nem Alkohol angewendet werden darf. 

Artikel 20 mit Anhang IV zur Akte 

1. Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

Eine Reihe von Rechtsvorschriften im Agrarsektor müs- 
sen mit dem Beitritt Bulgariens und Rumäniens ange- 
passt werden. Die gemeinsame Zuckermarktordnung 
wird um Grundmengen für Zucker und Glucose für die 
Beitrittstaaten ergänzt. Die Tabakanbaugebiete Bulga- 
riens und Rumäniens sollen in der Prämien- und Quoten- 
regelung für Rohtabak berücksichtigt werden. Die Rege- 
lung zu Beihilfen für die Saatgutproduktion wird ange- 
passt. Beihilfefähige Höchstmengen für die Beitritts- 
länder sollen zugewiesen werden. 

B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 

In diesem Bereich wird der Verkehr mit forstlichem Ver- 
mehrungsgut um bestimmte Waldpflanzen, die in Rumä- 
nien und Bulgarien Vorkommen, ergänzt. 

Titel II 

Sonstige Bestimmungen 

Artikel 21 mit Anhang V zur Akte 
1. Gesellschaftsrecht 

Eine Sonderregelung gilt für Arzneimittel. Da Arzneimittel, 
die in den bisherigen Mitgliedstaaten der Europäischen 


Union unter Patentschutz stehen, in den Staaten Mittel- 
und Osteuropas häufig in Verkehr gebracht wurden, als 
dort vergleichbarer Schutz noch nicht zur Verfügung 
stand, bestand die Gefahr, dass infolge des Beitritts 
durch Einfuhr von Generika oder Parallelimporte aus den 
neuen Mitgliedstaaten der hier bestehende Patentschutz 
beeinträchtigt würde. Daher wurde - wie bereits im Fall 
der 2004 beigetretenen mittel- und osteuropäischen 
Staaten - mit Bulgarien und Rumänien die Einführung 
eines „spezifischen Mechanismus“ vereinbart, wonach 
es Patentinhabern aus den bisherigen Mitgliedstaaten 
bis zum Ablauf des Patentschutzes möglich ist, den 
Import von Produkten aus den Beitrittsländern zu verhin- 
dern, wenn diese (auch durch den Patentinhaber selbst 
oder mit seinem Willen) dort in Verkehr gebracht wurden, 
bevor vergleichbarer Schutz in dem betreffenden neuen 
Mitgliedstaat erlangt werden konnte. 

2. Wettbewerbspolitik 

In diesem Abschnitt werden Regelungen zur Beihilfepoli- 
tik getroffen. 

Grundsätzlich zulässig sind u. a. 

- Beihilfen, die vor dem 10. Dezember 1994 eingeführt 
wurden, 

- eine Reihe einzelner Beihilfen, die in einer Anlage zum 
Anhang aufgelistet werden, sowie 

- solche Beihilfen, die sowohl von den zuständigen Be- 
hörden des neues Mitgliedstaates als auch der Kom- 
mission vor dem Beitritt nach Prüfung anhand des ein- 
schlägigen Besitzstands in einem besonderen Verfah- 
ren für zulässig befunden wurden. 

Sie gelten als bestehende Beihilfen, die weiter durchge- 
führt werden können. Hiervon ausgenommen sind u. a. 
Beihilfen für den Verkehrssektor, die Landwirtschaft und 
die Fischerei. 

Für die Einführung neuer Beihilfemaßnahmen enthält der 
Abschnitt Regelungen bezüglich des Zustimmungsver- 
fahrens durch die Kommission sowie der Berichtspflich- 
ten der neuen Mitgliedstaaten. 

3. Landwirtschaft 

Die aufgrund der nationalen Marktstützungspolitiken ge- 
haltenen öffentlichen Bestände werden im Rahmen der 
EU-lnterventionsregelung übernommen, sofern bestimm- 
te Voraussetzungen nach den Kriterien der Interventions- 
regelung erfüllt sind. Nationale Unterstützungsprogram- 
me und Einzelbeihilfen, die mit der Produktion, Verarbei- 
tung und Vermarktung von landwirtschaftlichen Produk- 
ten verbunden sind und der EU-Kommission bis zu 
vier Monate nach dem Beitritt mitgeteilt werden, werden 
als bestehende und damit rechtmäßige Staatshilfen 
beurteilt, laufen aber spätestens drei Jahre nach dem 
Beitritt aus. 

Artikel 22 

Die Bestimmungen über die Gemeinsame Agrarpolitik 
können durch einstimmigen Ratsbeschluss auf Vor- 
schlag der Kommission und nach Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments geändert werden. 
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IV.2.4 Vierter Teil: Bestimmungen mit begrenzter Gel- 
tungsdauer 

Vorbemerkung 

Der Vierte Teil enthält die für eine Übergangszeit gelten- 
den Bestimmungen, mit denen eine möglichst reibungs- 
lose Eingliederung der Beitrittsländer in die Europäische 
Union gesichert werden soll: 

-Titel I enthält Artikel 23 mit Anhängen VI 
und VII, die die individuell mit jedem Beitrittsland aus- 
gehandelten Übergangsfristen für die Übernahme des 
Gemeinschaftlichen Besitzstands wiedergeben. Sie 
sollen den Beitrittsländern die Übernahme von jenen 
Teilen des Gemeinschaftlichen Besitzstands erleich- 
tern, deren Umsetzung ihnen besondere Schwierig- 
keiten bereitet. 

-Titel II enthält Artikel 24, der institutioneile 
Übergangsmaßnahmen vorsieht. 

-Titel III mit den Artikeln 25 bis 35 enthält 
finanzielle Übergangsmaßnahmen. Diese regeln Form 
und Umfang der finanziellen Zuwendungen an die Bei- 
trittsländer in den ersten Jahren nach dem Beitritt. 

-Titel IV enthält verschiedene Schutzklauseln, mit 
denen während einer Übergangsfrist auf allfällige Stö- 
rungen des gemeinschaftlichen Zusammenlebens rea- 
giert werden kann. 

Titel I: 

Übergangsmaßnahmen 

Artikel 23 mit Anhängen VI und VII zur 
Akte 

Anhang VI: Übergangsmaßnahmen, Bulgarien 

1. Freizügigkeit 

Im Bereich der Arbeitnehmerfreizügigkeit wurde - insbe- 
sondere auf Initiative der Bundesregierung und vor dem 
Flintergrund möglicher Migrationsbewegungen - mit Bul- 
garien und Rumänien eine gestaffelte Übergangsfrist von 
bis zu sieben Jahren vereinbart, während derer die der- 
zeitigen Mitgliedstaaten ihre nationalen Regelungen für 
den Zugang zum Arbeitsmarkt beibehalten dürfen. Die 
Zugangsbedingungen dürfen sich nach der Unterzeich- 
nung des Beitrittsvertrags nicht verschlechtern. Zwei 
Jahre nach Beitritt überprüfen die Mitgliedstaaten die 
Situation auf der Grundlage eines Berichts der Kommis- 
sion an den Rat und teilen der Kommission dann mit, ob 
sie weiterhin ihre nationale Regelung oder künftig den 
Gemeinschaftlichen Besitzstand anwenden wollen. Fünf 
Jahre nach Beitritt ist generell der gemeinschaftliche 
Besitzstand anzuwenden; allerdings können die Mitglied- 
staaten im Falle einer schweren Störung des Arbeits- 
marktes oder der Gefahr einer solchen Störung ihre 
nationale Regelung für maximal zwei weitere Jahre auf- 
rechterhalten. Während der Übergangsfrist ist eine weitere 
Überprüfung auf Antrag des Beitrittslandes möglich. 

Deutschland und Österreich können für die Dauer ihrer 
jeweiligen nationalen Regelung der Arbeitnehmerfreizü- 
gigkeit auch in bestimmten Bereichen der grenzüber- 
schreitenden Dienstleistungen - Deutschland: Bauge- 
werbe, Reinigungsdienste, Innendekorateure - ihre 
nationalen Zugangsregelungen weiterhin anwenden. 


Dies dient der Flankierung der Einschränkung der Arbeit- 
nehmerfreizügigkeit. 

2. Freier Dienstleistungsverkehr 

Bezogen auf die Richtlinie 97/9/EG über Systeme für die 
Entschädigung der Anleger wurde vereinbart, dass für 
Bulgarien die Mindestentschädigung gemäß Artikel 4 
Abs. 1 der Richtlinie bis zum 31 . Dezember 2009 nicht 
gilt. Für Rumänien wurde die Frist auf den 31 . Dezember 
201 1 verlängert. Gleichzeitig wurden innerhalb der Über- 
gangsfrist zeitlich gestaffelte Entschädigungsmindesthö- 
hen für die nationalen Anlegerentschädigungssysteme 
fixiert. 

3. Freier Kapitalverkehr 

Abweichend vom Grundsatz des freien Kapitalverkehrs 
dürfen Bulgarien und Rumänien für einen Zeitraum von 
fünf Jahren ihre zum Zeitpunkt des Beitritts gültigen 
Beschränkungen für den Erwerb von Eigentumsrechten 
an Grundstücken für Zweitwohnsitze durch EU-Auslän- 
der, die nicht ihren rechtmäßigen Wohnsitz in Bulgarien 
bzw. Rumänien haben, beibehalten. Gleiches gilt für sie- 
ben Jahre für landwirtschaftliche Flächen, wobei die Vor- 
schrift auf selbständige Landwirte mit Staatsangehörig- 
keit eines anderen EU-Mitgliedstaates, die sich in Bulga- 
rien oder Rumänien niederlassen und dort einen Wohn- 
sitz anmelden wollen, nicht zur Anwendung gelangt. 

Im dritten Jahr nach dem Beitritt wird diese Vorschrift 
einer allgemeinen Prüfung unterzogen. 

4. Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

Bulgarien wird eine Übergangsperiode bis zum 30. April 
2009 zugestanden, in der Bulgarien Milch mit 2%igem 
Fettgehalt als teilentrahmte Milch und mit 3%igem Fett- 
gehalt als Vollmilch vermarkten kann. Konsummilch, die 
die Anforderungen an den Fettgehalt nicht erfüllt, darf nur 
in Bulgarien vermarktet oder in Drittländer ausgeführt 
werden. 

B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 

Folgende Übergangsregelung wird bis zum 31 . Dezem- 
ber 2009 vereinbart: 

Bulgarien: 80 Milchverarbeitungsstätten dürfen Roh- 
milch, die EU-Anforderungen nicht entspricht, verarbei- 
ten. Weitere 20 Milchverarbeitungsbetriebe dürfen so- 
wohl EU-kompatible als auch nichtkompatible Rohmilch 
verarbeiten, sofern unterschiedliche Verarbeitungslinien 
verwendet werden. 

Alle genannten Betriebe werden im Detail mit ihren Unzu- 
länglichkeiten beschrieben. Die Produkte dieser Betriebe 
müssen speziell gekennzeichnet sein und dürfen nicht in 
anderen EU-Ländern vermarktet werden. 

5. Verkehrspolitik 

Mit Bulgarien wurde eine gestaffelte Übergangsfrist von 
bis zu fünf Jahren für den Zugang zum Markt im inner- 
staatlichen Straßengüterverkehr (Kabotage, Verordnung 
(EWG) Nr. 3118/93) ausgehandelt. Diese Übergangsfrist 
gilt zunächst für drei Jahre und kann durch Mitteilung an 
die Kommission um weitere zwei Jahre verlängert wer- 
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den. Während der gesamten Übergangsfrist können ein- 
zelne Mitgliedstaaten bilateral Kabotagekontingente bis 
zur vollständigen Liberalisierung freigeben. 

Bei der Frage des Zugangs zum Beruf des Güter- und 
Personenkraftverkehrsunternehmers für Unternehmen, 
die ausschließlich im innerstaatlichen Verkehr tätig sind, 
wurde für Bulgarien eine Übergangsfrist bis Ende 2010 
im Hinblick auf das notwendige Eigenkapital und die 
Reserven dieser Unternehmen festgelegt. Die Unterneh- 
men müssen schrittweise bis Ende 2010 die Mindesthö- 
hen der anwendbaren EG-Richtlinie 96/26/EG erreichen. 

Bulgarien wurde darüber hinaus eine Übergangsfrist 
bewilligt, während derer nationale Einzelachsgrenzwerte 
im Hinblick auf Kraftfahrzeuge des internationalen Ver- 
kehrs aufrechterhalten werden. Danach dürfen Kraftfahr- 
zeuge bis Ende 2013 den nicht ausgebauten Teil des bul- 
garischen Straßennetzes nur dann befahren, wenn ihre 
Einzelachslast den bulgarischen Grenzwerten entspricht. 
Die Übergangsfristen stehen unter anderem unter der 
Bedingung, dass Bulgarien keine Beschränkungen für 
die Benutzung von Haupttransitrouten vorsieht, wenn die 
Fahrzeuge den Anforderungen der Richtlinie 96/53/EG 
über Maße und Gewichte im Straßenverkehr entspre- 
chen, dass der Zeitplan für den Ausbau seines Straßen- 
netzes eingehalten wird und dass während der gesamten 
Übergangszeit die Benutzung der nicht ausgebauten 
Teile des Nebenstraßennetzes für die Zwecke des Be- 
und Entladens erlaubt ist, soweit dies technisch möglich 
ist. 

6. Steuerwesen 

Im Bereich des harmonisierten Steuerrechts gibt es ver- 
schiedene Übergangsfristen. Erwähnung verdient die 
Übergangsregelung bei der Mehrwertsteuer und bei der 
Verbrauchsteuer: 

Mehrwertsteuer (Richtlinie 77/388/EWG): 

Beide Beitrittsländer dürfen Mehrwertsteuerbefreiungen 
für den internationalen Personenverkehr beibehalten 
- maximal, solange diese Regelung in einem der derzeiti- 
gen Mitgliedstaaten angewandt wird oder, falls dies frü- 
her eintritt, bis der Rat gemäß Artikel 28 Abs. 4 der 
6. Richtlinie 77/388/EWG einstimmig über die vollständi- 
ge oder teilweise Abschaffung dieser Befreiung entschei- 
det. 

Durch diese Vorschriften dürfen die Mehrwertsteuer- 
Eigenmittel nicht beeinträchtigt werden. 

Verbrauchsteuern: 

Verbrauchsteuern auf Zigaretten (Richtlinie 92/79/EWG): 
Bulgarien und Rumänien müssen bis Ende 2009 den glo- 
balen Mindeststeuersatz auf Zigaretten schrittweise an 
das EU-Niveau anpassen. Während dieser Übergangs- 
frist dürfen die alten Mitgliedstaaten die gleichen Men- 
genbeschränkungen wie für Zigaretten aufrechterhalten, 
die aus Drittländern eingeführt werden (Deutschland: 
200 Zigaretten pro Person), sowie die hierfür notwendi- 
gen Kontrollen durchführen. 

Steuerregelung für Zahlungen von Zinsen und Lizenzen 
zwischen verbunden Unternehmen verschiedener Mit- 
gliedstaaten (Richtlinie 2003/49/EG): Hinsichtlich der 
für die derzeitigen Mitgliedstaaten bestehenden Ver- 
pflichtung, eine Doppelbesteuerung grenzüberschreiten- 
der Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen 


verbundenen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaa- 
ten durch Befreiung von der Besteuerung an der Quelle 
zu verhindern, gelten Übergangspflichten. Bulgarien und 
Rumänien dürfen jeweils noch bis zum 1. Januar 2011 
eine Quellensteuer einbehalten, die jedoch 10 % nicht 
übersteigen darf; Bulgarien darf darüber hinaus noch bis 
zum 1. Januar 2015 eine Quellensteuer einbehalten, die 
jedoch 5 % nicht übersteigen darf. 

7. Sozialpolitik und Beschäftigung 

Der in der EU für Zigaretten geltende Teerhöchstgehalt 
von 10 mg gilt in Bulgarien erst ab dem 1. Januar 2011. 
Zigaretten, die diesen Höchstwert von 1 0 mg überschrei- 
ten, dürfen allerdings nicht in anderen Mitgliedstaaten 
vermarktet werden. Während des Übergangszeitraums 
gilt, dass Zigaretten mit einem Teergehalt von mehr als 
13 mg auch nicht in Drittstaaten ausgeführt werden dür- 
fen. Dieser Höchstwert von 13 mg verringert sich stufen- 
weise bis zum Ablauf des Übergangszeitraums auf die in 
der EU vorgeschriebenen 10 mg. 

8. Energie 

Der Gemeinschaftliche Besitzstand verpflichtet Bulgarien 
und Rumänien zum Aufbau von Mindestvorräten für 
Erdöl und Erdölerzeugnisse für neunzig Tage (Richt- 
linie 68/414/EWG des Rates in der Fassung der Richt- 
linie 98/93/EG). Wegen der damit einhergehenden finan- 
ziellen Belastungen und der dafür erforderlichen Zeit 
wurden den beiden künftigen Mitgliedstaaten Über- 
gangsfristen für einen sukzessiven Aufbau der Vorräte 
eingeräumt, der entsprechend der individuellen Aus- 
gangslage des jeweiligen Landes für Bulgarien bis zum 
31. Dezember 2012 und für Rumänien bis zum 
31 . Dezember 201 1 abgeschlossen sein muss. 

Im Bereich der nuklearen Sicherheit sind in Artikel 30 des 
Beitrittsvertrags Fristen für die Schließung des Atom- 
kraftwerks Kosloduj in Bulgarien vereinbart worden. Vor 
diesem Hintergrund wurden die Blöcke 1 und 2 des 
Atomkraftwerks bereits im Jahr 2003 abgeschaltet, die 
Blöcke 3 und 4 sollen im Jahr 2006 vom Netz gehen. Die 
Europäische Union gewährt Bulgarien als Gegenleistung 
im Zeitraum von 2007 bis 2009 eine finanzielle Unter- 
stützung in Höhe von 210 Mio. Euro für Stilllegungsmaß- 
nahmen. 

9. Telekommunikation und Informationstechnologie 

Abweichend von Artikel 30 Abs. 1 der Richt- 
linie 2002/22/EG über den Universaldienst und Nutzer- 
rechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und 
-diensten kann Bulgarien die Einführung der Nummern- 
übertragbarkeit höchstens bis zum 1. Januar 2009 
zurückstellen. 

10. Umwelt 

Die Beitrittsverhandlungen mit Bulgarien und Rumänien 
stellten im Umweltbereich eine besondere Herausforde- 
rung dar, da neben der Anpassung des rechtlichen Rah- 
mens auch zahlreiche Probleme bei der Schaffung der 
notwendigen Verwaltungskapazitäten sowie bei der Be- 
reitstellung der erforderlichen finanziellen Mittel bewältigt 
werden mussten. 
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Für die Erfüllung der Standards des europäischen Um- 
weltrechts wurden Bulgarien insgesamt neun und Rumä- 
nien insgesamt elf Übergangsfristen eingeräumt. Gegen- 
stand sind vor allem Richtlinien mit hohem Investitions- 
aufwand, wie etwa die Kommunalabwasser-Richtlinie 
(91/271 /EWG), die Verpackungs-Richtlinie (94/62/EG, 
geändert durch Richtlinie 2004/12/EG), die Großfeue- 
rungsanlagen-Richtlinie (88/609/EWG, geändert durch 
Richtlinie 2001/80/EG) und die Deponie-Richtlinie 
(1999/31 /EG). Dies ist ein gutes Ergebnis, da sowohl die 
Anzahl, als auch die Dauer und die inhaltliche Reichweite 
der vereinbarten Übergangsfristen begrenzt werden 
konnten. Hinzu kommt das Erfordernis von Implementie- 
rungs- und Finanzierungsplänen, die im Detail an den 
Bedingungen in Bulgarien und Rumänien ausgerichtet 
sind. 


Anhang VII: Übergangsbestimmungen, Rumänien 

1 . Freizügigkeit; 2. Freier Dienstleistungsverkehr; 3. Frei- 
er Kapitalverkehr 

(siehe entsprechende Ausführungen zu Anhang VI oben) 


4. Wettbewerbspolitik 
A. Steuerliche Beihilfen 

Rumänien hat den gemeinschaftlichen Acquis im Beihil- 
febereich voll übernommen und in das nationale rumäni- 
sche Recht umgesetzt. Ferner hat Rumänien bei der dor- 
tigen Wettbewerbsbehörde („Competition Council“) ein 
Direktorat eingerichtet, das die Aufgaben der Beihilfe- 
kontrolle bis zum Zeitpunkt des Beitritts wahrnimmt 
(nach dem Beitritt geht diese Aufgabe auf die Kommis- 
sion über). Deutschland hat den Aufbau dieses Systems 
der Beihilfekontrolle durch umfangreiche Beratungsleis- 
tungen unterstützt. Um eine ausreichende Effizienz der 
Bearbeitung von Beihilfefällen und einen einheitlichen 
Standard der Entscheidungen zu gewährleisten, leitet die 
rumänische Wettbewerbsbehörde seine Entscheidungs- 
entwürfe im Vorfeld der Beschlussfassung der Kommis- 
sion in Brüssel zu. Über diese Einwirkungsmöglichkeiten 
der Kommission ist sichergestellt, dass Rumänien eine 
wirksame und dem gemeinschaftlichen Vorbild ähnliche 
Qualität der Beihilfeaufsicht ausübt. Wettbewerbsverzer- 
rungen, die ohne eine solche Beihilfekontrolle drohen 
würden, sind daher nicht zu befürchten. 


B. Umstrukturierung im Stahlsektor 

Zur Unterstützung der Umstrukturierung des Stahlsek- 
tors in Rumänien wurden die bis 2004 gewährten staat- 
lichen Beihilfen als mit dem gemeinsamen Markt verein- 
bar angesehen. Zudem wurde jedoch sichergestellt, dass 
generell den unter das nationale Umstrukturierungspro- 
gramm fallenden Stahlunternehmen vom 1. Januar 2005 
bis zum 31. Dezember 2008 (Ende des Umstrukturie- 
rungszeitraums) keine weiteren Beihilfen mehr gewährt 
oder ausgezahlt werden. Ausgenommen davon sind 
einige Unternehmen der rumänischen Stahlindustrie, die 
bis zum Ende des nationalen Umstrukturierungspro- 
gramms noch staatliche Beihilfen erhalten können. Der 
Umstrukturierungsprozess wird zudem fortlaufend von 
der EU-Kommission überwacht. 


5. Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

Rumänien werden für 30 000 ha Rebflächen Wiederbe- 
pflanzungsrechte gewährt, die sich aus der Rodung von 
Hybridsorten ergeben, die nicht in die Klassifizierung der 
Weinsorten aufgenommen werden dürfen. Für die 
Umstellung dieser Rebflächen kommt allerdings eine 
Gemeinschaftsunterstützung nicht in Frage. 

B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 

Folgende Übergangsregelung wird bis zum 31. Dezem- 
ber 2009 vereinbart: 

27 Fleischverarbeitungsbetriebe und 27 Milchverarbei- 
tungsbetriebe werden zugelassen, die noch nicht EU- 
strukturellen Vorgaben entsprechen. Außerdem dürfen 
die 27 Milchverarbeitungsbetriebe bis zum 31 . Dezember 

2009 noch Milch beziehen, die EU-Anforderungen nicht 
genügt. Die Erzeugnisse dieser Betriebe dürfen nur auf 
dem inländischen Markt in Verkehr gebracht werden. 

Rumänien wird eine Übergangsperiode bis zum 
31. Dezember 2009 eingeräumt, um aktive Substanzen 
(Kupferzusammensetzungen, Schwefel, Acetochlor und 
Dimethoat und 2,4 D) in Pflanzenschutzmitteln zu ver- 
wenden. 2,4 D darf in Pflanzenschutzmitteln bis zum 
31 . Dezember 2008 verwendet werden für den Fall, dass 
diese aktive Substanz in Annex I zur Richtlinie 
91/414/EEC aufgenommen wird. 

6. Verkehrspolitik 

Mit Rumänien wurde eine gestaffelte Übergangsfrist von 
bis zu fünf Jahren für den Zugang zum Markt im inner- 
staatlichen Straßengüterverkehr (Kabotage, Verordnung 
(EWG) Nr. 3118/93) ausgehandelt. Diese Übergangsfrist 
gilt zunächst für drei Jahre und kann durch Mitteilung an 
die Kommission um weitere zwei Jahre verlängert wer- 
den. Während der gesamten Übergangsfrist können ein- 
zelne Mitgliedstaaten bilateral Kabotagekontingente bis 
zur vollständigen Liberalisierung freigeben. 

Rumänien wurde darüber hinaus eine Übergangsfrist 
gewährt, während derer nationale Einzelachsgrenzwerte 
im Hinblick auf Kraftfahrzeuge des internationalen Ver- 
kehrs aufrechterhalten werden. Danach dürfen Kraft- 
fahrzeuge bis Ende 2013 die nicht ausgebauten Ab- 
schnitte des rumänischen Straßennetzes nur dann 
befahren, wenn sie die rumänischen Achslastbegrenzun- 
gen einhalten. Die Übergangsfristen stehen unter ande- 
rem unter der Bedingung, dass Rumänien keine Be- 
schränkungen für die Benutzung von Haupttransitrouten 
vorsieht, wenn die Fahrzeuge den Anforderungen der 
Richtlinie 96/53/EG über Maße und Gewichte im Stra- 
ßenverkehr entsprechen, dass der Zeitplan für den Aus- 
bau seines Nebenstraßennetzes eingehalten wird und 
dass während der gesamten Übergangszeit die Benut- 
zung der nicht ausgebauten Teile des Nebenstraßennet- 
zes für die Zwecke des Be- und Entladens erlaubt ist, 
soweit dies technisch möglich ist. 

Darüber hinaus wurde für Rumänien für Fahrzeuge im 
innerstaatlichen Verkehr eine Übergangsfrist bis Ende 

2010 für die Mindeststeuersätze der Kfz-Steuer nach der 
Richtlinie 1999/62/EG über die Erhebung von Gebühren 
für die Benutzung bestimmter Verkehrswege durch 
schwere Nutzfahrzeuge festgelegt. Die Mindeststeuer- 
sätze werden in diesem Zeitraum schrittweise an die gel- 
tende EG-Richtlinie angepasst. 
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7. Steuerwesen; 8. Energie; 9. Umwelt 

(siehe entsprechende Ausführungen zu Anhang VI oben) 

Titel II: 

Institutioneile Bestimmungen 

Artikel 24 

Bulgarien und Rumänien werden bis zum Beginn der 
Wahlperiode 2009 bis 2014 18, respektive 35 Abgeord- 
nete im Europäischen Parlament stellen. Die Abgeordne- 
ten werden zunächst von den nationalen Parlamenten 
bestimmt. Vor dem 31 . Dezember 2007 halten die beiden 
Beitrittsländer jedoch eigene Wahlen für diese Sitze und 
für die verbleibende Zeit bis zum Beginn der Wahlperiode 
2009 bis 201 4 ab. Artikel 9 der Akte enthält die Regelung 
ab der Wahlperiode 2009 bis 2014, falls die Verfassung 
noch nicht in Kraft sein sollte. 

Titel III: 

Finanzbestimmungen 

Artikel 25 

Der Artikel regelt die Kapitalanteile Bulgariens (14,8 Mio. 
Euro) und Rumäniens (42,3 Mio. Euro) an der Europäi- 
schen Investitionsbank. Weiterhin ist geregelt, dass diese 
Anteile in acht gleich bleibenden Jahresraten, beginnend 
am 31. Mai 2007, zu zahlen sind. In ebenfalls gleich 
bleibenden acht Jahresraten sind Anteile an Rücklagen 
und Rückstellungen (Bulgarien: 0,181 %; Rumänien: 
0,517 %) zu zahlen. 

Artikel 26 

Der Artikel enthält eine Regelung über die Beteiligungen 
Bulgariens (11,95 Mio. Euro) und Rumäniens (29,88 Mio. 
Euro) am Forschungsfonds für Kohle und Stahl. Die Bei- 
träge sind in steigenden Jahresraten zwischen 2009 und 
2012 zu zahlen. 

Artikel 27 

Hier wird die weitere Behandlung der Heranführungs- 
hilfen im Rahmen der EU-Programme PHARE und 
PHARE - CBC sowie ISPA geregelt. Im Mittelpunkt der 
Regelung steht, dass die Mittel dezentral durch die 
Regierungen der beitretenden Länder verwaltet werden. 

Artikel 28 

Es sind Regelungen zur Überführung von struktur- 
politischen Instrumenten zur Vorbereitung auf den Beitritt 
in die Regelungen der Kohäsionsfonds enthalten. 

Artikel 29 

Dieser Artikel enthält eine Regelung über Zahlungen im 
Rahmen des SAPARD-Programms im Zeitraum der 
neuen finanziellen Vorausschau 2007 bis 2013. 

Artikel 30 

Der Artikel regelt Entschädigungszahlen an Bulgarien für 
die Stilllegung des Kernkraftwerks Kosloduj, die insbe- 
sondere die Stilllegung der Reaktoren 3 und 4 dieses 
Kernkraftwerks im Jahre 2006 betreffen. Vereinbart ist 
eine Zahlung von 210 Mio. Euro in jährlichen Tranchen 
von 70 Mio. Euro für den Zeitraum 2007 bis 2009. 


Artikel 31 

Der Artikel regelt den Anspruch Bulgariens und Rumä- 
niens auf eine vorübergehende Finanzhilfe (Übergangsfa- 
zilität) zum Aufbau ihrer Justiz und Verwaltungskapazitä- 
ten zur Anwendung und Durchsetzung des Unionsrechts. 
Vorgesehen ist ein Betrag von 82 Mio. Euro. 

Artikel 32 

Der Artikel regelt die Einführung einer Cashflow- und 
Schengenfazilität vom Tag des Beitritts bis zum Ende des 
Jahres 2009, mit deren Hilfe beide Länder Maßnahmen 
an den neuen Außengrenzen der Union zur Durchführung 
des Schengen-Besitzstands und der Kontrollen an den 
Außengrenzen finanzieren sollen sowie die Liquidität der 
nationalen Haushaltspläne unterstützt werden soll. Für 
Bulgarien sind insgesamt 239,5 Mio. Euro und für Rumä- 
nien insgesamt 559,8 Mio. Euro vorgesehen. 

Artikel 33 

Der Artikel regelt die Mittelausstattung für struktur- 
politische Maßnahmen für Bulgarien (2,3 Mrd. Euro) und 
Rumänien (5,974 Mrd. Euro) für den Zeitraum 2007 bis 
2009. 

Artikel 34 

Der Artikel enthält Übergangsregelungen für die Entwick- 
lung des ländlichen Raums sowie eine finanzielle Festle- 
gung für den Zeitraum von 2007 bis 2009 in Höhe von 
3,041 Mrd. Euro für beide Länder. 

Artikel 35 

Der Artikel enthält eine Anpassungsregelung für die in 
Artikel 30 bis 34 genannten Beträge bezüglich der Preis- 
entwicklung im Rahmen der finanziellen Vorausschau. 

Titel IV: 

Sonstige Bestimmungen 

Artikel 36 

Artikel 36 enthält eine allgemeine Schutzklausel für den 
Fall von Störungen in einem Wirtschaftszweig oder von 
Verschlechterungen der wirtschaftlichen Lage eines be- 
stimmten Gebiets. Diese Klausel war auch schon in 
vorangegangenen Beitrittsverträgen enthalten. Danach 
können alte und neue Mitgliedstaaten bei der Kommis- 
sion Schutzmaßnahmen beantragen. Die Schutzklausel 
gilt für drei Jahre, während die auf ihrer Grundlage ver- 
hängten Maßnahmen auch darüber hinaus gelten kön- 
nen. Die beschlossenen Maßnahmen dürfen keine Grenz- 
kontrollen mit sich bringen. 

Artikel 37 

Diese Vorschrift enthält eine Schutzklausel zum Binnen- 
markt. Wenn es durch Nichterfüllung der bei den Beitritts- 
verhandlungen eingegangenen Verpflichtungen durch die 
neuen Mitgliedstaaten innerhalb von drei Jahren nach 
dem Beitritt zu ernsthaften Störungen der Funktions- 
weise des Binnenmarktes kommt, kann die Kommission 
auf eigene Initiative oder auf Antrag eines Mitgliedstaates 
geeignete Maßnahmen treffen. 
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Die Maßnahmen können auf Antrag eines Mitgliedstaats 
oder auf Initiative der Kommission bereits vor dem Bei- 
tritt und bis zu drei Jahre nach Inkrafttreten des Beitritts- 
vertrags beschlossen, aber bei Fortbestehen der Mängel 
über diesen Zeitraum hinaus angewendet werden. Sie 
müssen dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entspre- 
chen und sind unverzüglich aufzuheben oder anzupas- 
sen, sobald die Voraussetzungen für ihren Erlass wegge- 
fallen sind. Vor der Aufhebung von Schutzmaßnahmen 
hat die Kommission den Rat zu befassen und dessen 
Bemerkungen gebührend zu berücksichtigen. 

Artikel 38 

Dieser Artikel enthält eine Schutzklausel für den Bereich 
Justiz und Inneres. Sie ermächtigt die Kommission zum 
Erlass von angemessenen Maßnahmen als Reaktion auf 
ernste Mängel oder die Gefahr ernster Mängel bei der 
Umsetzung oder Anwendung von Rechtsakten in Bezug 
auf die gegenseitige Anerkennung von Entscheidungen. 
Zu diesen Rechtsakten zählen z. B. der Europäische 
Haftbefehl im Bereich des Strafrechts oder die Verord- 
nung (EG) Nr. 44/2001 des Rates über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen („Brüs- 
sel I“) im Bereich des Zivilrechts. Die Rechtsakte zur 
gegenseitigen Anerkennung setzen ein gegenseitiges 
Vertrauen in die Leistungsfähigkeit, Unabhängigkeit und 
Rechtsstaatlichkeit der Justiz in allen Mitgliedstaaten 
voraus. Ziel der Schutzklausel ist die Vorsorge für den 
Fall, dass der Aufbau der Justiz in einem der neuen Mit- 
gliedstaaten nicht weit genug vorangeschritten sein sollte. 
Hinsichtlich des Verfahrens und der Geltungsdauer der 
Maßnahmen gelten die gleichen Bestimmungen wie bei 
der Binnenmarkt-Schutzklausel. 

Artikel 39 

Artikel 39 enthält die sog. Superschutzklausel, die es in 
vorangegangenen Beitrittsverträgen noch nicht gegeben 
hat. Der Vertrag sieht einen Beitritt beider Länder zur 
Union am 1 . Januar 2007 vor. Wenn sich bei der Vorberei- 
tung auf die Übernahme des Gemeinschaftlichen Besitz- 
stands oder bei der Umsetzung der Verpflichtungen aus 
dem Beitrittsvertrag in Bulgarien oder Rumänien erheb- 
liche Mängel ergeben sollten und die Gefahr besteht, 
dass eines dieser Länder die Anforderungen der Mit- 
gliedschaft nicht bis zum Beitrittstermin 1. Januar 2007 
erfüllen kann, so kann der Rat einstimmig auf Empfeh- 
lung der Kommission für eines oder für beide Länder 
beschließen, den Beitritt um ein Jahr auf den 1 . Januar 
2008 zu verschieben. Im Falle Rumäniens reicht für die- 
sen Beschluss auch eine qualifizierte Mehrheit, wenn die 
aufgetretenen Mängel Verpflichtungen aus den Kapiteln 
Justiz und Inneres oder Wettbewerb betreffen. 

Mit dieser Neuerung in der Geschichte der EU-Erweite- 
rungen wird dem langen Zeitraum zwischen Abschluss 
der Verhandlungen und Beitritt sowie dem ungewissen 
Fortschritt der Beitrittsvorbereitungen in den Beitrittslän- 
dern Rechnung getragen. 

Artikel 40 

Diese Vorschrift stellt klar, dass die Durchführung inner- 
staatlicher Vorschriften der Beitrittsländer während der 
mit ihnen verabredeten Übergangszeiten nicht zu Grenz- 
kontrollen führen darf. 


Artikel 41 

Absatz 1 legt das Verfahren für solche Übergangsmaß- 
nahmen fest, die sich beim Übergang vom bestehenden 
System in den Beitrittsländern zur Gemeinsamen Agrar- 
politik als notwendig erweisen könnten. Sie sollen zu- 
nächst während eines Zeitraums von drei Jahren ab 
Beitritt nach dem Verwaltungsausschussverfahren erlas- 
sen werden. Dieser Zeitraum kann gegebenenfalls vom 
Rat verlängert werden. 

Absatz 2 regelt das Verfahren für nicht in der Beitrittsakte 
aufgeführte Übergangsmaßnahmen zur Umsetzung der 
Instrumente der Gemeinsamen Agrarpolitik, die bis zum 
Beitritt verabschiedet werden müssen. 

Artikel 42 

Dieser Artikel legt das Verfahren für solche Übergangs- 
maßnahmen fest, die sich beim Übergang vom beste- 
henden System in den Beitrittsländern zum Gemein- 
schaftsregime im Bereich der Lebensmittelsicherheit, 
des Veterinärwesens und des Pflanzenschutzes als erfor- 
derlich erweisen könnten. Sie sollen maximal während 
eines Zeitraums von drei Jahren ab Beitritt nach dem in 
der jeweiligen Regelung vorgesehenen Verfahren erlas- 
sen werden. 

IV.2.5 Fünfter Teil: Bestimmungen über die Durchführung 
dieser Akte 

Titel I: 

Einsetzung der Organe und Gremien 
Vorbemerkung 

Dieser Titel enthält Durchführungsbestimmungen zur 
institutionellen Anpassung der Bestimmungen über die 
Organe und Ausschüsse. Die Amtszeit der Mitglieder der 
Organe und Ausschüsse endet nicht zugleich mit dem 
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags. Deshalb regeln die 
Artikel 43 bis 51 die Überleitung dieser Organe und Aus- 
schüsse einer Union der 25 auf diejenigen einer Union 
mit 27 Mitgliedern. Dabei wurde für jedes Organ und 
jeden Ausschuss einzeln entschieden, wie die Maßnah- 
men zur Änderung aussehen sollen. 

Arti kel 43 

Diese Vorschrift gibt dem Europäischen Parlament die 
infolge des Beitritts erforderliche Anpassung seiner Ge- 
schäftsordnung auf. Das Europäische Parlament hat in 
der Vergangenheit stets seine Geschäftsordnung an 
Änderungen der Verträge der Europäischen Union ange- 
passt. 

Arti kel 44 

Diese Vorschrift gibt dem Rat die infolge des Beitritts er- 
forderliche Anpassung seiner Geschäftsordnung auf. Der 
Rat hat in der Vergangenheit stets seine Geschäftsord- 
nung an Änderungen der Verträge der Europäischen 
Union angepasst. 

Arti kel 45 

Diese Bestimmung regelt die Ernennung und die Amts- 
zeit der neuen Mitglieder der Kommission. 
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Artikel 46 

Artikel 46 regelt die Ernennung und die Amtszeit der 
neuen Richter und das Verfahren zur Anpassung der Ver- 
fahrensordnungen des Gerichtshofs und des Gerichts 
erster Instanz. 

Artikel 47 

Zwei zusätzliche Mitglieder des Europäischen Rech- 
nungshofs werden für eine Amtszeit von sechs Jahren 
ernannt. 

Artikel 48 und 49 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuss und der Aus- 
schuss der Regionen werden durch die Ernennung von je 
27 zusätzlichen Mitgliedern aus den Beitrittsländern er- 
gänzt. 

Artikel 50 

Diese Vorschrift gibt die erforderlichen Anpassungen der 
Satzungen und Geschäftsordnungen der durch die ur- 
sprünglichen Verträge eingesetzten Ausschüsse auf. 

Artikel 51 

Dieser Artikel regelt die Ernennung und Amtszeit der 
neuen Mitglieder der Ausschüsse, Gruppen oder sons- 
tigen Gremien. 

Titel II: 

Anwendbarkeit der Rechtsakte der Organe 
Artikel 52 

Diese Vorschrift stellt klar, dass diejenigen Richtlinien 
und Entscheidungen im Sinne des Artikels 249 des EG- 
Vertrags und des Artikels 161 des EAG-Vertrags, die an 
alle bisherigen Mitgliedstaaten gerichtet sind, ab Beitritt 
auch als an die Neumitglieder gerichtet gelten. 

Die veröffentlichungsbedürftigen Beschlüsse bzw. Richt- 
linien und Entscheidungen (Artikel 254 Abs. 1 und 2 EG- 
Vertrag) sind bereits vor dem Beitritt veröffentlicht und 
daher für die neuen Mitgliedstaaten ab Beitritt in Kraft. 
Die nicht veröffentlichungsbedürftigen Richtlinien und 
Entscheidungen, die der Bekanntgabe („Notifizierung“) 
bedürfen, gelten nach Artikel 52 Satz 2 zweiter Halbsatz 
als den neuen Mitgliedstaaten bekannt gegeben und sind 
daher ebenfalls ab Beitritt umzusetzen. 

Artikel 53 

Diese Vorschrift sieht vor, dass die neuen Mitgliedstaaten 
die Richtlinien und Entscheidungen ab dem Tag des 
Beitritts umsetzen müssen, solange nicht eine andere 
Frist in der Akte festgelegt worden ist. 

Artikel 54 

Diese Vorschrift verpflichtet die neuen Mitgliedstaaten, 
der Kommission binnen drei Monaten nach Beitritt die 
Vorschriften mitzuteilen, die den Schutz der Bevölkerung 
vor ionisierenden Strahlen sicherstellen sollen. Artikel 54 
ist erforderlich, um eine Frist für die Umsetzung der 
Berichtspflicht der Mitgliedstaaten gegenüber der Kom- 
mission gemäß Artikel 33 EAG-Vertrag festzulegen. 


Artikel 55 

Das abgeleitete Gemeinschaftsrecht ist in der Beitritts- 
akte nur bis Ende September 2004 berücksichtigt, nicht 
hingegen Gemeinschaftsrechtsakte, die in der Zeit zwi- 
schen dem 1. Oktober 2004 und dem Tag der Unter- 
zeichnung des Vertragswerks (25. April 2005) angenom- 
men wurden. Diese Rechtsakte könnten Probleme für die 
neuen Mitgliedstaaten mit sich bringen, die eine Abwei- 
chung rechtfertigen. Deshalb gibt Artikel 55 ihnen die 
Möglichkeit, zeitlich begrenzte Abweichungen davon zu 
beantragen. Die Kommission entscheidet über den 
Antrag, wenn der Rechtsakt von ihr erlassen wurde, 
ansonsten entscheidet der Rat einstimmig auf Vorschlag 
der Kommission. 

Artikel 56 

Diese Vorschrift ermächtigt den Rat mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission oder, sofern sie 
die ursprünglichen Rechtsakte erlassen hat, die Kommis- 
sion selbst, diejenigen Durchführungsbestimmungen zu 
erlassen, die zur Umsetzung der im Beitrittsvertrag 
genannten Anpassungen von Rechtsakten der Organe 
der Europäischen Union im Zusammenhang mit dem 
Beitritt (Artikel 16 i. V. m. Anhang III, Artikel 17 i. V. m. 
Anhang IV) oder zur Umsetzung der Maßnahmen nach 
Artikel 18 i. V. m. Anhang V erforderlich sind. 

Artikel 57 

Dieser Artikel ermächtigt den Rat mit qualifizierter Mehr- 
heit, auf Vorschlag der Kommission, die erforderlichen 
Maßnahmen zu erlassen, die zur Durchführung der Bei- 
trittsakte erforderlich sind. 

Artikel 58 

Diese Vorschrift stellt die von Rat und Kommission vor 
dem Beitritt in den Sprachen der Beitrittsländer abge- 
fassten Rechtsakte der Organe und die Europäische 
Zentralbank den Sprachfassungen der bisherigen Mit- 
gliedstaaten gleich. 

Titel III: 

Schlussbestimmungen 

Artikel 59 

Diese Vorschrift bezieht die Anhänge I bis IX und deren 
Anlagen in die Beitrittsakte ein. Die Beitrittsakte ihrerseits 
ist nach Artikel 2 Abs. 2 des Beitrittsvertrags Bestandteil 
des Beitrittsvertrags. Sämtliche Bestimmungen des Ver- 
tragswerks sind daher gleichermaßen verbindlich. 

Artikel 60 

Die Regierung der Italienischen Republik als Depositar- 
staat übermittelt den neuen Mitgliedstaaten verbindliche 
Fassungen der ursprünglichen und der sie ändernden 
Verträge. Die Fassungen dieser Verträge in den Sprachen 
der Beitrittsländer werden für alle Mitgliedstaaten ver- 
bindlich. 

Artikel 61 

Diese Vorschrift regelt die Übermittlung der internationa- 
len Übereinkünfte der Europäischen Union an die Beitritts- 
länder. Sie ergibt sich als Folge aus den in Artikel 6 von 
ihnen übernommenen Verpflichtungen. 
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IV.3 Das Beitrittsprotokoll 

Das Beitrittsprotokoll entspricht weitestgehend der Bei- 
trittsakte, daher wird sie hier nicht eingehend erörtert. 2 ) 

IV.4 Schlussakte, Erklärungen und Briefwechsel 

In der Schlussakte stellen alte und neue Mitgliedstaaten 
fest, dass der Beitrittsvertrag, das Beitrittsprotokoll und 
die Beitrittsakte nebst ihren jeweils neun Anhängen 
sowie der Wortlaut des Vertrags über eine Verfassung für 
Europa, des EG-, des EAG- und des EU-Vertrags in den 
Sprachen der Beitrittsländer erstellt und angenommen 
wurden. Ferner enthält die Schlussakte sieben gemein- 
same, ein- und mehrseitige Erklärungen: 

Gemeinsame Erklärungen der derzeitigen Mitgliedsstaa- 
ten 

1. Gemeinsame Erklärung zur Freizügigkeit der Arbeit- 
nehmer: Bulgarien 

Diese Erklärung bekundet die Absicht der Mitglied- 
staaten, von der Übergangsfrist für die Arbeitnehmer- 
freizügigkeit nur so lange Gebrauch zu machen wie 
erforderlich. Die Beschäftigungsmöglichkeiten für 
bulgarische Staatsangehörige in den Mitgliedstaaten 
sollten sich ab Beitritt erheblich verbessern. 

2. Gemeinsame Erklärung zu Körnerleguminosen: Bul- 
garien 

3. Gemeinsame Erklärung zur Freizügigkeit der Arbeit- 
nehmer: Rumänien 

Die Erklärung ist mit Erklärung zu 1. (oben) identisch. 

4. Gemeinsame Erklärung zur Entwicklung des länd- 
lichen Raums: Bulgarien und Rumänien 

In dieser Erklärung werden die zu erwartenden Haus- 
haltsansätze für die Entwicklung des ländlichen Raums 
in Bulgarien und Rumänien für den Zeitraum 2007 
bis 2009 aufgeführt. 

Gemeinsame Erklärung der derzeitigen Mitgliedstaaten 
und der Kommission: 

5. Gemeinsame Erklärung zu den Vorbereitungen Bulga- 
riens und Rumäniens im Hinblick auf den Beitritt 


2 ) Folgende Artikel in Protokoll und Akte entsprechen einander; Abwei- 
chungen ergeben sich aus den unterschiedlichen Rechtsrahmen: 


Protokoll 

Akte 

1 -6 

1 -6 

7 

7(1) 

8(1) 

7(2) 

8(2) 

7(3) 

9 

8 

21 

9 

22 

10 

10 

11 

24 

12 


20 

23 

21 

24 

22 

10 

23 

13 

24 

12 

25-47 

25-47 

48 

49 

49 

48 

50-61 

50-61 


23 

13 

11 

14 

12 

15 

13 

16 

14 

17 

15 

18 

16 

19 

17 

20 

18 

21 

19 

22 


Diese Erklärung unterstreicht die Absicht der Union, 
die Vorbereitungen und Fortschritte der beiden Bei- 
trittsländer weiterhin aufmerksam zu verfolgen. Dabei 
findet mit Blick auf beide Länder der Bereich Justiz 
und Inneres besondere Erwähnung, für Rumänien 
werden als kritische Bereiche außerdem noch Wett- 
bewerbspolitik und Umwelt genannt. Es wird betont, 
dass die Kommission ihre weiterhin regelmäßig vor- 
gelegten Berichte mit Empfehlungen verbinden kann. 
Die Erklärung enthält darüber hinaus einen weiteren 
Verweis auf die Schutzklauseln. 

Gemeinsame Erklärung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich: 

6. Gemeinsame Erklärung der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich zur Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer: Bulgarien und Rumänien 

Durch diese Erklärung wird festgelegt, dass Deutsch- 
land und Österreich dazu berechtigt sind, gegebenen- 
falls die Freizügigkeit bulgarischer und rumänischer 
Arbeitnehmer nach Nummer 13 der Anhänge VI und 
VII des Beitrittsprotokolls/der Beitrittsakte im gesam- 
ten nationalen Hoheitsgebiet einzuschränken. 

Erklärung der Republik Bulgarien: 

7. Erklärung der Republik Bulgarien zur Verwendung der 
kyrillischen Schrift in der Europäischen Union 

Die kyrillische Schrift wird zu einer der drei in der 
Europäischen Union offiziell verwendeten Schriften. 

Briefwechsel zwischen Union und Beitrittsländern über 
das Übergangsverfahren bis zum Beitritt 

Die Schlussakte enthält einen Briefwechsel, der das Über- 
gangsverfahren bis zum Inkrafttreten des Beitrittsver- 
trags regelt. Dieses Informations- und Konsultationsver- 
fahren für die Annahme bestimmter Beschlüsse und 
sonstiger Maßnahmen sieht vor, dass alle Maßnahmen, 
die zu Beschlüssen der Organe oder Einrichtungen der 
Europäischen Union führen können, den beitretenden 
Staaten nach ihrer Übermittlung an den Rat zur Kenntnis 
gebracht werden. Außerdem ist jeder beitretende Staat 
befugt, beim Ratssekretariat Konsultationen zu beantra- 
gen, bei denen er seine Interessen als künftiges Mitglied 
der Union ausdrücklich darlegen und Bemerkungen Vor- 
bringen kann. Diese finden in der Regel statt, sobald bei 
den Vorarbeiten der Union zur Annahme von Beschlüs- 
sen oder gemeinsamen Standpunkten des Rates ge- 
meinsame Leitlinien ausgearbeitet worden sind, welche 
die Aufnahme der Konsultationen als sinnvoll erscheinen 
lassen. Zur Abhaltung der Konsultationen wird ein 
Interimsausschuss gebildet, der sich aus Vertretern der 
Union und der beitretenden Staaten zusammensetzt. Die 
beitretenden Länder haben also einen aktiven Beobach- 
terstatus inne, der ihnen erlaubt, die Vorgänge innerhalb 
der Union intensiv zu beobachten und auf Maßnahmen, 
die sie mittelbar oder unmittelbar betreffen, in Form der 
Konsultationen gewissen Einfluss zu nehmen. 
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Anlage 
zum Gesetz 

zu dem Vertrag vom 25. April 2005 
über den Beitritt der Republik Bulgarien und Rumäniens 

zur Europäischen Union 


Vertrag 

zwischen dem Königreich Belgien, der Tschechischen Republik, 
dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, 
der Republik Estland, der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, 
der Französischen Republik, Irland, der Italienischen Republik, 
der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, 
dem Großherzogtum Luxemburg, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
dem Königreich der Niederlande, der Republik Österreich, der Republik Polen, 
der Portugiesischen Republik, der Republik Slowenien, 
der Slowakischen Republik, der Republik Finnland, dem Königreich Schweden, 
dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
(Mitgliedstaaten der Europäischen Union) 
und der Republik Bulgarien und Rumänien 
überden Beitritt der Republik Bulgarien und Rumäniens 
zur Europäischen Union 


Teil I: Anhänge I bis IX 

zum Protokoll über die Bedingungen und Einzelheiten 
der Aufnahme der Republik Bulgarien und Rumäniens 
in die Europäische Union 


Teil II: Anhänge I bis IX 

zur Akte über die Bedingungen des Beitritts 
der Republik Bulgarien und Rumäniens 
und die Anpassungen der die Europäische Union 
begründenden Verträge 
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Teil I 

Anhänge I bis IX zum Protokoll 
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Anhang I 

Liste der Übereinkünfte und Protokolle, 
denen Bulgarien und Rumänien am Tag des Beitritts beitreten 
(nach Artikel 3 Absatz 3 des Protokolls) 

1 . Übereinkommen vom 1 9. Juni 1 980 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzu- 
wendende Recht, aufgelegt zur Unterzeichnung am 19. Juni 1980 in Rom (ABI. L266 
vom 9. 10. 1980, S. 1) 

- Übereinkommen vom 1 0. April 1 984 über den Beitritt der Republik Griechenland zu 
dem am 19. Juni 1980 in Rom zur Unterzeichnung aufgelegten Übereinkommen 
über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (ABI. L 146 vom 
31.5. 1984, S.1) 

- Erstes Protokoll vom 19. Dezember 1988 betreffend die Auslegung des am 19. Juni 
1980 in Rom zur Unterzeichnung aufgelegten Übereinkommens über das auf ver- 
tragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht durch den Gerichtshof der Euro- 
päischen Gemeinschaften (ABI. L48 vom 20.2. 1989, S. 1) 

- Zweites Protokoll vom 19. Dezember 1988 zur Übertragung bestimmter Zuständig- 
keiten für die Auslegung des am 1 9. Juni 1 980 in Rom zur Unterzeichnung aufgeleg- 
ten Übereinkommens über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende 
Recht auf den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (ABI. L48 vom 20.2. 
1989, S. 17) 

- Übereinkommen vom 18. Mai 1992 über den Beitritt des Königreichs Spanien und 
der Portugiesischen Republik zu dem am 19. Juni 1980 in Rom zur Unterzeichnung 
aufgelegten Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzu- 
wendende Recht (ABI. L 333 vom 18.11.1 992, S. 1 ) 

- Übereinkommen vom 29. November 1996 über den Beitritt der Republik Österreich, 
der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zu dem am 19. Juni 1980 in 
Rom zur Unterzeichnung aufgelegten Übereinkommen über das auf vertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht sowie zu dem Ersten und dem Zweiten 
Protokoll über die Auslegung des Übereinkommens durch den Gerichtshof (ABI. 
C15 vom 15. 1.1997, S. 10) 

2. Übereinkommen vom 23. Juli 1990 über die Beseitigung der Doppelbesteuerung im 
Falle von Gewinnberichtigungen zwischen verbundenen Unternehmen (ABI. L225 vom 
20.8. 1990, S. 10) 

- Übereinkommen vom 21 . Dezember 1 995 über den Beitritt der Republik Österreich, 
der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zu dem Übereinkommen über 
die Beseitigung der Doppelbesteuerung im Falle von Gewinnberichtigungen zwi- 
schen verbundenen Unternehmen (ABI. C 26 vom 31.1. 1 996, S. 1 ) 

- Protokoll vom 25. Mai 1999 zur Änderung des Übereinkommens vom 23. Juli 1990 
über die Beseitigung der Doppelbesteuerung im Falle von Gewinnberichtigungen 
zwischen verbundenen Unternehmen (ABI. C202 vom 16. 7. 1999, S. 1) 

3. Übereinkommen vom 26. Juli 1995 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Ge- 
meinschaften (ABI. C 31 6 vom 27. 1 1 . 1 995, S. 49) 

- Protokoll vom 27. September 1996 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die 
Europäische Union zum Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interes- 
sen der Europäischen Gemeinschaften (ABI. C313 vom 23. 10. 1996, S. 2) 

- Protokoll vom 29. November 1 996 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union betreffend die Auslegung des Übereinkommens über den Schutz 
der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften durch den Gerichts- 
hof der Europäischen Gemeinschaften im Wege der Vorabentscheidung (ABI. C 151 
vom 20.5. 1997, S.2) 

- Zweites Protokoll vom 1 9. Juni 1 997 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die 
Europäische Union zum Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interes- 
sen der Europäischen Gemeinschaften (ABI. C221 vom 19.7. 1997, S. 12) 

4. Übereinkommen vom 26. Juli 1995 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union über die Errichtung eines Europäischen Polizeiamts (Europol-Überein- 
kommen) (ABI. C 31 6 vom 27. 1 1 . 1 995, S. 2) 

- Protokoll vom 24. Juli 1996 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäi- 
sche Union betreffend die Auslegung des Übereinkommens über die Errichtung ei- 
nes Europäischen Polizeiamts durch den Gerichtshof der Europäischen Gemein- 
schaften im Wege der Vorabentscheidung (ABI. C299 vom 9. 10. 1996, S.2) 
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- Protokoll vom 1 9. Juli 1 997 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäi- 
sche Union und von Artikel 41 Absatz 3 des Europol-Übereinkommens über die Vor- 
rechte und Immunitäten für Europol, die Mitglieder der Organe, die stellvertretenden 
Direktoren und die Bediensteten von Europol (ABI. C 221 vom 1 9. 7. 1 997, S. 2) 

- Protokoll vom 30. November 2000 erstellt aufgrund von Artikel 43 Absatz 1 des 
Übereinkommens über die Errichtung eines Europäischen Polizeiamts (Europol- 
Übereinkommen) zur Änderung von Artikel 2 und des Anhangs jenes Übereinkom- 
mens (ABI. C 358 vom 13.12.2000, S.2) 

- Protokoll vom 28. November 2002 zur Änderung des Übereinkommens über die Er- 
richtung eines Europäischen Polizeiamts (Europol-Übereinkommen) und des Proto- 
kolls über die Vorrechte und Immunitäten für Europol, die Mitglieder der Organe, die 
stellvertretenden Direktoren und die Bediensteten von Europol (ABI. C312 vom 
16.12.2002, S.2) 

- Protokoll vom 27. November 2003 aufgrund von Artikel 43 Absatz 1 des Überein- 
kommens über die Errichtung eines Europäischen Polizeiamts (Europol-Überein- 
kommen) zur Änderung dieses Übereinkommens (ABI. C 2 vom 6. 1 . 2004, S. 3) 

5. Übereinkommen vom 26. Juli 1995 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union über den Einsatz der Informationstechnologie im Zollbereich (ABI. 
C 31 6 vom 27.11.1995, S. 34) 

- Protokoll vom 29. November 1 996 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union betreffend die Auslegung des Übereinkommens über den Einsatz 
der Informationstechnologie im Zollbereich durch den Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften im Wege der Vorabentscheidung (ABI. CI 51 vom 20.5.1997, 
S. 16) 

- Protokoll vom 1 2. März 1 999 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäi- 
sche Union betreffend den Anwendungsbereich des Waschens von Erträgen in dem 
Übereinkommen über den Einsatz der Informationstechnologie im Zollbereich sowie 
die Aufnahme des amtlichen Kennzeichens des Transportmittels in das Übereinkom- 
men (ABI. C 91 vom 31 . 3. 1 999, S. 2) 

- Protokoll vom 8. Mai 2003 gemäß Artikel 34 des Vertrages über die Europäische 
Union zur Änderung des Übereinkommens über den Einsatz der Informationstech- 
nologie im Zollbereich hinsichtlich der Einrichtung eines Aktennachweissystems für 
Zollzwecke (ABI. C 1 39 vom 1 3. 6. 2003, S. 2) 

6. Übereinkommen vom 26. Mai 1 997 aufgrund von Artikel K.3 Absatz 2 Buchstabe c) des 
Vertrags über die Europäische Union über die Bekämpfung der Bestechung, an der Be- 
amte der Europäischen Gemeinschaften oder der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union beteiligt sind (ABI. C 1 95 vom 25. 6. 1 997, S. 2) 

7. Übereinkommen vom 18. Dezember 1997 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über 
die Europäische Union über gegenseitige Amtshilfe und Zusammenarbeit der Zollver- 
waltungen (ABI. C 24 vom 23. 1 . 1 998, S. 2) 

8. Übereinkommen vom 17. Juni 1998 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union über den Entzug der Fahrerlaubnis (ABI. C 21 6 vom 1 0. 7. 1 998, S. 2) 

9. Übereinkommen vom 29. Mai 2000 gemäß Artikel 34 des Vertrags über die Europäische 
Union - vom Rat erstellt - über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Mitglied- 
staaten der Europäischen Union (ABI. C 197 vom 12. 7. 2000, S.3) 

- Protokoll vom 1 6. Oktober 2001 vom Rat gemäß Artikel 34 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union erstellt zu dem Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (ABI. C 326 vom 21.11. 2001 , 
S.2) 
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Anhang II 

Verzeichnis der Bestimmungen 
(nach Artikel 4 Absatz 1 des Protokolls) 
des in den Rahmen der Europäischen Union einbezogenen 
Schengen-Besitzstands und der darauf beruhenden oder anderweitig 
damit zusammenhängenden Rechtsakte, die ab dem Beitritt für die 
neuen Mitgliedstaaten bindend und in ihnen anzuwenden sind 

1. Übereinkommen vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierungen der Staaten der Bene- 
lux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen. 1 ) 

2. Folgende Bestimmungen des am 1 9. Juni 1 990 in Schengen Unterzeichneten Überein- 
kommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen und 
zugehörige Schlussakte und gemeinsame Erklärungen 2 ), geändert durch verschiedene 
der unter Nummer 8 aufgeführten Rechtsakte: 

Artikel 1, soweit er mit den Bestimmungen dieser Nummer in Zusammenhang steht; 
Artikel 3 bis 7, mit Ausnahme von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d; Artikel 13; Artikel 26 
und 27; Artikel 39; Artikel 44 bis 59; Artikel 61 bis 63; Artikel 65 bis 69; Artikel 71 bis 73; 
Artikel 75 und 76; Artikel 82; Artikel 91 ; Artikel 126 bis 130, soweit sie mit den Bestim- 
mungen dieses Absatzes in Zusammenhang stehen; und Artikel 136; gemeinsame Er- 
klärungen 1 und 3 der Schlussakte. 

3. Folgende Bestimmungen der Übereinkommen über den Beitritt zu dem am 19. Juni 
1990 in Schengen Unterzeichneten Übereinkommen zur Durchführung des Überein- 
kommens von Schengen vom 14. Juni 1985 betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, Schlussakten dieser Übereinkommen und 
zugehörige gemeinsame Erklärungen, geändert durch verschiedene der unter Nummer 
8 aufgeführten Rechtsakte: 

a) Das am 27. November 1990 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt der 
Italienischen Republik: 

- Artikel 4 

- Gemeinsame Erklärung 1 in Teil II der Schlussakte 

b) Das am 25. Juni 1991 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt des König- 
reichs Spanien: 

- Artikel 4 

- Gemeinsame Erklärung 1 in Teil II der Schlussakte 

- Erklärung 2 in Teil III der Schlussakte 

c) Das am 25. Juni 1991 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt der Portu- 
giesischen Republik: 

- Artikel 4, 5 und 6 

- Gemeinsame Erklärung 1 in Teil II der Schlussakte 

d) Das am 6. November 1 992 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt der Hel- 
lenischen Republik: 

- Artikel 3, 4 und 5 

- Gemeinsame Erklärung 1 in Teil II der Schlussakte 

- Erklärung 2 in Teil III der Schlussakte 

e) Das am 28. April 1 995 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt der Republik 
Österreich: 

- Artikel 4 

- Gemeinsame Erklärung 1 in Teil II der Schlussakte 

f) Das am 19. Dezember 1996 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt des 
Königreichs Dänemark: 

- Artikel 4, Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 6 

- Gemeinsame Erklärungen 1 und 3 in Teil II der Schlussakte 

g) Das am 19. Dezember 1996 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt der 
Republik Finnland: 


') ABI. L 239 vom 22. 9. 2000, S. 13. 

2 ) ABI. L 239 vom 22. 9.2000, S. 19, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 871/2004 des Ra- 
tes (ABI. L 1 62 vom 30. 4. 2004, S. 29). 
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- Artikel 4 und 5 

- Gemeinsame Erklärungen 1 und 3 in Teil II der Schlussakte 

- Erklärung der Regierung der Republik Finnland zu den Äland-Inseln in Teil III der 
Schlussakte 

h) Das am 19. Dezember 1996 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt des 
Königreichs Schweden: 

- Artikel 4 und 5 

- Gemeinsame Erklärungen 1 und 3 in Teil II der Schlussakte 

4. Die folgenden vom Rat gemäß Artikel 6 des Schengen-Protokolls geschlossenen Über- 
einkommen: 

- das Übereinkommen vom 18. Mai 1999 zwischen dem Rat der Europäischen Union 
sowie der Republik Island und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung der 
beiden letztgenannten Staaten bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung 
des Schengen-Besitzstands einschließlich seiner Anhänge, Erklärungen und 
Schlussakte sowie des dem Übereinkommen beigefügten Briefwechsels 1 ), geneh- 
migt durch den Beschluss 1999/439/EG des Rates 2 ) 

- das Übereinkommen vom 30. Juni 1 999 zwischen dem Rat der Europäischen Union 
und der Republik Island und dem Königreich Norwegen zur Festlegung der Rechte 
und Pflichten zwischen Irland und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und 
Nordirland einerseits und der Republik Island und dem Königreich Norwegen ande- 
rerseits in den für diese Staaten geltenden Bereichen des Schengen-Besitzstands 3 ), 
genehmigt durch den Beschluss 2000/29/EG des Rates 4 ) 

- das am 25. Oktober 2004 vom Rat der Europäischen Union und der Schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft Unterzeichnete Abkommen über die Assoziierung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft bei der Umsetzung, Anwendung und Entwick- 
lung des Schengen-Besitzstands 5 ). 

5. Bestimmungen der folgenden Beschlüsse des gemäß dem am 1 9. Juni 1 990 in Schen- 
gen Unterzeichneten Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den 
gemeinsamen Grenzen eingesetzten Exekutivausschusses, geändert durch verschie- 
dene der unter Nummer 8 aufgeführten Rechtsakte: 

SCH/Com-ex (93) 10 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 14. Dezember 1993 
bezüglich der Erklärungen der Minister und Staatssekretäre 

SCH/Com-ex (93) 14 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 14. Dezember 1993 
bezüglich der Verbesserung der praktischen Zusammenarbeit zwischen den Justizbe- 
hörden bei der Bekämpfung des illegalen Handels mit Betäubungsmitteln 

SCH/Com-ex (94) 16 rev. - Beschluss des Exekutivausschusses vom 21. November 
1994 bezüglich der Beschaffung der gemeinsamen Ein- und Ausreisestempel 

SCH/Com-ex (94) 28 rev. - Beschluss des Exekutivausschusses vom 22. Dezember 
1 994 bezüglich der Bescheinigung für das Mitführen von Suchtstoffen und/oder psycho- 
tropen Stoffen gemäß Artikel 75 

SCH/Com-ex (94) 29, rev. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 22. Dezember 
1994 über das Inkraftsetzen des Schengener Durchführungsübereinkommens vom 
19. Juni 1990 

SCH/Com-ex (95) 21 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 20. Dezember 1995 
bezüglich eines schnelleren Austausches statistischer Daten und konkreter Angaben 
über an den Außengrenzen eventuell auftretende Schwierigkeiten zwischen den Schen- 
gen-Staaten 

SCH/Com-ex (98) 1, rev. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 21. April 1998 
bezüglich des Tätigkeitsberichtes der Task Force, soweit er mit den Bestimmungen des 
Absatzes 2 in Zusammenhang steht 

SCH/Com-ex (98) 26 def. - Beschluss des Exekutivausschusses vom 16. September 
1998 bezüglich der Errichtung des Ständigen Ausschusses Schengener Durchfüh- 
rungsübereinkommen 

SCH/Com-ex (98) 35, rev. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 16. September 
1998 bezüglich der Weitergabe des Gemeinsamen Handbuchs an EU-Beitrittskandida- 
ten 


') ABI. L176vom 10.7.1999, S.36. 

2 ) ABI. L176vom 10.7.1999, S.35. 

3 ) ABI. L 15 vom 20. 1.2000, S.2. 

4 ) ABI. L 15 vom 20. 1.2000, S. 1. 

5 ) Insofern als dieses Abkommen vorläufig angewandt wird, solange es noch nicht abgeschlossen ist. 
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SCH/Com-ex (98) 37, def. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 27. Oktober 
1998 bezüglich des Aktionsplans zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung, soweit 
er mit den Bestimmungen des Absatzes 2 in Zusammenhang steht 

SCH/Com-ex (98) 51 , rev. 3 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 16. Dezember 
1998 bezüglich der grenzüberschreitenden polizeilichen Zusammenarbeit bei der Ver- 
hütung und Aufklärung von Straftaten 

SCH/Com-ex (98) 52 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 16. Dezember 1998 
bezüglich des Leitfadens zur grenzüberschreitenden polizeilichen Zusammenarbeit, so- 
weit er mit den Bestimmungen des Absatzes 2 in Zusammenhang steht 

SCH/Com-ex (98) 57 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 16. Dezember 1998 
über die Einführung eines einheitlichen Dokuments zum Nachweis einer Einladung, ei- 
ner Verpflichtungserklärung oder einer Aufnahmebescheinigung 

SCH/Com-ex (98) 59 rev. - Beschluss des Exekutivausschusses vom 16. Dezember 
1998 bezüglich des koordinierten Einsatzes von Dokumentenberatern 

SCH/Com-ex (99) 1 rev. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1999 
über den Standard im Betäubungsmittelbereich 

SCH/Com-ex (99) 6 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1999 bezüg- 
lich des Besitzstands Telecom 

SCH/Com-ex (99) 7, rev. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1999 
über Verbindungsbeamte 

SCH/Com-ex (99) 8, rev. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1999 
bezüglich der Entlohnung von Informanten 

SCH/Com-ex (99) 1 0 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1 999 bezüg- 
lich des illegalen Waffenhandels 

SCH/Com-ex (99) 1 3 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1 999 bezüg- 
lich der Aufhebung von Altfassungen des Gemeinsamen Handbuches und der Gemein- 
samen Konsularischen Instruktion und Annahme der Neufassungen 

- Anlagen 1 bis 3, 7, 8 und 1 5 der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion 

- gemeinsames Handbuch, soweit es mit den Bestimmungen des Absatzes 2 in Zu- 
sammenhang steht, einschließlich der Anlagen 1 , 5, 5A, 6, 1 0, 1 3 

SCH/Com-ex (99) 1 8 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1 999 bezüg- 
lich der Verbesserung der polizeilichen Zusammenarbeit bei der Verhütung und Aufklä- 
rung strafbarer Handlungen 

6. Folgende Erklärungen des gemäß dem am 1 9. Juni 1 990 in Schengen Unterzeichneten 
Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 
1985 betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen 
eingesetzten Exekutivausschusses, soweit sie mit den Bestimmungen der Nummer 2 in 
Zusammenhang stehen: 

SCH/Com-ex (96) decl. 6, rev. 2 - Erklärung des Exekutivausschusses vom 26. Juni 
1996 zur Auslieferung 

SCH/Com-ex (97) decl. 13, rev. 2 - Erklärung des Exekutivausschusses vom 9. Februar 
1998 bezüglich der Entführung von Minderjährigen. 

7. Folgende Beschlüsse der mit dem am 19. Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten 
Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 
1985 betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen 
eingesetzten Zentralen Gruppe, soweit sie mit den Bestimmungen der Nummer 2 in Zu- 
sammenhang stehen: 

SCH/C (98) 1 1 7 - Beschluss der Zentralen Gruppe vom 27. Oktober 1 998 bezüglich des 
Aktionsplans zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung 

SCH/C (99) 25 - Beschluss der Zentralen Gruppe vom 22. März 1 999 bezüglich der all- 
gemeinen Grundsätze zur Entlohnung von Informanten und V-Personen 

8. Folgende Rechtsakte, die auf dem Schengen-Besitzstand aufbauen oder anderweitig 
damit Zusammenhängen: 

Verordnung (EG) Nr. 1683/95 des Rates vom 29. Mai 1995 über eine einheitliche Visa- 
gestaltung (ABI. L 1 64 vom 14.7.1 995, S. 1 ) 

Entscheidung 1999/307/EG des Rates vom 1. Mai 1999 über die Einzelheiten der Ein- 
gliederung des Schengen-Sekretariats in das Generalsekretariat des Rates (ABI. L 1 19 
vom 7.5. 1999, S.49) 

Beschluss 1999/435/EG des Rates vom 20. Mai 1999 zur Bestimmung des Schengen- 
Besitzstands zwecks Festlegung der Rechtsgrundlagen für jede Bestimmung und jeden 
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Beschluss, die diesen Besitzstand bilden, nach Maßgabe der einschlägigen Bestim- 
mungen des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und des Vertrags 
über die Europäische Union (ABI. L 176 vom 10. 7. 1999, S. 1) 

Beschluss 1999/436/EG des Rates vom 20. Mai 1999 zur Festlegung der Rechtsgrund- 
lagen für die einzelnen Bestimmungen und Beschlüsse, die den Schengen-Besitzstand 
bilden, nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft und des Vertrags über die Europäische Union (ABI. LI 76 
vom 10.7. 1999, S. 17) 

Beschluss 1 999/437/EG des Rates vom 1 7. Mai 1 999 zum Erlass bestimmter Durchfüh- 
rungsvorschriften zu dem Übereinkommen zwischen dem Rat der Europäischen Union 
und der Republik Island und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung dieser 
beiden Staaten bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitz- 
stands (ABI. L 1 76 vom 1 0. 7. 1 999, S. 31 ) 

Beschluss 1999/848/EG des Rates vom 13. Dezember 1999 über die vollständige In- 
kraftsetzung des Schengen-Besitzstands in Griechenland (ABI. L327 vom 21.12. 1999, 
S. 58) 

Beschluss 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des Vereinigten Kö- 
nigreichs Großbritannien und Nordirland, einzelne Bestimmungen des Schengen-Be- 
sitzstands auf sie anzuwenden (ABI. L 1 31 vom 1.6. 2000, S. 43) 

Beschluss 2000/586/JI des Rates vom 28. September 2000 über ein Verfahren zur Än- 
derung von Artikel 40 Absätze 4 und 5, Artikel 41 Absatz 7 und Artikel 65 Absatz 2 des 
Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 
1 985 betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen 
(ABI. L248 vom 3. 10. 2000, S. 1) 

Beschluss 2000/751 /EG des Rates vom 30. November 2000 über die Freigabe be- 
stimmter Teile des Gemeinsamen Flandbuchs, das von dem durch das Übereinkommen 
zur Durchführung des Schengener Übereinkommens vom 14. Juni 1985 eingesetzten 
Exekutivausschuss angenommen wurde (ABI. L303 vom 2. 12. 2000, S. 29) 

Beschluss 2000/777/EG des Rates vom 1 . Dezember 2000 über die Inkraftsetzung des 
Schengen-Besitzstands in Dänemark, Finnland und Schweden sowie in Island und Nor- 
wegen (ABI. L 309 vom 9. 1 0. 2000, S. 24) 

Verordnung (EG) Nr. 539/2001 des Rates vom 15. März 2001 zur Aufstellung der Liste 
der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im Be- 
sitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige 
von dieser Visumpflicht befreit sind (ABI. L81 vom 21 . 3. 2001 , S. 1) 

Verordnung (EG) Nr. 789/2001 des Rates vom 24. April 2001 mit der dem Rat Durchfüh- 
rungsbefugnisse im FHinblick auf bestimmte detaillierte Vorschriften und praktische Ver- 
fahren zur Prüfung von Visumanträgen Vorbehalten werden (ABI. L 1 1 6 vom 26. 4. 2001 , 
S. 2) 

Verordnung (EG) Nr. 790/2001 des Rates vom 24. April 2001 zur Übertragung von 
Durchführungsbefugnissen an den Rat im Hinblick auf bestimmte detaillierte Vorschrif- 
ten und praktische Verfahren für die Durchführung der Grenzkontrollen und die Überwa- 
chung der Grenzen (ABI. L 1 1 6 vom 26. 4. 2001 , S. 5) 

Entscheidung 2001/329/EG des Rates vom 24. April 2001 zur Aktualisierung des Teils 
VI sowie der Anlagen 3, 6 und 13 der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion sowie 
der Anlagen 5a, 6a und 8 des Gemeinsamen Handbuchs (ABI. L 1 1 6 vom 26. 4. 2001 , 
S.32), soweit sie mit der Anlage 3 der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion und 
der Anlage 5a des Gemeinsamen Handbuchs in Zusammenhang steht 

Richtlinie 2001/51/EG des Rates vom 28. Juni 2001 zur Ergänzung der Regelungen 
nach Artikel 26 des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 (ABI. L 187 vom 10. 7. 2001 . S. 45) 

Beschluss 2001/886/JI des Rates vom 6. Dezember 2001 über die Entwicklung des 
Schengener Informationssystems der zweiten Generation (SIS II) (ABI. L328 vom 
13. 12. 2001, S. 1) 

Verordnung (EG) Nr. 2414/2001 des Rates vom 7. Dezember 2001 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 539/2001 zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsan- 
gehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, 
sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit 
sind (ABI. L 327 vom 1 2. 1 2. 2001 , S. 1 ) 

Verordnung (EG) Nr. 2424/2001 des Rates vom 6. Dezember 2001 über die Entwicklung 
des Schengener Informationssystems der zweiten Generation (SIS II) (ABI. L328 vom 
13.12.2001, S. 4) 
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Verordnung (EG) Nr. 333/2002 des Rates vom 18. Februar 2002 über die einheitliche 
Gestaltung des Formblatts für die Anbringung eines Visums, das die Mitgliedstaaten 
den Inhabern eines von dem betreffenden Mitgliedstaat nicht anerkannten Reisedoku- 
ments erteilen (ABI. L 53 vom 23. 2. 2002, S. 4) 

Verordnung (EG) Nr. 334/2002 des Rates vom 18. Februar 2002 zur Änderung der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1683/95 über eine einheitliche Visagestaltung (ABI. L53 vom 23.2. 
2002, S. 7) 

Beschluss 2002/192/EG des Rates vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf An- 
wendung einzelner Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf Irland (ABI. L64 
vom 7.3.2002, S.20) 

Entscheidung 2002/352/EG des Rates vom 25. April 2002 zur Überarbeitung des Ge- 
meinsamen Flandbuchs (ABI. L 1 23 vom 9. 5. 2002, S. 47) 

Beschluss 2002/353/EG des Rates vom 25. April 2002 über die Freigabe von Teil II des 
Gemeinsamen Flandbuchs, das von dem durch das Übereinkommen zur Durchführung 
des Schengener Übereinkommens vom 14. Juni 1985 eingesetzten Exekutivausschuss 
angenommen wurde (ABI. LI 23 vom 9.5. 2002, S.49) 

Verordnung (EG) Nr. 1 030/2002 des Rates vom 1 3. Juni 2002 zur einheitlichen Gestal- 
tung des Aufenthaltstitels für Drittstaatenangehörige (ABI. L 1 57 vom 1 5. 6. 2002, S. 1 ) 

Entscheidung 2002/587/EG des Rates vom 1 2.07.02 zur Überarbeitung des Gemeinsa- 
men Handbuchs (ABI. L 1 87 vom 1 6. 7. 2002, S. 50) 

Rahmenbeschluss 2002/946/JI des Rates vom 28. November 2002 betreffend die Ver- 
stärkung des strafrechtlichen Rahmens für die Bekämpfung der Beihilfe zur unerlaubten 
Ein- und Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt (ABI. L328 vom 5. 12. 2002, S. 1) 

Richtlinie 2002/90/EG des Rates vom 28. November 2002 zur Definition der Beihilfe zur 
unerlaubten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt (ABI. L328 vom 5. 12. 
2002, S. 17) 

Beschluss 2003/1 70/JI des Rates vom 27. Februar 2003 über die gemeinsame Inan- 
spruchnahme von Verbindungsbeamten, die von den Strafverfolgungsbehörden der Mit- 
gliedstaaten entsandt sind (ABI. L67 vom 12.3. 2003, S. 27) 

Verordnung (EG) Nr. 453/2003 des Rates vom 06.03.03 zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 539/2001 zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige 
beim Überschreiten der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der 
Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind (ABI. 
L69 vom 13.3.2003, S. 10) 

Beschluss 2003/725/JI des Rates vom 2. Oktober 2003 zur Änderung von Artikel 40 
Absätze 1 und 7 des Übereinkommens zur Durchführung des Schengener Übereinkom- 
mens vom 14. Juni 1985 betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den ge- 
meinsamen Grenzen (ABI. L260 vom 11.10. 2003, S.37) 

Richtlinie 2003/1 1 0/EG des Rates vom 25. November 2003 über die Unterstützung bei 
der Durchbeförderung im Rahmen von Rückführungsmaßnahmen auf dem Luftweg 
(ABI. L 321 vom 6. 1 2. 2003, S. 26) 

Verordnung (EG) Nr. 377/2004 des Rates vom 19. Februar 2004 zur Schaffung eines 
Netzes von Verbindungsbeamten für Einwanderungsfragen (ABI. L64 vom 2.3. 2004, 
S.1) 

Entscheidung 2004/466/EG des Rates vom 29. April 2004 zur Änderung des Hand- 
buchs im Hinblick auf die Einbeziehung einer Bestimmung über gezielte Kontrollen be- 
gleiteter Minderjähriger an der Grenze (ABI. L 157 vom 30. 4. 2004, S. 136) 

Richtlinie 2004/82/EG des Rates vom 29. April 2004 über die Verpflichtung von Beför- 
derungsunternehmen, Angaben über die beförderten Personen zu übermitteln (ABI. 
L261 vom 6.8.2004, S. 24) 

Entscheidung 2004/573/EG des Rates vom 29. April 2004 betreffend die Organisation 
von Sammelflügen zur Rückführung von Drittstaatsangehörigen, die individuellen Rück- 
führungsmaßnahmen unterliegen, aus dem Hoheitsgebiet von zwei oder mehr Mitglied- 
staaten (ABI. L 261 vom 6. 8. 2004, S. 28) 

Entscheidung 2004/574/EG des Rates vom 29. April 2004 zur Änderung des Gemein- 
samen Handbuchs (ABI. L 261 vom 6. 8. 2004, S. 36) 

Entscheidung 2004/512/EG des Rates vom 8. Juni 2004 zur Einrichtung des Visa-Infor- 
mationssystems (VIS) (ABI. L213 vom 15. 6. 2004, S. 5) 

Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates vom 26. Oktober 2004 zur Errichtung einer 
Europäischen Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Au ßengrenzen der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union (ABI. L 349 vom 25. 1 1 . 2004, S. 1 ) 
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Verordnung (EG) Nr. 2133/2004 des Rates vom 13. Dezember 2004 zur Verpflichtung 
der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten zum systematischen Abstempeln der 
Reisedokumente von Drittausländern beim Überschreiten der Außengrenzen der Mit- 
gliedstaaten und zur diesbezüglichen Änderung der Bestimmungen des Schengener 
Durchführungsübereinkommens und des Gemeinsamen Handbuchs (ABI. L369 vom 
16.12.2004, S. 5) 

Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des Rates vom 1 3. Dezember 2004 über Normen für Si- 
cherheitsmerkmale und biometrische Daten in von den Mitgliedstaaten ausgestellten 
Pässen und Reisedokumenten (ABI. L385 vom 29. 12. 2004, S. 1) 
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Anhang III 

Liste nach Artikel 16 des Protokolls: 
Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

1. Gesellschaftsrecht 
Gewerbliche Eigentumsrechte 


I. Gemeinschaftsmarke 

31 994 R 0040: Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. Dezember 1 993 über die Ge- 
meinschaftsmarke (ABI. L 1 1 vom 14. 1 . 1994, S. 1), geändert durch: 

- 31 994 R 3288: Verordnung (EG) Nr. 3288/94 des Rates vom 22. 12. 1994 (ABI. L349 
vom 31. 12. 1994, S.83) 

- 32003 R 0807: Verordnung (EG) Nr. 807/2003 des Rates vom 14.4. 2003 (ABI. LI 22 
vom 16.5. 2003, S.36) 

- 1 2 003 T : Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Bei- 
tritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Repu- 
blik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Repu- 
blik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. L236 vom 
23.9.2003, S. 33) 

- 32 003 R 1 653: Verordnung (EG) Nr. 1 653/2003 des Rates vom 18.6. 2003 (ABI. L 245 
vom 29.9. 2003, S.36) 

- 32003 RI 992: Verordnung (EG) Nr. 1992/2003 des Rates vom 27. 10. 2003 (ABI. L 296 
vom 14.11.2003, S. 1) 

- 32 004 R 0422: Verordnung (EG) Nr. 422/2004 des Rates vom 1 9. 2. 2004 (ABI. L 70 vom 
9.3.2004, S. 1) 

Artikel 159a Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ab dem Tag des Beitritts Bulgariens, der Tschechischen Republik, Estlands, Zy- 
perns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, Rumäniens, Sloweniens und der Slo- 
wakei (im Folgenden „neue Mitgliedstaaten“ genannt) wird eine gemäß dieser Verordnung 
vor dem jeweiligen Tag des Beitritts eingetragene oder angemeldete Gemeinschaftsmarke 
im Gebiet dieser Mitgliedstaaten gelten, damit sie dieselbe Wirkung in der gesamten Ge- 
meinschaft hat.“ 


II. Ergänzende Schutzzertifikate 

1. 31 992 R 1768: Verordnung (EWG) Nr. 1768/92 des Rates vom 18. Juni 1992 über die 

Schaffung eines ergänzenden Schutzzertifikats für Arzneimittel (ABI. LI 82 vom 2.7. 

1992, S. 1), geändert durch: 

- 1 1 994 N: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Republik Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs Schwe- 
den (ABI. C 241 vom 29. 8. 1 994, S. 21 ) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33) 

a) Dem Artikel 19a werden folgende Buchstaben angefügt: 

,,k) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Arzneimittel, für das nach 
dem 1. Januar 2000 eine erste Genehmigung für das Inverkehrbringen als Arz- 
neimittel erlangt wurde, kann in Bulgarien ein Zertifikat erteilt werden, sofern die 
Anmeldung des Zertifikats binnen sechs Monaten nach dem Tag des Beitritts ein- 
gereicht wird: 

I) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Arzneimittel, für das nach 
dem 1. Januar 2000 eine erste Genehmigung für das Inverkehrbringen als Arz- 
neimittel erlangt wurde, kann in Rumänien ein Zertifikat erteilt werden. Sollte die 
in Artikel 7 Absatz 1 vorgesehene Frist abgelaufen sein, kann innerhalb von 
sechs Monaten, beginnend spätestens mit dem Tag des Beitritts, ein Zertifikat an- 
gemeldet werden.“ 

b) Artikel 20 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
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„(2) Diese Verordnung findet auf ergänzende Schutzzertifikate Anwendung, die 
vor dem jeweiligen Tag des Beitritts nach Maßgabe der einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Mal- 
tas, Polens, Rumäniens, Sloweniens und der Slowakei erteilt wurden.“ 

2. 31 996 R1610: Verordnung (EG) Nr. 1610/96 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 23. Juli 1996 über die Schaffung eines ergänzenden Schutzzertifikats für 

Pflanzenschutzmittel (ABI. L 198 vom 8. 8. 1996, S. 30), geändert durch: 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33) 

a) Artikel 19a wird durch folgende Buchstaben ergänzt: 

,,k) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzenschutzmittel, für 
das nach dem 1 . Januar 2000 eine erste Genehmigung für das Inverkehrbringen 
als Pflanzenschutzmittel erlangt wurde, kann in Bulgarien ein Zertifikat erteilt wer- 
den, sofern die Anmeldung des Zertifikats binnen sechs Monaten nach dem Tag 
des Beitritts eingereicht wird: 

I) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzenschutzmittel, für 
das nach dem 1 . Januar 2000 eine erste Genehmigung für das Inverkehrbringen 
als Pflanzenschutzmittel erlangt wurde, kann in Rumänien ein Zertifikat erteilt 
werden. Sollte die in Artikel 7 Absatz 1 vorgesehene Frist abgelaufen sein, kann 
innerhalb von sechs Monaten, beginnend spätestens mit dem Tag des Beitritts, 
ein Zertifikat angemeldet werden.“ 

b) Artikel 20 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Diese Verordnung findet auf ergänzende Schutzzertifikate Anwendung, die 
vor dem jeweiligen Tag des Beitritts nach Maßgabe der einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Mal- 
tas, Polens, Rumäniens, Sloweniens und der Slowakei erteilt wurden.“ 


III. Gemeinschaftsgeschmacksmuster 

32 002 R 0006: Verordnung (EG) Nr. 6/2002 des Rates vom 1 2. Dezember 2001 über das 
Gemeinschaftsgeschmacksmuster (ABI. L3 vom 5. 1 . 2002, S. 1), geändert durch: 

- 1 2 003 T : Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Bei- 
tritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Repu- 
blik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Repu- 
blik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. L236 vom 
23.9.2003, S. 33) 

Artikel 110a Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ab dem Tag des Beitritts Bulgariens, der Tschechischen Republik, Estlands, Zy- 
perns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, Rumäniens, Sloweniens und der Slo- 
wakei (im Folgenden als „neue Mitgliedstaaten“ bezeichnet) gilt ein vor dem jeweiligen Tag 
des Beitritts gemäß dieser Verordnung geschütztes oder angemeldetes Gemeinschafts- 
geschmacksmuster auch im Gebiet dieser Mitgliedstaaten, damit es dieselbe Wirkung in 
der gesamten Gemeinschaft hat.“ 


2. Landwirtschaft 

1. 31 989 R 1576: Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur Fest- 
legung der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Aufma- 
chung von Spirituosen (ABI. L 160 vom 12. 6. 1989, S. 1), geändert durch: 

- 31 992 R3280: Verordnung (EWG) Nr. 3280/92 des Rates vom 9.11. 1992 (ABI. 
L327 vom 13. 11.1992, S.3) 

- 31 994 R 3378: Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 22. 1 2. 1 994 (ABI. L 366 vom 31 . 1 2. 1 994, S. 1 ) 

- 1 1 994 N: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Republik Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs Schwe- 
den (ABI. C 241 vom 29. 8. 1994, S. 21) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
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der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33) 

- 32 003 RI 882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ) 

a) Artikel 1 Absatz 4 Ziffer i wird wie folgt ergänzt: 

„(5) Die Bezeichnung „Obstbrand“ kann nur für die in Rumänien hergestellte Spi- 
rituose durch die Bezeichnung „Pälincä“ ersetzt werden.“ 

b) In Anhang II werden die folgenden geografischen Angaben eingefügt: 

- in Nummer 4: „Vinars Tärnave“, „Vinars Vaslui“, „Vinars Murfatlar“, „Vinars Vran- 
cea“, „Vinars Segarcea“ 

- in Nummer 6: „CyHrypnapcKa rpo3flOBa paKnn / rpo3flOBa paKnn ot 

CyHrypnape / Sungurlarska grosdowa rakija / Grosdowa rakija aus Sungurlare“, 
„CnMBeHCKa nepna (CnußeHCKa rpo3flOBa paKnn / r po3flOBa paKnn ot CnnBeH) 
/ Sliwenska perla (Sliwenska grosdowa rakija / Grosdowa rakija aus Sliwen)“, 

„CTpanflxaHCKa MycKaTOBa paKnn / MycKaTOBa paKnn ot CTpanax« / 

Straldschanska muskatowa rakija / Muskatowa rakija aus Straldscha“, 

„noMopnücKa rpo3flOBa paKnn / l"po3AOBa paKnn ot noMopne / Pomorijska 
grosdowa rakija / Grosdowa rakija aus Pomorie“, „PyceHCKa öncepina rpo3AOBa 
paKnn / Bncepina rpo3ßOBa paKnn ot Pyce / Rusenska biserna grosdowa rakija / 
Biserna grosdowa rakija aus Ruse“, „EypracKa MycKaTOBa paKnn / MycKaTOBa 
paKnn ot Eyprac / Burgaska muskatowa rakija / Muskatowa rakija aus Burgas“, 
„floöpyflxoHCKa MycKaTOBa paKnn / MycKaTOBa paKnn ot floöpyAx« / 

Dobrudschanska muskatova rakija / Muskatowa rakija aus Dobrudscha“, 
„CyxnHfloncKa rpo3flOBa paKnn / rpo3ßOBa paKnn ot CyxnHßon / Suchindolska 
grosdowa rakija / Grosdowa rakija aus Suchindol“, „KapnoBCKa rpo3AOBa paKnn 
/ T po3ßOBa paKnn ot Kap/iOBO / Karlowska grosdowa rakija / Grosdowa rakija aus 
Karlowo“ 

- in Nummer 7: „TponHCKa cnnBOBa paKnn / CnnBOBa paKnn OTTponH /Trojanska 
sliwowa rakija / Sliwowa rakija aus Trojan“, „ CnnncTpeHCKa KancneBa paKnn / 
KancneBa paKnn ot CnnncTpa / Silistrenska kajsiewa rakija / Kajsiewa rakija aus 
Silistra“, „TepBencKa KancneBa paKnn / KancneBa paKnn OTTepBen / Terwelska 
kajsiewa rakija / Kajsiewa rakija aus Terwel“, „JloBeujKa cnnBOBa paKnn / 
CnnBOBa paKnn / ot hoBen / Loweschka sliwowa rakija / Sliwowa rakija aus 
Lowetsch“, „Tuicä Zetea de Medie§u Aurit“, „Tuicä de Valea Milcovului“, „Tuicä de 
Buzäu“, „Tuicä de Arge§“, „Tuicä de Zaläu“, „Tuicä ardeleneascä de Bistrija“, 
„Horincä de Maramure§“, „Horincä de Cämärzan“, „Horincä de Seini“, „Horincä de 
Chioar“, „Horincä de Läpu§“, „Tur( de Oa§“, „Tur( de Maramure§“. 

2. 31991 R 1601 : Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 des Rates vom 10. Juni 1991 zur Fest- 
legung der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Aufma- 
chung aromatisierten Weines, aromatisierter weinhaltiger Getränke und aromatisierter 
weinhaltiger Cocktails (ABI. LI 49 vom 14.6. 1991, S. 1), berichtigt in ABI. L349 vom 
1 8. 1 2. 1 991 , S. 47 und geändert durch: 

- 31 992 R 3279: Verordnung (EWG) Nr. 3279/92 des Rates vom 9.11. 1992 (ABI. 
L327 vom 13.11. 1992, S.1) 

- 1 1 994 N: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Republik Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs Schwe- 
den (ABI. C 241 vom 29. 8. 1 994, S. 21 ) 

- 31 994 R 3378: Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 22. 1 2. 1 994 (ABI. L 366 vom 31 . 1 2. 1 994, S. 1 ) 

- 31 996 R 2061 Verordnung (EG) Nr. 2061/96 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 8. 10. 1996 (ABI. L277 vom 30. 10. 1996, S.1) 

- 32 003 RI 882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ) 

In Artikel 2 Absatz 3 wird nach Buchstabe h folgender Buchstabe eingefügt: 

„ i) Pelin: ein aromatisiertes weinhaltiges Getränk, das aus Weiß- oder Rotwein, Trau- 
benmostkonzentrat, Traubensaft (oder Rübenzucker) und speziellen Kräutertinktu- 
ren hergestellt wird, mit einem Mindestalkoholgehalt von 8,5% vol., einem Zucker- 
gehalt, ausgedrückt als Invertzucker, von 45— 50g/l und einem Gesamtsäuregehalt 
von mindestens 3g/l ausgedrückt in Weinsäure.“ 

Der derzeitige Buchstabe i wird zu Buchstabe j. 

3. 31 992 R 2075: Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 des Rates vom 30. Juni 1 992 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Rohtabak (ABI. L215 vom 30. 7. 1992, S. 70), geän- 
dert durch: 
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- 1 1 994 N: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Republik Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs Schwe- 
den (ABI. C 241 vom 29. 8. 1994, S. 21) 

- 31 994 R 3290: Verordnung (EG) Nr. 3290/94 des Rates vom 22. 1 2. 1 994 (ABI. L 349 
vom 31. 12. 1994, S. 105) 

- 31 995 R 0711: Verordnung (EG) Nr. 71 1/95 des Rates vom 27.3. 1995 (ABI. L73 
vom 1.4. 1995, S. 13) 

- 31 996 R 041 5: Verordnung (EG) Nr. 41 5/96 des Rates vom 4. 3. 1 996 (ABI. L 59 vom 
8.3. 1996, S. 3) 

- 31 996 R 2444: Verordnung (EG) Nr. 2444/96 des Rates vom 17.12.1 996 (ABI. L 333 
vom 21. 12. 1996, S.4) 

- 31 997 R 2595: Verordnung (EG) Nr. 2595/97 des Rates vom 18.12.1 997 (ABI. L 351 
vom 23.12.1997, S. 11) 

- 31 998 R 1 636: Verordnung (EG) Nr. 1 636/98 des Rates vom 20. 7. 1 998 (ABI. L 21 0 
vom 28.7. 1998, S.23) 

- 31 999 R 0660: Verordnung (EG) Nr. 660/1999 des Rates vom 22.3. 1999 (ABI. L83 
vom 27.3. 1999, S. 10) 

- 32000 R 1336: Verordnung (EG) Nr. 1336/2000 des Rates vom 19.6. 2000 (ABI. 
LI 54 vom 27.6. 2000, S. 2) 

- 32 002 R 0546: Verordnung (EG) Nr. 546/2002 des Rates vom 25.3. 2002 (ABI. L84 
vom 28.3. 2002, S.4) 

- 32 003 R 0806: Verordnung (EG) Nr. 806/2003 des Rates vom 1 4. 4. 2003 (ABI. L 1 22 
vom 16.5. 2003, S. 1) 

- 32 003 R2319: Verordnung (EG) Nr. 231 9/2003 des Rates vom 17.12. 2003 (ABI. 
L345 vom 31.12. 2003, S. 17) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33) 

a) Im Anhang wird unter Nummer V „SUN CURED“ Folgendes hinzugefügt: 

„Molovata 

Ghimpaji 

Bärägan“ 

b) Im Anhang wird unter Nummer VI „Basmas“ Folgendes hinzugefügt: 

„Djebel 

Nevrokop 

Dupnitsa 

Melnik 

Ustina 

Harmanli 

Krumovgrad 

Iztochen Balkan 

Topolovgrad 

Svilengrad 

Srednogorska yaka“ 

c) Im Anhang wird unter Nummer VIII „Klassischer Kaba Koulak“ Folgendes hinzuge- 
fügt: 

„Severna Bulgaria 
Tekne“. 

4. 31 996 R 2201 Verordnung (EG) Nr. 2201/96 des Rates vom 28. Oktober 1996 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 
(ABI. L 297 vom 21 . 1 1 . 1 996, S. 29), geändert durch: 

- 31 997 R 21 99: Verordnung (EG) Nr. 21 99/97 des Rates vom 30. 1 0. 1 997 (ABI. L 303 
vom 6. 11. 1997, S. 1) 

- 31 999 R 2701: Verordnung (EG) Nr. 2701/1999 des Rates vom 14.12. 1999 (ABI. 
L327vom 21.12. 1999, S. 5) 

- 32000 R 2699: Verordnung (EG) Nr.2699/2000 des Rates vom 4.12. 2000 (ABI. 
L31 1 vom 12.12.2000, S.9) 
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- 32001 R 1 239: Verordnung (EG) Nr. 1239/2001 des Rates vom 19.6. 2001 (ABI. 
LI 71 vom 26.6.2001, S. 1) 

- 32002 R 0453: Verordnung (EG) Nr. 453/2002 der Kommission vom 13.3.2002 (ABI. 
L 72 vom 14.3.2002, S.9) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33) 

- 32 004 R 0386: Verordnung (EG) Nr. 386/2004 der Kommission vom 1.3. 2004 (ABI. 
L 64 vom 2. 3. 2004, S.25) 

Anhang III erhält folgende Fassung: 


„Anhang III 

Verarbeitungsschwellen nach Artikel 5 
Eigengewicht frischer Ausgangserzeugnisse 


(in Tonnen) 



Tomaten/ 

Paradeiser 

Pfirsiche 

Birnen 

Gemeinschaftsschwellen 

8 860 061 

560428 

105659 

Nationale Schwellen 

Bulgarien 

156343 

17843 

n. r. 

Tschechische 

Republik 

12 000 

1 287 

ii 

Griechenland 

1 211 241 

300 000 

5155 

Spanien 

1 238606 

180 794 

35199 

Frankreich 

401 608 

15 685 

17703 

Italien 

4350 000 

42 309 

45708 

Zypern 

7 944 

6 

n. r. 

Lettland 

n. r. 

n. r. 

n. r. 

Ungarn 

130 790 

1 616 

1 031 

Malta 

27000 

n. r. 

n. r. 

Niederlande 

n. r. 

n. r. 

243 

Österreich 

n. r. 

n. r. 

9 

Polen 

194639 

n. r. 

n. r. 

Portugal 

1 050000 

218 

600 

Rumänien 

50390 

523 

n. r. 

Slowakei 

29500 

147 

n. r. 


n. r. = nicht relevant 


5. 31 998 R 2848: Verordnung (EG) Nr. 2848/98 der Kommission vom 22. Dezember 1998 
mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 hinsichtlich der 
Prämienregelung, der Produktionsquoten und der Sonderbeihilfe für Erzeugergemein- 
schaften im Rohtabaksektor (ABI. L358 vom 31 . 12. 1998, S. 17), geändert durch: 

- 31 999 R510: Verordnung (EG) Nr. 510/1999 der Kommission vom 8.3. 1999 (ABI. 
L 60 vom 9. 3. 1999, S.54) 

- 31 999 R0731 : Verordnung (EG) Nr. 731/1999 der Kommission vom 7.4. 1999 (ABI. 
L 93 vom 8. 4. 1999, S.20) 
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- 31 999 R1373: Verordnung (EG) Nr. 1373/1999 der Kommission vom 25.6. 1999 
(ABI. L 1 62 vom 26. 6. 1 999, S. 47) 

- 31 999 R 21 62: Verordnung (EG) Nr. 2162/1999 der Kommission vom 12.10. 1999 
(ABI. L 265 vom 1 3. 1 0. 1 999, S. 1 3) 

- 31 999 R 2637: Verordnung (EG) Nr. 2637/1999 der Kommission vom 14.12. 1999 
(ABI. L 323 vom 1 5. 1 2. 1 999, S. 8) 

- 32 000 R 0531 Verordnung (EG) Nr. 531/2000 der Kommission vom 10. 3.2000 (ABI. 
L64 vom 11.3.2000, S.13) 

- 32 000 R 0909: Verordnung (EG) Nr. 909/2000 der Kommission vom 2. 5. 2000 (ABI. 
L 1 05 vom 3. 5. 2000, S. 18) 

- 32 000 R 1249: Verordnung (EG) Nr. 1249/2000 der Kommission vom 15.6. 2000 
(ABI. L 1 42 vom 1 6. 6. 2000, S. 3) 

- 32 001 R 0385: Verordnung (EG) Nr. 385/2001 der Kommission vom 26. 2. 2001 (ABI. 
L57 vom 27.2.2001, S. 18) 

- 32001 R 1441 : Verordnung (EG) Nr. 1 441/2001 der Kommission vom 16.7. 2001 
(ABI. L 1 93 vom 1 7. 7. 2001 , S. 5) 

- 32 002 R 0486: Verordnung (EG) Nr. 486/2002 der Kommission vom 18.3. 2002 (ABI. 
L76 vom 19.3.2002, S.9) 

- 32 002 RI 005: Verordnung (EG) Nr. 1005/2002 der Kommission vom 12.6. 2002 
(ABI. L 1 53 vom 1 3. 6. 2002, S. 3) 

- 32 002 RI 501: Verordnung (EG) Nr. 1501/2002 der Kommission vom 22.8. 2002 
(ABI. L 227 vom 23. 8. 2002, S. 1 6) 

- 32 002 R 1983: Verordnung (EG) Nr. 1983/2002 der Kommission vom 7.11. 2002 
(ABI. L 306 vom 8.11. 2002, S. 8) 

- 32 004 R 1809: Verordnung (EG) Nr. 1809/2004 der Kommission vom 18.10. 2004 
(ABI. L 31 8 vom 1 9. 1 0. 2004, S. 1 8) 

Anhang I erhält folgende Fassung: 


„Anhang I 

Prozentsätze der Garantieschwelle nach Mitgliedstaaten oder 
besonderen Gebieten für die Anerkennung der Erzeugergemeinschaften 


Mitgliedstaat oder besonderes Gebiet der 
Niederlassung der Erzeugergemeinschaft 

Prozentsatz 

Deutschland, Spanien (außer Kastilien-Leon, Navarra und 
Gebiet Campezo im Baskenland), Frankreich (außer Nord- 
Pas-de-Calais und Picardie), Italien, Portugal (außer Auto- 
nome Region Azoren), Belgien, Österreich, Rumänien 

2% 

Griechenland (außer Epirus), Autonome Region Azoren 
(Portugal), Nord-Pas-de-Calais und Picardie (Frankreich), 
Bulgarien (ausgenommen die Gemeinden Banite, Slato- 
grad, Madan und Dospat im Gebiet Dschebel sowie die 
Gemeinden Weliki Preslaw, Warbitza, Schumen, Smiadowo, 
Warna, Dalgopol, General Toschewo, Dobritsch, Kawarna, 
Kruschari, Schabla und Antonowo im Gebiet Nordbulgarien) 

1% 

Kastilien-Leön (Spanien), Navarra (Spanien), Gebiet Cam- 
pezo im Baskenland (Spanien), Epirus (Griechenland), die 
Gemeinden Banite, Slatograd, Madan und Dospat im 

Gebiet Dschebel sowie die Gemeinden Weliki Preslaw, 
Warbitza, Schumen, Smiadowo, Warna, Dalgopol, General 
Toschewo, Dobritsch, Kawarna, Kruschari, Schabla und 
Antonowo im Gebiet Nordbulgarien (Bulgarien) 

0,3% 


6. 31 999 R 1 493: Verordnung (EG) Nr. 1 493/1 999 des Rates vom 1 7. Mai 1 999 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Wein (ABI. LI 79 vom 14.7. 1999, S. 1), geändert 
durch: 

- 32 000 R 1622: Verordnung (EG) Nr. 1622/2000 der Kommission vom 24.7. 2000 
(ABI. LI 94 vom 31.7.2000, S. 1) 
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- 32 000 R2826: Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 des Rates vom 19. 12. 2000 (ABI. 
L328 vom 23.12.2000, S.2) 

- 32 001 R 2585: Verordnung (EG) Nr. 2585/2001 des Rates vom 19.12.2001 (ABI. 
L345 vom 29. 12. 2001, S. 10) 

- 32 003 R 0806: Verordnung (EG) Nr. 806/2003 des Rates vom 1 4. 4. 2003 (ABI. L 1 22 
vom 16.5. 2003, S.1) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33) 

- 32 003 RI 795: Verordnung (EG) Nr. 1795/2003 der Kommission vom 13.10. 2003 
(ABI. L262 vom 14. 10. 2003, S. 13) 

a) Artikel 6 wird wie folgt ergänzt: 

„(5) Bulgarien und Rumänien erhalten mit dem Tag des Beitritts neu geschaffene 
Pflanzungsrechte für die Erzeugung von Qualitätsweinen b. A. in Höhe von 1 ,5% der 
Gesamtrebfläche, d. h. 2302,5 Hektar im Falle Bulgariens und 2830,5 Hektar im Falle 
Rumäniens. Diese Rechte werden einer nationalen Reserve zugeführt, für die 
Artikel 5 gilt.“ 

b) In Anhang III (Weinbauzonen) wird Nummer 2 wie folgt ergänzt: 

,,g) in Rumänien: das Gebiet von Podi§ul Transilvaniei“ 

c) In Anhang III (Weinbauzonen) erhält der letzte Satz von Nummer 3 folgende Fas- 
sung: 

,,d) in der Slowakei die Tokaj-Region. 

e) in Rumänien die nicht unter Nummer 2 Buchstabe g oder Nummer 5 Buchstabe 
f fallenden Rebflächen.“ 

d) In Anhang III (Weinbauzonen) wird Nummer 5 wie folgt ergänzt: 

,,e) In Bulgarien die Rebflächen in folgenden Regionen: Dunawska Rawnina 
(flyHaBCKa paBHMHa), Tschernomorski Rajon (HepHOMopcKM paüoH), Rosowa 
Dolina (Po 30 Ba nonnHa) 

f) In Rumänien die Rebflächen in folgenden Regionen: Dealurile Bäuzului, Dealu 
Mare, Severinului und Plaiurile Dräncei, Colinele Dobrogei Terasele Dunärii, die 
Weinregion im Süden des Landes einschließlich Sandböden und andere gün- 
stige Regionen“ 

e) In Anhang III (Weinbauzonen) wird Nummer 6 wie folgt ergänzt: 

„Die Weinbauzone CIN a umfasst in Bulgarien die nicht unter Nummer 5 Buchsta- 
be e fallenden Rebflächen.“ 

f) Anhang V Teil D Nummer 3 wird wie folgt ergänzt: 

„und in Rumänien“. 

7. 32000 R 1673: Verordnung (EG) Nr. 1673/2000 des Rates vom 27. Juli 2000 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Faserflachs und -hanf (ABI. L193 vom 29.7. 2000, 
S. 16), geändert durch: 

- 32 002 R 0651 : Verordnung (EG) Nr. 651 /2002 der Kommission vom 1 6. 4. 2002 (ABI. 
LI 01 vom 17.4.2002, S.3) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33) 

- 32 003 RI 782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29.9. 2003 (ABI. 
L270 vom 21. 10. 2003, S.1) 

- 32 004 R 0393: Verordnung (EG) Nr. 393/2004 des Rates vom 24.2. 2004 (ABI. L65 
vom 3.3.2004, S.4) 

a) Artikel 3 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für lange Flachsfasern wird eine garantierte Höchstmenge von 80878 Ton- 
nen je Wirtschaftsjahr festgesetzt und in Form garantierter einzelstaatlicher Mengen 
auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. Diese Menge wird wie folgt aufgeteilt: 

- 13 800 Tonnen für Belgien, 

- 13 Tonnen für Bulgarien, 
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- 1 923 Tonnen für die Tschechische Republik, 

- 300 Tonnen für Deutschland, 

- 30 Tonnen für Estland, 

- 50 Tonnen für Spanien, 

- 55800 Tonnen für Frankreich, 

- 360 Tonnen für Lettland, 

- 2 263 Tonnen für Litauen, 

- 4 800 Tonnen für die Niederlande, 

- 1 50 Tonnen für Österreich, 

- 924 Tonnen für Polen, 

- 50 Tonnen für Portugal, 

- 42 Tonnen für Rumänien, 

- 73 Tonnen für die Slowakei, 

- 200 Tonnen für Finnland, 

- 50 Tonnen für Schweden, 

- 50 Tonnen für das Vereinigte Königreich.“ 

b) In Artikel 3 Absatz 2 erhalten der einleitende Absatz und Buchstabe a folgende Fas- 
sung: 

„(2) Für kurze Flachsfasern und Flanffasern, für die die Beihilfe gewährt werden 
kann, wird eine garantierte Flöchstmenge von 147265 Tonnen je Wirtschaftsjahr 
festgesetzt. Diese Menge wird wie folgt aufgeteilt: 

a) in Form garantierter einzelstaatlicher Mengen auf die folgenden Mitgliedstaaten: 

- 10 350 Tonnen für Belgien, 

- 48 Tonnen für Bulgarien, 

- 2 866 Tonnen für die Tschechische Republik, 

- 12 800 Tonnen für Deutschland, 

- 42 Tonnen für Estland, 

- 20 000 Tonnen für Spanien, 

- 61 350 Tonnen für Frankreich, 

- 1313 Tonnen für Lettland, 

- 3 463 Tonnen für Litauen, 

- 2 061 Tonnen für Ungarn, 

- 5550 Tonnen für die Niederlande, 

- 2 500 Tonnen für Österreich, 

- 462 Tonnen für Polen, 

- 1 750 Tonnen für Portugal, 

- 921 Tonnen für Rumänien, 

- 189 Tonnen für die Slowakei, 

- 2 250 Tonnen für Finnland, 

- 2 250 Tonnen für Schweden, 

- 12100 Tonnen für das Vereinigte Königreich. 

Die für Ungarn festgelegte garantierte einzelstaatliche Menge bezieht sich aus- 
schließlich auf Hanffasern.“ 

8. 32 003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit 
gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik 
und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und 
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 201 9/93, (EG) Nr. 1452/2001 , (EG) Nr. 1453/ 
2001, (EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) Nr. 1254/1999, 
(EG) Nr. 1 673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001 (ABI. L 270 vom 21 . 1 0. 
2003, S. 1), geändert durch: 

- 32 004 R 0021 : Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates vom 17.12. 2003 (ABI. L5 
vom 9. 1 . 2004, S. 8) 

- 32 004 R 0583: Verordnung (EG) Nr. 583/2004 des Rates vom 22.3. 2004 (ABI. L91 
vom 30.3.2004, S. 1) 

- 32 004 D 0281 : Entscheidung 2004/281 /EG des Rates vom 22.3. 2004 (ABI. L93 
vom 30.3.2004, S. 1) 

- 32 004 R 0864: Verordnung (EG) Nr. 864/2004 des Rates vom 29. 4. 2004 (ABI. L 1 61 
vom 30.4. 2004, S.48) 

a) Artikel 2 Buchstabe g erhält folgende Fassung: 

,,g) „neue Mitgliedstaaten“ Bulgarien, die Tschechische Republik, Estland, Zypern, 
Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Rumänien, Slowenien und die Slowakei.“ 

b) In Artikel 5 Absatz 2 wird am Ende des Unterabsatzes 1 Folgendes angefügt: 
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„Bulgarien und Rumänien stellen hiervon abweichend sicher, dass Flächen als Dau- 
ergrünland erhalten bleiben, die zum 1 . Januar 2007 als Dauergrünland genutzt wur- 
den.“ 

c) In Artikel 54 Absatz 2 wird am Ende des Unterabsatzes 1 Folgendes angefügt: 

„Im Falle Bulgariens und Rumäniens ist der Termin für die Anträge auf Flächenzah- 
lungen der 30. Juni 2005.“ 

d) Artikel 71 g wird wie folgt ergänzt: 

„(9) Im Falle Bulgariens und Rumäniens 

a) umfasst der Dreijahreszeitraum nach Absatz 2 die Jahre 2002 bis 2004; 

b) gilt als Referenzjahr nach Absatz 3 Buchstabe a das Jahr 2004; 

c) sind die Bezugnahme in Absatz 4 Unterabsatz 1 auf 2004 und/oder 2005 als Be- 
zugnahme auf 2005 und/oder 2006 und die Bezugnahmen auf 2004 als Bezug- 
nahmen auf 2005 zu verstehen.“ 


e) Artikel 71 h wird wie folgt ergänzt: 

„Im Falle von Bulgarien und Rumänien ist die Bezugnahme auf den 30. Juni 2003 je- 
doch als Bezugnahme auf den 30. Juni 2005 zu verstehen.“ 

f ) Artikel 74 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


„(1 ) Die Beihilfe wird in den traditionellen Anbaugebieten nach Anhang X im Rah- 
men nationaler Grundflächen gewährt. 


Die Grundflächen betragen: 


Bulgarien 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Italien 

Zypern 

Ungarn 

Österreich 

Portugal 


21 800 ha 
617000 ha 
594 000 ha 
208 000 ha 
1 646 000 ha 
6183 ha 
2500 ha 
7000 ha 
118 000 ha“ 


g) Artikel 78 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


„(1 ) Die Beihilfe wird im Rahmen einer Garantiehöchstfläche von 1 648 000 Hektar 
gewährt.“ 


h) Artikel 80 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 


„(2) Die Beihilfe wird nach den Erträgen in den betreffenden Mitgliedstaaten wie 
folgt festgesetzt: 



Wirtschaftsjahr 
2004/2005 und bei 
Anwendung des 
Artikels 71 (EUR/ha) 

Wirtschaftsjahr 
2005/2006 und 
folgende Jahre 
(EUR/ha) 

Bulgarien 

- 

345,225 

Griechenland 

1 323,96 

561,00 

Spanien 

1 123,95 

476,25 

Frankreich: 



- Mutterland 

971,73 

411,75 

- Französisch-Guayana 

1 329,27 

563,25 

Italien 

1 069,08 

453,00 

Ungarn 

548,70 

232,50 

Portugal 

1 070,85 

453,75 

Rumänien 

- 

126,075 


i) Artikel 81 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 81 
Beihilfeflächen 

Für jeden Erzeugermitgliedstaat wird eine nationale Grundfläche festgesetzt. Für 
Frankreich werden jedoch zwei Grundflächen festgesetzt. Die Grundflächen sind fol- 
gende: 


Bulgarien 

Griechenland 


4166 ha 
20333 ha 
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Spanien 

104973 ha 

Frankreich: 


- Mutterland 

19 050 ha 

- Französisch-Guayana 

4190 ha 

Italien 

219 588 ha 

Ungarn 

3 222 ha 

Portugal 

24667 ha 

Rumänien 

500 ha 


Jeder Mitgliedstaat kann seine Grundfläche bzw. Grundflächen nach objektiven Kri- 
terien in Teilgrundflächen unterteilen.“ 

j) Artikel 84 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 84 
Beihilfeflächen 

(1) Ein Mitgliedstaat gewährt die Gemeinschaftsbeihilfe bis zu einer Flöchst- 
grenze, die sich durch Multiplikation der Flektarzahl seiner nationalen Garantiefläche 
nach Absatz 3 mit dem Durchschnittsbeihilfebetrag von 120,75 EUR errechnet. 

(2) Es wird eine Garantiehöchstfläche von 829 229 Flektar festgelegt. 

(3) Die Garantiehöchstfläche nach Absatz 2 unterteilt sich in folgende nationale 
Garantieflächen: 


Nationale Garantiefläche 

Belgien 

100 ha 

Bulgarien 

1 1 984 ha 

Deutschland 

1 500 ha 

Griechenland 

41 100 ha 

Spanien 

568200 ha 

Frankreich 

17300 ha 

Italien 

130100 ha 

Zypern 

5100 ha 

Luxemburg 

100 ha 

Ungarn 

2900 ha 

Niederlande 

100 ha 

Österreich 

100 ha 

Polen 

4200 ha 

Portugal 

41 300 ha 

Rumänien 

1 645 ha 

Slowenien 

300 ha 

Slowakei 

3100 ha 

Vereinigtes Königreich 

100 ha 


(4) Ein Mitgliedstaat kann seine nationale Garantiefläche nach objektiven Krite- 
rien, insbesondere nach Regionen oder Erzeugnissen, in Teilflächen unterteilen.“ 

k) In Artikel 95 Absatz 4 werden folgende Unterabsätze hinzugefügt: 

„Im Falle Bulgariens und Rumäniens werden die Gesamtmengen nach Unterab- 
satz 1 in Tabelle f des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 des Rates fest- 
gesetzt und nach Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1788/ 
2003 des Rates überprüft. 

Im Falle Bulgariens und Rumäniens gilt als Zwölfmonatszeitraum nach Unterab- 
satz 1 der Zeitraum 2006/2007.“ 

l) In Artikel 1 03 wird Absatz 2 wie folgt ergänzt: 

„Im Falle Bulgariens und Rumäniens ist jedoch Voraussetzung für die Anwendung 
dieses Absatzes, dass die Regelung für die einheitliche Flächenzahlung im Jahre 
2007 angewandt wird und entschieden wurde, Artikel 66 anzuwenden.“ 

m) Artikel 105 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die mit Flartweizen bestellten Flächen in den in Anhang X aufgeführten 
traditionellen Anbaugebieten wird auf die Flächenzahlung ein Zuschlag gewährt von 

- 291 EUR/ha im Wirtschaftsjahr 2005/2006 und von 

- 285 EUR/ha ab dem Wirtschaftsjahr 2006/2007; 

dabei sind folgende Flöchstgrenzen einzuhalten: 
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(in Hektar) 


Bulgarien 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Italien 

Zypern 

Ungarn 

Österreich 

Portugal 


n) In Artikel 108 wird Absatz 2 wie folgt ergänzt: 

„Für Bulgarien und Rumänien können jedoch keine Anträge auf Zahlungen für Flä- 
chen gestellt werden, die am 30. Juni 2005 als Dauergrünland, Dauerkulturen oder 
Wälder genutzt wurden oder nichtlandwirtschaftlichen Zwecken dienten.“ 

o) Artikel 110c Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für folgende Länder wird eine nationale Grundfläche festgesetzt: 

- Bulgarien: 10 237 ha 

- Griechenland: 370 000 ha 

- Spanien: 70 000 ha 

- Portugal: 360 ha.“ 

p) Artikel 110c Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Beihilfe je Hektar beihilfefähige Fläche wird wie folgt festgesetzt: 

- Bulgarien: 263 EUR 

- Griechenland: 594 EUR für 300000 Hektar und 342,85 EUR für die verbleiben- 
den 70 000 Hektar 

- Spanien: 1 039 EUR 

- Portugal: 556 EUR.“ 

q) Artikel 1 1 6 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die folgenden Obergrenzen finden Anwendung: 


Mitgliedstaat 

Ansprüche (x 1 000) 

Belgien 

70 

Bulgarien 

2 058,483 

Tschechische Republik 

66,733 

Dänemark 

104 

Deutschland 

2432 

Estland 

48 

Griechenland 

11 023 

Spanien 

19 580 

Frankreich 

7842 

Irland 

4956 

Italien 

9 575 

Zypern 

472,401 

Lettland 

18,437 

Litauen 

17,304 

Luxemburg 

4 

Ungarn 

1 146 

Malta 

8,485 

Niederlande 

930 

Österreich 

206 

Polen 

335,88 

Portugal 

2 690 

Rumänien 

5 880,620 

Slowenien 

84,909 

Slowakei 

305,756 

Finnland 

80 

Schweden 

80 

Vereinigtes Königreich 

19492 

Insgesamt 

89 607,008 


21 800 
617000 
594 000 
208 000 
1 646000 
6183 
2 500 
7000 
118000 
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r) Artikel 123 Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Die folgenden regionalen Obergrenzen finden Anwendung: 


Belgien 

235149 

Bulgarien 

90343 

Tschechische Republik 

244349 

Dänemark 

277110 

Deutschland 

1 782 700 

Estland 

18800 

Griechenland 

143134 

Spanien 

713999*) 

Frankreich 

1 754 732**) 

Irland 

1 077458 

Italien 

598 746 

Zypern 

12 000 

Lettland 

70200 

Litauen 

150 000 

Luxemburg 

18962 

Ungarn 

94 620 

Malta 

3201 

Niederlande 

157932 

Österreich 

373400 

Polen 

926 000 

Portugal 

175 075***) 

Rumänien 

452 000 

Slowenien 

92276 

Slowakei 

78348 

Finnland 

250 000 

Schweden 

250 000 

Vereinigtes Königreich 

1 419811****; 


*) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1454/2001 . 

**) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1452/2001 . 

***) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1453/2001 . 

****) Diese Obergrenze wird vorübergehend um 100 000 auf 1 519 811 angehoben, bis le- 
bende Tiere unter sechs Monaten ausgeführt werden dürfen.“ 

s) Artikel 126 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 


„(5) Die folgenden nationalen Obergrenzen finden Anwendung: 


Belgien 

394 253 

Bulgarien 

16019 

Tschechische Republik 

90 300 

Dänemark 

112932 

Deutschland 

639 535 

Estland 

13416 

Griechenland 

138 005 

Spanien*) 

1 441 539 

Frankreich**) 

3 779 866 

Irland 

1 102 620 

Italien 

621 611 

Zypern 

500 

Lettland 

19 368 

Litauen 

47232 

Luxemburg 

18 537 

Ungarn 

117000 

Malta 

454 

Niederlande 

63 236 

Österreich 

375 000 

Polen 

325 581 

Portugal***) 

41 6 539 

Rumänien 

150 000 

Slowenien 

86 384 

Slowakei 

28 080 

Finnland 

55 000 

Schweden 

155 000 

Vereinigtes Königreich 

1 699 511 


*) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1 454/2001 . 
**) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1 452/2001 . 
***) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1 453/2001 .“ 
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t) Artikel 130 Absatz 3 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Für die neuen Mitgliedstaaten gelten die in der folgenden Tabelle angegebenen na- 
tionalen Obergrenzen: 



Für Bullen, Ochsen, 
Kühe und Färsen 

Für Kälber im Alter von 
mehr als einem und weniger 
als 8 Monaten mit einem 
Schlachtkörpergewicht 
von bis zu 185 kg 

Bulgarien 

22191 

101 542 

Tschechische Republik 

483382 

27380 

Estland 

107813 

30000 

Zypern 

21 000 

- 

Lettland 

124320 

53280 

Litauen 

367484 

244 200 

Ungarn 

141 559 

94439 

Malta 

6 002 

17 

Polen 

1 815430 

839518 

Rumänien 

1 148 000 

85000 

Slowenien 

161 137 

35852 

Slowakei 

204 062 

62841 


u) In Artikel 143a wird folgender Absatz angefügt: 

„In Bulgarien und Rumänien werden die Direktzahlungen jedoch nach folgendem 
Schema eingeführt, in dem die Steigerungsstufen als Prozentsatz der Flöhe derarti- 
ger Zahlungen in der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung am 30. April 2004 
ausgedrückt wurden: 

- 25% im Jahr 2007, 

- 30% im Jahr 2008, 

- 35% im Jahr 2009, 

- 40% im Jahr 2010, 

- 50% im Jahr 2011, 

- 60% im Jahr 2012, 

- 70% im Jahr 2013, 

- 80% im Jahr 2014, 

- 90% im Jahr 2015, 

- ab 2016: 100%.“ 


v) In Artikel 143b Absatz 4 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Die landwirtschaftliche Fläche Bulgariens und Rumäniens im Sinne der Regelung 
für die einheitliche Flächenzahlung ist jedoch der Teil der landwirtschaftlich genutz- 
ten Fläche, der sich, gleichgültig, ob tatsächlich genutzt oder nicht, in gutem land- 
wirtschaftlichem Zustand befindet und gegebenenfalls nach den von Bulgarien oder 
Rumänien nach Genehmigung durch die Kommission festgelegten objektiven Krite- 
rien angepasst wurde.“ 


w) Artikel 143b Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) Jeder neue Mitgliedstaat kann die Regelung für die einheitliche Flächenzah- 
lung bis Ende 2006 in Anspruch nehmen; auf Antrag eines neuen Mitgliedstaats 
kann dieser Zeitraum zweimal um ein Jahr verlängert werden. Bulgarien und Rumä- 
nien können jedoch die Regelung für die einheitliche Flächenzahlung bis Ende 2009 
in Anspruch nehmen; auf ihren Antrag hin kann dieser Zeitraum zweimal um ein Jahr 
verlängert werden. Vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes 1 1 kann jeder 
neue Mitgliedstaat beschließen, die Anwendung der Regelung am Ende des ersten 
oder des zweiten Jahres ihres Anwendungszeitraums zu beenden, um die Betriebs- 
prämienregelung anzuwenden. Die neuen Mitgliedstaaten setzen die Kommission 
bis zum 1 .August des letzten Anwendungsjahres von ihrer Absicht in Kenntnis, die 
Anwendung der Regelung zu beenden.“ 
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x) In Artikel 143b Absatz 1 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„In Bulgarien und Rumänien wird bis zum Ende des fünfjährigen Anwendungszeit- 
raums der Regelung für die einheitliche Flächenzahlung (d.h. 2011) der in Arti- 
kel 143a Absatz 2 festgelegte Prozentsatz angewandt. Wird die Regelung für die 
einheitliche Flächenzahlung aufgrund eines Beschlusses gemäß Buchstabe b über 
dieses Datum hinaus verlängert, so gilt der in Artikel 143a Absatz 2 für das Jahr 
201 1 festgelegte Prozentsatz bis zum Ende des letzten Jahres der Anwendung der 
Regelung für die einheitliche Flächenzahlung.“ 

y) Artikel 143c Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Vorbehaltlich der Genehmigung durch die Kommission haben die neuen Mit- 
gliedstaaten die Möglichkeit, die Direktzahlungen wie folgt aufzustocken: 

a) für alle Direktzahlungen: bis auf 55% des Niveaus der in der Gemeinschaft in ih- 
rer Zusammensetzung am 30. April 2004 gewährten Direktzahlungen im Jahr 
2004, 60% im Jahr 2005 und 65% im Jahr 2006 und ab 2007 um bis zu 
30 Prozentpunkte über das in Artikel 143a für das betreffende Jahr festgelegte 
Niveau hinaus. Für Bulgarien und Rumänien gilt Folgendes: bis auf 55% des Ni- 
veaus der in der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung am 30. April 2004 ge- 
währten Direktzahlungen im Jahr 2007, 60% im Jahr 2008 und 65% im Jahr 2009 
und ab 2010 um bis zu 30 Prozentpunkte über das in Artikel 143a Absatz 2 für 
das betreffende Jahr festgelegte Niveau hinaus. Die Tschechische Republik kann 
jedoch die Direktzahlungen für Kartoffelstärke auf bis zu 100% des in der Ge- 
meinschaft in ihrer Zusammensetzung am 30. April 2004 geltenden Niveaus auf- 
stocken. Für die in Titel IV Kapitel 7 dieser Verordnung genannten Direktzahlun- 
gen gelten die folgenden Plöchsätze: 85% im Jahr 2004, 90% im Jahr 2005, 95% 
im Jahr 2006 und ab 2007 1 00%. Für Bulgarien und Rumänien gelten die folgen- 
den Plöchstsätze: 85% im Jahr 2007, 90% im Jahr 2008, 95% im Jahr 2009 und 
ab 2010 100% 

oder 

b) i) für andere Direktzahlungen als die Betriebsprämienregelung: bis zur Gesamt- 

höhe der Direktbeihilfe, auf die der Betriebsinhaber in dem neuen Mitglied- 
staat im Kalenderjahr 2003 für die einzelnen Erzeugnisse im Rahmen einer 
mit der GAP vergleichbaren nationalen Regelung Anspruch gehabt hätte, er- 
höht um 10 Prozentpunke. Für Litauen ist das Bezugsjahr jedoch das Kalen- 
derjahr 2002. Für Bulgarien und Rumänien ist das Bezugsjahr das Kalender- 
jahr 2006. Bei Slowenien beläuft sich der Zuschlag 2004 auf 10 Prozent- 
punkte, 2005 auf 15 Prozentpunkte, 2006 auf 20 Prozentpunkte und ab 2007 
auf 25 Prozentpunkte; 

ii) in Bezug auf die Betriebsprämienregelung wird der Gesamtbetrag der ergän- 
zenden staatlichen Direktbeihilfen, der von einem neuen Mitgliedstaat in ei- 
nem Jahr gewährt werden darf, durch einen besonderen Finanzrahmen be- 
grenzt. Dieser Rahmen entspricht der Differenz zwischen 

- dem Gesamtbetrag der Direktbeihilfen im Rahmen von der GAP vergleich- 
baren nationalen Regelungen, der in dem betreffenden neuen Mitglied- 
staat für das Kalenderjahr 2003 - bzw. im Falle Litauens für das Kalender- 
jahr 2002 - zur Verfügung gestanden hätte, jeweils erhöht um 1 0 Prozent- 
punkte. Für Bulgarien und Rumänien ist das Bezugsjahr jedoch das Kalen- 
derjahr 2006. Bei Slowenien beläuft sich der Zuschlag 2004 auf 10 Pro- 
zentpunkte, 2005 auf 15 Prozentpunkte, 2006 auf 20 Prozentpunkte und 
ab 2007 auf 25 Prozentpunkte 

und 

- der in Anhang Villa aufgeführten nationalen Obergrenze des betreffenden 
neuen Mitgliedstaats, gegebenenfalls gemäß Artikel 64 Absatz 2 und 
Artikel 70 Absatz 2 angepasst. 

Bei der Berechnung des im ersten Gedankenstrich genannten Gesamtbetrags wer- 
den die staatlichen Direktzahlungen und/oder deren Komponenten mitgerechnet, die 
den gemeinschaftlichen Direktzahlungen und/oder deren Komponenten entspre- 
chen, die bei der Berechnung der effektiven Obergrenze des betreffenden neuen Mit- 
gliedstaats gemäß Artikel 64 Absatz 2, Artikel 70 Absatz 2 und Artikel 71 c berück- 
sichtigt wurden. 

Für jede betroffene Direktzahlung kann sich ein neuer Mitgliedstaat für die Anwen- 
dung der Option a oder b entscheiden. 

Der Gesamtbetrag der Direktbeihilfe, die dem Betriebsinhaber in dem neuen Mit- 
gliedstaat nach dem Beitritt in dem neuen Mitgliedstaat im Rahmen der einschlägi- 
gen Direktzahlungen einschließlich aller ergänzenden staatlichen Direktzahlungen 
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gewährt werden kann, darf nicht die Höhe der Direktbeihilfe überschreiten, auf die er 
im Rahmen der für die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung 
am 30. April 2004 geltenden entprechenden Direktzahlung Anspruch hätte.“ 

z) Artikel 154a Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen können in einem Zeitraum getroffen 
werden, der am I.Mai 2004 beginnt und am 30. Juni 2009 abläuft, wobei ihre An- 
wendbarkeit auf diesen Zeitraum begrenzt ist. Für Bulgarien und Rumänien beginnt 
der Zeitraum jedoch am 1 . Januar 2007 und läuft am 31 . Dezember 201 1 ab. Auf Vor- 
schlag der Kommission kann der Rat diese Zeiträume mit qualifizierter Mehrheit ver- 
längern.“ 

aa) In Anhang III werden die folgenden Fußnoten hinzugefügt: 

Zum Titel von Abschnitt A: 

„*) Für Bulgarien und Rumänien sollte die Bezugnahme auf das Jahr 2005 als Be- 
zugnahme auf das erste Jahr der Anwendung der Betriebsprämienregelung ver- 
standen werden.“ 

Zum Titel von Abschnitt B: 

„*) Für Bulgarien und Rumänien sollte die Bezugnahme auf das Jahr 2006 als Be- 
zugnahme auf das zweite Jahr der Anwendung der Betriebsprämienregelung 
verstanden werden.“ 

Zum Titel von Abschnitt C: 

„*) Für Bulgarien und Rumänien sollte die Bezugnahme auf das Jahr 2007 als Be- 
zugnahme auf das dritte Jahr der Anwendung der Betriebsprämienregelung ver- 
standen werden.“ 

ab) Anhang Villa erhält folgende Fassung: 


„Anhang Villa 

Nationale Obergrenzen gemäß Artikel 71c 


Die Obergrenzen wurden entsprechend dem Steigerungsstufenschema gemäß Arti- 
kel 143a berechnet und bedürfen daher keiner Kürzung. 


(in Mio. EUR) 

Kalenderjahr 
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1 
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2005 

- 

228,8 

23,4 

8,9 

33,9 

92,0 

350,8 

0,67 

724,6 

- 

35,8 

97,7 

2006 

- 

266,7 

27,3 

12,5 

39,6 

107,3 

420,2 

0,83 

881,7 

- 

41,9 

115,4 

2007 

200,3 

343,6 

40,4 

16,3 

55,6 

146,9 

508,3 

1,64 

1 140,8 

440,0 

56,1 

146,6 

2008 

240,4 

429,2 

50,5 

20,4 

69,5 

183,6 

634,9 

2,05 

1 425,9 

527,9 

70,1 

183,2 

2009 

281,0 

514,9 

60,5 

24,5 

83,4 

220,3 

761,6 

2,46 

1 711,0 

618,1 

84,1 

219,7 

2010 

321,2 

600,5 

70,6 

28,6 

97,3 

257,0 

888,2 

2,87 

1 996,1 

706,4 

98,1 

256,2 

2011 

401,4 

686,2 

80,7 

32,7 

111,2 

293,7 

1 014,9 

3,28 

2281,1 

883,0 

112,1 

292,8 

2012 

481,7 

771,8 

90,8 

36,8 

125,1 

330,4 

1 141,5 

3,69 

2566,2 1 059,6 

126,1 

329,3 

2013 

562,0 

857,5 

100,9 

40,9 

139,0 

367,1 

1 268,2 

4,10 

2851,3 1 236,2 

140,2 

365,9 

2014 

642,3 

857,5 

100,9 

40,9 

139,0 

367,1 

268,2 

4,10 

2851,3 1 412,8 

140,2 

365,9 

2015 

722,6 

857,5 

100,9 

40,9 

139,0 

367,1 

1 268,2 

4,10 

2851,3 1 589,4 

140,2 

365,9 

fol- 













gende 













Jahre 

802,9 

857,5 

100,9 

40,9 

139,0 

367,1 

1 268,2 

4,10 

2851,3 1 766,0 

140,2 

365,9 


ac) Anhang X wird Folgendes angefügt: 

„Bulgarien 

Starosagorski 

Haskowski 

Sliwenski 

Jambolski 

Burgaski 

Dobritschki 

Plowdiwski“ 

ad) Anhang XIB erhält folgende Fassung: 
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„Anhang XIB 
Nationale Grundflächen 

für landwirtschaftliche Kulturpflanzen und Referenzerträge 
in den neuen Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 101 und 103 



Grundfläche (Plektar) 

Referenzerträge (t/ha) 

Bulgarien 

2 625258 

2,90 

Tschechische Republik 

2 253 598 

4,20 

Estland 

362827 

2,40 

Zypern 

79004 

2,30 

Lettland 

443580 

2,50 

Litauen 

1 146633 

2,70 

Ungarn 

3487792 

4,73 

Malta 

4 565 

2,02 

Polen 

9454671 

3,00 

Rumänien 

7012 666 

2,65 

Slowenien 

125171 

5,27 

Slowakei 

1 003 453 

4,06 


9. 32 003 RI 788: Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 des Rates vom 29. September 2003 

über die Erhebung einer Abgabe im Milchsektor (ABI. L 270 vom 21.10. 2003, S. 1 23), 

geändert durch: 

- 32 004 D 0281: Beschluss 2004/281/EG des Rates vom 22.3. 2004 (ABI. L93 vom 
30.3.2004, S. 1) 

a) In Artikel 1 Absatz 4 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Für Bulgarien und Rumänien ist eine Sonderreserve für die Umstrukturierung ge- 
mäß Tabelle g des Anhangs I zu bilden. Diese Reserve wird ab 1 . April 2009 in dem 
Maße freigegeben, wie der Eigenverbrauch der Landwirte von Milch und Milcher- 
zeugnissen in jedem dieser Länder seit 2002 zurückgegangen ist. Die Kommission 
trifft nach dem Verfahren des Artikels 23 Absatz 2 auf der Grundlage einer Bewer- 
tung eines Berichts, den Bulgarien und Rumänien der Kommission bis 31 . Dezember 
2008 vorlegen müssen, eine Entscheidung über die Freigabe der Reserve und über 
ihre Aufteilung auf die Quoten für Lieferungen und Direktverkäufe. Dieser Bericht 
muss detaillierte Angaben zu den Ergebnissen und Tendenzen des gegenwärtigen 
Umstrukturierungsprozesses im Milchsektor des jeweiligen Landes enthalten, insbe- 
sondere in Bezug auf die Umstellung von einer Erzeugung für den Eigenverbrauch 
der Landwirte auf eine Erzeugung für den Markt.“ 

b) Artikel 1 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Für Bulgarien, die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, 
Ungarn, Malta, Polen, Rumänien, Slowenien und die Slowakei schließen die natio- 
nalen Referenzmengen alle Kuhmilch bzw. jedes Kuhmilchäquivalent ein, die bzw. 
das an einen Abnehmer geliefert oder direkt an den Verbraucher verkauft werden, 
wie dies in Artikel 5 dieser Verordnung festgelegt ist, und zwar unabhängig davon, 
ob sie im Rahmen einer für diese Länder geltenden Übergangsregelung erzeugt 
bzw. vermarktet worden sind oder nicht.“ 

c) Dem Artikel 1 wird folgender Absatz angefügt: 

„(6) Für Bulgarien und Rumänien gilt, dass die Abgabe ab 1. April 2007 erhoben 
wird.“ 

d) In Artikel 6 Absatz 1 erhalten die Unterabsätze 2 und 3 folgende Fassung: 

„Für Bulgarien, die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Un- 
garn, Malta, Polen, Rumänien, Slowenien und die Slowakei ist die Grundlage der ein- 
zelbetrieblichen Referenzmengen in Tabelle f des Anhangs I angegeben. 

Für Bulgarien, die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Un- 
garn, Malta, Polen, Rumänien, Slowenien und die Slowakei beginnt der Zwölfmo- 
natszeitraum für die Festsetzung der einzelbetrieblichen Referenzmengen wie folgt: 
für Ungarn am 1 . April 2001 , für Malta und Litauen am 1 . April 2002, für die Tsche- 
chische Republik, Zypern, Estland, Lettland und die Slowakei am 1. April 2003, für 
Polen und Slowenien am 1. April 2004 und für Bulgarien und Rumänien am 1. April 
2006.“ 

e) Dem Artikel 6 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Für Bulgarien und Rumänien wird die Aufteilung der Gesamtmenge auf 'Lieferun- 
gen' und 'Direktverkäufe' auf der Grundlage der tatsächlichen Zahlen über Lieferun- 
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gen und Direktverkäufe für 2006 überarbeitet und gegebenenfalls von der Kommis- 
sion gemäß dem Verfahren des Artikels 23 Absatz 2 angepasst.“ 

f) In Artikel 9 Absatz 2 erhält Unterabsatz 2 folgende Fassung: 

„Für Bulgarien, die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Un- 
garn, Polen, Rumänien, Slowenien und die Slowakei entspricht der Referenzfettge- 
halt gemäß Absatz 1 dem Referenzfettgehalt der Mengen, die den Erzeugern an fol- 
genden Zeitpunkten zugeteilt waren: für Ungarn am 31 . März 2002, für Litauen am 
31. März 2003, für die Tschechische Republik, Zypern, Estland, Lettland und die Slo- 
wakei am 31 . März 2004 sowie für Polen und Slowenien am 31 . März 2005 und für 
Bulgarien und Rumänien am 31 . März 2007.“ 

g) Dem Artikel 9 Absatz 5 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Für Rumänien wird der in Anhang II festgesetzte Referenzfettgehalt auf der Grund- 
lage der Zahlen für das volle Jahr 2004 überprüft und gegebenenfalls von der Kom- 
mission gemäß dem Verfahren des Artikels 23 Absatz 2 angepasst.“ 

h) In Anhang I erhalten die Tabellen d, e, f und g folgende Fassung: 

,,d) Zeitraum 2007/2008 


Mitgliedstaat 

Menge in Tonnen 

Belgien 

3 343 535,000 

Bulgarien 

979 000,000 

Tschechische Republik 

2 682143,000 

Dänemark 

4 499 900,000 

Deutschland 

28143464,000 

Estland 

624483,000 

Griechenland 

820 513,000 

Spanien 

6116950,000 

Frankreich 

24478156,000 

Irland 

5 395764,000 

Italien 

10 530 060,000 

Zypern 

145 200,000 

Lettland 

695 395,000 

Litauen 

1 646939,000 

Luxemburg 

271 739,000 

Ungarn 

1 947280,000 

Malta 

48698,000 

Niederlande 

11 185440,000 

Österreich 

2 776 895,000 

Polen 

8 964017,000 

Portugal 

1 939187,000 

Rumänien 

3 057000,000 

Slowenien 

560424,000 

Slowakei 

1 013316,000 

Finnland 

2431 047,324 

Schweden 

3336 030,000 

Vereinigtes Königreich 

14 755 647,000 


Zeiträume 2008/2009 bis 2014/2015 

Mitgliedstaat 

Menge in Tonnen 

Belgien 

3360 087,000 

Bulgarien 

979 000,000 

Tschechische Republik 

2 682143,000 

Dänemark 

4 522176,000 

Deutschland 

28 282 788,000 

Estland 

624483,000 

Griechenland 

820 513,000 

Spanien 

6116950,000 

Frankreich 

24 599 335,000 

Irland 

5 395764,000 

Italien 

10 530 060,000 

Zypern 

145200,000 

Lettland 

695 395,000 
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Mitgliedstaat 

Menge in Tonnen 

Litauen 

1 646939,000 

Luxemburg 

273 084,000 

Ungarn 

1 947280,000 

Malta 

48 698,000 

Niederlande 

11 240814,000 

Österreich 

2 790 642,000 

Polen 

8964 017,000 

Portugal 

1 948550,000 

Rumänien 

3 057 000,000 

Slowenien 

560424,000 

Slowakei 

1 013316,000 

Finnland 

2443 069,324 

Schweden 

3352545,000 

Vereinigtes Königreich 

14 828 597,000 


Referenzmengen für die in Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Lieferun- 
gen und Direktverkäufe 


Referenzmengen 

Referenzmengen 

Mitgliedstaat 

für Lieferungen 

für Direktverkäufe 


in Tonnen 

in Tonnen 

Bulgarien 

722 000 

257000 

Tschechische Republik 

2 613239 

68904 

Estland 

537188 

87365 

Zypern 

141 337 

3863 

Lettland 

468943 

226452 

Litauen 

1 256440 

390499 

Ungarn 

1 782650 

164630 

Malta 

48 698 

- 

Polen 

8 500000 

464 017 

Rumänien 

1 093000 

1 964 000 

Slowenien 

467 063 

93361 

Slowakei 

990810 

22506 


Mengen für die in Artikel 1 Absatz 4 genannte Sonderreserve für die Umstruktu- 
rierung 

Mitgliedstaat 

Mengen für die Sonderreserve für 
die Umstrukturierung in Tonnen 

Bulgarien 

39180 

Tschechische Republik 

55 788 

Estland 

21 885 

Lettland 

33 253 

Litauen 

57900 

Ungarn 

42 780 

Polen 

416126 

Rumänien 

188400 

Slowenien 

16214 

Slowakei 

27472 


i) ln Anhang II erhält die Tabelle folgende Fassung: 
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„Referenzfettgehalt 


Mitgliedstaat 

Referenzfettgehalt (g/kg) 

Belgien 

36,91 

Bulgarien 

39,10 

Tschechische Republik 

42,10 

Dänemark 

43,68 

Deutschland 

40,11 

Estland 

43,10 

Griechenland 

36,10 

Spanien 

36,37 

Frankreich 

39,48 

Irland 

35,81 

Italien 

36,88 

Zypern 

34,60 

Lettland 

40,70 

Litauen 

39,90 

Luxemburg 

39,17 

Ungarn 

38,50 

Niederlande 

42,36 

Österreich 

40,30 

Polen 

39,00 

Portugal 

37,30 

Rumänien 

35,93 

Slowenien 

41,30 

Slowakei 

37,10 

Finnland 

43,40 

Schweden 

43,40 

Vereinigtes Königreich 

39,70 


3. Verkehrspolitik 

31 996 L 0026: Richtlinie 96/26/EG des Rates vom 29. April 1 996 über den Zugang zum Be- 
ruf des Güter- und Personenkraftverkehrsunternehmers im innerstaatlichen und grenz- 
überschreitenden Verkehr sowie über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise für die Beförderung von Gütern und 
die Beförderung von Personen im Straßenverkehr und über Maßnahmen zur Förderung der 
tatsächlichen Inanspruchnahme der Niederlassungsfreiheit der betreffenden Verkehrsun- 
ternehmer (ABI. L 1 24 vom 23. 5. 1 996, S. 1 ), geändert durch: 

- 31 998 L0076: Richtlinie 98/76/EG des Rates vom 1. 10. 1998 (ABI. L277 vom 14. 10. 
1998, S. 17), 

- 1 2 003 T : Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge: Beitritt 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 
Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik 
Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. L236 vom 23.9. 

2003, S. 33), 

- 32004 L0066: Richtlinie 2004/66/EG des Rates vom 26.4. 2004 (ABI. LI 68 vom 1.5. 

2004, S. 35). 

a) In Artikel 10 werden folgende Absätze hinzugefügt: 

„(11) Abweichend von Absatz 3 gelten Bescheinigungen, die Verkehrsunternehmern 
vor dem Tag des Beitritts in Bulgarien erteilt wurden, nur dann als gleichwertig mit den 
nach den Bestimmungen dieser Richtlinie ausgestellten Bescheinigungen, wenn sie: 

- im grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr und Personenkraftverkehr tätigen Un- 
ternehmern gemäß der Verordnung Nr. 1 1 vom 31 . Oktober 2002 über die grenzüber- 
schreitende Personen- und Güterbeförderung im Straßenverkehr (Staatsblatt Nr. 108 
vom 19. November 2002) ab dem 19. November 2002 ausgestellt wurden; 

- im innerstaatlichen Güterkraftverkehr und Personenkraftverkehr tätigen Unterneh- 
mern gemäß der Verordnung Nr. 33 vom 3. November 1 999 über die öffentliche Per- 
sonen- und Güterbeförderung im Straßenverkehr im Ploheitsgebiet Bulgariens in der 
am 30. Oktober 2002 geänderten Fassung (Staatsblatt Nr. 108 vom 19. November 
2002) ab dem 19. November 2002 ausgestellt wurden. 
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(12) Abweichend von Absatz 3 gelten Bescheinigungen, die Verkehrsunternehmern 
vor dem Tag des Beitritts in Rumänien erteilt wurden, nur dann als gleichwertig mit den 
nach den Bestimmungen dieser Richtlinie ausgestellten Bescheinigungen, wenn sie 
Güter- und Personenkraftverkehrsunternehmern im grenzüberschreitenden und inner- 
staatlichen Verkehr gemäß der Verfügung Nr. 761/1999 des Verkehrsministers vom 
21. Dezember 1999 über die Ernennung, Ausbildung und berufliche Anerkennung von 
Personen, die dauerhaft und tatsächlich eine koordinierende Tätigkeit im Kraftverkehr 
ausüben, nach dem 28. Januar 2000 ausgestellt worden sind.“ 

b) In Artikel 10b erhält der zweite Absatz folgende Fassung: 

„Die in Artikel 10 Absätze 4 bis 12 genannten Bescheinigungen über die fachliche 
Eignung können von den betreffenden Mitgliedstaaten erneut in der in Anhang la wie- 
dergegebenen Form ausgestellt werden.“ 


4. Steuerwesen 

1 . 31 977 L 0388: Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 1 7. Mai 1 977 zur Flarmo- 
nisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern - Ge- 
meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund- 
lage (ABI. L 145 vom 13.6. 1977, S. 1), geändert durch: 

- 1 1 979 Fl: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Republik Griechenland (ABI. L291 vom 19. 1 1 . 1979, S. 95) 

- 31 980 L0368: Richtlinie 80/368/EWG des Rates vom 26.3. 1980 (ABI. L90 vom 
3.4. 1980, S. 41 ) 

- 31 984 L0386: Richtlinie 84/386/EWG des Rates vom 31.7. 1984 (ABI. L208 vom 
3.8. 1984, S. 58) 

- 11 985 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. L302 vom 
15.11. 1985, S. 1 67) 

- 31 989 L0465: Richtlinie 89/465/EWG des Rates vom 18.7. 1989 (ABI. L226 vom 
3.8. 1989, S. 21) 

- 31 991 L0680: Richtlinie 91/680/EWG des Rates vom 16. 12. 1991 (ABI. L376 vom 

31.12. 1991, S.1) 

- 31 992 L0077: Richtlinie 92/77/EWG des Rates vom 19. 10. 1992 (ABI. L316 vom 

31.10. 1992, S.1) 

- 31 992 L01 11: Richtlinie 92/111/EWG des Rates vom 14.12. 1992 (ABI. L384 vom 

30.12. 1992, S. 47) 

- 31 994 L0004: Richtlinie 94/4/EG des Rates vom 14.2. 1994 (ABI. L60 vom 3.3. 
1994, S. 14) 

- 31 994 L0005: Richtlinie 94/5/EG des Rates vom 14.2. 1994 (ABI. L60 vom 3.3. 

1994, S. 16) 

- 31 994 L0076: Richtlinie 94/76/EG des Rates vom 22.12. 1994 (ABI. L365 vom 

31.12. 1994, S. 53) 

- 31 995 L0007: Richtlinie 95/7/EG des Rates vom 10.4. 1995 (ABI. LI 02 vom 5.5. 

1995, S. 18) 

- 31 996 L 0042: Richtlinie 96/42/EG des Rates vom 25. 6. 1 996 (ABI. L 1 70 vom 9. 7. 

1996, S. 34) 

- 31 996 L0095: Richtlinie 96/95/EG des Rates vom 20.12. 1996 (ABI. L338 vom 

28.12. 1996, S. 89) 

- 31 998 L0080: Richtlinie 98/80/EG des Rates vom 12.10. 1998 (ABI. L281 vom 

17.10. 1998, S. 31) 

- 31 999 L0049: Richtlinie 1999/49/EG des Rates vom 25.5. 1999 (ABI. L139 vom 

2.6. 1999, S. 27) 

- 31 999 L0059: Richtlinie 1999/59/EG des Rates vom 17.6. 1999 (ABI. LI 62 vom 

26.6. 1999, S. 63) 

- 31 999 L0085: Richtlinie 1999/85/EG des Rates vom 22. 10. 1999 (ABI. L277 vom 

28.10. 1999, S. 34) 

- 32 000 L 001 7: Richtlinie 2000/1 7/EG des Rates vom 30. 3. 2000 (ABI. L84 vom 5. 4. 
2000, S. 24) 

- 32 000 L0065: Richtlinie 2000/65/EG des Rates vom 17. 10. 2000 (ABI. L269 vom 
21.10.2000, S. 44) 
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- 32001 L0004: Richtlinie 2001/4/EG des Rates vom 19. 1.2001 (ABI. L 22 vom 24. 1 . 
2001, S. 17) 

- 32001 L01 15: Richtlinie 2001/1 15/EG des Rates vom 20.12. 2001 (ABI. L 15 vom 

17.1.2002, S. 24) 

- 32 002 L0038: Richtlinie 2002/38/EG des Rates vom 7.5. 2002 (ABI. LI 28 vom 

15.5.2002, S.41) 

- 32002 L0093: Richtlinie 2002/93/EG des Rates vom 3.12. 2002 (ABI. L331 vom 

7.12.2002, S. 27) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L 236 vom 23.9.2003, S.33) 

- 32 003 L0092: Richtlinie 2003/92/EG des Rates vom 7.10. 2003 (ABI. L260 vom 
11.10.2003, S. 8) 

- 32 004 L 0007: Richtlinie 2004/7/EG des Rates vom 20.1. 2004 (ABI. L 27 vom 30. 1 . 
2004, S. 44) 

- 32004 L0015: Richtlinie 2004/15/EG des Rates vom 10.2. 2004 (ABI. L52 vom 
21.2.2004, S. 61) 

- 32 004 L0066: Richtlinie 2004/66/EG des Rates vom 26.4. 2004 (ABI. LI 68 vom 
1.5. 2004, S. 35) 

In Artikel 24a wird vor dem Gedankenstrich „-Tschechische Republik: 35000 EUR,“ 
Folgendes eingefügt: 

Bulgarien: 25 600 EUR,“ 

und nach dem Gedankenstrich Polen: 10 000 EUR,“ wird Folgendes eingefügt: 
Rumänien: 35 000 EUR,“. 

2. 31 992 L 0083: Richtlinie 92/83/EWG des Rates vom 1 9. Oktober 1 992 zur Harmonisie- 
rung der Struktur der Verbrauchsteuern auf Alkohol und alkoholische Getränke (ABI. 
L316 vom 31.10. 1992, S.21), geändert durch: 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33) 

a) Artikel 22 Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Bulgarien und die Tschechische Republik können einen ermäßigten Ver- 
brauchsteuersatz von nicht weniger als 50% des normalen nationalen Verbrauch- 
steuersatzes für Ethylalkohol auf Ethylalkohol aus Brennereien von Obstanbau- 
betrieben anwenden, die jährlich über 1 0 Hektoliter Ethylalkohol aus von Haushalten 
der Obstanbaubetriebe geliefertem Obst herstellen. Die Anwendung des ermäßigten 
Steuersatzes wird auf 301 Obstbrand jährlich pro Obstbauernhaushalt begrenzt, die 
ausschließlich für deren Eigenverbrauch bestimmt sind.“ 

b) Artikel 22 Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Ungarn, Rumänien und die Slowakei können einen ermäßigten Verbrauch- 
steuersatz von nicht weniger als 50% des normalen nationalen Verbrauchsteuer- 
satzes für Ethylalkohol auf Ethylalkohol aus Brennereien von Obstanbaubetrieben 
anwenden, die jährlich über 10 Hektoliter Ethylalkohol aus von Haushalten der 
Obstanbaubetriebe geliefertem Obst herstellen. Die Anwendung des ermäßigten 
Steuersatzes wird auf 50 1 Obstbrand jährlich pro Obstbauernhaushalt begrenzt, die 
ausschließlich für deren Eigenverbrauch bestimmt sind. Die Kommission wird diese 
Regelung im Jahr 2015 überprüfen und dem Rat über etwaige Änderungen Bericht 
erstatten.“ 
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Anhang IV 

Liste nach Artikel 17 des Protokolls: 

Ergänzende Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

1 . Vertrag über eine Verfassung für Europa: Teil III, Titel III, Kapitel III, Abschnitt 4, 
Landwirtschaft und Fischerei 

Der Rat ändert auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Europäischen Parla- 
ments mit qualifizierter Mehrheit die Verordnung über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Zucker, um dem Beitritt von Bulgarien und Rumänien Rechnung zu tragen, und 
dabei die Quoten für Weißzucker und Isoglukose sowie den Höchstversorgungsbedarf 
an eingeführtem Rohzucker gemäß der folgenden Tabelle anpassen; die Tabelle kann 
auf dieselbe Weise aktualisiert werden wie die Quoten für die derzeitigen Mitgliedstaa- 
ten, um die Übereinstimmung mit den Grundsätzen und Zielen der dann geltenden ge- 
meinsamen Marktorganisation für Zucker sicherzustellen. 


Vereinbarte Mengen 

(in Tonnen) 



Bulgarien 

Rumänien 

Grundmenge für Zucker 1 ) 

4 752 

109164 

davon: A-Zucker 

4320 

99 240 

B-Zucker 

432 

9 924 

Höchstversorgungsbedarf (angegeben für 
Weißzucker) an eingeführtem Rohzucker 

198748 

329 636 

Grundmenge für Isoglukose 2 ) 

56063 

9 981 

davon: A-Isoglukose 

56063 

9 790 

B-Isoglukose 

0 

191 


') in Tonnen Weißzucker 
2 ) in Tonnen Trockenstoff 


Falls Bulgarien dies im Jahr 2006 beantragt, werden für Bulgarien die vorgenannten 
Grundmengen für A- und B-Zucker auf die jeweiligen Grundmengen für A- und B-Isoglu- 
kose übertragen. 

2. 31 998 R 2848: Verordnung (EG) Nr. 2848/98 der Kommission vom 22. Dezember 1 998 
mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 hinsichtlich der 
Prämienregelung, der Produktionsquoten und der Sonderbeihilfe für Erzeugergemein- 
schaften im Rohtabaksektor (ABI. L358 vom 31. 12. 1998, S. 17), geändert durch: 

- 31 999 R 051 0: Verordnung (EG) Nr. 51 0/1 999 der Kommission vom 8.3.1 999 (ABI. 
L60 vom 9.3. 1999, S.54) 

- 31 999 R0731 : Verordnung (EG) Nr. 731/1999 der Kommission vom 7. 4. 1999 (ABI. 
L93 vom 8.4. 1999, S.20) 

- 31 999 R 1373: Verordnung (EG) Nr. 1373/1999 der Kommission vom 25.6.1999 
(ABI. L 1 62 vom 26. 6. 1 999, S. 47) 

- 31 999 R2162: Verordnung (EG) Nr. 2162/1999 der Kommission vom 12.10.1999 
(ABI. L 265 vom 1 3. 1 0. 1 999, S. 1 3) 

- 31 999 R2637: Verordnung (EG) Nr. 2637/1 999 der Kommission vom 14.12.1999 
(ABI. L 323 vom 1 5. 1 2. 1 999, S. 8) 

- 32 000 R 0531 Verordnung (EG) Nr. 531/2000 der Kommission vom 10. 3.2000 (ABI. 
L64 vom 11.3.2000, S.13) 

- 32 000 R 0909: Verordnung (EG) Nr. 909/2000 der Kommission vom 2. 5. 2000 (ABI. 
L 1 05 vom 3. 5. 2000, S. 18) 

- 32 000 R 1249: Verordnung (EG) Nr. 1249/2000 der Kommission vom 15.6.2000 
(ABI. L 1 42 vom 1 6. 6. 2000, S. 3) 

- 32 001 R 0385: Verordnung (EG) Nr. 385/2001 der Kommission vom 26. 2. 2001 (ABI. 
L57 vom 27.2.2001, S. 18) 
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- 32001 R 1441 : Verordnung (EG) Nr.1441/2001 der Kommission vom 16.7.2001 
(ABI. LI 93 vom 17.7. 2001, S. 5) 

- 32 002 R 0486: Verordnung (EG) Nr. 486/2002 der Kommission vom 18.3. 2002 (ABI. 
L 76 vom 19.3.2002, S.9) 

- 32 002 RI 005: Verordnung (EG) Nr. 1005/2002 der Kommission vom 12.6.2002 
(ABI. L 1 53 vom 1 3. 6. 2002, S. 3) 

- 32002 RI 501: Verordnung (EG) Nr. 1501/2002 der Kommission vom 22.8.2002 
(ABI. L227 vom 23. 8. 2002, S. 1 6) 

- 32002 RI 983: Verordnung (EG) Nr. 1983/2002 der Kommission vom 7.11.2002 
(ABI. L306 vom 8. 1 1 . 2002, S. 8) 

- 32 004 R 1809: Verordnung (EG) Nr. 1809/2004 der Kommission vom 18.10.2004 
(ABI. L318 vom 19. 10. 2004, S. 18) 

Die Kommission beschließt gegebenenfalls nach dem Verfahren des Artikels 23 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2075/92 vom 30. Juni 1992 1 ) über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Rohtabak bis zum Beitritt die erforderlichen Änderungen an der in Anhang II der 
Verordnung (EG) Nr. 2848/98 aufgeführten Gemeinschaftsliste der anerkannten Pro- 
duktionsgebiete, um dem Beitritt Bulgariens und Rumäniens Rechnung zu tragen, ins- 
besondere im Hinblick auf die Aufnahme der ausgewiesenen Tabakproduktionsgebiete 
Bulgariens und Rumäniens in diese Liste. 

3. 32 003 R 1 782: Verordnung (EG) Nr. 1 782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit 
gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik 
und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und 
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 201 9/93, (EG) Nr. 1 452/2001 , (EG) Nr. 1 453/ 
2001, (EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) Nr. 1254/1999, 
(EG) Nr. 1 673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001 (ABI. L 270 vom 21 . 1 0. 
2003, S. 1), geändert durch: 

- 32 004 R 0021: Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates vom 17.12. 2003 (ABI. L5 
vom 9. 1 . 2004, S. 8) 

- 32004 R 0583: Verordnung (EG) Nr. 583/2004 des Rates vom 22.3. 2004 (ABI. L91 
vom 30.3.2004, S.1) 

- 32 004 D 0281: Beschluss 2004/281 /EG des Rates vom 22.3. 2004 (ABI. L93 vom 
30.3.2004, S.1) 

- 32 004 R 0864: Verordnung (EG) Nr. 864/2004 des Rates vom 29. 4. 2004 (ABI. L 1 61 
vom 30.4. 2004, S.48) 

a) Der Rat erlässt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments die erforderlichen Bestimmungen in Bezug 
auf Bulgarien und Rumänien zur Einbeziehung der Beihilfen für Saatgut in die Stüt- 
zungsregelungen nach Titel III Kapitel 6 und Titel IV a der Verordnung (EG) Nr. 1782/ 
2003. 

i) Diese Bestimmungen werden eine Änderung an Anhang XIA („Obergrenzen der 
Saatgutbeihilfe für die neuen Mitgliedstaaten gemäß Artikel 99 Absatz 3“) der 
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 583/ 
2004, enthalten, womit dieser Anhang folgende Fassung erhält: 


') ABI. L 21 5 vom 30. 7. 1992, S. 70. 
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„Anhang XIA 

Obergrenzen der Saatgutbeihilfe 
für die neuen Mitgliedstaaten gemäß Artikel 99 Absatz 3 


(in Mio. EUR) 

Kalenderjahr 

Bulgarien 

Tschechische 

Republik 

Estland 

Zypern 

Lettland 

Litauen 

Ungarn 

Malta 

Polen 

Rumänien 

Slowenien 

Slowakei 

2005 

- 

0,87 

0,04 

0,03 

0,10 

0,10 

0,78 

0,03 

0,56 

- 

0,08 

0,04 

2006 

- 

1,02 

0,04 

0,03 

0,12 

0,12 

0,90 

0,03 

0,65 

- 

0,10 

0,04 

2007 

0,11 

1,17 

0,05 

0,04 

0,14 

0,14 

1,03 

0,04 

0,74 

0,19 

0,11 

0,05 

2008 

0,13 

1,46 

0,06 

0,05 

0,17 

0,17 

1,29 

0,05 

0,93 

0,23 

0,14 

0,06 

2009 

0,15 

1,75 

0,07 

0,06 

0,21 

0,21 

1,55 

0,06 

1,11 

0,26 

0,17 

0,07 

2010 

0,17 

2,04 

0,08 

0,07 

0,24 

0,24 

1,81 

0,07 

1,30 

0,30 

0,19 

0,08 

2011 

0,22 

2,33 

0,10 

0,08 

0,28 

0,28 

2,07 

0,08 

1,48 

0,38 

0,22 

0,09 

2012 

0,26 

2,62 

0,11 

0,09 

0,31 

0,31 

2,33 

0,09 

1,67 

0,45 

0,25 

0,11 

2013 

0,30 

2,91 

0,12 

0,10 

0,35 

0,35 

2,59 

0,10 

1,85 

0,53 

0,28 

0,12 

2014 

0,34 

2,91 

0,12 

0,10 

0,35 

0,35 

2,59 

0,10 

1,85 

0,60 

0,28 

0,12 

2015 

0,39 

2,91 

0,12 

0,10 

0,35 

0,35 

2,59 

0,10 

1,85 

0,68 

0,28 

0,12 

2016 

0,43 

2,91 

0,12 

0,10 

0,35 

0,35 

2,59 

0,10 

1,85 

0,75 

0,28 

0,12 

fol- 

gende 

Jahre 

0,43 

2,91 

0,12 

0,10 

0,35 

0,35 

2,59 

0,10 

1,85 

0,75 

0,28 

0,12 


ii) Es gilt folgende Zuweisung nationaler Höchstmengen an beihilfefähigem Saatgut: 
Vereinbarte Zuweisung nationaler Höchstmengen an beihilfefähigem Saatgut 

(in Tonnen) 



Bulgarien 

Rumänien 

Reissaaten (Oryza sativa L.) 

883,2 

100 

Saatgut außer Reissaaten 

936 

2 294 


b) Der Rat erlässt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments die erforderlichen Bestimmungen in Bezug 
auf Bulgarien und Rumänien zur Einbeziehung der Tabakbeihilfe in die Stützungs- 
regelungen nach Titel III Kapitel 6 und Titel IVa der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003. 
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Die vereinbarte Zuweisung nationaler Garantieschwellen für Tabak gestaltet sich 
wie folgt: 

Vereinbarte Zuweisung nationaler Garantieschwellen für Tabak 


(in Tonnen) 



Bulgarien 

Rumänien 

Insgesamt, davon: 

47137 

12312 

1 Flue-cured 

9 023 

4 647 

II Light air-cured 

3208 

2370 

V Sun-cured 


5295 

VI Basmas 

31 106 


VIII Kaba Koulak 

3800 



B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 

31 999 L0105: Richtlinie 1999/105/EG des Rates vom 22. Dezember 1999 über den Ver- 
kehr mit forstlichem Vermehrungsgut (ABI. L 1 1 vom 15. 1 . 2000, S. 17) 

Die Kommission ändert gegebenenfalls nach dem Verfahren des Artikels 26 Absatz 3 der 
Richtlinie 1999/105/EG den Anhang I dieser Richtlinie hinsichtlich der Waldpflanzen Pinus 
peuce Griseb., Fagus orientalis Lipsky, Quercus frainetto Ten. und Tilia tomentosa Moench. 
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Anhang V 

Liste nach Artikel 18 des Protokolls: 
Andere ständige Bestimmungen 


1. Gesellschaftsrecht 

Vertrag über eine Verfassung für Europa: Teil III, Titel III, Kapitel I, Abschnitt 3, Freier Wa- 
renverkehr 

Spezieller Mechanismus 

Im Falle Bulgariens und Rumäniens kann sich der Inhaber eines Patents oder eines Ergän- 
zenden Schutzzertifikats für ein Arzneimittel, das in einem Mitgliedstaat zu einem Zeitpunkt 
eingetragen wurde, als ein entsprechender Schutz für das Erzeugnis in einem der vorste- 
henden neuen Mitgliedstaaten nicht erlangt werden konnte, oder der vom Inhaber Begüns- 
tigte auf die durch das Patent oder das Ergänzende Schutzzertifikat eingeräumten Rechte 
berufen, um zu verhindern, dass das Erzeugnis in Mitgliedstaaten, in denen das betref- 
fende Erzeugnis durch ein Patent oder Ergänzendes Schutzzertifikat geschützt ist, ein- 
geführt und dort in den Verkehr gebracht wird; dies gilt auch dann, wenn das Erzeugnis in 
jenem neuen Mitgliedstaat erstmalig von ihm oder mit seiner Einwilligung in den Verkehr 
gebracht wurde. 

Jede Person, die ein Arzneimittel im Sinne des vorstehenden Absatzes in einen Mitglied- 
staat einzuführen oder dort zu vermarkten beabsichtigt, in dem das Arzneimittel Patent- 
schutz oder den Ergänzenden Schutz genießt, hat den zuständigen Behörden in dem die 
Einfuhr betreffenden Antrag nachzuweisen, dass der Schutzrechtsinhaber oder der von 
ihm Begünstigte einen Monat zuvor darüber unterrichtet worden ist. 


2. Wettbewerbspolitik 

Vertrag über eine Verfassung für Europa: Teil III, Titel III, Kapitel I. Abschnitt 5, Wettbe- 
werbsregeln 

1. Die folgenden Beihilferegelungen und Einzelbeihilfen, die in einem neuen Mitgliedstaat 
vor dem Tag des Beitritts eingeführt worden und auch nach diesem Tag noch anwendbar 
sind, gelten als zum Tag des Beitritts bestehende Beihilfen im Sinne von Artikel 111-168 
Absatz 1 der Verfassung: 

a) Beihilfemaßnahmen, die vor dem 10. Dezember 1994 eingeführt worden sind; 

b) Beihilfemaßnahmen, die in der Anlage zu diesem Anhang aufgeführt sind; 

c) Beihilfemaßnahmen, die vor dem Tag des Beitritts von der Kontrollbehörde für staat- 
liche Beihilfen des neuen Mitgliedstaats überprüft und als mit dem Besitzstand ver- 
einbar beurteilt wurden und gegen die die Kommission keine Einwände aufgrund 
schwerwiegender Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem 
Gemeinsamen Markt gemäß dem in Nummer 2 vorgesehenen Verfahren erhoben 
hat. 

Nach dem Tag des Beitritts weiterhin anzuwendende Maßnahmen, die staatliche Beihil- 
fen darstellen und nicht die vorstehend genannten Voraussetzungen erfüllen, sind als 
zum Tag des Beitritts für die Zwecke der Anwendung von Artikel 111-168 Absatz 3 der 
Verfassung als neue Beihilfen anzusehen. 

Die genannten Bestimmungen gelten nicht für Beihilfen im Verkehrssektor und für Bei- 
hilfen zugunsten von Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Fierstellung, Verarbeitung 
oder Vermarktung von Erzeugnissen, die in Anhang I der Verfassung aufgeführt sind, mit 
Ausnahme von Erzeugnissen und Verarbeitungserzeugnissen der Fischerei. 

Die genannten Bestimmungen gelten ferner unbeschadet der im Protokoll vorgesehe- 
nen Übergangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Wettbewerbspolitik und der in Anhang 
VII, Kapitel 4, Abschnitt B des Protokolls niedergelegten Maßnahmen. 

2. Sofern ein neuer Mitgliedstaat wünscht, dass die Kommission eine Beihilfemaßnahme 
nach dem in Nummer 1 Buchstabe c beschriebenen Verfahren prüft, so übermittelt er 
der Kommission regelmäßig Folgendes: 

a) eine Liste der bestehenden Beihilfemaßnahmen, die von der Kontrollbehörde für 
staatliche Beihilfen bewertet und von ihr als mit dem Besitzstand vereinbar erachtet 
wurden, sowie 
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b) jede sonstige Information, die für die Bewertung der Vereinbarkeit der zu prüfenden 
Beihilfemaßnahmen mit dem Besitzstand wesentlich ist. 

Dabei folgt er dem von der Kommission vorgegebenen Format für diese konkrete Be- 
richterstattung. 

Erhebt die Kommission innerhalb von drei Monaten nach dem Eingang der vollstän- 
digen Informationen zu der bestehenden Beihilfemaßnahme oder nach dem Eingang ei- 
ner Erklärung des neuen Mitgliedstaats, in der er der Kommission mitteilt, dass er die 
gelieferten Informationen für vollständig erachtet, da die angeforderte zusätzliche Infor- 
mation nicht verfügbar ist oder bereits geliefert wurde, keine Einwände gegen die Maß- 
nahme aufgrund schwerwiegender Bedenken hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit dem 
Gemeinsamen Markt, so wird davon ausgegangen, dass sie keine Einwände erhoben 
hat. 

Auf alle vor dem Tag des Beitritts nach dem Verfahren der Nummer 1 Buchstabe c der 
Kommission mitgeteilten Beihilfemaßnahmen findet das vorstehend genannte Verfahren 
Anwendung, ungeachtet der Tatsache, dass der betreffende neue Mitgliedstaat wäh- 
rend des Überprüfungszeitraums Mitglied der Union geworden ist. 

3. Eine Entscheidung der Kommission, Einwände gegen eine Maßnahme nach Nummer 1 
Buchstabe c zu erheben, gilt als Entscheidung über die Eröffnung des förmlichen Prüf- 
verfahrens im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 
über besondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags 1 ). 

Ergeht eine solche Entscheidung vor dem Tag des Beitritts, so wird die Entscheidung 
erst zum Tag des Beitritts wirksam. 

4. Unbeschadet der Verfahren für bestehende Beihilfen nach Artikel 111-168 der Verfassung 
werden die in einem neuen Mitgliedstaat vor dem Beitritt in Kraft gesetzten und nach 
dem Beitritt weiterhin anwendbaren Beihilferegelungen und Einzelbeihilfen zugunsten 
von Tätigkeiten im Verkehrssektor unter nachstehenden Bedingungen als bestehende 
Beihilfen im Sinne von Artikel 111-168 Absatz 1 der Verfassung betrachtet: 

- Die Beihilfemaßnahmen werden der Kommission innerhalb von vier Monaten nach 
dem Tag des Beitritts mitgeteilt. Die betreffende Mitteilung enthält Angaben zur 
Rechtsgrundlage für jede einzelne Maßnahme. Bestehende Beihilfemaßnahmen 
und Pläne zur Gewährung oder Änderung von Beihilfen, die der Kommission vor dem 
Tag des Beitritts mitgeteilt wurden, gelten als am Tag des Beitritts mitgeteilt. 

Diese Beihilfemaßnahmen werden bis zum Ende des dritten Jahres nach dem Tag des 
Beitritts als „bestehende“ Beihilfen im Sinne von Artikel 111-168 Absatz 1 der Verfassung 
betrachtet. 

Die neuen Mitgliedstaaten ändern diese Beihilfemaßnahmen erforderlichenfalls, um 
spätestens am Ende des dritten Jahres nach dem Tag des Beitritts den Leitlinien der 
Kommission nachzukommen. Danach wird jede Beihilfe, die als nicht mit diesen Leit- 
linien vereinbar angesehen wird, als neue Beihilfe betrachtet. 

5. In Bezug auf Rumänien gilt Nummer 1 Buchstabe c lediglich für Beihilfemaßnahmen, 
die von der rumänischen Kontrollbehörde für staatliche Beihilfen nach dem Zeitpunkt 
bewertet worden sind, zu dem die Vollzugsbilanz über die staatlichen Beihilfen Rumäni- 
ens im Zeitraum vor dem Beitritt einen zufrieden stellenden Stand erreicht hat; dieser 
Zeitpunkt wird von der Kommission auf der Grundlage der ständigen Überwachung der 
Einhaltung der von Rumänien im Rahmen der Beitrittsverhandlungen eingegangenen 
Verpflichtungen bestimmt. Es wird erst dann davon ausgegangen, dass dieser zufrieden 
stellende Stand erreicht worden ist, wenn Rumänien den Nachweis der konsequenten 
Durchführung einer vollständigen und ordnungsgemäßen Überwachung der staatlichen 
Beihilfen in Bezug auf alle in Rumänien bewilligten Beihilfemaßnahmen erbracht hat; 
hierzu gehören auch die Annahme und Anwendung von vollständig und ordnungs- 
gemäß begründeten Entscheidungen der rumänischen Kontrollbehörde für staatliche 
Beihilfen, die eine genaue Bewertung der Beihilfeeigenschaft jeder staatlichen Beihilfe- 
maßnahme enthalten, sowie die ordnungsgemäße Anwendung der Vereinbarkeitskrite- 
rien. 

Die Kommission kann gegen alle Beihilfemaßnahmen, die im Zeitraum vor dem Beitritt 
vom 1 . September 2004 bis zu dem Zeitpunkt bewilligt worden sind, der in der vorge- 
nannten Entscheidung der Kommission - mit der Feststellung, dass die Vollzugsbilanz 
einen zufrieden stellenden Stand erreicht hat - festgelegt worden ist, Einwände auf- 
grund schwerwiegender Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit der Maßnahmen mit 
dem Gemeinsamen Markt erheben. Diese Entscheidung der Kommission, Einwände 
gegen eine Maßnahme zu erheben, gilt als Entscheidung über die Eröffnung des förm- 
lichen Prüfverfahrens im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 659/1999. Ergeht eine solche 


') ABI. L 83 vom 27. 3. 1999. Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003 (ABI. L 236 vom 23. 9. 
2003, S. 33). 
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Entscheidung vor dem Tag des Beitritts, so wird die Entscheidung erst zum Tag des Bei- 
tritts wirksam. 

Trifft die Kommission nach Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens eine ablehnende 
Entscheidung, so entscheidet sie, dass Rumänien alle notwendigen Maßnahmen er- 
greift, um die Beihilfe vom Empfänger zurückzufordern. Die zurückzufordernde Beihilfe 
umfasst Zinsen, die nach einem gemäß der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 1 ) festgeleg- 
ten angemessenen Satz berechnet werden und von dem gleichen Zeitpunkt an zahlbar 
sind. 


3. Landwirtschaft 

a) Vertrag über eine Verfassung für Europa: Teil III, Titel III, Kapitel III, Abschnitt 4, Land- 
wirtschaft und Fischerei 

(1 ) 1 . Die von den neuen Mitgliedstaaten aufgrund ihrer Marktstützungspolitik am Tag 
des Beitritts gehaltenen öffentlichen Bestände werden von der Gemeinschaft in 
Flöhe des Wertes übernommen, der sich aus der Anwendung des Artikels 8 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1883/78 des Rates vom 2. August 1978 über die allgemeinen 
Regeln für die Finanzierung der Interventionen durch den Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie 2 ) ergibt. Diese 
Bestände werden nur unter der Bedingung übernommen, dass in der Gemeinschaft 
öffentliche Interventionsmaßnahmen für die betreffenden Erzeugnisse durchgeführt 
werden und dass die Bestände die gemeinschaftlichen Anforderungen für die Inter- 
vention erfüllen. 

(2) 2. Alle zum Tag des Beitritts im FHoheitsgebiet der neuen Mitgliedstaaten im freien 
Verkehr befindlichen privaten und öffentlichen Bestände, die über die Menge der als 
normal anzusehenden Übertragbestände hinausgehen, müssen auf Kosten der 
neuen Mitgliedstaaten beseitigt werden. 

Der Begriff „normaler Übertragbestand“ wird für jedes Erzeugnis nach den Kriterien 
und Zielen der jeweiligen gemeinsamen Marktorganisation festgelegt. 

(3) 3. Die in Absatz 1 genannten Bestände werden von der die normalen Übertragbe- 
stände übersteigenden Menge abgezogen. 

4. Die Kommission setzt die vorstehend beschriebene Regelung nach dem Verfah- 
ren des Artikels 13 der Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 
über die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik 3 ) oder gegebenenfalls nach 
dem Verfahren des Artikels 42 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Ra- 
tes vom 30. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für Zucker 4 ) oder 
gegebenenfalls der entsprechenden anderen Verordnungen über die gemeinsamen 
Marktorganisationen für Agrarmärkte oder den in den geltenden Rechtsvorschriften 
hierfür vorgesehenen Ausschussverfahren um und wendet sie an. 

b) Vertrag über eine Verfassung für Europa, Teil III, Titel III, Kapitel I, Abschnitt 5, Wettbe- 
werbsregeln 

Unbeschadet der Verfahren für bestehende Beihilfen nach Artikel 111-168 der Verfassung 
werden die in einem neuen Mitgliedstaat vor dem Beitritt in Kraft gesetzten und nach 
dem Beitritt weiterhin anwendbaren Beihilferegelungen und Einzelbeihilfen zugunsten 
von Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Herstellung, Verarbeitung oder Vermarktung 
von Erzeugnissen nach Anhang I der Verfassung (mit Ausnahme von Erzeugnissen und 
Verarbeitungserzeugnissen der Fischerei) unter nachstehenden Bedingungen als be- 
stehende Beihilfen im Sinne des Artikels 111-1 68 Absatz 1 der Verfassung betrachtet: 

- Die Beihilfemaßnahmen werden der Kommission innerhalb von vier Monaten nach 
dem Tag des Beitritts mitgeteilt. Diese Mitteilung enthält Angaben zur Rechtsgrund- 
lage für jede einzelne Maßnahme. Bestehende Beihilfemaßnahmen und Pläne zur 
Gewährung oder Änderung von Beihilfen, die der Kommission vor dem Tag des Bei- 
tritts mitgeteilt werden, gelten als zum Tag des Beitritts mitgeteilt. Die Kommission 
veröffentlicht eine Liste derartiger Beihilfen. 


') Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21 . April 2004 zur Durchführung der Verordnung 
(EG) Nr. 659/1 999 des Rates über besondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 des EG- 
Vertrags (ABI. L 140 vom 30.4. 2004, S. 1). 

2 ) ABI. L 21 6 vom 5.8.1978, S. 1 . Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1259/96 (ABI. L 163 
vom 2.7. 1996, S. 10). 

3 ) ABI. L 160 vom 26.6. 1999, S. 103. 

4 ) ABI. L 1 78 vom 30. 6. 2001 , S. 1 . Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 39/2004 der Kom- 
mission (ABI. L 6 vom 10.1. 2004, S. 1 6). 
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Diese Beihilfemaßnahmen werden bis zum Ende des dritten Jahres nach dem Tag des 
Beitritts als „bestehende“ Beihilfen im Sinne des Artikels 111-168 Absatz 1 der Verfassung 
betrachtet. 

Die neuen Mitgliedstaaten ändern diese Beihilfemaßnahmen erforderlichenfalls, damit 
sie spätestens am Ende des dritten Jahres nach dem Tag des Beitritts den Leitlinien der 
Kommission entsprechen. Danach wird jede Beihilfe, die als nicht mit diesen Leitlinien 
vereinbar angesehen wird, als neue Beihilfe betrachtet. 


4. Zollunion 

Vertrag über eine Verfassung für Europa, Teil III, Titel III, Kapitel I, Abschnitt 3, Freier Wa- 
renverkehr, Unterabschnitt 1 , Zollunion 

31 992 R 291 3: Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Fest- 
legung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABI. L302 vom 19. 10. 1992, S. 1), zuletzt ge- 
ändert durch: 

- 1 2 003 T : Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Bei- 
tritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Repu- 
blik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Repu- 
blik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. L236 vom 
23.9.2003, S. 33). 

31 993 R2454: Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit 
Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festle- 
gung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABI. L253 vom 11.10. 1993, S. 1), zuletzt geän- 
dert durch: 

- 32 003 R 2286: Verordnung (EG) Nr. 2286/2003 der Kommission vom 18.12. 2003 (ABI. 
L343 vom 31.12. 2003, S. 1) 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 und die Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 gelten in den 
neuen Mitgliedstaaten nach Maßgabe der folgenden besonderen Bestimmungen: 


Nachweis des Gemeinschaftscharakters (Handel innerhalb der erweiterten Gemeinschaft) 

1 . Ungeachtet des Artikels 20 der Verordnung (EWG) Nr. 291 3/92 des Rates sind Waren, 
die am Tag des Beitritts in vorübergehender Verwahrung sind oder in der erweiterten 
Gemeinschaft unter eines der unter Artikel 4, Nummer 1 5 Buchstabe b und Nummer 1 6 
Buchstaben b bis g dieser Richtlinie genannten zollrechtlichen Bestimmungen und Zoll- 
verfahren fallen oder nach der Ausfuhrzollabfertigung in der erweiterten Gemeinschaft 
transportiert werden, bei der Anmeldung zur Überführung in den zollrechtlich freien Ver- 
kehr in der erweiterten Gemeinschaft von Zöllen und anderen Zollmaßnahmen befreit, 
sofern eine der folgenden Unterlagen vorgelegt wird: 

a) ein Ursprungsnachweis, der vor dem Tag des Beitritts gemäß einem der unten auf- 
geführten Europa-Abkommen oder einem der gleichwertigen Präferenzabkommen 
ordnungsgemäß ausgestellt oder ausgefertigt wurde, das die Mitgliedstaaten unter- 
einander geschlossen haben und das ein Verbot der Zollrückvergütung oder der Zoll- 
befreiung für Materialien ohne Ursprungseigenschaft enthält, die bei der Herstellung 
der Erzeugnisse verwendet worden sind, für die ein Ursprungsnachweis ausgestellt 
oder ausgefertigt wird („Verbot der Zollrückvergütung“); 

Die Europa-Abkommen: 

- 21 994 A 1231 (24) Bulgarien: Europa-Abkommen zur Gründung einer Assozia- 
tion zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten ei- 
nerseits und der Republik Bulgarien andererseits - Protokoll Nr. 4 über die Be- 
stimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeug- 
nisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 1 ) 

- 21 994 A1231 (20) Rumänien: Europa-Abkommen zur Gründung einer Assozia- 
tion zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten ei- 
nerseits und Rumänien andererseits - Protokoll Nr. 4 über die Bestimmung des 
Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die 
Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 2 ) 


') ABI. L358 vom 31.12. 1994, S. 3. Protokoll zuletzt geändert durch den Beschluss Nr. 1/2003 des 
Assoziationsrates EU-Bulgarien vom 4. 6. 2003 (ABI. L 191 vom 30. 7. 2003, S. 1). 

2 ) ABI. L357 vom 31.12. 1994, S. 2. Protokoll zuletzt geändert durch den Beschluss Nr. 2/2003 des 
Assoziationsrates EU-Rumänien vom 25. 9. 2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
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b) einen der Nachweise des Gemeinschaftscharakters gemäß Artikel 314c der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2454/93; 

c) ein vor dem Beitritt in einem derzeitigen oder in einem neuen Mitgliedstaat ausge- 
stelltes Carnet ATA. 

2. Für die Zwecke der Ausstellung der in Absatz 1 Buchstabe b genannten Nachweise be- 
zeichnet unter Berücksichtigung der Lage zum Tag des Beitritts und zusätzlich zu den 
Bestimmungen des Artikels 4 Absatz 7 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 der Aus- 
druck „Gemeinschaftswaren“ 

- Waren, die Voraussetzungen, die denen des Artikels 23 der Verordnung (EWG) 
Nr. 291 3/92 identisch sind vollständig im Gebiet irgendeines der neuen Mitgliedstaa- 
ten gewonnen worden sind, ohne dass ihnen aus anderen Ländern oder Gebieten 
eingeführte Waren hinzugefügt wurden, oder 

- aus anderen als den betreffenden Ländern oder Gebieten eingeführte Waren, die in 
den zollrechtlich freien Verkehr jenes Landes übergeführt worden sind, oder 

- Waren, die in dem betreffenden Land entweder ausschließlich unter Verwendung 
von nach dem zweiten Gedankenstrich bezeichneten Waren oder unter Verwendung 
von nach den ersten beiden Gedankenstrichen bezeichneten Waren gewonnen oder 
hergestellt worden sind. 

3. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 1 Buchstabe a genannten Nachweise 
gelten die Bestimmungen über die Definition des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwal- 
tungen nach Maßgabe der jeweiligen Europa-Abkommen oder den zwischen den neuen 
Mitgliedstaaten selbst geschlossenen gleichwertigen Präferenzabkommen. Anträge auf 
nachträgliche Überprüfung dieser Nachweise werden von den zuständigen Zollbehör- 
den der derzeitigen und der neuen Mitgliedstaaten während eines Zeitraums von drei 
Jahren nach Ausstellung des betreffenden Ursprungsnachweises angenommen und 
können von diesen Behörden während eines Zeitraums von drei Jahren nach der An- 
nahme des für eine Anmeldung zum freien Verkehr abgegebenen Ursprungsnachwei- 
ses gestellt werden. 


Nachweis des Präferenzursprungs (Flandel mit Drittländern einschließlich der Türkei im 

Rahmen der Präferenzabkommen betreffend Landwirtschaft, Kohle und Stahlerzeugnisse) 

4. Unbeschadet der Anwendung etwaiger Maßnahmen aufgrund der gemeinsamen Han- 
delspolitik werden Ursprungsnachweise, die ordnungsgemäß von Drittstaaten ausge- 
stellt oder im Rahmen von Präferenzabkommen der neuen Mitgliedstaaten mit diesen 
Drittstaaten oder im Rahmen einseitig ergangener innerstaatlicher Rechtsvorschriften 
der neuen Mitgliedstaaten ausgefertigt worden sind, in den jeweiligen neuen Mitglied- 
staaten anerkannt, sofern 

a) die Erlangung des Ursprungs die Zollpräferenzbehandlung auf der Grundlage der 
Zollpräferenzmaßnahmen bewirkt, die in von der Gemeinschaft mit oder in Bezug auf 
die Drittstaaten oder Gruppen von Drittstaaten geschlossenen Abkommen oder 
Regelungen nach Artikel 20 Absatz 3 Buchstaben d und e der Verordnung (EWG) 
Nr. 2913/92 enthalten sind, und 

b) der Ursprungsnachweis und die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem 
Beitritt ausgestellt oder ausgefertigt worden sind und 

c) der Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb von vier Monaten ab dem Tag 
des Beitritts vorgelegt wird. 

Wurden Waren vor dem Tag des Beitritts in einem neuen Mitgliedstaat zur Überführung 
in den freien Verkehr angemeldet, so kann der Ursprungsnachweis, der nach den in 
dem betreffenden neuen Mitgliedstaat zum Zeitpunkt der Überführung in den freien Ver- 
kehr geltenden Präferenzabkommen oder -Vereinbarungen rückwirkend ausgestellt 
oder ausgefertigt worden ist, auch in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat angenom- 
men werden, sofern er den Zollbehörden innerhalb von vier Monaten ab dem Tag des 
Beitritts vorgelegt wird. 

5. Bulgarien und Rumänien sind befugt, die Bewilligungen, mit denen im Rahmen von Ab- 
kommen mit Drittländern der Status „ermächtigte Ausführer“ gewährt wurde, aufrecht- 
zuerhalten, sofern 

a) auch die von diesen Drittstaaten vor dem Tag des Beitritts mit der Gemeinschaft ge- 
schlossenen Abkommen eine solche Bestimmung enthalten und 

b) die ermächtigten Ausführer die in diesen Abkommen vorgesehenen Ursprungsre- 
geln anwenden. 
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Diese Bewilligungen müssen von den neuen Mitgliedstaaten bis spätestens ein Jahr 
nach dem Tag des Beitritts durch neue, nach den Gemeinschaftsvorschriften erteilte Be- 
willigungen ersetzt werden. 

6. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 4 genannten Nachweise gelten die Be- 
stimmungen der einschlägigen Abkommen oder Vereinbarungen über die Definition des 
Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Me- 
thoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen. Anträge auf nachträgliche Überprüfung 
dieser Nachweise werden von den zuständigen Zollbehörden der derzeitigen und der 
neuen Mitgliedstaaten während eines Zeitraums von drei Jahren nach Ausstellung des 
betreffenden Ursprungsnachweises angenommen und können von diesen Behörden 
während eines Zeitraums von drei Jahren nach Annahme des für eine Anmeldung zum 
freien Verkehr abgegebenen Ursprungsnachweises gestellt werden. 

7. Unbeschadet der Anwendung etwaiger Maßnahmen aufgrund der gemeinsamen Han- 
delspolitik werden Ursprungsnachweise, die rückwirkend von Drittstaaten im Rahmen 
von Präferenzabkommen der Gemeinschaft mit diesen Ländern ausgestellt worden 
sind, in den neuen Mitgliedstaaten für die Überführung von Waren in den freien Verkehr 
angenommen, die sich am Tag des Beitritts in einem der betreffenden Drittstaaten oder 
in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat im Transit oder in vorübergehender Verwah- 
rung oder in einem Zolllager oder einer Freizone befinden, sofern zwischen dem neuen 
Mitgliedstaat, in dem die Überführung in den freien Verkehr erfolgt, und dem Drittstaat 
für die betreffenden Erzeugnisse zum Zeitpunkt der Ausstellung der Beförderungsdoku- 
mente kein geltendes Handelsabkommen besteht und sofern 

a) die Erlangung des Ursprungs die Zollpräferenzbehandlung auf der Grundlage der 
Zollpräferenzmaßnahmen bewirkt, die in von der Gemeinschaft mit oder in Bezug auf 
Drittstaaten oder Gruppen von Drittstaaten geschlossenen Abkommen oder Rege- 
lungen gemäß Artikel 20 Absatz 3 Buchstaben d und e der Verordnung (EWG) 
Nr. 291 3/92 enthalten sind, und 

b) die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem Beitritt ausgestellt worden sind 
und 

c) der rückwirkend ausgestellte Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb von 
vier Monaten ab dem Tag des Beitritts vorgelegt wird. 

8. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 7 genannten Nachweise gelten die Be- 
stimmungen der einschlägigen Abkommen oder Vereinbarungen über die Definition des 
Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Me- 
thoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen. 


Nachweis des Charakters nach Maßgabe der Bestimmungen über den freien Warenver- 
kehr mit Industrieerzeugnissen im Rahmen der Zollunion EG-Türkei 

9. Ursprungsnachweise, die entweder von der Türkei oder einem neuen Mitgliedstaat im 
Rahmen von zwischen ihnen geltenden Präferenzhandelsabkommen - die mit der Ge- 
meinschaft eine Ursprungskumulierung nach identischen Ursprungsregeln und ein 
Verbot der Zollrückvergütung oder der Aussetzung von Zöllen auf die betreffenden 
Waren zulassen - ordnungsgemäß ausgestellt worden sind werden in den jeweiligen 
Ländern als Ursprungsnachweis nach den Bestimmungen über den freien Verkehr mit 
Industrieerzeugnissen nach Maßgabe des Beschlusses Nr. 1/95 des Assoziationsra- 
tes EG-Türkei 1 ) angenommen, sofern 

a) der Ursprungsnachweis und die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem 
Beitritt ausgestellt worden sind und 

b) der Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb von vier Monaten ab dem Tag 
des Beitritts vorgelegt wird. 

Wurden Waren vor dem Tag des Beitritts entweder in der Türkei oder einem neuen Mit- 
gliedstaat im Rahmen der oben genannten Präferenzhandelsabkommen zur Überfüh- 
rung in den freien Verkehr angemeldet, so können auch Ursprungsnachweise, die 
nach Maßgabe dieser Abkommen rückwirkend ausgestellt wurden, angenommen wer- 
den, sofern sie den Zollbehörden innerhalb von vier Monaten ab dem Tag des Beitritts 
vorgelegt werden. 

10. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 9 genannten Nachweise gelten die Be- 
stimmungen der einschlägigen Präferenzabkommen oder -Vereinbarungen über die 
Definition des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ 


') Beschluss Nr. 1/95 des Assoziationsrates EG-Türkei vom 22. 12. 1995 über die Durchführung der 
Endphase der Zollunion (ABI. L 35 vom 13.2.1 996, S. 1 ). Zuletzt geändert durch den Beschluss Nr. 2/ 
99 des Assoziationsrates EG-Türkei (ABI. L72 vom 18. 3. 1999, S. 36). 
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und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen. Anträge auf nachträg- 
liche Überprüfung dieser Nachweise werden von den zuständigen Zollbehörden der 
derzeitigen und der neuen Mitgliedstaaten während eines Zeitraums von drei Jahren 
nach der Ausstellung des betreffenden Ursprungsnachweises angenommen und kön- 
nen von diesen Behörden während eines Zeitraums von drei Jahren nach der An- 
nahme des für eine Anmeldung zum freien Verkehr abgegebenen Ursprungsnachwei- 
ses gestellt werden. 

1 1 . Unbeschadet der Anwendung etwaiger Maßnahmen aufgrund der gemeinsamen Han- 
delspolitik wird eine nach den Bestimmungen über den freien Verkehr mit Industrie- 
erzeugnissen - niedergelegt im Beschluss Nr. 1/95 des Assoziationsrates EG-Türkei 
- ausgestellte Warenverkehrsbescheinigung A.TR in den neuen Mitgliedstaaten für 
die Überführung von Waren in den freien Warenverkehr, die am Tag des Beitritts ent- 
weder nach der Ausfuhrzollabfertigung in der Gemeinschaft oder der Türkei befördert 
werden, in vorübergehender Verwahrung sind oder unter eines der unter Artikel 4 
Nummer 1 6 Buchstaben b bis h der Verordnung (EWG) Nr. 291 3/92 Richtlinie genann- 
ten Zollverfahren fallen, angenommen, sofern 

a) keiner der in Absatz 9 genannten Ursprungsnachweise für die betreffenden Waren 
vorgelegt wird und 

b) die Waren die Voraussetzungen für die Anwendung der Bestimmungen über den 
freien Verkehr mit Industrieerzeugnissen erfüllen und 

c) die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem Beitritt ausgestellt worden 
sind und 

d) die Warenverkehrsbescheinigung A.TR den Zollbehörden innerhalb von vier Mo- 
naten ab dem Tag des Beitritts vorgelegt wird. 

12. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 1 1 genannten Warenverkehrsbeschei- 
nigungen A.TR gelten die die Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigung A.TR 
und die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltung betreffenden Bestimmungen 
des Beschlusses Nr. 1/2001 des Ausschusses für Zusammenarbeit im Zollwesen EG- 
Türkei. 1 ) 


Zollverfahren 

1 3. Die vorübergehende Verwahrung oder die in Artikel 4 Nummer 1 6 Buchstaben b bis h 
der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 genannten Zollverfahren, die vor dem Beitritt 
begonnen haben, werden nach den Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts abge- 
wickelt oder beendet. 

Entsteht bei der Abwicklung oder Beendigung eine Zollschuld, so entspricht der Be- 
trag des zu zahlenden Einfuhrzolls dem zu dem Zeitpunkt zugrunde zu legenden Be- 
trag, zu dem die Zollschuld nach dem Gemeinsamen Zolltarif entsteht, und der ge- 
zahlte Betrag wird den Eigenmitteln der Gemeinschaft zugerechnet. 

14. Die Zolllagerverfahren gemäß den Artikeln 84 bis 90 und 98 bis 113 der Verordnung 
(EWG) Nr. 291 3/92 sowie den Artikeln 496 bis 535 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 
gelten für die neuen Mitgliedstaaten vorbehaltlich der folgenden besonderen Bestim- 
mungen: 

- Wird der Betrag einer Zollschuld anhand der Beschaffenheit der Einfuhrwaren, des 
Zollwerts und der Menge der Einfuhrwaren zum Zeitpunkt der Annahme der An- 
meldung zum Zolllagerverfahren ermittelt und wurde diese Anmeldung vor dem 
Beitritt angenommen, so ergeben sich diese Bemessungsgrundlagen aus den 
Rechtsvorschriften, die vor dem Tag des Beitritts in dem betreffenden neuen Mit- 
gliedstaat gegolten haben. 

1 5. Die Verfahren für die aktive Veredelung gemäß den Artikeln 84 bis 90 und 1 1 4 bis 1 29 
der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 sowie den Artikeln 496 bis 523 und 536 bis 550 
der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 gelten für die neuen Mitgliedstaaten vorbehaltlich 
der folgenden besonderen Bestimmungen: 

- Wird der Betrag einer Zollschuld anhand der Beschaffenheit der Einfuhrwaren, der 
Tarifierung, der Menge, des Zollwerts und des Ursprungs der Einfuhrwaren zum 
Zeitpunkt der Überführung in das Zollverfahren ermittelt und wurde die Anmeldung 
zur Überführung in das Zollverfahren vor dem Beitritt angenommen, so ergeben 


') Beschluss Nr. 1/2001 des Ausschusses für Zusammenarbeit im Zollwesen EG-Türkei vom 28.3. 
2001 zur Änderung des Beschlusses Nr. 1/96 zur Festlegung der Durchführungsvorschriften zu dem 
Beschluss Nr. 1/95 des Assoziationsrates EG-Türkei (ABI. L98 vom 7.4. 2001 , S. 31). Zuletzt geän- 
dert durch den Beschluss Nr. 1/2003 des Ausschusses für Zusammenarbeit im Zollwesen EG-Türkei 
(ABI. L 28 vom 4. 2. 2003, S. 51 ). 


Drucksache 16/2293 


- 104 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


sich diese Bemessungsgrundlagen aus den Rechtsvorschriften, die vor dem Tag 
des Beitritts in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat gegolten haben. 

- Entsteht bei der Beendigung eine Zollschuld, so werden zur Wahrung der Gleich- 
behandlung der Inhaber von Bewilligungen in den derzeitigen Mitgliedstaaten und 
der Inhaber von Bewilligungen in den neuen Mitgliedstaaten für die Einfuhrabga- 
ben, die ab dem Tag des Beitritts nach den Gemeinschaftsvorschriften fällig wer- 
den, Ausgleichszinsen gezahlt. 

- Wurde die Anmeldung zur aktiven Veredelung im Rahmen eines Verfahrens der 
Zollrückvergütung angenommen, so erfolgt die Zollrückvergütung nach den Ge- 
meinschaftsvorschriften seitens und zulasten des neuen Mitgliedstaats, in dem die 
Zollschuld, deren Erstattung beantragt wurde, vor dem Beitritt entstanden ist. 

16. Die Verfahren für die vorübergehende Einfuhr gemäß den Artikeln 84 bis 90 und 137 
bis 144 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 sowie den Artikeln 496 bis 523 und 553 bis 
584 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 gelten für die neuen Mitgliedstaaten vorbe- 
haltlich der folgenden besonderen Bestimmungen: 

- Wird der Betrag einer Zollschuld anhand der Beschaffenheit der Einfuhrwaren, der 
Tarifierung, der Menge, des Zollwerts und des Ursprungs der Einfuhrwaren zum 
Zeitpunkt der Überführung in das Zollverfahren ermittelt und wurde die Anmeldung 
zur Überführung in das Zollverfahren vor dem Beitritt angenommen, so ergeben 
sich diese Bemessungsgrundlagen aus den Rechtsvorschriften, die vor dem Tag 
des Beitritts in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat gegolten haben. 

- Entsteht bei der Beendigung eine Zollschuld, so werden zur Wahrung der Gleich- 
behandlung der Inhaber von Bewilligungen in den derzeitigen Mitgliedstaaten und 
der Inhaber von Bewilligungen in den neuen Mitgliedstaaten für die Einfuhrab- 
gaben, die ab dem Tag des Beitritts nach den Gemeinschaftsvorschriften fällig wer- 
den, Ausgleichszinsen gezahlt. 

17. Die Verfahren für die passive Veredelung gemäß den Artikeln 84 bis 90 und 145 bis 
160 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 sowie den Artikeln 496 bis 523 und 585 bis 
592 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 gelten für die neuen Mitgliedstaaten vorbe- 
haltlich der folgenden besonderen Bestimmungen: 

- Artikel 591 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 gilt sinngemäß für Güter 
der vorübergehenden Ausfuhr, die vor dem Tag des Beitritts vorübergehend aus 
den neuen Mitgliedstaaten ausgeführt wurden. 


Sonstige Bestimmungen 

18. Genehmigungen, die vor dem Tag des Beitritts für die in Artikel 4 Nummer 16 Buch- 
staben d, e und g der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 genannten Zollverfahren erteilt 
wurden, bleiben bis zum Ende ihrer Gültigkeit oder ein Jahr nach dem Tag des Beitritts 
gültig, wenn dieser Zeitpunkt früher liegt. 

19. Die Verfahren für das Entstehen einer Zollschuld, die buchmäßige Erfassung und 
Nacherhebung gemäß den Artikeln 201 bis 232 der Verordnung (EWG) Nr. 291 3/92 
und den Artikeln 859 bis 876a der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 gelten für die neuen 
Mitgliedstaaten vorbehaltlich der folgenden besonderen Bestimmungen: 

- Die Nacherhebung erfolgt nach den Gemeinschaftsvorschriften. Ist die Zollschuld 
jedoch vor dem Tag des Beitritts entstanden, so wird die Nacherhebung nach den 
vor dem Beitritt in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat geltenden Vorschriften, 
durch ihn und zu seinen Gunsten vorgenommen. 

20. Die Verfahren für die Erstattung und den Erlass der Abgaben gemäß den Artikeln 235 
bis 242 der Verordnung (EWG) Nr. 291 3/92 sowie den Artikeln 877 bis 91 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2454/93 gelten für die neuen Mitgliedstaaten vorbehaltlich der folgen- 
den besonderen Bestimmungen: 

- Die Erstattung und der Erlass der Abgaben werden nach den Gemeinschaftsvor- 
schriften vorgenommen. Beziehen sich jedoch die Abgaben, deren Erstattung oder 
Erlass beantragt wird, auf eine vor dem Tag des Beitritts entstandene Zollschuld, 
so werden die Erstattung und der Erlass nach den vor dem Beitritt in dem betref- 
fenden neuen Mitgliedstaat geltenden Vorschriften, von ihm und zu seinen Lasten 
vorgenommen. 
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Anlage zu Anhang V 

Verzeichnis 

der bestehenden Beihilfemaßnahmen, 
auf die in Nummer 1 Buchstabe b des Mechanismus für 
bestehende Beihilfen nach Kapitel 2 Anhang V verwiesen wird 

Hinweis: Die in dieser Anlage aufgeführten Beihilfemaßnahmen sind nur insoweit für die 
Zwecke des bestehenden Beihilfesystems nach Kapitel 2 Anhang V als bestehende Bei- 
hilfen zu betrachten, als sie unter dessen Absatz 1 fallen. 



Nr. 


Titel (Originalfassung) 

Datum der 
Genehmi- 
gung durch 
die nationale 
Aufsichts- 
behörde für 
staatliche 
Beihilfen 

Laufzeit 

MS 

Nr. 

Jahr 



BG 

1 

2004 

tlpefloroBapHHe Ha 3aA"b.n>KeHm=iTa 
KBM A'bpxaBaTa, BtSHHKHajlM no 
peaa Ha 3aKOHa 3a ype>KAaHe Ha 
Heo6cny>KBaHMTe KpeflMTH, 
AoroBopeHH flo 31. 12. 1990 r. cbc 
„CHnoMa“Afl, rp. CHnHCTpa, npe3 
yfl-b/DKaBaHe Ha cpoKa Ha 
M3nnaujaHe Ha maBHMuaTa 3a cpoK 
OT 15 TOflHHH. 

29. 7. 2004 

2004-2018 

BG 

2 

2004 

CpeflCTBa 3a KOMneHCwpaHe ot 
fl-bpxaBHMH ÖIOAXeT Ha A0Ka3aHMH 
ot „BtnrapcKH noinn“ EA ßecfiMUHT 
ot n3n-b/iHeHneT0 Ha yHHBep- 
ca/iHaTa nomeHCKa ycnyra. 

18.11.2004 

31.12. 2010 

BG 

3 

2004 

UeaeBO cjDHHaHCMpaHe Ha 
fleÜHOCTTa Ha BtnrapcKaTa 
TeaerpacfDHa areHUHHHanpaßneHMe 
„1/lHxopMapnoHHO o6cny>KBaHe“ 

16.12.2003 

31.12. 2010 


Drucksache 16/2293 


- 106 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Anhang VI 

Liste nach Artikel 20 des Protokolls: 
Übergangsmaßnahmen, Bulgarien 

1. Freizügigkeit 

Vertrag über eine Verfassung für Europa 

31 968 R 1 61 2: Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 des Rates vom 1 5. Oktober 1 968 über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft (ABI. L257 vom 19. 10. 1968, 
S. 2), zuletzt geändert durch: 

- 32 004 L 0038: Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. 4. 2004 (ABI. L 1 58 vom 30. 4. 2004, S. 77) 

31 996 L0071: Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung 
von Dienstleistungen (ABI. L 1 8 vom 21.1. 1 997, S. 1 ) 

32 004 L0038: Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/ 
96/EWG (ABI. L 1 58 vom 30. 4. 2004, S. 77) 

1 . Hinsichtlich der Freizügigkeit von Arbeitnehmern und der Dienstleistungsfreiheit mit vor- 
übergehender Entsendung von Arbeitskräften im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 96/ 
71/EG gelten Artikel 111-133 und Artikel 111-144 Absatz 1 der Verfassung zwischen Bulga- 
rien einerseits und den derzeitigen Mitgliedstaaten andererseits in vollem Umfang nur 
vorbehaltlich der Übergangsbestimmungen der Nummern 2 bis 14. 

2. Abweichend von den Artikeln 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und bis zum 
Ende eines Zeitraums von zwei Jahren nach dem Tag des Beitritts werden die derzeiti- 
gen Mitgliedstaaten nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnah- 
men anwenden, um den Zugang bulgarischer Staatsangehöriger zu ihren Arbeitsmärk- 
ten zu regeln. Die derzeitigen Mitgliedstaaten können solche Maßnahmen bis zum Ende 
eines Zeitraums von fünf Jahren nach dem Tag des Beitritts weiter anwenden. 

Bulgarische Staatsangehörige, die am Tag des Beitritts rechtmäßig in einem derzeitigen 
Mitgliedstaat arbeiten und für einen ununterbrochenen Zeitraum von 12 Monaten oder 
länger zum Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats zugelassen waren, haben Zugang zum 
Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats, aber nicht zum Arbeitsmarkt anderer Mitgliedstaa- 
ten, die nationale Maßnahmen anwenden. 

Bulgarische Staatsangehörige, die nach dem Beitritt für einen ununterbrochenen Zeit- 
raum von 1 2 Monaten oder länger zum Arbeitsmarkt eines derzeitigen Mitgliedstaats zu- 
gelassen waren, genießen dieselben Rechte. 

Die in den Unterabsätzen 2 und 3 genannten bulgarischen Staatsangehörigen verlieren 
die dort gewährten Rechte, wenn sie den Arbeitsmarkt des derzeitigen Mitgliedstaats 
freiwillig verlassen. 

Bulgarischen Staatsangehörigen, die am Tag des Beitritts oder während eines Zeit- 
raums, in dem nationale Maßnahmen angewandt werden, rechtmäßig in einem derzei- 
tigen Mitgliedstaat arbeiten und weniger als 12 Monate zum Arbeitsmarkt dieses Mit- 
gliedstaats zugelassen waren, werden diese Rechte nicht gewährt. 

3. Vor Ende eines Zeitraums von zwei Jahren nach dem Tag des Beitritts wird der Rat die 
Funktionsweise der Übergangsregelungen nach Nummer 2 anhand eines Berichts der 
Kommission überprüfen. 

Bei Abschluss dieser Überprüfung und spätestens am Ende eines Zeitraums von zwei 
Jahren nach dem Beitritt teilen die derzeitigen Mitgliedstaaten der Kommission mit, ob 
sie weiterhin nationale oder sich aus bilateralen Vereinbarungen ergebende Maßnah- 
men anwenden, oder ob sie künftig die Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/ 
68 anwenden möchten. Erfolgt keine derartige Mitteilung, so gelten die Artikel 1 bis 6 
der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68. 

4. Auf Ersuchen Bulgariens kann eine weitere Überprüfung vorgenommen werden. Dabei 
findet das unter Nummer 3 genannte Verfahren Anwendung, das innerhalb von sechs 
Monaten nach Erhalt des Ersuchens Bulgariens abzuschließen ist. 

5. Ein Mitgliedstaat, der am Ende des unter Nummer 2 genannten Zeitraums von fünf Jah- 
ren nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen beibehält, 
kann im Falle schwerwiegender Störungen seines Arbeitsmarktes oder der Gefahr der- 
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artiger Störungen nach entsprechender Mitteilung an die Kommission diese Maßnah- 
men bis zum Ende des Zeitraums von sieben Jahren nach dem Tag des Beitritts weiter 
anwenden. Erfolgt keine derartige Mitteilung, so gelten die Artikel 1 bis 6 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1612/68. 

6. Während des Zeitraums von sieben Jahren nach dem Tag des Beitritts werden die Mit- 
gliedstaaten, in denen gemäß den Nummern 3, 4 oder 5 die Artikel 1 bis 6 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1612/68 für bulgarische Staatsangehörige gelten und die während die- 
ses Zeitraums Staatsangehörigen Bulgariens zu Kontrollzwecken Arbeitsgenehmigun- 
gen erteilen, dies automatisch tun. 

7. Die Mitgliedstaaten, in denen gemäß den Nummern 3, 4 oder 5 die Artikel 1 bis 6 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 für bulgarische Staatsangehörige gelten, können bis 
zum Ende eines Zeitraums von sieben Jahren nach dem Beitritt die in den folgenden 
Absätzen beschriebenen Verfahren anwenden. 

Wenn einer der Mitgliedstaaten im Sinne des Unterabsatzes 1 auf seinem Arbeitsmarkt 
Störungen erleidet oder voraussieht, die eine ernstliche Gefährdung des Lebensstan- 
dards oder des Beschäftigungsstandes in einem bestimmten Gebiet oder Beruf mit sich 
bringen könnten, unterrichtet dieser Mitgliedstaat die Kommission und die anderen Mit- 
gliedstaaten und übermittelt diesen alle zweckdienlichen Angaben. Der Mitgliedstaat 
kann die Kommission auf der Grundlage dieser Unterrichtung um die Erklärung ersu- 
chen, dass die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 zur 
Wiederherstellung der normalen Situation in diesem Gebiet oder Beruf ganz oder teil- 
weise ausgesetzt wird. Die Kommission trifft über die Aussetzung und deren Dauer und 
Geltungsbereich spätestens zwei Wochen, nachdem sie mit dem Ersuchen befasst 
wurde, eine Entscheidung und unterrichtet den Rat von dieser Entscheidung. Binnen 
zwei Wochen nach der Entscheidung der Kommission kann jeder Mitgliedstaat beantra- 
gen, dass diese Entscheidung vom Rat rückgängig gemacht oder geändert wird. Der 
Rat beschließt binnen zwei Wochen mit qualifizierter Mehrheit über diesen Antrag. 

Ein Mitgliedstaat im Sinne des Unterabsatzes 1 kann in dringenden und außergewöhn- 
lichen Fällen die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 aus- 
setzen und dies der Kommission unter Angabe von Gründen nachträglich mitteilen. 

8. Solange die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 gemäß 
den Nummern 2 bis 5 und 7 ausgesetzt ist, findet Artikel 23 der Richtlinie 2004/38/EG 
auf Staatsangehörige der derzeitigen Mitgliedstaaten in Bulgarien und auf bulgarische 
Staatsangehörige in den derzeitigen Mitgliedstaaten in Bezug auf das Recht der Fami- 
lienangehörigen von Arbeitnehmern, eine Beschäftigung aufzunehmen, unter folgen- 
den Bedingungen Anwendung: 

- der Ehegatte eines Arbeitnehmers und die Verwandten des Arbeitnehmers und des 
Ehegatten in absteigender Linie, die das 21 . Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
oder denen von diesen Unterhalt gewährt wird und die am Tag des Beitritts bei dem 
Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ihren rechtmäßigen Wohnsitz 
hatten, haben nach dem Beitritt sofortigen Zugang zum Arbeitsmarkt dieses Mit- 
gliedstaats. Dies gilt nicht für die Familienangehörigen eines Arbeitnehmers, der we- 
niger als 12 Monate rechtmäßig zu dem Arbeitsmarkt des betreffenden Mitgliedstaa- 
tes zugelassen war; 

- der Ehegatte eines Arbeitnehmers und die Verwandten des Arbeitnehmers und des 
Ehegatten in absteigender Linie, die das 21 . Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
oder denen von diesen Unterhalt gewährt wird und die ab einem Zeitpunkt nach dem 
Beitritt, aber während des Zeitraums der Anwendung der genannten Übergangs- 
regelungen bei dem Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ihren recht- 
mäßigen Wohnsitz hatten, haben Zugang zum Arbeitsmarkt des betreffenden Mit- 
gliedstaats, wenn sie mindestens achtzehn Monate in dem betreffenden Mitglied- 
staat ihren Wohnsitz hatten oder ab dem dritten Jahr nach dem Beitritt, wenn dieser 
Zeitpunkt früher liegt. 

Günstigere nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen blei- 
ben von diesen Bestimmungen unberührt. 

9. Soweit Vorschriften der Richtlinie 2004/38/EG, mit denen Vorschriften der Richtlinie 68/ 
360/EWG 1 ) übernommen wurden, nicht von den Vorschriften der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 getrennt werden können, deren Anwendung gemäß den Nummern 2 bis 5 
und 7 und 8 aufgeschoben wird, können Bulgarien und die derzeitigen Mitgliedstaaten 


') Richtlinie 68/360/EWG des Rates vom 1 5. Oktober 1 968 zur Aufhebung der Reise- und Aufenthalts- 
beschränkungen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und ihre Familienangehörigen innerhalb der 
Gemeinschaft (ABI. L257 vom 19. 10. 1968, S. 13). Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003 
(ABI. L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33) und mit Wirkung vom 30. April 2006 aufgehoben durch die Richt- 
linie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABI. L 1 58 vom 30. 4. 2004, S. 77). 
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in dem Maße, wie es für die Anwendung der Nummern 2 bis 5 und 7 und 8 erforderlich 
ist, von diesen Vorschriften abweichen. 

10. Werden nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen von 
den derzeitigen Mitgliedstaaten gemäß den oben genannten Übergangsregelungen 
angewandt, so kann Bulgarien gleichwertige Maßnahmen gegenüber den Staatsan- 
gehörigen des betreffenden Mitgliedstaats oder der betreffenden Mitgliedstaaten bei- 
behalten. 

11. Wird die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 von einem 
der derzeitigen Mitgliedstaaten ausgesetzt, so kann Bulgarien gegenüber Rumänien 
die unter Nummer 7 festgelegten Verfahren anwenden. In dieser Zeit werden Arbeits- 
genehmigungen, die Bulgarien Staatsangehörigen Rumäniens zu Kontrollzwecken 
ausstellt, automatisch erteilt. 

1 2. Jeder derzeitige Mitgliedstaat, der nationale Maßnahmen gemäß den Nummern 2 bis 
5 und 7 bis 9 anwendet, kann im Rahmen seiner einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
eine größere Freizügigkeit einführen als sie am Tag des Beitritts bestand, einschließ- 
lich des uneingeschränkten Zugangs zum Arbeitsmarkt. Ab dem dritten Jahr nach 
dem Beitritt kann jeder derzeitige Mitgliedstaat, der nationale Maßnahmen anwendet, 
jederzeit beschließen, stattdessen die Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/ 
68 anzuwenden. Die Kommission wird über derartige Beschlüsse unterrichtet. 

13. Um tatsächlichen oder drohenden schwerwiegenden Störungen in bestimmten emp- 
findlichen Dienstleistungssektoren auf ihren Arbeitsmärkten zu begegnen, die sich in 
bestimmten Gebieten aus der länderübergreifenden Erbringung von Dienstleistungen 
im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 96/71/EG ergeben könnten, können Deutschland 
und Österreich, solange sie gemäß den vorstehend festgelegten Übergangsbestim- 
mungen nationale Maßnahmen oder Maßnahmen aufgrund von bilateralen Vereinba- 
rungen über die Freizügigkeit bulgarischer Arbeitnehmer anwenden, nach Unterrich- 
tung der Kommission von Artikel 111-144 Absatz 1 der Verfassung abweichen, um im 
Bereich der Erbringung von Dienstleistungen durch in Bulgarien niedergelassene Un- 
ternehmen die zeitweilige grenzüberschreitende Beschäftigung von Arbeitnehmern 
einzuschränken, deren Recht, in Deutschland oder Österreich eine Arbeit aufzuneh- 
men, nationalen Maßnahmen unterliegt. 

Folgende Dienstleistungssektoren können von der Abweichung betroffen sein: 

- in Deutschland 


Sektor 

NACE-Code*), sofern nicht anders 
angegeben 

Baugewerbe, einschließlich ver- 
wandte Wirtschaftszweige 

45.1 bis 4; Im Anhang der Richtlinie 
96/71 /EG aufgeführte Tätigkeiten 

Reinigung von Gebäuden, Inventar 
und Verkehrsmitteln 

74.70 Reinigung von Gebäuden, 
Inventar und Verkehrsmitteln 

Sonstige Dienstleistungen 

74.87 Nur Tätigkeiten von Innen- 
dekorateuren 


*) NACE: siehe 31 990 R3037: Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 
1 990 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Ge- 
meinschaft (ABI. L293 vom 24. 10. 1990, S. 1). Zuletzt geändert durch 32003 R 1882: Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1 882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. 9. 2003 
(ABI. L 284 vom 31 . 1 0. 2003, S. 1 ). 


- in Österreich 


Sektor 

NACE-Code*), sofern nicht anders 
angegeben 

Erbringung von gärtnerischen 

01.41 

Dienstleistungen 


Be- und Verarbeitung von Natur- 

26.7 

steinen a. n.g. 


Fierstellung von Stahl- und Leicht- 

28.11 

metallkonstruktionen 


Baugewerbe, einschließlich- 

45.1 bis 4; Im Anhang der Richtlinie 

verwandte Wirtschaftszweige 

96/71 /EG aufgeführte Tätigkeiten 
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Sektor 

NACE-Code*), sofern nicht anders 
angegeben 

Schutzdienste 

74.60 

Reinigung von Gebäuden, Inventar 
und Verkehrsmitteln 

74.70 

Hauskrankenpflege 

85.14 

Sozialwesen a. n. g. 

85.32 


*) NACE: siehe 31 990 R3037: Verordnung (EWG) Nr.3037/90 des Rates vom 9. Oktober 
1 990 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Ge- 
meinschaft (ABI. L293 vom 24. 10. 1990, S. 1). Zuletzt geändert durch 32 003 R 1882: Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1 882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. 9. 2003 
(ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1). 


In dem Maße, wie Deutschland oder Österreich nach Maßgabe der vorstehenden Un- 
terabsätze von Artikel 111-144 Absatz 1 der Verfassung abweichen, kann Bulgarien 
nach Unterrichtung der Kommission gleichwertige Maßnahmen ergreifen. 

Die Anwendung dieser Nummer darf nicht zu Bedingungen für die zeitweilige Freizü- 
gigkeit von Arbeitnehmern im Rahmen der länderübergreifenden Erbringung von 
Dienstleistungen zwischen Deutschland bzw. Österreich und Bulgarien führen, die re- 
striktiver sind als die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags gelten- 
den Bedingungen. 

1 4. Die Anwendung der Nummern 2 bis 5 und 7 bis 1 2 darf nicht zu Bedingungen für den 
Zugang bulgarischer Staatsangehöriger zu den Arbeitsmärkten der derzeitigen Mit- 
gliedstaaten führen, die restriktiver sind, als die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des 
Beitrittsvertrags geltenden Bedingungen. 

Ungeachtet der Anwendung der Bestimmungen unter den Nummern 1 bis 1 3 räumen 
die derzeitigen Mitgliedstaaten während der Dauer der Anwendung nationaler oder 
sich aus bilateralen Vereinbarungen ergebender Maßnahmen Arbeitnehmern, die 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaats sind, beim Zugang zu ihren Arbeitsmärkten 
Vorrang vor Arbeitnehmern ein, die Staatsangehörige eines Drittstaats sind. 

Bulgarische Wanderarbeitnehmer und ihre Familien, die rechtmäßig in einem anderen 
Mitgliedstaat ihren Wohnsitz haben und dort arbeiten, oder Wanderarbeitnehmer aus 
anderen Mitgliedstaaten und ihre Familien, die rechtmäßig in Bulgarien ihren Wohnsitz 
haben und dort arbeiten, dürfen nicht restriktiver behandelt werden als dieselben Per- 
sonen aus Drittstaaten, die in diesem Mitgliedstaat bzw. Bulgarien ihren Wohnsitz ha- 
ben und dort arbeiten. Darüber hinaus dürfen Wanderarbeitnehmer aus Drittländern, 
die in Bulgarien ihren Wohnsitz haben und dort arbeiten, gemäß dem Grundsatz der 
Gemeinschaftspräferenz nicht günstiger behandelt werden als bulgarische Staatsan- 
gehörige. 


2. Freier Dienstleistungsverkehr 

31 997 L0009: Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
3. März 1 997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABI. L 84 vom 26. 3. 1 997, 
S. 22). 

Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 97/9/EG gilt die Mindestentschädigung in 
Bulgarien bis zum 31. Dezember 2009 nicht. Bulgarien stellt sicher, dass die Entschädi- 
gung nach dem bulgarischen Anlegerentschädigungssystem vom 1 . Januar 2007 bis zum 
31 . Dezember 2007 mindestens 1 2 000 EUR und vom 1 . Januar 2008 bis zum 31 . Dezem- 
ber 2009 mindestens 15 000 EUR beträgt. 

Die anderen Mitgliedstaaten sind während der Übergangszeit weiterhin berechtigt, einer 
Zweigniederlassung einer bulgarischen Wertpapierfirma in ihrem Staatsgebiet die Tätigkeit 
zu untersagen, solange eine solche Zweigniederlassung sich nicht einem offiziell aner- 
kannten Anlegerentschädigungssystem im Staatsgebiet des betreffenden Mitgliedstaates 
anschließt, um die Differenz zwischen der Entschädigungshöhe in Bulgarien und der in 
Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 97/9/EG genannten Mindestentschädigung auszugleichen. 
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3. Freier Kapitalverkehr 

Vertrag über eine Verfassung für Europa 

(1 ) Ungeachtet der Verpflichtungen aus dem Vertrag über eine Verfassung für Europa kann 
Bulgarien die in seinen Rechtsvorschriften zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Bei- 
trittsvertrags enthaltenen Beschränkungen des Erwerbs von Eigentumsrechten an 
Grundstücken für Zweitwohnsitze durch Staatsangehörige der Mitgliedstaaten oder der 
Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) 
ohne Wohnsitz in Bulgarien und durch juristische Personen, die nach den Gesetzen ei- 
nes anderen Mitgliedstaats oder eines EWR-Staates gegründet wurden, nach dem Tag 
des Beitritts fünf Jahre lang beibehalten. 

Staatsangehörige der Mitgliedstaaten und Staatsangehörige der Vertragsparteien des 
EWR-Abkommens, die ihren rechtmäßigen Wohnsitz in Bulgarien haben, dürfen weder 
den Bestimmungen des Unterabsatzes 1 noch anderen Regeln und Verfahren als den- 
jenigen unterworfen werden, die für bulgarische Staatsangehörige gelten. 

(2) Ungeachtet der Verpflichtungen aus dem Vertrag über eine Verfassung für Europa kann 
Bulgarien die in seinen Rechtsvorschriften zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Bei- 
trittsvertrags enthaltenen Beschränkungen des Erwerbs von landwirtschaftlichen Flä- 
chen, Wäldern und forstwirtschaftlichen Flächen durch Staatsangehörige anderer Mit- 
gliedstaaten, durch Staatsangehörige der Vertragsparteien des EWR-Abkommens und 
durch juristische Personen, die nach den Gesetzen eines anderen Mitgliedstaats oder 
eines EWR-Staates gegründet wurden, nach dem Tag des Beitritts sieben Jahre lang 
beibehalten. Auf keinen Fall dürfen Staatsangehörige eines Mitgliedstaats beim Erwerb 
von landwirtschaftlichen Flächen, Wäldern und forstwirtschaftlichen Flächen ungünsti- 
ger als am Tag der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags oder restriktiver als Drittstaats- 
angehörige behandelt werden. 

Selbstständige Landwirte mit der Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaats, 
die sich in Bulgarien niederlassen und dort einen Wohnsitz anmelden wollen, dürfen 
weder den Bestimmungen des Unterabsatzes 1 noch anderen Verfahren als denjeni- 
gen unterworfen werden, die für bulgarische Staatsangehörige gelten. 

Im dritten Jahr nach dem Tag des Beitritts wird eine allgemeine Überprüfung dieser 
Übergangsmaßnahmen vorgenommen. Die Kommission wird dem Rat dazu einen Be- 
richt unterbreiten. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission einstimmig beschlie- 
ßen, den in Unterabsatz 1 genannten Übergangszeitraum zu verkürzen oder zu been- 
den. 


4. Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

31 997 R 2597: Verordnung (EG) Nr. 2597/97 des Rates vom 18. Dezember 1997 zur Fest- 
legung ergänzender Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation für Milch und 
Milcherzeugnisse hinsichtlich Konsummilch (ABI. L351 vom 23.12. 1997, S. 13), zuletzt 
geändert durch: 

- 31 999 R 1 602: Verordnung (EG) Nr. 1 602/1 999 des Rates vom 19.7.1 999 (ABI. L 1 89 
vom 22.7. 1999, S.43) 

Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben b und c der Verordnung (EG) Nr. 2597/97 
gelten bis 30. April 2009 die Anforderungen an den Fettgehalt insofern nicht für in Bulgarien 
erzeugte Konsummilch, als Milch mit einem Fettgehalt von 3% (m/m) als Vollmilch und 
Milch mit einem Fettgehalt von 2% (m/m) als teilentrahmte (fettarme) Milch vermarktet wer- 
den darf. Konsummilch, die die Anforderungen an den Fettgehalt nicht erfüllt, darf nur in 
Bulgarien vermarktet oder in Drittländer ausgeführt werden. 


B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 

32 004 R 0853: Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ur- 
sprungs (ABI. L 1 39 vom 30. 4. 2004, S. 55) 

a) Die in Kapitel I und II der Anlage zu diesem Anhang aufgeführten Milch verarbeitenden 
Betriebe dürfen Lieferungen von Rohmilch, die den in Anhang III Abschnitt IX Kapitel I 
Unterkapitel II und III der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 genannten Anforderungen nicht 
entsprechen, bis zum 31. Dezember 2009 annehmen, sofern die Betriebe, aus denen 
die gelieferte Milch stammt, in einem zu diesen Zweck von den bulgarischen Behörden 
geführten Verzeichnis aufgeführt sind. 
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b) Solange die Bestimmungen dieses Buchstabens für die in Buchstabe a genannten Be- 
triebe gelten, werden Erzeugnisse dieser Betriebe nur auf dem inländischen Markt in 
Verkehr gebracht oder zur weiteren Verarbeitung in Betrieben in Bulgarien verwendet, 
für die die Bestimmungen des Buchstabens a ebenfalls gelten, und zwar unabhängig 
vom Datum des Inverkehrbringens. Diese Erzeugnisse müssen ein anderes Identitäts- 
kennzeichen als das in Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 vorgesehene Identi- 
tätskennzeichen tragen. 

c) Die in Kapitel II der Anlage zu diesem Anhang aufgelisteten Betriebe können bis zum 
31 . Dezember 2009 EU-konforme und nicht EU-konforme Milch in getrennten Produkti- 
onslinien verarbeiten. In diesem Zusammenhang wird unter nicht EU-konformer Milch 
die in Buchstabe a genannte Milch verstanden. Diese Betriebe müssen den EU-Anfor- 
derungen an Betriebe, einschließlich der Anwendung der (in Artikel 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 852/2004/EWG 1 ) genannten) Grundsätze der Gefahrenanalyse und der 
Überwachung kritischer Kontrollpunkte (HACCP-Grundsätze), vollständig genügen und 
nachweisen, dass sie die nachstehend aufgeführten Bedingungen, einschließlich der 
Benennung der betreffenden Produktionslinien, vollständig erfüllen können: 

- Ergreifen aller notwendigen Maßnahmen, um für die ordnungsgemäße Einhaltung 
der innerbetrieblichen Verfahren für die getrennte Behandlung der Milch zu sorgen, 
angefangen beim Sammeln der Milch bis hin zum Fertigerzeugnis, einschließlich der 
Milchsammelrouten, der getrennten Lagerung und Behandlung von EU-konformer 
und nicht EU-konformer Milch, der spezifischen Verpackung und Kennzeichnung von 
auf der Basis von nicht EU-konformer Milch hergestellten Erzeugnissen sowie der 
getrennten Lagerung dieser Erzeugnisse; 

- Einführung eines Verfahrens, mit dem die Rückverfolgbarkeit der Rohstoffe - ein- 
schließlich der notwendigen Dokumente für den Nachweis der Produktbewegungen 
- sichergestellt werden kann, sowie ein Verfahren für die Verbuchung der Erzeug- 
nisse und die Zuordnung von konformen und nicht konformen Rohstoffen zu den be- 
treffenden Erzeugniskategorien; 

- Vornahme einer Wärmebehandlung bei einer Temperatur von mindestens 71 ,7 " C für 
die Dauer von 15 Sekunden bei der gesamten Rohmilch; 

- Ergreifen aller geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Identitätskenn- 
zeichen nicht in betrügerischer Absicht verwendet werden. 

Die bulgarischen Behörden 

- stellen sicher, dass der Betreiber oder Leiter jedes betroffenen Betriebs alle erforder- 
lichen Maßnahmen ergreift, um für die ordnungsgemäße Einhaltung der innerbe- 
trieblichen Verfahren für die getrennte Behandlung der Milch zu sorgen; 

- führen Tests und unangekündigte Kontrollen im Zusammenhang mit der Einhaltung 
der getrennten Behandlung der Milch durch und 

- führen in zugelassenen Labors Tests bei allen Ausgangs- und Fertigerzeugnissen 
durch, um die Einhaltung der Anforderungen des Anhangs III Abschnitt IX Kapitel II 
der Verordnung (EG) Nr. 853/2004, einschließlich der mikrobiologischen Kriterien für 
Milcherzeugnisse, durch diese Erzeugnisse zu überprüfen. 

Milch und/oder Milcherzeugnisse, die aus nicht EU-konforme Rohmilch verarbeitenden 
getrennten Produktionslinien von EU-zugelassenen Milchverarbeitungsbetrieben stam- 
men, dürfen nur unter den unter Buchstabe b genannten Bedingungen in Verkehr ge- 
bracht werden. Produkte auf der Basis von konformer Rohmilch, die in einer getrennten 
Produktionslinie in einem in Kapitel II der Anlage zu diesem Anhang aufgelisteten Be- 
trieb verarbeitet wurde, können als konforme Erzeugnisse in Verkehr gebracht werden, 
solange alle Anforderungen hinsichtlich der Trennung von Produktlinien gewahrt blei- 
ben. 

d) Für Milch und Milcherzeugnisse, die gemäß den in Buchstabe c genannten Bestimmun- 
gen hergestellt werden, ist eine Stützung im Rahmen von Titel I, Kapitel II und III mit 
Ausnahme des Artikels 1 1 , sowie im Rahmen von Titel II der Verordnung (EG) Nr. 1255/ 
1999 2 ) des Rates nur dann vorgesehen, wenn sie mit dem in Anhang II Abschnitt I der 
Verordnung Nr. 853/2004 des Rates genannten ovalen Identitätskennzeichen versehen 
sind. 

e) Bulgarien sorgt für die schrittweise Erfüllung der in Buchstabe a genannten Anforderun- 
gen und unterbreitet der Kommission jährlich einen Bericht über die bei der Modernisie- 
rung der Milchwirtschaftsbetriebe und des Milchsammelsystems erzielten Fortschritte. 


') Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über 
Lebensmittelhygiene (ABI. L 1 39 vom 30. 4. 2004, S. 1 ). 

2 ) Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Milch und Milcherzeugnisse (ABI. LI 60 vom 26.6. 1999, S. 48). Zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EG) Nr. 186/2004 der Kommission (ABI. L29 vom 3. 2. 2003, S. 6). 
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Bulgarien sorgt dafür, dass diese Anforderungen bis zum 31 . Dezember 2009 vollstän- 
dig erfüllt werden. 

f) Die Kommission kann die Anlage zu diesem Anhang vor dem Beitritt und bis zum 
31 . Dezember 2009 gemäß dem Verfahren des Artikels 58 der Verordnung (EG) Nr. 1 78/ 
2002 1 ) aktualisieren und dabei im Lichte der Fortschritte bei der Behebung bestehender 
Mängel und der Ergebnisse des Überwachungsprozesses einzelne Betriebe hinzufügen 
oder streichen. 

Detaillierte Umsetzungsregeln, die das reibungslose Funktionieren der vorstehenden 
Übergangsregelung sicherstellen sollen, können nach dem Verfahren des Artikels 58 
der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 angenommen werden. 


5. Verkehrspolitik 

1. 31 993 Fi 31 18: Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 des Rates vom 25. Oktober 1993 zur 
Festlegung der Bedingungen für die Zulassung von Verkehrsunternehmen zum Güter- 
kraftverkehr innerhalb eines Mitgliedstaats, in dem sie nicht ansässig sind (ABI. L279 
vom 12. 1 1 . 1993, S. 1), zuletzt geändert durch: 

- 32 002 R0484: Verordnung (EG) Nr. 484/2002 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 1 . 3. 2002 (ABI. L 76 vom 1 9. 3. 2002, S. 1 ) 

a) Abweichend von Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 31 1 8/93 und bis zum Ende des 
dritten Jahres ab dem Tag des Beitritts sind in Bulgarien niedergelassene Verkehrs- 
unternehmer vom innerstaatlichen Güterkraftverkehr in den anderen Mitgliedstaaten 
und in den anderen Mitgliedstaaten niedergelassene Verkehrsunternehmer vom in- 
nerstaatlichen Güterkraftverkehr in Bulgarien ausgeschlossen. 

b) Vor Ende des dritten Jahres ab dem Tag des Beitritts teilen die Mitgliedstaaten der 
Kommission mit, ob sie diese Frist um höchstens zwei Jahre verlängern oder ob sie 
künftig Artikel 1 der Verordnung in vollem Umfang anwenden werden. Erfolgt keine 
derartige Mitteilung, so gilt Artikel 1 der Verordnung. Nur Verkehrsunternehmer, die 
in den Mitgliedstaaten ansässig sind, die Artikel 1 der Verordnung anwenden, sind 
zum innerstaatlichen Güterkraftverkehr in den anderen Mitgliedstaaten, die Artikel 1 
ebenfalls anwenden, berechtigt. 

c) Diejenigen Mitgliedstaaten, in denen gemäß Buchstabe b Artikel 1 der Verordnung 
Anwendung findet, können bis zum Ende des fünften Jahres ab dem Datum des Bei- 
tritts das folgende Verfahren anwenden. 

Sind in einem unter Unterabsatz 1 fallenden Mitgliedstaat ernste Störungen des na- 
tionalen Marktes oder von Teilen desselben aufgrund von Kabotage zu verzeichnen 
oder sind derartige Störungen durch Kabotage noch verstärkt worden, beispiels- 
weise wenn ein erheblicher Angebotsüberschuss gegenüber der Nachfrage entsteht 
oder die finanzielle Stabilität oder das Überleben einer beträchtlichen Anzahl von 
Güterkraftverkehrsunternehmen gefährdet wird, unterrichtet der Mitgliedstaat die 
Kommission und die anderen Mitgliedstaaten darüber und übermittelt ihnen sämtli- 
che einschlägige Angaben. Der Mitgliedstaat kann die Kommission auf der Grund- 
lage dieser Unterrichtung ersuchen, die Anwendung von Artikel 1 der Verordnung 
zur Wiederherstellung der normalen Situation ganz oder teilweise auszusetzen. 

Die Kommission prüft die Situation anhand der von dem Mitgliedstaat übermittelten 
Angaben und entscheidet innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang des 
Antrags, ob Schutzmaßnahmen erforderlich sind. Das Verfahren nach Artikel 7 
Absatz 3 Unterabsätze 2, 3 und 4 und Absätze 4, 5 und 6 der Verordnung findet An- 
wendung. 

Ein unter diesen Unterabsatz 1 fallender Mitgliedstaat kann in dringenden und au- 
ßergewöhnlichen Fällen die Anwendung von Artikel 1 der Verordnung aussetzen; er 
teilt dies der Kommission unter Angabe der Gründe nachträglich mit. 

d) Solange Artikel 1 der Verordnung gemäß den Buchstaben a und b nicht angewandt 
wird, können die Mitgliedstaaten den Zugang zum innerstaatlichen Güterkraftver- 
kehr regeln, indem sie nach und nach auf der Grundlage bilateraler Ab-kommen Ka- 
botagegenehmigungen austauschen. Dies kann auch zur vollständigen Liberalisie- 
rung führen. 


') Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 
zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errich- 
tung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Le- 
bensmittelsicherheit (ABI. L31 vom 1.2. 2002, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1642/2003 (ABI. L245 vom 29.9. 2003, S. 4). 
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e) Durch die Anwendung der Buchstaben a bis c darf der Zugang zum innerstaatlichen 
Güterkraftverkehr nicht stärker eingeschränkt werden, als dies zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung des Beitrittsvertrags der Fall war. 

2. 31 996 L 0026: Richtlinie 96/26/EG des Rates vom 29. April 1 996 über den Zugang zum 
Beruf des Güter- und Personenkraftverkehrsunternehmers im innerstaatlichen und 
grenzüberschreitenden Verkehr sowie über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise für die Beförderung von Gü- 
tern und die Beförderung von Personen im Straßenverkehr und über Maßnahmen zur 
Förderung der tatsächlichen Inanspruchnahme der Niederlassungsfreiheit der betref- 
fenden Verkehrsunternehmer (ABI. L 124 vom 23. 5. 1996, S. 1), zuletzt geändert durch: 

- 32004 L0066: Richtlinie 2004/66/EG des Rates vom 26.4. 2004 (ABI. L168 vom 
1.5. 2004, S. 35). 

Bis zum 31 . 1 2. 201 0 gilt Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe c der Richtlinie 96/26/EG in Bul- 
garien nicht für Verkehrsunternehmen, die ausschließlich im innerstaatlichen Güter- und 
Personenkraftverkehr tätig sind. 

Das Eigenkapital und die Reserven dieser Unternehmen müssen nach folgendem Zeit- 
plan schrittweise die in dem genannten Artikel aufgeführten Mindesthöhen erreichen: 

- das Unternehmen muss bis 1 . 1 . 2007 über ein Eigenkapital und Reserven verfügen, 
die sich auf mindestens 5 850 EUR für das erste Fahrzeug und auf mindestens 3 250 
EUR für jedes weitere Fahrzeug belaufen; 

- das Unternehmen muss bis 1 . 1 . 2008 über ein Eigenkapital und Reserven verfügen, 
die sich auf mindestens 6 750 EUR für das erste Fahrzeug und auf mindestens 3 750 
EUR für jedes weitere Fahrzeug belaufen; 

- das Unternehmen muss bis 1 . 1 . 2009 über ein Eigenkapital und Reserven verfügen, 
die sich auf mindestens 7 650 EUR für das erste Fahrzeug und auf mindestens 4250 
EUR für jedes weitere Fahrzeug belaufen; 

- das Unternehmen muss bis 1 . 1 . 201 0 über ein Eigenkapital und Reserven verfügen, 
die sich auf mindestens 8 550 EUR für das erste Fahrzeug und auf mindestens 4750 
EUR für jedes weitere Fahrzeug belaufen. 

3. 31 996 L0053: Richtlinie 96/53/EG des Rates vom 25. Juli 1996 zur Festlegung der 
höchstzulässigen Abmessungen für bestimmte Straßenfahrzeuge im innerstaatlichen 
und grenzüberschreitenden Verkehr in der Gemeinschaft sowie zur Festlegung der 
höchstzulässigen Gewichte im grenzüberschreitenden Verkehr (ABI. L235 vom 17.9. 
1 996, S. 59), zuletzt geändert durch 

- 32 002 L0007: Richtlinie 2002/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18.2. 2002 (ABI. L 67 vom 9. 3. 2002, S. 47). 

Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 96/53/EG dürfen Kraftfahrzeuge, die 
den Grenzwerten der Kategorien 3.2.1, 3.4.1, 3.4.2 und 3.5.1 gemäß Anhang I jener 
Richtlinie entsprechen, bis zum 31 . Dezember 201 3 den nicht ausgebauten Teil des bul- 
garischen Straßennetzes nur dann befahren, wenn ihre Einzelachslast den bulgari- 
schen Grenzwerten entspricht. 

Ab dem Tag des Beitritts dürfen für die Benutzung der Plaupttransitstrecken gemäß An- 
hang I der Entscheidung Nr. 1692/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Juli 1996 über gemeinschaftliche Leitlinien für den Aufbau eines transeuropäi- 
schen Verkehrsnetzes 1 ) durch Fahrzeuge, die den Anforderungen der Richtlinie 96/53/ 
EG entsprechen, keine Beschränkungen vorgesehen werden. 

Bulgarien hält seinen in den nachstehenden Übersichten wiedergegebenen Zeitplan für 
den Ausbau seines Hauptstraßennetzes ein. Bei jeder Infrastrukturinvestition, in die Mit- 
tel aus dem Gemeinschaftshaushalt einfließen, muss sichergestellt sein, dass die 
Hauptverkehrswege für eine Tragfähigkeit von 1 1 ,5 Tonnen pro Achse gebaut oder aus- 
gebaut werden. 

Im Zuge dieses Ausbaus erfolgt eine schrittweise Öffnung des bulgarischen Straßennet- 
zes, einschließlich des Netzes gemäß Anhang I der Richtlinie Nr. 1692/96/EG, für im in- 
ternationalen Verkehr eingesetzte Fahrzeuge, die den Grenzwerten der Richtlinie ent- 
sprechen. Während der gesamten Übergangszeit ist die Benutzung der nicht 
ausgebauten Teile des Nebenstraßennetzes für die Zwecke des Be- und Entladens er- 
laubt, soweit dies technisch möglich ist. 

Ab dem Zeitpunkt des Beitritts dürfen bei allen mit Luftfederung ausgestatteten Fahrzeu- 
gen im grenzüberschreitenden Verkehr, die die Grenzwerte der Richtlinie 96/53/EG ein- 


') ABI. L 228 vom 9. 9. 1 996, S. 1 . Zuletzt geändert durch die Entscheidung Nr. 884/2004/EG (ABI. L 1 67 
vom 30.4.2004, S. 1). 
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halten, auf dem gesamten bulgarischen Straßenverkehrsnetz keine vorübergehenden 
Zusatzgebühren erhoben werden. 

Vorübergehende Zusatzgebühren für die Benutzung nicht ausgebauter Teile des Netzes 
durch im grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzte Fahrzeuge ohne Luftfederung, die 
die Grenzwerte der Richtlinie einhalten, werden in nicht diskriminierender Weise erho- 
ben. Das Gebührensystem muss transparent sein, und die Entrichtung der Gebühren 
darf für den Benutzer nicht mit einem unangemessenen Verwaltungsaufwand oder un- 
angemessenen Verzögerungen verbunden sein, noch darf die Entrichtung dieser Ge- 
bühren zum Anlass für systematische Kontrollen der Achslast an der Grenze genom- 
men werden. Die Überwachung der Einhaltung der höchstzulässigen Einzelachslast 
muss in einer nicht diskriminierenden Weise im gesamten Hoheitsgebiet erfolgen und 
muss auch wirksam sein, wenn es sich um in Bulgarien zugelassene Fahrzeuge han- 
delt. 


Programm für den Ausbau des Straßennetzes (km) 
Tabelle 1 


N 

Straßen- 

nummer 

Straßenabschnitt 

Länge/ 

km 

Inbetrieb- 

nahme 

Maßnahme 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1 

I-5/E-85/ 

Gabrovo - Shipka 

18 

2014 

Straßenneubau 

2 

I-5/E-85/ 

Kardjali - Podkova 
(Makaza) 

18 

2008 

Straßenneubau 



Zwischensumme 

36 



3 

1-6 

Sofia - Pirdop 

56 

2009 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

4 

1-7 

Silistra - Shumen 

88 

2011 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

5 

1-7 

Preslav - E-773 

48 

2010 

Wiederaufbau- 

arbeiten 



Zwischensumme 

136 



6 

I-9/E-87/ 

Rumänische Grenze - 
Balchik 

60 

2009 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

7 

11-12 

Vidin - Grenze von 
Serbien und Monte- 
negro 

26 

2008 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

8 

11-14 

Vidin - Kula - Grenze 
von Serbien und Mon- 
tenegro 

42 

2009 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

9 

11-18 

Ringstraße um Sofia - 
nördlicher Bogen 

24 

2014 

Straßenneubau 

10 

11-19 

Simitli -Götze Delchev 
- griechische Grenze 

91 

2008 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

11 

11-29 

Dobritch - Varna 

21 

2010 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

12 

11-35 

Lovetch - Karnare 

28 

2011 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

13 

11-53 

Sliven - Jambol 

25 

2010 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

14 

11-55 

Gurkovo - Nova 

Zagora 


2010 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

15 

11-55 

Nova Zagora - 
Svilengrad 

81 

2012 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 
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N 

Straßen- 

nummer 

Straßenabschnitt 

Länge/ 

km 

Inbetrieb- 

nahme 

Maßnahme 



Zwischensumme 

107 



16 

11-57 

Stara Zagora - 
Radnevo 

42 

2010 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

17 

11-62 

Kyustendil - Dupnitza 

26 

2011 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

18 

11-63 

Pernik- Grenze von 
Serbien und Monte- 
negro 

20 

2010 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

19 

11-73 

Shumen - Karnobat 

44 

2012 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

20 

11-73 

Shumen - Karnobat 

19 

2011 

Wiederaufbau- 

arbeiten 



Zwischensumme 

63 



21 

11-78 

Radnevo -Topolovgrad 

40 

2013 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

22 

11-86 

Asenovgrad - Smoljan 

72 

2014 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

23 

11-98 

Burgas - Malko 

Tarnovo 

64 

2014 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

24 

III (-197) 

Götze Delchev - 
Smoljan 

87 

2013 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

25 

III (-198) 

Götze Delchev - 
Grenze zur E. J. R. 
Mazedonien 

95 

2013 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

26 

III (-534) 

Elena - Nova Zagora 

52 

2012 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

27 

III (-534) 

Nova Zagora - 
Simeonovgrad 

53 

2014 

Wiederaufbau- 

arbeiten 



Zwischensumme 

105 



28 

III (-601) 

Kjustendil - Grenze Zur 
E. J. R. Mazedonien 

27 

2011 

Straßenneubau 

29 

III (-622) 

Kjustendil - Grenze Zur 
E. J. R. Mazedonien 

31 

2013 

Straßenneubau 

30 

III (-865) 

Smoljan - Madan 

15 

2011 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

31 

III (-867) 

Smolian - Kardjali 

69 

2014 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

32 

III (-868) 

Umgehungsstraße 

Smoljan 

40 

2012 

Straßenneubau 

33 

IV-41 0 068 

Simitli - Grenze zur 

E. J. R. Mazedonien 

28 

2009 

Straßenneubau 

34 


Umgehungsstraße 

Plovdiv 

4 

2014 

Straßenneubau 


AI. 

„Trakia“-Autobahn- 
stara Zagora - 
Karnobat 




35 


Los 2 

33 

2010 

Straßenneubau 
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N 

Straßen- 

nummer 

Straßenabschnitt 

Länge/ 

km 

Inbetrieb- 

nahme 

Maßnahme 

36 


Los 3 

37 

2011 

Straßenneubau 

37 


Los 4 

48 

2014 

Straßenneubau 



Zwischensumme 

118 





Gesamtsumme 

1 598 




Tabelle 2 



2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 


Maßnahme 









Wiederherstellungs- 

arbeiten 

91 

116 

114 

88 

81 

40 

0 


Wiederaufbau- 

arbeiten 

26 

42 

68 

88 

96 

182 

258 


Straßenneubau 

18 

28 

33 

64 

40 

31 

94 



135 

186 

215 

240 

217 

253 

352 

1 598 km 


6. Steuerwesen 

1 . 31 977 L 0388: Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 1 7. Mai 1 977 zur Harmo- 
nisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern - Ge- 
meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund- 
lage (ABI. LI 45 vom 13.6. 1977, S. 1), zuletzt geändert durch: 

- 32004 L0066: Richtlinie 2004/66/EG des Rates vom 26.4. 2004 (ABI. L168 vom 
1.5. 2004, S. 35). 

Bei der Anwendung von Artikel 28 Absatz 3 Buchstabe b der Richtlinie 77/388/EWG 
kann Bulgarien eine Mehrwertsteuerbefreiung für den internationalen Personenverkehr 
gemäß Anhang F Nummer 17 der Richtlinie beibehalten, solange dieselbe Befreiung in 
einem der derzeitigen Mitgliedstaaten angewandt wird oder, falls dies früher eintritt, bis 
die Bedingung gemäß Artikel 28 Absatz 4 der Richtlinie erfüllt ist. 

2. 31 992 L 0079: Richtlinie 92/79/EWG des Rates vom 1 9. Oktober 1 992 zur Annäherung 
der Verbrauchsteuern auf Zigaretten (ABI. L316 vom 31 . 10. 1992, S.8), zuletzt geän- 
dert durch: 

- 32003 L0117: Richtlinie 2003/1 17/EG des Rates vom 5.12. 2003 (ABI. L333 vom 
20.12.2003, S. 49). 

Abweichend von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 92/79/EWG darf Bulgarien die Anwen- 
dung der globalen Mindestverbrauchsteuer auf den Kleinverkaufspreis (einschließlich 
aller Steuern) von Zigaretten der gängigsten Preisklasse bis zum 31 . Dezember 2009 
aufschieben, sofern Bulgarien während dieses Zeitraums seine Verbrauchsteuersätze 
schrittweise an die in der Richtlinie vorgesehene globale Mindestverbrauchsteuer an- 
gleicht. 

Unbeschadet des Artikels 8 der Richtlinie 92/12/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 
über das allgemeine System, den Besitz, die Beförderung und die Kontrolle verbrauch- 
steuerpflichtiger Waren 1 ) und nach Unterrichtung der Kommission können die Mitglied- 
staaten, solange die oben genannte Ausnahmeregelung angewandt wird, für aus Bul- 
garien in ihr Hoheitsgebiet ohne Entrichtung weiterer Verbrauchsteuern mitgebrachte 
Zigaretten die gleichen Mengenbeschränkungen wie für Zigaretten aufrechterhalten, 
die aus Drittländern eingeführt werden. Die Mitgliedstaaten, die von dieser Möglichkeit 
Gebrauch machen, können die erforderlichen Kontrollen durchführen, sofern dadurch 
das einwandfreie Funktionieren des Binnenmarktes nicht beeinträchtigt wird. 


') ABI. L 76 vom 23. 3. 1 992, S. 1 . Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003 (ABI. L 1 22 
vom 16.5.2003, S.36). 
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3. 32 003 L0049: Richtlinie 2003/49/EG des Rates vom 3. Juni 2003 über eine gemein- 
same Steuerregelung für Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen verbun- 
denen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. LI 57 vom 26. 6. 2003, S. 49), 
zuletzt geändert durch: 

- 32004 L0076: Richtlinie 2004/76/EG des Rates vom 29.4. 2004 (ABI. L157 vom 
30.4.2004, S. 106) 

Es wird Bulgarien gestattet, die Bestimmungen des Artikels 1 der Richtlinie 2003/49/EG 
bis zum 31 . Dezember 2014 nicht anzuwenden. Während dieser Übergangszeit darf der 
Steuersatz für Zinsen oder Lizenzgebühren, die an ein verbundenes Unternehmen ei- 
nes anderen Mitgliedstaats oder an eine in einem anderen Mitgliedstaat gelegene Be- 
triebsstätte eines verbundenen Unternehmens eines Mitgliedstaates gezahlt werden, 
bis zum 31 . Dezember 2010 10% und in den darauf folgenden Jahren bis zum 31 . De- 
zember 2014 5% nicht überschreiten. 

4. 32 003 L0096: Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restruktu- 
rierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieer- 
zeugnissen und elektrischem Strom (ABI. L283 vom 31. 10. 2003, S. 51), zuletzt geän- 
dert durch: 

- 32 004 L 0075: Richtlinie 2004/75/EG des Rates vom 29.4. 2004 (ABI. LI 57 vom 
30.4.2004, S. 100) 

a) Abweichend von Artikel 7 der Richtlinie 2003/96/EG kann Bulgarien folgende Über- 
gangszeiten anwenden: 

- bis zum 1 . Januar 201 1 für die Angleichung der nationalen Steuer auf als Kraft- 
stoff genutztes unverbleites Benzin an die Mindesthöhe von 359 EUR je 1 0001. 
Der effektive Steuersatz auf als Kraftstoff genutztes unverbleites Benzin darf ab 
1 . Januar 2008 nicht weniger als 323 EUR auf je 1 000 1 betragen; 

- bis zum 1 . Januar 201 0 für die Angleichung der nationalen Steuer auf als Kraft- 
stoff genutztes Gasöl und Kerosin an die Mindesthöhe von 302 EUR je 1 000 1 und 
bis zum 1 . Januar 201 3 an die Mindesthöhe von 330 EUR je 1 000 1. Der effektive 
Steuersatz auf als Kraftstoff genutztes Gasöl und Kerosin darf ab 1 . Januar 2008 
nicht weniger als 274 EUR auf je 1 000 1 betragen. 

b) Abweichend von Artikel 9 der Richtlinie 2003/96/EG kann Bulgarien folgende Über- 
gangszeiten anwenden: 

- bis zum 1 . Januar 201 0 für die Angleichung der nationalen Steuer auf für Fern- 
heizungszwecke verwendete Kohle und Koks an die in Anhang I Tabelle C fest- 
gelegte Mindesthöhe der Besteuerung; 

- bis zum 1 . Januar 2009 für die Angleichung der nationalen Steuer auf für andere 
als Fernheizungszwecke verwendete Kohle und Koks an die in Anhang I Tabelle 
C festgelegte Mindesthöhe der Besteuerung. 

Der effektive Steuersatz für die betreffenden Energieerzeugnisse darf ab 1 . Januar 
2007 nicht weniger als 50% des jeweiligen gemeinschaftlichen Mindestsatzes betra- 
gen. 

c) Abweichend von Artikel 10 der Richtlinie 2003/96/EG kann Bulgarien eine Über- 
gangszeit bis zum 1. Januar 2010 für die Angleichung der nationalen Steuer auf 
Elektrizität an die in Anhang I Tabelle C festgelegte Mindesthöhe anwenden. Der ef- 
fektive Steuersatz für Elektrizität darf ab 1 . Januar 2007 nicht weniger als 50% des 
jeweiligen gemeinschaftlichen Mindestsatzes betragen. 


7. Sozialpolitik und Beschäftigung 

32 001 L0037: Richtlinie 2001 /37/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. Juni 2001 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Herstellung, die Aufmachung und den Verkauf von Tabakerzeugnissen (ABI. L 194 
vom 18.7.2001, S. 26). 

Abweichend von Artikel 3 der Richtlinie 2001 /37/EG gilt der Teerhöchstgehalt für Zigaret- 
ten, die im Hoheitsgebiet Bulgariens hergestellt und vermarktet werden, ab dem 1 . Januar 
201 1 . Während des Übergangszeitraums: 

- dürfen in Bulgarien hergestellte Zigaretten mit einem Teergehalt von mehr als 1 0 mg je 
Zigarette in den anderen Mitgliedstaaten nicht vermarktet werden; 

- dürfen in Bulgarien hergestellte Zigaretten mit einem Teergehalt von mehr als 13 mg je 
Zigarette nicht in Drittländer ausgeführt werden; dieser Höchstwert verringert sich ab 
dem 1 . Januar 2008 auf 1 2 mg und ab dem 1 . Januar 201 0 auf 1 1 mg. 
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- Bulgarien wird der Kommission regelmäßig aktualisierte Informationen über den Zeit- 
plan und die Maßnahmen zur Einhaltung der Richtlinie übermitteln. 


8. Energie 

31 968 L0414: Richtlinie 68/414/EWG des Rates vom 20. Dezember 1968 zur Verpflich- 
tung der Mitgliedstaaten der EWG, Mindestvorräte an Erdöl und/oder Erdölerzeugnissen zu 
halten (ABI. L308 vom 23. 12. 1968, S. 14), zuletzt geändert durch: 

- 31 998 L0093: Richtlinie 98/93/EG des Rates vom 14. 12. 1998 (ABI. L 358 vom 31.12. 
1998, S. 100) 

Abweichend von Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie 68/414/EWG gelten in Bulgarien die An- 
forderungen an die Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen bis zum 31. Dezember 2012 
nicht. Bulgarien stellt sicher, dass seine Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen für jede der 
in Artikel 2 genannten Kategorien von Erdölerzeugnissen mindestens dem nach dem Ta- 
gesdurchschnitt errechneten Inlandsverbrauch gemäß Artikel 1 Absatz 1 für die folgende 
Anzahl von Tagen entsprechen: 

- für 30 Tage bis zum 1 . Januar 2007; 

- für 40 Tage bis zum 31 . Dezember 2007 ; 

- für 50 Tage bis zum 31 . Dezember 2008; 

- für 60 Tage bis zum 31 . Dezember 2009; 

- für 70 Tage bis zum 31. Dezember 2010; 

- für 80 Tage bis zum 31 . Dezember 2011; 

- für 90 Tage bis zum 31 . Dezember 2012. 


9. Telekommunikation und Informationstechnologie 

32 002 L0022: Richtlinie 2002/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. März 2002 über den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikati- 
onsnetzen und -diensten (Universaldienstrichtlinie) (ABI. L 1 08 vom 24. 4. 2002, S. 51 ) 

Abweichend von Artikel 30 Absatz 1 der Richtlinie 2002/22/EG kann Bulgarien die Einfüh- 
rung der Nummernübertragbarkeit höchstens bis zum 1 . Januar 2009 zurückstellen. 


10. Umwelt 


A. Luftqualität 

1. 31 994 L0063: Richtlinie 94/63/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Dezember 1994 zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindun- 
gen (VOC-Emissionen) bei der Lagerung von Ottokraftstoff und seiner Verteilung von 
den Auslieferungslagern bis zu den Tankstellen (ABI. L 365 vom 31.12.1 994, S. 24), ge- 
ändert durch: 

- 32 003 RI 882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ). 

a) Abweichend von Artikel 3 und Anhang I der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforde- 
rungen an vorhandene Lagertanks in Auslieferungslagern in Bulgarien bis zu folgen- 
den Terminen nicht: 

- bis zum 31. Dezember 2007 für Lagertanks in 6 Auslieferungslagern mit einem 
Durchsatz von über 25000 Tonnen/Jahr, jedoch nicht mehr als 50 000 Tonnen/ 
Jahr; 

- bis zum 31 . Dezember 2009 für Lagertanks in 1 9 Auslieferungslagern mit einem 
Durchsatz von nicht mehr als 25000 Tonnen/Jahr. 

b) Abweichend von Artikel 4 und Anhang II der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforde- 
rungen an das Befüllen und Entleeren vorhandener beweglicher Behältnisse in Aus- 
lieferungslagern in Bulgarien bis zu folgenden Terminen nicht: 

- bis zum 31. Dezember 2007 für 12 Auslieferungslager mit einem Durchsatz von 
über 25 000 Tonnen/Jahr, jedoch nicht mehr als 1 50 000 Tonnen/Jahr; 

- bis zum 31 . Dezember 2009 für 29 Auslieferungslager mit einem Durchsatz von 
nicht mehr als 25 000 Tonnen/Jahr. 
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c) Abweichend von Artikel 5 der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforderungen an vor- 
handene bewegliche Behältnisse in Auslieferungslagern in Bulgarien bis zu folgen- 
den Terminen nicht: 

- bis zum 31 . Dezember 2007 für 50 Straßentankfahrzeuge; 

- bis zum 31 . Dezember 2009 für 466 weitere Straßentankfahrzeuge. 

d) Abweichend von Artikel 6 und Anhang III der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforde- 
rungen an das Befüllen vorhandener Lagertanks an Tankstellen in Bulgarien bis zu 
folgenden Terminen nicht: 

- bis zum 31. Dezember 2007 für 355 Tankstellen mit einem Durchsatz von über 
500 m 3 /Jahr, jedoch nicht mehr als 1 000 m 3 /Jahr; 

- bis zum 31 . Dezember 2009 für 653 Tankstellen mit einem Durchsatz von bis zu 
500 m 3 /Jahr. 

2. 31 999 L0032: Richtlinie 1999/32/EG des Rates vom 26. April 1999 über eine Verringe- 
rung des Schwefelgehalts bestimmter flüssiger Kraft- oder Brennstoffe und zur Ände- 
rung der Richtlinie 93/12/EWG (ABI. L 121 vom 11.5. 1999, S. 13), geändert durch: 

- 32 003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1) 

a) Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 1999/32/EG gelten die Anforderun- 
gen an den Schwefelgehalt von Schwerölen in Bulgarien bis zum 31.Dezem-ber 
2011 nicht für den heimischen Verbrauch. Während dieser Übergangszeit darf der 
Schwefelgehalt 3,00 Masseprozent nicht überschreiten. 

b) Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 1 999/32/EG gelten die Anforderun- 
gen an den Schwefelgehalt von Gasöl in Bulgarien bis zum 31 . Dezember 2009 nicht 
für den heimischen Verbrauch. Während dieser Übergangszeit darf der Schwefelge- 
halt 0,20 Masseprozent nicht überschreiten. 


B. Abfallwirtschaft 


1. 31 993 R 0259: Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates vom 1 . Februar 1993 zur Über- 
wachung und Kontrolle der Verbringung von Abfällen in der, in die und aus der Europäi- 
schen Gemeinschaft (ABI. L30 vom 6. 2. 1993, S. 1), zuletzt geändert durch: 


- 32 001 R 2557: Verordnung (EG) Nr. 2557/2001 der Kommission vom 28.12. 2001 
(ABI. L 349 vom 31 . 1 2. 2001 , S. 1 ). 

a) Bis zum 31 . Dezember 201 4 sind Verbringungen nach Bulgarien von zur Verwertung 
bestimmten Abfällen, die in Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 aufgeführt 
sind, den zuständigen Behörden zu notifizieren und gemäß den Artikeln 6, 7 und 8 
der Verordnung abzuwickeln. 

b) Abweichend von Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 können die zu- 
ständigen Behörden Bulgariens bis zum 31. Dezember 2009 Einwände gegen die 
Verbringung der folgenden in Anhang III aufgeführten zur Verwertung bestimmten 
Abfälle nach Bulgarien aus den in Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung festgelegten 
Gründen erheben. Für diese Verbringungen gilt Artikel 1 0 der Verordnung. 

AA. Metallhaltige Abfälle 

- AA 090 Arsenabfälle und Rückstände 

- AA100 Quecksilberabfälle und Rückstände 

- AA130 Flüssigkeiten aus dem Beizen von Metallen 

AB. Abfälle aus vorwiegend anorganischen Stoffen, eventuell mit Metallen oder or- 
ganischen Stoffen 

AC. Vorwiegend organische Stoffe enthaltende Abfälle, eventuell mit Metallen 
und anorganischen Stoffen 


- AC 040 

- AC 050 

- AC 060 

- AC 070 

- AC 080 

- AC 1 1 0 

- AC 120 


Schlamm von verbleitem Benzin 
Heizflüssigkeit (Wärmeübertragung) 

Hydraulikflüssigkeit 

Bremsflüssigkeit 

Frostschutzmittel 

Phenole und phenolhaltige Verbindungen einschließlich Chlorphe- 
nole, in flüssiger Form oder als Schlamm 

Polychlornaphthalin 
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- AC 150 Fluorchlorkohlenwasserstoffe 

- AC 160 Flalone 

- AC 190 Rückstände aus der Abwrackung von Kraftfahrzeugen (leichtes 

Mahlgut) 

- AC 200 Organische Phosphorverbindungen 

- AC 230 Halogenhaltige oder nichthalogenhaltige wasserfreie Destillations- 

rückstände, die bei der Wiedergewinnung von Lösungsmitteln an- 
fallen 


- AC 240 Abfälle aus der Herstellung von halogenierten, aliphatischen Koh- 

lenwasserstoffen (wie Chlormethanen, Dichlorethan, Vinylchlorid, 
Vinylidenchlorid, Allychlorid und Epichlorydrin) 

- AC 260 Flüssiger Schweinemist; Fäkalien 


AD. Abfälle, die sowohl anorganische als auch organische Stoffe enthalten können 


- AD 010 Abfälle aus der Herstellung und Zubereitung pharmazeutischer 
Produkte 


Abfälle, die die nachstehenden Stoffen enthalten, aus ihnen beste- 
hen oder von diesen verunreinigt sind: 

• AD 040 - anorganische Cyanide, ausgenommen feste Edelme- 
tallrückstände, die Spuren von anorganischen Cyaniden enthal- 
ten 

• AD 050 - organische Cyanide 

- AD 060 Gemische und Emulsionen aus Öl und Wasser oder aus Kohlen- 
wasserstoffen und Wasser 


- AD 070 Abfälle aus der Herstellung, Zubereitung und Verwendung von Tin- 

ten, Farbstoffen, Pigmenten, Anstrichfarben und Lacken 

- AD 150 Als Filter (z. B. Biofilter) verwendete, natürlich vorkommende orga- 

nische Stoffe 


- AD 160 Kommunale Abfälle oder Hausmüll 


Dieser Zeitraum kann nach dem in Artikel 18 der Richtlinie 75/442/EWG des Rates 
über Abfälle festgelegten Verfahren 1 ), in ihrer durch die Richtlinie 91/156/EWG des 
Rates vom 15. Juli 1975 2 ) geänderten Fassung höchstens bis zum 31. Dezember 
2012 verlängert werden. 

c) Abweichend von Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 können die zu- 
ständigen Behörden Bulgariens bis zum 31 . Dezember 2009 gegen die Verbringung 
nach Bulgarien von zur Verwertung bestimmten Abfällen, die in Anhang IV der Ver- 
ordnung aufgeführt sind, und gegen die Verbringung von zur Verwertung bestimm- 
ten, nicht in den Anhängen der Verordnung aufgeführten Abfällen aus den in Artikel 4 
Absatz 3 der Verordnung festgelegten Gründen Einwände erheben. 

d) Abweichend von Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 erheben die 
zuständigen Behörden Bulgariens Einwände gegen Verbringungen von zur Verwer- 
tung bestimmten Abfällen, die in den Anhängen II, III und IV der Verordnung aufge- 
führt sind, sowie gegen Verbringungen von zur Verwertung bestimmten Abfällen, die 
in diesen Anhängen nicht aufgeführt sind und die für eine Anlage bestimmt sind, für 
die eine vorübergehende Ausnahme von bestimmten Vorschriften der Richtlinie 96/ 
61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die integrierte Vermeidung und Ver- 
minderung der Umweltverschmutzung 3 ) oder der Richtlinie 2001/80/EG des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2001 zur Begrenzung von 
Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanlagen in die Luft 4 ) gilt; dies gilt für die 
Dauer der vorübergehenden Ausnahme für die Bestimmungsanlage. 

2. 31 994 L0062: Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Dezember 1994 über Verpackungen und Verpackungsabfälle (ABI. L365 vom 

31.12. 1994, S. 10), zuletzt geändert durch: 

- 32004 L0012: Richtlinie 2004/12/EG des Europäischen Parlaments des Rates vom 
11.2. 2004 (ABI. L 47 vom 1 8. 2. 2004, S. 26) 


') ABI. LI 94 vom 25.7. 1975, S.39. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 (ABI. 
L284 vom 31 . 1 0. 2003, S. 1 ). 

2 ) ABI. L 78 vom 26.3. 1991, S. 32. 

3 ) ABI. L257 vom 10. 10. 1996, S.26. 

4 ) ABI. L309 vom 27. 1 1 . 2001 , S. 1. Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003 (ABI. L236 vom 
23.9. 2003, S. 33). 
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a) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 94/62/EG erreicht Bul- 
garien die Gesamtverwertungsquoten für die stoffliche Verwertung oder die Verbren- 
nung in Abfallverbrennungsanlagen mit Energierückgewinnung bis 31. Dezember 
201 1 , wobei nachstehende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 35 Gewichtsprozent bis 31 . Dezember 2006, 39 Gewichtsprozent für 2007, 42 
Gewichtsprozent für 2008, 46 Gewichtsprozent für 2009 und 48 Gewichtsprozent 
für 2010. 

b) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 94/62/EG erreicht Bul- 
garien die Gesamtverwertungsquoten für die stoffliche Verwertung oder die Verbren- 
nung in Abfallverbrennungsanlagen mit Energierückgewinnung bis 31. Dezember 
2014, wobei nachstehende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 50 Gewichtsprozent für 201 1 , 53 Gewichtsprozent für 2012 und 56 Gewichtspro- 
zent für 2013. 

c) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 94/62/EG erreicht Bul- 
garien das Ziel für die stoffliche Verwertung von Kunststoffen bis 31 . Dezember 2009, 
wobei nachstehende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 8 Gewichtsprozent bis 31. Dezember 2006, 12 Gewichtsprozent für 2007 und 
14,5 Gewichtsprozent für 2008. 

d) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie 94/62/EG erreicht Bul- 
garien das Gesamtziel für die stoffliche Verwertung bis 31. Dezember 2014, wobei 
nachstehende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 34 Gewichtsprozent bis 31. Dezember 2006, 38 Gewichtsprozent für 2007, 42 
Gewichtsprozent für 2008, 45 Gewichtsprozent für 2009, 47 Gewichtsprozent für 
2010, 49 Gewichtsprozent für 201 1 , 52 Gewichtsprozent für 2012 und 54,9 Ge- 
wichtsprozent für 2013. 

e) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e Ziffer i der Richtlinie 94/62/EG er- 
reicht Bulgarien das Ziel für die stoffliche Verwertung von Glas bis 31 . Dezember 
2013, wobei nachstehende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 26 Gewichtsprozent bis 31. Dezember 2006, 33 Gewichtsprozent für 2007, 40 
Gewichtsprozent für 2008, 46 Gewichtsprozent für 2009, 51 Gewichtsprozent für 
201 0, 55 Gewichtsprozent für 201 1 und 59,6 Gewichtsprozent für 201 2. 

f ) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e Ziffer iv der Richtlinie 94/62/EG er- 
reicht Bulgarien das Ziel für die stoffliche Verwertung von Kunststoffen bis 31. De- 
zember 2013, wobei nur Material berücksichtigt wird, das durch stoffliche Verwertung 
wieder zu Kunststoff wird, wobei nachstehende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 1 7 Gewichtsprozent für 2009, 1 9 Gewichtsprozent für 2010, 20 Gewichtsprozent 
für 201 1 und 22 Gewichtsprozent für 201 2. 

3. 31 999 L0031 : Richtlinie 1999/31 /EG des Rates vom 26. April 1999 über Abfalldeponien 
(ABI. L 182 vom 16. 7. 1999, S. 1), geändert durch: 

- 32 003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1). 

Abweichend von Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a und b und Anhang I Nummer 2 zwei- 
ter Gedankenstrich der Richtlinie 1999/31 /EG und unbeschadet des Artikels 6 Buch- 
stabe c Ziffer ii der genannten Richtlinie und der Richtlinie 75/442/EWG des Rates vom 
25. Juli 1975 über Abfälle 1 ) gelten die Anforderungen für flüssige korrosive und brand- 
fördernde Abfälle und für die Verhinderung des Eindringens von Oberflächenwasser in 
die abgelagerten Abfälle für die folgenden 14 vorhandenen Anlagen bis zum 
31 . Dezember 2014 nicht: 

1 . Absetzbecken „Polimeri“, Varna, Devnya; 

2. Kombiniertes Asche- und Absetzbecken „Solvay Sodi“, „Deven“ und „Agropolichim“, 
Varna, Devnya in der Gemeinde Varna: 

3. Aschebecken TPP „Varna“, Varna, Beloslav; 

4. Aschebecken „Sviloza“, Veliko Tarnovo, Svistov; 

5. TPP im Aschebecken“Zaharni zavodi“, Veliko Tarnovo, Gorna Oryahovitsa; 

6. Aschebecken „Vidachim v likvidatsia“, Vidin, Vidin; 

7. Aschebecken „Toplofikatsia-Ruse“, TPP „Ruse-East“, Ruse, Ruse; 

8. Aschebecken TPP „Republika“, „COF-Pernik“ und „Kremikovtsi-Rudodobiv“, Pernik, 
Pernik: 


') ABI. L194 vom 25.7. 1975, S.39. Geändert durch die Richtlinie 91/156/EWG und zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 (ABI. L284 vom 31 . 1 0. 2003, S. 1 ). 
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9. Aschebecken „Toplofikatsia Pernik „ und „Solidus" Pernik, Pernik, Pernik; 

10. Aschebecken TPP „Bobov dol“, Kyustendil, Bobovdol; 

1 1 . Aschebecken „Brikel“, Stara Zagora, Galabovo; 

12. Aschebecken „Toplofikatsia Sliven", Sliven, Sliven; 

13. Aschebecken TPP „Maritsa 3“, Haskovo, Dimitrovgrad; 

14. Aschebecken TPP „Maritsa 3“, Haskovo, Dimitrovgrad. 

Bulgarien trägt dafür Sorge, dass die Deponierung von Abfällen in diesen 1 4 vorhande- 
nen Anlagen, die die Anforderungen nicht erfüllen, entsprechend den folgenden Jahres- 
höchstmengen schrittweise reduziert wird: 

- bis zum 31 . Dezember 2006: 3 020 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2007: 3 010 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2008: 2 990 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2009: 1 978 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 201 0: 1 940 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 201 1 : 1 929 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2012: 1 919 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 201 3: 1 1 59 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 201 4: 1 039 000 Tonnen. 

4. 32 002 L 0096: Richtlinie 2002/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. Januar 2003 über Elektro- und Elektronik-Altgeräte (ABI. L37 vom 13.2. 2003, 
S. 24), geändert durch: 

- 32 003 L 01 08: Richtlinie 2003/1 08/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 8. 12. 2003 (ABI. L345 vom 31.12. 2003, S. 106). 

Abweichend von Artikel 5 Absatz 5 und Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie 2002/96/EG 
muss Bulgarien die Quote von mindestens vier Kilogramm getrennt gesammelten Elek- 
tro- und Elektronik-Altgeräten aus privaten Haushalten pro Einwohner pro Jahr, die Ver- 
wertungsquote und die Wiederverwendungs- und Recyclingquote für Bauteile, Werk- 
stoffe und Stoffe bis 31 . Dezember 2008 erreichen. 


C. Wasserqualität 

31 991 L0271 : Richtlinie 91/271 /EWG des Rates vom 21 . Mai 1991 über die Behandlung 
von kommunalem Abwasser (ABI. L 135 vom 30. 5. 1991 , S. 40), zuletzt geändert durch: 

- 32003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1). 

Abweichend von Artikel 3, Artikel 4 und Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 91/271/EWG gel- 
ten die Anforderungen an Kanalisationen und an die Behandlung von kommunalem Abwas- 
ser in Bulgarien bis zum 31 . Dezember 201 4 nicht in vollem Umfang, wobei jedoch folgen- 
des Zwischenziel gilt: 

- bis 31 . Dezember 2010 ist in Gemeinden mit mehr als 1 0 000 EW die Einhaltung der 
Richtlinie zu gewährleisten. 


D. Industrielle Umweltbelastung und Risikomanagement 

1. 31 996 L0061: Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die inte- 
grierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (ABI. L257 vom 
10. 10. 1996, S. 26), zuletzt geändert durch: 

- 32 003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ) 

Abweichend von Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 96/61 /EG gelten die Auflagen für die 
Erteilung von Genehmigungen für bestehende Anlagen in Bulgarien für die nachste- 
hend aufgeführten Anlagen bis zu dem jeweils angegebenen Datum nicht, soweit es um 
die Pflicht geht, diese Anlagen in Übereinstimmung mit den Emissionsgrenzwerten, 
äquivalenten Parametern oder äquivalenten technischen Maßnahmen auf der Grund- 
lage der besten verfügbaren Techniken gemäß Artikel 9 Abätze 3 und 4 zu betreiben: 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 123 - 


Drucksache 16/2293 


Bis 31 . Dezember 2008: 

- „Yambolen“ - Yambol (Tätigkeit 4.1 h) 

- „Verila“ - Ravno Pole (Tätigkeit 4.1) 

- „Lakprom“ - Svetovrachane (Tätigkeit 4.1 b) 

- „Orgachim“ - Ruse (Tätigkeit 4.1 j) 

- „Neochim“ - Dimitrovgrad (Tätigkeit 4.1 b) 

Bis 31 . Dezember 2009: 

- „Eliseyna“ gara Eliseyna (Tätigkeit 2.5a) 

Bis 31 . Dezember 201 1 : 

- TPP „Ruse East“ - Ruse (Tätigkeit 1.1) 

- TPP „Varna“ - Varna (Tätigkeit 1.1) 

- TPP „Bobov dol“ - Sofia (Tätigkeit 1.1) 

- TPP in „Lukoil Neftochim“ - Burgas (Tätigkeit 1.1) 

- „Lukoil Neftochim“ - Burgas (Tätigkeit 1 .2) 

- „Kremikovtsi“ - Sofia (Tätigkeit 2.2) 

- „Radomir-Metali“ - Radomir (Tätigkeit 2.3b) 

- „Solidus“ - Pernik (Tätigkeit 2.4) 

- „Berg Montana fitingi“ - Montana (Tätigkeit 2.4) 

- „Energoremont“ - Kresna (Tätigkeit 2.4) 

- „Chugunoleene“ - Ihtiman (Tätigkeit 2.4) 

- „Alkomet“ - Shumen (Tätigkeit 2.5b) 

- „Start“ - Dobrich (Tätigkeit 2.5b) 

- „Alukom“ - Pleven (Tätigkeit 2.5b) 

- „Energiya“ -Targovishte (Tätigkeit 2.5b) 

- „Uspeh“ - Lukovit (Tätigkeit 3.5) 

- „Keramika“ - Burgas (Tätigkeit 3.5) 

- „Stroykeramika“ - Mezdra (Tätigkeit 3.5) 

- „Stradlja keramika“ - Stradlja (Tätigkeit 3.5) 

- „Balkankeramiks“ - Novi Iskar (Tätigkeit 3.5) 

- „Shamot“ - Elin Pelin (Tätigkeit 3.5) 

- Keramikwerk - Dragovishtitsa (Tätigkeit 3.5) 

- „Fayans“ - Kaspichan (Tätigkeit 3.5) 

- „Solvay Sodi“ - Devnya (Tätigkeit 4.2d) 

- „Polimeri“ - Devnya (Tätigkeit 4.2c) 

- „Agropolichim“ - Devnya (Tätigkeit 4.3) 

- „Neochim“ - Dimitrovgrad (Tätigkeit 4.3) 

- „Agriya“ - Plovdiv (Tätigkeit 4.4) 

- „Balkanpharma“ - Razgrad (Tätigkeit 4.5) 

- „Biovet“ - Peshtera (Tätigkeit 4.5) 

- „Catchup-frukt“ - Aitos (Tätigkeit 6.4b) 

- „Bulgarikum“ - Burgas (Tätigkeit 6.4c) 

- „Serdika 90“ - Dobrich (Tätigkeit 6.4c) 

- „Ekarisaj“ - Varna (Tätigkeit 6.5) 

- „Ekarisaj Bert“ - Burgas (Tätigkeit 6.5) 

Für diese Anlagen werden vor dem 30. Oktober 2007 vollständig koordinierte Genehmi- 
gungen ausgestellt, die einzelne verbindliche Zeitpläne für die Erreichung der vollstän- 
digen Übereinstimmung beinhalten. Mit diesen Genehmigungen wird gewährleistet, 
dass die allgemeinen Prinzipien der Grundpflichten der Betreiber gemäß Artikel 3 der 
Richtlinie zum 30. Oktober 2007 eingehalten werden. 
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2. 32001 L0080: Richtlinie 2001 /80/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2001 zur Begrenzung von Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanla- 
gen in die Luft (ABI. L309 vom 27. 1 1 . 2001 , S. 1), geändert durch: 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33). 

a) Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 und Teil A der Anhänge III, IV und VII der 
Richtlinie 2001 /80/EG gelten die Emissionsgrenzwerte für Schwefeldioxid und für 
Staub in Bulgarien für die folgenden Anlagen bis zu dem für jeden einzelnen Block 
der Anlage angegebenen Termin nicht: 

- TPP „Varna“: 

- Block 1 bis zum 31 . Dezember 2009 

- Block 2 bis zum 31 . Dezember 2010 

- Block 3 bis zum 31 . Dezember 201 1 

- Block 4 bis zum 31 . Dezember 2012 

- Block 5 bis zum 31 . Dezember 2013 

- Block 6 bis zum 31 . Dezember 2014 

- TPP „Bobov dol“: 

- Block 2 bis zum 31 . Dezember 201 1 

- Block 3 bis zum 31 . Dezember 2014 

- TPP „Ruse-East“: 

- Blöcke 3 und 4 bis zum 31 . Dezember 2009 

- Blöcke 1 und 2 bis zum 31 . Dezember 201 1 

- TPP in „Lukoil Neftochim“ Burgas: 

- Blöcke 2, 7, 8,9,10 und 1 1 bis zum 31 . Dezember 201 1 . 

Während dieser Übergangszeit dürfen Schwefeldioxid- und Staubemissionen aus al- 
len Feuerungsanlagen nach der Richtlinie 2001 /80/EG die folgenden Zwischen- 
grenzwerte nicht überschreiten: 

- 2008: 1 79 700 Tonnen S0 2 /Jahr; 8900 Tonnen Staub/Jahr; 

- 201 2: 1 03 000 Tonnen S0 2 /Jahr; 6000 Tonnen Staub/Jahr. 

b) Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 und Teil A des Anhangs IV der Richtlinie 2001/ 
80/EG gelten die Emissionsgrenzwerte für Stickoxid in Bulgarien bis zum 31 . De- 
zember 201 1 nicht für die Blöcke 2, 7, 8, 9, 10 und 1 1 der Feuerungsanlage TPP in 
„Lukoil Neftochim“ Burgas. 

Während dieser Übergangszeit dürfen Stickoxidemissionen aus allen Feuerungsan- 
lagen nach der Richtlinie 2001 /80/EG die folgenden Zwischengrenzwerte nicht über- 
schreiten: 

- bis 2008: 42 900 Tonnen/Jahr; 

- bis 2012: 33 300 Tonnen/Jahr. 

c) Bulgarien legt der Kommission bis zum 1 . Januar 201 1 einen aktualisierten Plan ein- 
schließlich eines Investitionsplans für die schrittweise Anpassung der verbleibenden 
nicht konformen Anlagen vor, der klar umrissene Etappen für die Anwendung des 
Besitzstands enthält. Diese Pläne stellen sicher, dass eine weitere Verringerung der 
Emissionen bis auf ein deutlich unter den unter den Buchstaben a und b genannten 
Zwischenzielen liegendes Niveau erfolgt, insbesondere für die Emissionen im Zeit- 
raum 2012 bis 2014. Sollte die Kommission insbesondere unter Berücksichtigung 
der Auswirkungen auf die Umwelt und des Erfordernisses einer Begrenzung der sich 
infolge der Übergangsregelungen ergebenden Wettbewerbsverzerrungen im Bin- 
nenmarkt der Ansicht sein, dass diese Pläne nicht ausreichen, um diese Ziele zu er- 
reichen, so wird sie Bulgarien davon unterrichten. Innerhalb der darauf folgenden 
drei Monate muss Bulgarien alle von ihm zur Erreichung dieser Ziele eingeleiteten 
Maßnahmen mitteilen. Falls die Kommission im Anschluss hieran in Abstimmung mit 
den Mitgliedstaaten die Ansicht vertritt, dass die Maßnahmen zur Verwirklichung die- 
ser Ziele nicht ausreichen, so leitet sie ein Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 
111-360 der Verfassung ein. 
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Anlage zu Anhang VI 
Kapitel I 

Verzeichnis der Milch verarbeitenden Betriebe, 
die nicht-konforme Milch verarbeiten 

Gemäß Kapitel 4 Abschnitt B Buchstabe a Anhang VI 


Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 

Betriebs 

Betroffener Standort 

Region Blagoevgrad - Nr. 1 

1 

BG 0112004 

„Matand“ EOOD 
gr. Pernik 
ul. „Lenin“ 1 1 1 

s. Eleshnitsa 

Region Burgas - Nr. 2 

2 

BG 0212013 

ET „Marsi-Mincho Bakalov“ 
gr. Burgas 

j. k. „Vazrajdane“ bl. 1 

Burgas 
j. k. „Pobeda“ 
ul. „Baykal“ 9 

3 

BG 0212 027 

DZZD „Mlechen svyat“ 
gr. Burgas 
j. k. „Izgrev“ 
ul. „Malchika“ 3 

s. Debelt 

ul. „Indje voyvoda“ 5 
obl. Burgaska 

4 

BG 0212 028 

„Vester“ OO D 
gr. Burgas 
ul. „Fotinov“ 36 

s. Sigmen 

5 

BG 0212 047 

„Complektstroy“ EOOD 
gr. Burgas 

ul. „Aleksandar Stamboliski“ 17 

s. Veselie 

Region Vidin - Nr. 5 

6 

BG 0 512 025 

“El Bi Bulgarikum“ EAD 
gr. Vidin 

gr. Vidin 

Yujna promishlena zona 

Region Vratsa - Nr. 6 

7 

BG 0612010 

„Hadjiiski i familiya“ EOOD 
s. Gradeshnitsa 

s. Gradeshnitsa 

8 

BG 0 612 027 

„Mlechen ray 99“ EOOD 
gr. Vratsa 

j. k. „Dabnika“ bl. 48 ap. 3 

gr. Vratsa 
j. k. Bistrets 

Stopanski dvor 

9 

BG 0 612 035 

ET „Nivego“ 
s. Chiren 

s. Chiren 

Region Gabrovo - Nr. 7 

10 

BG 0 712 001 

„Ben Invest“ OOD 
s. Kosten ko vtsi 
obsht. Gabrovo 

s. Kostenkovtsi 
obsht. Gabrovo 

11 

BG 0 712 002 

„Shipka 97“ AD 
gr. Gabrovo 
ul. „V. Levski“ 2 

gr. Gabrovo 
ul. „V. Levski“ 2 

12 

BG 0 712 003 

„Elvi“ OOD 
s. Velkovtsi 
obsht. Gabrovo 

s. Velkovtsi 
obsht. Gabrovo 

13 

BG 0 712 008 

„Milkieks“ OOD 
gr. Sevlievo 

j. k. „d-r Atanas Moskov“ 

gr. Sevlievo 

j. k. „Atanas Moskov“ 
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Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 

Betriebs 

Betroffener Standort 

Region Dobrich - Nr. 8 

14 

BG 0 812 002 

„Avita“ OOD 
gr. Sofia 
ul. „20-ti April“ 6 

s.Tsarichino 

15 

BG 0 812 008 

„Roles 2000“ OOD 
gr. Varna 

ul. „Tsar Ivan Shishman“ 13 

s. Kardam 

16 

BG 0812019 

„Filipopolis“ OOD 

gr. Plovdiv 

ul. „Hristo Danov“ 2 

s. Jeglartsi 

17 

BG 0 812029 

„Akurat - Mlechna Romishle- 
nost“ OOD 
gr. Sofia 

ul. „Baba Vida 2“ 

gr. Dobrich 
j. k. „Riltsi“ 

18 

BG 0 812030 

„Fama“ AD 
gr. Varna 

ul. „Evlogi Georgiev“ 23 

gr. Dobrich 
bul. „Dobrudja“ 2 

Region Kardjali - Nr. 9 

19 

BG 0 912 004 

ET „Rado“ 
s. Byal izvor 

s. Byal izvor 
obsht. Ardino 

Region Kyustendil - Nr. 10 

20 

BG 1 012012 

„Galkom“ Ood 
gr. Dupnitsa 

gr. Dupnitsa 
ul. „Venelin“ 57 

21 

BG 1 012008 

ET „Nikolay Kolev“ 
s. Konyavo 

s. Konyavo 

Region Lovech - Nr. 1 1 

22 

BG 1 112001 

„Prima Lakta“ Ltd. 
gr. Lovech 

ul. „Troyansko shose“ 1 

gr. Lovech 

ul. „Troyansko shose“ 

23 

BG 1 112004 

„Mlekoprodukt“ OOD 
gr. Lovech 

s. Goran 

24 

BG 1 112008 

„Plod“ AD 
gr. Apriltsi 

gr. Apriltsi 

25 

BG 1 112012 

„Stilos“ OOD 
gr. Dupnitsa 
ul. „Batenberg“ 64 

s. Lesidren 

Region Pazardjik- Nr. 13 

26 

BG 1 312011 

„Eko-F“ EAD 
gr. Sofia 

ul. „Stara planina“ 34 

s. Karabunar 

27 

BG 1 312015 

„Mevgal Bulgaria“ EOOD 
gr. Velingrad 

gr. Velingrad 
j. k. „Industrialen“ 

28 

BG 1 312022 

ET „Palmite-Vesela Popova“ 

gr. Plovdiv 

ul. „Koprivkite“ 23 

gr. Strelcha 

ul. „Osvobojdenie“ 17 

Region Pleven - Nr. 1 5 

29 

BG 1 512 003 

„Mandra 1“ EOOD 
s. Obnova 

s. Tranchovitsa 
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Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 

Betriebs 

Betroffener Standort 

30 

BG 1 512 006 

„Mandra“ OOD 
s. Obnova 

s. Obnova 

31 

BG 1 512 008 

ET „Viola“ 
gr. Koynare 

gr. Koynare 

ul. „Hristo Botev“ 16 

32 

BG 1 512010 

ET „Militsa Lazarova - 90“ 
gr. Slavyanovo 

gr. Slavyanovo 
ul. „Äsen Zlatarev“ 2 

Region Plovdiv - Nr. 16 

33 

BG 1 612 009 

ET „D. Madjarov“ 
gr. Plovdiv 

gr. Stamboliiski-mandra 

34 

BG 1 612013 

ET „Polidey - El“ 
gr. Karlovo 

s. Domlyan 

35 

BG 1 612017 

„Snep“ OOD 
gr. Rakovski 

gr. Rakovski 

ul. „F. Stanislavov“ 57 

36 

BG 1 612 020 

ET „Bor -Chvor“ 
s. Dalbok izvor 

s. Dalbok izvor 

37 

BG 1 612 023 

„Vanela“ OOD 
gr. Plovdiv 
bul. „Bulgaria“ 170 

s. Tsarimir 

38 

BG 1 612 024 

SD „Kostovi - EMK“ 
gr. Saedinenie 

gr. Saedinenie 

39 

BG 1 612 039 

„Topolovo-Agrokomers“ OOD 
gr. Sofia 

z. k. Dianabad, bl. 20 

s. Topolovo 

Stopanski dvor 

40 

BG 1 612 040 

„Mlechni produkti“ OOD 
gr. Plovdiv 

s. Manole 

Region Razgrad - Nr. 1 7 

41 

BG 1 712 002 

ET „Rosver“ 
gr. Tsar Kaloyan 
ul. „Ivan Vazov“ 4 

gr. Tsar Kaloyan 
ul. „Sofia“ 41 

42 

BG 1 712010 

„Bulagrotreyd“ OOD 
gr. Ruse 

ul. „Elin Pelin“ 15A 

s. Juper 

43 

BG 1 712 020 

ET „Prelest-Sevim Ahmed“ 
s. Podayva 
ul. „Struma“ 12 

s. Lavino 

Stopanski dvor 

44 

BG 1 712 042 

ET „Madar“ 
s. Madrevo 
ul. „Han Kubrat“ 65 

s.Terter 

Stopanski dvor 

Region Ruse - Nr. 18 

45 

BG 1 812 002 

„Laktis-Byala“ AD 
gr. Byala 

gr. Byala 

ul. „Stefan Stambolov“ 75 

46 

BG 1 812 005 

ET „DAV“ 
gr. Ruse 

ul. „6-ti Septemvri“ 43 

gr. Vetovo 

47 

BG 1 812 022 

ZKPU „Tetovo“ 
s. Tetovo 

s. Tetovo 

ul. „Tsar Osvoboditel“ 5 

48 

BG 1 812011 

ET „Georgi Bojinov-Gogo“ 
s. Nikolovo 

s. Nikolovo 
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Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 

Betriebs 

Betroffener Standort 

Region Silistra - Nr. 19 

49 

BG 1 912 004 

ET „Merone-Hristo Kunev“ 
gr. Silistra 

bul. „Makedonia“ 150 

gr. Alfatar 

50 

BG 1 912013 

„JOSI“ OOD 
gr. Sofia 

ul. „Hadji Dimitar“ 142 vh. A 

s. Chernolik 

51 

BG 1 912 024 

„Buldeks“ OOD 

gr. Silistra 

ul. „D. Donchev“ 6 

s. Belitsa 

Region Sliven - Nr. 20 

52 

BG 2 012 007 

„Delta lakt“ OOD 
gr. Stara Zagora 
ul. „Tsar Kaloyan“ 20 

s. Stoil Voyvoda 

53 

BG 2 012 020 

„Yotovi“ OOD 
gr. Sliven 
j. k. Rechitsa 
ul. „Kosharite“ 12 

gr. Sliven 
j. k. Rechitsa 

54 

BG 2 012 022 

„Bratya Zafirovi“ OOD 

gr. Sliven 

ul. „Treti mart“ 7 

gr. Sliven 

Industrialna zona Zapad 

55 

BG 2 012030 

„Agroprodukt“ OOD 

gr. Sliven 

ul. „Oreshak“ 24 

s. Dragodanovo 

56 

BG 2 012036 

„Minchevi“ OOD 
s. Korten 
obl. Sliven 

s. Korten 
obl. Sliven 

Region Smolyan - Nr. 21 

57 

BG 2112001 

„Belev“ EOOD 
gr. Smolyan 

gr. Smolyan 
ul. „Trakiya“ 15 

58 

BG 2112021 

„Rossi“ EOOD 
gr. Dospat 

gr. Dospat 

59 

BG 2112018 

ET „Rosen Atanasov-Komers“ 
s. Kutela 

s. Kutela 

60 

BG 2112023 

ET „lliyan Isakov“ 
s. Trigrad 

s. Trigrad 
obsht. Devin 

Region Sofia Stadt - Nr. 22 

61 

BG 2212001 

„Danon - Serdika“ AD 
gr. Sofia 

ul. „Ohridsko ezero“ 3 

ul. „Ohridsko ezero“ 3 

62 

BG 2212002 

„Formalst“ EOOD 

s. G. Lozen 

ul. „Saedinenie“ 132 

s. G. Lozen 

ul. „Saedinenie“ 132 

63 

BG 2212009 

„Serdika-94“ OOD 
j. k. Jeleznitsa 

j. k. Jeleznitsa 

64 

BG 2 212 022 

„Megle - MJ“ OOD 
ul. „Probuda“ 14 

ul. „Probuda“ 12-14 

65 

BG 2 212 023 

„El Bi Bulgarikum“ EAD 

gr. Sofia 

ul. „Saborna“ 9 

ul. „Malashevska“ 12A 
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Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 

Betriebs 

Betroffener Standort 

Region Sofia-Bezirk - Nr. 23 

66 

BG 2312013 

ET „Dobrev“ 
s. Dragushinovo 

s. Dragushinovo 

67 

BG 2312016 

AD „Bovis“ 
s. Trudovets 

s. Trudovets 

68 

BG 2312026 

„Dyado Liben“ OOD 

gr. Sofia 

ul. „Hubcha“ 2 

gr. Koprivshtitsa 
bul. „H. Nencho Pala- 
veev“ 1 37 

69 

BG 2312033 

„Balkan Spetsial“ OOD 
gr. Sofia 

s. Gorna Malina 

70 

BG 2312 002 

ET „Danim“ 
gr. Elin Pelin 

gr. Elin Pelin 
bul. „Vitosha“ 18A 

Region Stara Zagora - Nr. 24 

71 

BG 2412019 

„Dekada“ OOD 

gr. Stara Zagora 

bul. „Ruski“ 41 et. 3 ap. 9 

s. Elhovo 

72 

BG 2412 023 

Agricultural Institute 
gr. Stara Zagora 

gr. Stara Zagora 

73 

BG 2412 033 

„Gospodinovi“ OOD 
gr. Stara Zagora 
pl. „Beroe“ 1 ap. 21 

s. Julievo 

Region Targovishte - Nr. 25 

74 

BG 2512 004 

„PIP Trade“ OOD 
gr. Sofia 

ul. „Baba Vida“ 2 

s. Davidovo 

75 

BG 2512 006 

„Hadad“ OOD 
s. Makariopolsko 

s. Makariopolsko 

76 

BG 2512016 

„Milktreyd-BG“ OOD 
gr. Sofia 

obsht. „Studentska“ 58-A-1 1 5 

s. Saedinenie 
obl. Targovishte 

77 

BG 2512017 

„YU ES- Korners“ OOD 
gr. Opaka 

s. Golyamo Gradishte 
ul. „Rakovski“ 2 

Region Yambol - Nr. 28 

78 

BG 2812 002 

„Arachievi“ OOD 
gr. Elhovo 
ul. „Bakalov“ 19 

s. Kirilovo 

79 

BG 2812 003 

„Baigarski jogurt“ OOD 
s. Ravda 

s. Veselinovo 

Kompleks „Ekaterina“ 

80 

BG 2812 025 

„Sakarela“ OOD 
gr. Yambol 

ul. „Hr. Botev“ 24-B-15 

gr. Yambol 
ul. „Preslav“ 269 
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Kapitel II 

Verzeichnis der Milch verarbeitenden Betriebe, 
die konforme und nicht-konforme Milch verarbeiten 

Gemäß Kapitel 4 Abschnitt B Buchstaben a und c Anhang VI 


Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 
Betriebs 

Betroffener Standort 

Region Veliko Tarnovo - Nr. 4 

1 

BG 0 412 002 

„Sofbiolayf-BG“ OOD 
gr. Svishtov 

gr. Svishtov 

ul. „33-ti svishtovski 

polk.“ 67 

2 

BG 0 412009 

„Milki-Iuks" OOD 
gr. Plovdiv 

s. Byala Cherkva 

3 

BG 0412010 

„Bi Si Si Handel“ OOD 
gr. Elena 

gr. Elena 

ul. „Treti mart“ 19 

Region Vratsa - Nr. 6 

4 

BG 0612012 

ET „Zorov -97“ 
gr. Vratsa 
j. k. Kulata 
ul. „Palkovitsa“ 7 

Vrachanski balkan, 
mestnost „Parshevitsa“ 

Region Dobrich - Nr. 8 

5 

BG 0 812 009 

„Serdika - 90“ AD 
gr. Dobrich 

gr. Dobrich 

ul. „25 septemvri“ 100 

Region Lovech - Nr. 1 1 

6 

BG 1 112006 

„Kondov Ekoproduktsiya“ 

OOD 
gr. Sofia 

s. Staro selo 

Region Plovdiv - Nr. 1 6 

7 

BG 1 612001 

„OMK“ 
gr. Sofia 

gr. Plovdiv 
bul. „Dunav“ 3 

8 

BG 1 612002 

„Shipka 99“ OOD 
gr. Parvomay 

gr. Parvomay 

9 

BG 1 612 037 

„Filipopolis-RK“ OOD 
gr. Plovdiv 

gr. Plovdiv 
j. k. „Proslav“ 
ul. „Prosveta“ 2A 

10 

BG 1 612041 

„Elit-95“ EOOD 
s. Dalbok izvor 

s. Dalbok izvor 

Region Ruse - Nr. 18 

11 

BG 1 812003 

„Sirma Prista“ AD 
gr. Ruse 

gr. Ruse 
bul. „3-ti mart“ 1 

Region Sliven - Nr. 20 

12 

BG 2 012 006 

„Mlechen pat“ AD 
gr. Sofia 

ul. „Vasil Levski“ 109 

gr. Nova Zagora 
j. k. Industrialen 

13 

BG 2 012009 

„Vangard“ OOD 
gr. Sliven 

ul. „AI. Stamboliiski“ 1 

s. Jelyo voyvoda 
obl. Sliven 

14 

BG 2012019 

„Hemus milk komers“ OOD 
gr. Sliven 

ul. „Neofit Rilski“ 3a 

gr. Sliven 

Industrialna zona Zapad 
j.k. 10 
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Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 
Betriebs 

Betroffener Standort 

15 

BG 2 012 042 

„Tirbul“ EAD 
gr. Sliven 

„Tirbul“ EAD 
gr. Sliven 

Region Stara Zagora - Nr. 24 

16 

BG 2 412 005 

„Markeli“ AD 

gr. Stara Zagora 

ul. „Sv. Kn. Boris“ 67 et. 3 ap. 6 

gr. Kazanlak 
j. k. Industrien 

Region Targovishte - Nr. 25 

17 

BG 2512001 

„Mladost - 2002“ OOD 
gr. Targovishte 

gr. Targovishte 
bul. „29-ti yanuari“ 7 

18 

BG 2 512 020 

„Mizia-Milk“ OOD 
gr. Targovishte 
ul. „Rodopi“ 5 

gr. Targovishte 

Industrialna zona 

Region Haskovo - Nr. 26 

19 

BG 2 612 047 

„Balgarsko Sirene“ OOD 

gr. Harmanli 

ul. „Gotse Delchev“ 1 

gr. Haskovo 

bul. „Saedinenie“ 94 

Region Yambol - Nr. 28 

20 

BG 2 812 022 

„Karil i Tanya“ OOD 
gr. Yambol 

gr. Yambol 

ul. „Graf Ignatiev“ 189 
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Anhang VII 

Liste nach Artikel 20 des Protokolls: 
Übergangsmaßnahmen, Rumänien 

1. Freizügigkeit 

Vertrag über eine Verfassung für Europa 

31 968 R 1 61 2: Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 des Rates vom 1 5. Oktober 1 968 über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft (ABI. L257 vom 19. 10. 1968, 
S. 2), zuletzt geändert durch: 

- 32 004 L 0038: Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. 4. 2004 (ABI. L 1 58 vom 30. 4. 2004, S. 77) 

31 996 L0071: Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung 
von Dienstleistungen (ABI. L 1 8 vom 21.1. 1 997, S. 1 ) 

32 004 L0038: Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/ 
96/EWG (ABI. L 1 58 vom 30. 4. 2004, S. 77) 

1 . Hinsichtlich der Freizügigkeit von Arbeitnehmern und der Dienstleistungsfreiheit mit vor- 
übergehender Entsendung von Arbeitskräften im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 96/ 
71/EG gelten Artikel 111-133 und Artikel 111-144 Absatz 1 der Verfassung zwischen Rumä- 
nien einerseits und den derzeitigen Mitgliedstaaten andererseits in vollem Umfang nur 
vorbehaltlich der Übergangsbestimmungen der Nummern 2 bis 14. 

2. Abweichend von den Artikeln 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und bis zum 
Ende eines Zeitraums von zwei Jahren nach dem Tag des Beitritts werden die derzeiti- 
gen Mitgliedstaaten nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnah- 
men anwenden, um den Zugang rumänischer Staatsangehöriger zu ihren Arbeitsmärk- 
ten zu regeln. Die derzeitigen Mitgliedstaaten können solche Maßnahmen bis zum Ende 
eines Zeitraums von fünf Jahren nach dem Tag des Beitritts weiter anwenden. 

Rumänische Staatsangehörige, die am Tag des Beitritts rechtmäßig in einem derzeiti- 
gen Mitgliedstaat arbeiten und für einen ununterbrochenen Zeitraum von 12 Monaten 
oder länger zum Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats zugelassen waren, haben Zugang 
zum Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats, aber nicht zum Arbeitsmarkt anderer Mitglied- 
staaten, die nationale Maßnahmen anwenden. 

Rumänische Staatsangehörige, die nach dem Beitritt für einen ununterbrochenen Zeit- 
raum von 1 2 Monaten oder länger zum Arbeitsmarkt eines derzeitigen Mitgliedstaats zu- 
gelassen waren, genießen dieselben Rechte. 

Die in den Unterabsätzen 2 und 3 genannten rumänischen Staatsangehörigen verlieren 
die dort gewährten Rechte, wenn sie den Arbeitsmarkt des betreffenden derzeitigen Mit- 
gliedstaats freiwillig verlassen. 

Rumänischen Staatsangehörigen, die am Tag des Beitritts oder während eines Zeit- 
raums, in dem nationale Maßnahmen angewandt werden, rechtmäßig in einem derzei- 
tigen Mitgliedstaat arbeiten und weniger als 12 Monate zum Arbeitsmarkt dieses Mit- 
gliedstaats zugelassen waren, werden diese Rechte nicht gewährt. 

3. Vor Ende eines Zeitraums von zwei Jahren nach dem Tag des Beitritts wird der Rat die 
Funktionsweise der Übergangsregelungen nach Nummer 2 anhand eines Berichts der 
Kommission überprüfen. 

Bei Abschluss dieser Überprüfung und spätestens am Ende eines Zeitraums von zwei 
Jahren nach dem Beitritt teilen die derzeitigen Mitgliedstaaten der Kommission mit, ob 
sie weiterhin nationale oder sich aus bilateralen Vereinbarungen ergebende Maßnah- 
men anwenden, oder ob sie künftig die Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/ 
68 anwenden möchten. Erfolgt keine derartige Mitteilung, so gelten die Artikel 1 bis 6 
der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68. 

4. Auf Ersuchen Rumäniens kann eine weitere Überprüfung vorgenommen werden. Dabei 
findet das unter Nummer 3 genannte Verfahren Anwendung, das innerhalb von sechs 
Monaten nach Erhalt des Ersuchens Rumäniens abzuschließen ist. 

5. Ein Mitgliedstaat, der am Ende des unter Nummer 2 genannten Zeitraums von fünf Jah- 
ren nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen beibehält, 
kann im Falle schwerwiegender Störungen seines Arbeitsmarktes oder der Gefahr der- 
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artiger Störungen nach entsprechender Mitteilung an die Kommission diese Maßnah- 
men bis zum Ende des Zeitraums von sieben Jahren nach dem Tag des Beitritts weiter 
anwenden. Erfolgt keine derartige Mitteilung, so gelten die Artikel 1 bis 6 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1612/68. 

6. Während des Zeitraums von sieben Jahren nach dem Tag des Beitritts werden die Mit- 
gliedstaaten, in denen gemäß der Nummer 3, 4 oder 5 die Artikel 1 bis 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1612/68 für rumänische Staatsangehörige gelten und die während dieses 
Zeitraums Staatsangehörigen Rumäniens zu Kontrollzwecken Arbeitsgenehmigungen 
erteilen, dies automatisch tun. 

7. Die Mitgliedstaaten, in denen gemäß den Nummern 3, 4 oder 5 die Artikel 1 bis 6 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 für rumänische Staatsangehörige gelten, können bis 
zum Ende eines Zeitraums von sieben Jahren nach dem Beitritt die in den folgenden 
Absätzen beschriebenen Verfahren anwenden. 

Wenn einer der Mitgliedstaaten im Sinne des Unterabsatzes 1 auf seinem Arbeitsmarkt 
Störungen erleidet oder voraussieht, die eine ernstliche Gefährdung des Lebensstan- 
dards oder des Beschäftigungsstandes in einem bestimmten Gebiet oder Beruf mit sich 
bringen könnten, unterrichtet dieser Mitgliedstaat die Kommission und die anderen Mit- 
gliedstaaten und übermittelt diesen alle zweckdienlichen Angaben. Der Mitgliedstaat 
kann die Kommission auf der Grundlage dieser Unterrichtung um die Erklärung ersu- 
chen, dass die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 zur 
Wiederherstellung der normalen Situation in diesem Gebiet oder Beruf ganz oder teil- 
weise ausgesetzt wird. Die Kommission trifft über die Aussetzung und deren Dauer und 
Geltungsbereich spätestens zwei Wochen, nachdem sie mit dem Ersuchen befasst 
wurde, eine Entscheidung und unterrichtet den Rat von dieser Entscheidung. Binnen 
zwei Wochen nach der Entscheidung der Kommission kann jeder Mitgliedstaat beantra- 
gen, dass diese Entscheidung vom Rat rückgängig gemacht oder geändert wird. Der 
Rat beschließt binnen zwei Wochen mit qualifizierter Mehrheit über diesen Antrag. 

Ein Mitgliedstaat im Sinne des Unterabsatzes 1 kann in dringenden und außergewöhn- 
lichen Fällen die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 aus- 
setzen und dies der Kommission unter Angabe von Gründen nachträglich mitteilen. 

8. Solange die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 gemäß 
den Nummern 2 bis 5 und 7 ausgesetzt ist, findet Artikel 23 der Richtlinie 2004/38/EG 
auf Staatsangehörige der derzeitigen Mitgliedstaaten in Rumänien und auf rumänische 
Staatsangehörige in den derzeitigen Mitgliedstaaten in Bezug auf das Recht der Fami- 
lienangehörigen von Arbeitnehmern, eine Beschäftigung aufzunehmen, unter folgen- 
den Bedingungen Anwendung: 

- der Ehegatte eines Arbeitnehmers und die Verwandten des Arbeitnehmers und des 
Ehegatten in absteigender Linie, die das 21 . Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
oder denen von diesen Unterhalt gewährt wird und die am Tag des Beitritts bei dem 
Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ihren rechtmäßigen Wohnsitz 
hatten, haben nach dem Beitritt sofortigen Zugang zum Arbeitsmarkt dieses Mit- 
gliedstaats. Dies gilt nicht für die Familienangehörigen eines Arbeitnehmers, der we- 
niger als 12 Monate rechtmäßig zu dem Arbeitsmarkt des betreffenden Mitgliedstaa- 
tes zugelassen war; 

- der Ehegatte eines Arbeitnehmers und die Verwandten des Arbeitnehmers und des 
Ehegatten in absteigender Linie, die das 21 . Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
oder denen von diesen Unterhalt gewährt wird und die ab einem Zeitpunkt nach dem 
Beitritt, aber während des Zeitraums der Anwendung der genannten Übergangs- 
regelungen bei dem Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ihren recht- 
mäßigen Wohnsitz hatten, haben Zugang zum Arbeitsmarkt des betreffenden Mit- 
gliedstaats, wenn sie mindestens achtzehn Monate in dem betreffenden Mitglied- 
staat ihren Wohnsitz hatten oder ab dem dritten Jahr nach dem Beitritt, wenn dieser 
Zeitpunkt früher liegt. 

Günstigere nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen blei- 
ben von diesen Bestimmungen unberührt. 

9. Soweit Vorschriften der Richtlinie 2004/38/EG, mit denen Vorschriften der Richt- 
linie 68/360/EWG 1 ) übernommen wurden, nicht von den Vorschriften der Verordnung 
(EWG) Nr. 1 61 2/68 getrennt werden können, deren Anwendung gemäß den Nummern 
2 bis 5 und 7 und 8 aufgeschoben wird, können Rumänien und die derzeitigen Mit- 


') Richtlinie 68/360/EWG des Rates vom 1 5. Oktober 1 968 zur Aufhebung der Reise- und Aufenthalts- 
beschränkungen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und ihre Familienangehörigen innerhalb der 
Gemeinschaft (ABI. L257 vom 19. 10. 1968, S. 13). Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003 
(ABI. L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33) und mit Wirkung vom 30. April 2006 aufgehoben durch die Richt- 
linie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABI. L 1 58 vom 30. 4. 2004, S. 77). 
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gliedstaaten in dem Maße, wie es für die Anwendung der Nummern 2 bis 5 und 7 und 
8 erforderlich ist, von diesen Vorschriften abweichen. 

10. Werden nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen von 
den derzeitigen Mitgliedstaaten gemäß den oben genannten Übergangsregelungen 
angewandt, so kann Rumänien gleichwertige Maßnahmen gegenüber den Staatsan- 
gehörigen des betreffenden Mitgliedstaats oder der betreffenden Mitgliedstaaten bei- 
behalten. 

11. Wird die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 von einem 
der derzeitigen Mitgliedstaaten ausgesetzt, so kann Rumänien gegenüber Bulgarien 
die unter Nummer 7 festgelegten Verfahren anwenden. In dieser Zeit werden Arbeits- 
genehmigungen, die Rumänien Staatsangehörigen Bulgariens zu Kontrollzwecken 
ausstellt, automatisch erteilt. 

1 2. Jeder derzeitige Mitgliedstaat, der nationale Maßnahmen gemäß den Nummern 2 bis 
5 und 7 bis 9 anwendet, kann im Rahmen seiner einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
eine größere Freizügigkeit einführen als sie am Tag des Beitritts bestand, einschließ- 
lich des uneingeschränkten Zugangs zum Arbeitsmarkt. Ab dem dritten Jahr nach 
dem Beitritt kann jeder derzeitige Mitgliedstaat, der nationale Maßnahmen anwendet, 
jederzeit beschließen, stattdessen die Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/ 
68 anzuwenden. Die Kommission wird über derartige Beschlüsse unterrichtet. 

13. Um tatsächlichen oder drohenden schwerwiegenden Störungen in bestimmten emp- 
findlichen Dienstleistungssektoren auf ihren Arbeitsmärkten zu begegnen, die sich in 
bestimmten Gebieten aus der länderübergreifenden Erbringung von Dienstleistungen 
im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 96/71/EG ergeben könnten, können Deutschland 
und Österreich, solange sie gemäß den vorstehend festgelegten Übergangsbestim- 
mungen nationale Maßnahmen oder Maßnahmen aufgrund von bilateralen Vereinba- 
rungen über die Freizügigkeit rumänischer Arbeitnehmer anwenden, nach Unterrich- 
tung der Kommission von Artikel 111-144 Absatz 1 der Verfassung abweichen, um im 
Bereich der Erbringung von Dienstleistungen durch in Rumänien niedergelassene Un- 
ternehmen die zeitweilige grenzüberschreitende Beschäftigung von Arbeitnehmern 
einzuschränken, deren Recht, in Deutschland oder Österreich eine Arbeit aufzuneh- 
men, nationalen Maßnahmen unterliegt. 

Folgende Dienstleistungssektoren können von der Abweichung betroffen sein: 

- in Deutschland 


Sektor 

NACE-Code*), sofern nicht anders 
angegeben 

Baugewerbe, einschließlich ver- 
wandte Wirtschaftszweige 

45.1 bis 4: Im Anhang der Richtlinie 
96/71/EG aufgeführte Tätigkeiten 

Reinigung von Gebäuden, 

Inventar und Verkehrsmitteln 

74.70: Reinigung von Gebäuden, 
Inventar und Verkehrsmitteln 

Sonstige Dienstleistungen 

74.87: Nur Tätigkeiten von Innen- 
dekorateuren 


*) NACE: siehe 31 990 R3037: Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 
1 990 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Ge- 
meinschaft (ABI. L293 vom 24. 10. 1990, S. 1). Zuletzt geändert durch 32003 R 1882: Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1 882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. 9. 2003 
(ABI. L 284 vom 31. 10. 2003, S. 1). 

- in Österreich 


Sektor 

NACE-Code*), sofern nicht anders 
angegeben 

Erbringung von gärtnerischen 

01.41 

Dienstleistungen 


Be- und Verarbeitung von Natur- 

26.7 

steinen a. n. g. 


Flerstellung von Stahl- und Leicht- 

28.11 

metallkonstruktionen 


Baugewerbe, einschließlich ver- 

45.1 bis 4: Im Anhang der Richtlinie 

wandte Wirtschaftszweige 

96/71/EG aufgeführte Tätigkeiten 

Schutzdienste 

74.60 
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Sektor 

NACE-Code*), sofern nicht anders 
angegeben 

Reinigung von Gebäuden, 

Inventar und Verkehrsmitteln 

74.70 

Hauskrankenpflege 

85.14 

Sozialwesen a. n. g. 

85.32 


*) NACE: siehe 31 990 R3037: Verordnung (EWG) Nr.3037/90 des Rates vom 9. Oktober 
1 990 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Ge- 
meinschaft (ABI. L293 vom 24. 10. 1990, S. 1). Zuletzt geändert durch 32 003 R 1882: Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1 882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. 9. 2003 
(ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1). 

In dem Maße, wie Deutschland oder Österreich nach Maßgabe der vorstehenden Un- 
terabsätze von Artikel 111-144 Absatz 1 der Verfassung abweichen, kann Rumänien 
nach Unterrichtung der Kommission gleichwertige Maßnahmen ergreifen. 

Die Anwendung dieser Nummer darf nicht zu Bedingungen für die zeitweilige Freizü- 
gigkeit von Arbeitnehmern im Rahmen der länderübergreifenden Erbringung von 
Dienstleistungen zwischen Deutschland bzw. Österreich und Rumänien führen, die re- 
striktiver sind als die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags gelten- 
den Bedingungen. 

14. Die Anwendung der Nummern 2 bis 5 und 7 bis 12 darf nicht zu Bedingungen für den 
Zugang rumänischer Staatsangehöriger zu den Arbeitsmärkten der derzeitigen Mit- 
gliedstaaten führen, die restriktiver sind, als die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des 
Beitrittsvertrags geltenden Bedingungen. 

Ungeachtet der Anwendung der Bestimmungen unter den Nummern 1 bis 1 3 räumen 
die derzeitigen Mitgliedstaaten während der Dauer der Anwendung nationaler oder 
sich aus bilateralen Vereinbarungen ergebender Maßnahmen Arbeitnehmern, die 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaats sind, beim Zugang zu ihren Arbeitsmärkten 
Vorrang vor Arbeitnehmern ein, die Staatsangehörige eines Drittstaats sind. 

Rumänische Wanderarbeitnehmer und ihre Familien, die rechtmäßig in einem ande- 
ren Mitgliedstaat ihren Wohnsitz haben und dort arbeiten, oder Wanderarbeitnehmer 
aus anderen Mitgliedstaaten und ihre Familien, die rechtmäßig in Rumänien ihren 
Wohnsitz haben und dort arbeiten, dürfen nicht restriktiver behandelt werden als die- 
selben Personen aus Drittstaaten, die in diesem Mitgliedstaat bzw. Rumänien ihren 
Wohnsitz haben und dort arbeiten. Darüber hinaus dürfen Wanderarbeitnehmer aus 
Drittländern, die in Rumänien ihren Wohnsitz haben und dort arbeiten, gemäß dem 
Grundsatz der Gemeinschaftspräferenz nicht günstiger behandelt werden als rumäni- 
sche Staatsangehörige. 


2. Freier Dienstleistungsverkehr 

31 997 L 0009: Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 
1 997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABI. L 84 vom 26. 3. 1 997, S. 22) 

Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 97/9/EG gilt die Mindestentschädigung in 
Rumänien bis zum 31. Dezember 201 1 nicht. Rumänien stellt sicher, dass die Entschädi- 
gung nach dem rumänischen Anlegerentschädigungssystem vom 1 . Januar 2007 bis zum 
31. Dezember 2007 mindestens 4500 EUR, vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Dezember 
2008 mindestens 7000 EUR, vom 1 . Januar 2009 bis zum 31 . Dezember 2009 mindestens 
9000 EUR, vom 1 . Januar 201 0 bis zum 31 . Dezember 201 0 mindestens 1 1 000 EUR und 
vom 1 . Januar 201 1 bis zum 31 . Dezember 201 1 mindestens 1 5 000 EUR beträgt. 

Die anderen Mitgliedstaaten sind während der Übergangszeit weiterhin berechtigt, einer 
Zweigniederlassung einer rumänischen Wertpapierfirma in ihrem Staatsgebiet die Tätigkeit 
zu untersagen, solange eine solche Zweigniederlassung sich nicht einem offiziell aner- 
kannten Anlegerentschädigungssystem im Staatsgebiet des betreffenden Mitgliedstaates 
anschließt, um die Differenz zwischen der Entschädigungshöhe in Rumänien und der in 
Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 97/9/EG genannten Mindestentschädigung auszugleichen. 
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3. Freier Kapitalverkehr 

Vertrag über eine Verfassung für Europa 

1 . Ungeachtet der Verpflichtungen aus dem Vertrag über eine Verfassung für Europa kann 
Rumänien die in seinen Rechtsvorschriften zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Bei- 
trittsvertrags enthaltenen Beschränkungen des Erwerbs von Eigentumsrechten an 
Grundstücken für Zweitwohnsitze durch Staatsangehörige der Mitgliedstaaten oder der 
Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) 
ohne Wohnsitz in Rumänien und durch Gesellschaften, die nach den Gesetzen eines 
anderen Mitgliedstaats oder eines EWR-Staates gegründet wurden und in dem Hoheits- 
gebiet Rumäniens weder niedergelassen sind noch dort eine Niederlassung oder eine 
Vertretung haben, nach dem Tag des Beitritts fünf Jahre lang beibehalten. 

Staatsangehörige der Mitgliedstaaten und Staatsangehörige der Vertragsparteien des 
EWR-Abkommens, die ihren rechtmäßigen Wohnsitz in Rumänien haben, dürfen weder 
den Bestimmungen des Unterabsatzes 1 noch anderen Regeln und Verfahren als den- 
jenigen unterworfen werden, die für rumänische Staatsangehörige gelten. 

2. Ungeachtet der Verpflichtungen aus dem Vertrag über eine Verfassung für Europa kann 
Rumänien die in seinen Rechtsvorschriften zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Bei- 
trittsvertrags enthaltenen Beschränkungen des Erwerbs von landwirtschaftlichen Flä- 
chen, Wäldern und forstwirtschaftlichen Flächen durch Staatsangehörige der Mitglied- 
staaten, durch Staatsangehörige der Vertragsparteien des EWR-Abkommens und 
durch Gesellschaften, die nach den Gesetzen eines anderen Mitgliedstaats oder eines 
EWR-Staates gegründet wurden und in Rumänien weder niedergelassen noch einge- 
tragen sind, nach dem Tag des Beitritts sieben Jahre lang beibehalten. Auf keinen Fall 
dürfen Staatsangehörige eines Mitgliedstaats beim Erwerb von landwirtschaftlichen Flä- 
chen, Wäldern und forstwirtschaftlichen Flächen ungünstiger als am Tag der Unter- 
zeichnung des Beitrittsvertrags oder restriktiver als Drittstaatsangehörige behandelt 
werden. 

Selbstständige Landwirte mit der Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaats, die 
sich in Rumänien niederlassen und dort einen Wohnsitz anmelden wollen, dürfen weder 
den Bestimmungen des Unterabsatzes 1 noch anderen Verfahren als denjenigen unter- 
worfen werden, die für rumänische Staatsangehörige gelten. 

Im dritten Jahr nach dem Tag des Beitritts wird eine allgemeine Überprüfung dieser 
Übergangsmaßnahmen vorgenommen. Die Kommission wird dem Rat dazu einen Be- 
richt unterbreiten. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission einstimmig beschließen, 
den in Unterabsatz 1 genannten Übergangszeitraum zu verkürzen oder zu beenden. 


4. Wettbewerbspolitik 


A. Steuerliche Beihilfen 

1. Vertrag über eine Verfassung für Europa, Teil III, Titel III, Kapitel 1 , Abschnitt 5, Wettbe- 
werbsregeln 

a) Unbeschadet Artikel 111-167 und 111-168 der Verfassung kann Rumänien hinsichtlich 
der Unternehmen, die vor dem 1 . Juli 2003 die Dauerinvestor-Bescheinigung für ein 
benachteiligtes Gebiet erhalten haben, weiterhin auf der Grundlage der Dringlich- 
keitsanordnung Nr. 24/1 998 der Regierung über die benachteiligten Gebiete in ihrer 
geänderten Fassung Körperschaftssteuerbefreiungen gewähren, und zwar 

- bei 3 benachteiligten Gebieten (Brad, Valea Jiului, Bälan) bis einschließlich 31 . De- 
zember 2008 

- bei 22 benachteiligten Gebieten (Comäne§ti, Bucovina, Altän Tepe, Filipe§ti, Cep- 
tura, Albeni, Schela, Motru Rovinari, Rusca Montana, Boc§a, Moldova Nouä- 
Anina, Baraolt, Apuseni, §tei-Nucet, Borod §uncuiu§-Dobre§ti-Vadu Cri§ului, 
Pope§ti-Derna-Ale§d, Ip, Hida-Surduc- Jibou-Bälan, §ärmä§ag-Chiejd-Bobota, 
Baia Mare, Bor§a Vi§eu, Rodna) bis einschließlich 31 . Dezember 2009 

- bei 3 benachteiligten Gebieten (Cugir, Zimnicea, Cop§a Micä) bis einschließlich 
31 . Dezember 2010, 

sofern folgende Bedingungen erfüllt sind: 

- Die staatliche Beihilfe wird für regionale Investitionen gewährt: 

- Die Nettointensität derartiger regionaler Beihilfen darf 50% des Nettosubven- 
tionsäquivalents nicht übersteigen. Die angegebene Obergrenze darf für klei- 
nere und mittlere Unternehmen um 1 5 Prozentpunkte angehoben werden, so- 
fern die gesamte Nettobeihilfeintensität nicht über 75% hinausgeht. 
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- Für im Kraftfahrzeugsektor tätige Unternehmen 1 ) ist die Gesamtbeihilfe auf 
30% der für eine Beihilfe in Frage kommenden Investitionskosten zu begren- 
zen. 

- Der Zeitraum für die Berechnung der unter die erwähnten Obergrenzen fallenden 
Beihilfe beginnt am 2. Januar 2003; jede Beihilfe, die auf der Grundlage der vor 
diesem Datum erzielten Gewinne beantragt und erhalten wurde, wird von der Be- 
rechnung ausgeschlossen. 

- Bei der Berechnung der Gesamtbeihilfe werden alle Beihilfen berücksichtigt, die 
dem Begünstigten für die für Beihilfen in Frage kommenden Kosten gewährt wur- 
den, einschließlich Beihilfen, die im Rahmen anderer Regelungen gewährt wur- 
den, und unabhängig davon, ob die Beihilfen aus kommunalen, regionalen, natio- 
nalen oder gemeinschaftlichen Quellen stammen. 

- Für Beihilfen in Frage kommende Ausgaben werden auf der Grundlage der Leit- 
linien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 2 ) bestimmt. 

- Diese für Beihilfen in Frage kommenden Ausgaben können berücksichtigt wer- 
den, wenn sie zwischen dem 2. Oktober 1998 (d. h. dem Datum des Inkrafttretens 
der Regelung nach der Dringlichkeitsanordnung Nr. 24/1998 der Regierung über 
die benachteiligten Gebiete) und dem 15. September 2004 angefallen sind. 

b) Rumänien übermittelt der Kommission: 

- zwei Monate nach dem Tag des Beitritts Informationen über die Erfüllung der vor- 
stehend genannten Bedingungen, 

- bis Ende Dezember 2010 Informationen über die für Beihilfen in Frage kommen- 
den Investitionskosten, die bei den Begünstigten der Dringlichkeitsanordnung 
Nr. 24/1998 der Regierung über die benachteiligten Gebiete in ihrer geänderten 
Fassung tatsächlich angefallen sind, sowie über den Gesamtbetrag der Beihilfen, 
die die Begünstigten erhalten haben und 

- halbjährlich Berichte über die Überwachung der den Begünstigten im Kfz-Sektor 
gewährten Beihilfen. 

2. Vertrag über eine Verfassung für Europa, Teil III, Titel III, Kapitel 1 , Abschnitt 5, Wettbe- 
werbsregeln 

a) Unbeschadet der Artikel 111-167 und 111-168 der Verfassung kann Rumänien hinsicht- 
lich der Unternehmen, die vor dem 1 . Juli 2002 Handelsverträge mit den Verwaltun- 
gen der Freihandelsgebiete geschlossen haben, weiterhin Steuerbefreiungen von 
Lizenzgebühren auf der Grundlage des Gesetzes Nr. 84/1992 über Freihandelsge- 
biete in seiner geänderten Fassung unter folgenden Bedingungen bis 31 . Dezember 
2011 gewähren: 

- Die staatliche Beihilfe wird für regionale Investitionen gewährt: 

- Die Nettointensität derartiger regionaler Beihilfen darf 50% des Nettosubven- 
tionsäquivalents nicht übersteigen. Die angegebene Obergrenze darf für klei- 
nere und mittlere Unternehmen um 15 Prozentpunkte angehoben werden, so- 
fern die gesamte Nettobeihilfeintensität nicht über 75% hinausgeht. 

- Für im Kraftfahrzeugsektor tätige Unternehmen 3 ) ist die Gesamtbeihilfe auf 
30% der für eine Beihilfe in Frage kommenden Investitionskosten zu begren- 
zen. 

- Der Zeitraum für die Berechnung der unter die erwähnten Obergrenzen fallen- 
den Beihilfe beginnt am 2. Januar 2003; jede Beihilfe, die auf der Grundlage 
der vor diesem Datum erzielten Gewinne beantragt und erhalten wurde, wird 
von der Berechnung ausgeschlossen. 

- Bei der Berechnung der Gesamtbeihilfe werden alle Beihilfen berücksichtigt, 
die dem Begünstigten für die für Beihilfen in Frage kommenden Kosten ge- 
währt wurden, einschließlich Beihilfen, die im Rahmen anderer Regelungen 
gewährt wurden, und unabhängig davon, ob die Beihilfen aus kommunalen, 
regionalen, nationalen oder gemeinschaftlichen Quellen stammen. 

- Für Beihilfen in Frage kommende Ausgaben werden auf der Grundlage der 
Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 2 ) bestimmt. 


') Im Sinne des Anhangs C der Mitteilung der Kommission „Multisektoraler Regionalbeihilferahmen für 
große Investitionsvorhaben“ (ABI. C70 vom 19.3. 2002, S.8), deren zuletzt geänderte Fassung in 
ABI. C 263 vom 1.11. 2003, S. 3, veröffentlicht wurde. 

2 ) ABI. C 74 vom 10.3.1 998, S. 9; die zuletzt geänderte Fassung der Leitlinien wurde in ABI. C 258 vom 
9. 9. 2000, S. 5, veröffentlicht. 

3 ) Im Sinne des Anhangs C der Mitteilung der Kommission „Multisektoraler Regionalbeihilferahmen für 
große Investitionsvorhaben“ (ABI. C70 vom 19.3. 2002, S.8), deren zuletzt geänderte Fassung in 
ABI. C 263 vom 1.11. 2003, S. 3, veröffentlicht wurde. 
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- Diese für Beihilfen in Frage kommenden Ausgaben können berücksichtigt 
werden, wenn sie zwischen dem 30. Juli 1992 (d. h. dem Datum des Inkraft- 
tretens der Regelung nach dem Gesetz Nr. 84/1 992 über Freihandelsgebiete) 
und dem 1. November 2004 angefallen sind. 

b) Rumänien übermittelt der Kommission: 

- zwei Monate nach dem Tag des Beitritts Informationen über die Erfüllung der vor- 
stehend genannten Bedingungen, 

- bis Ende Dezember 201 1 Informationen über die für Beihilfen in Frage kommen- 
den Investitionskosten, die bei den Begünstigten des Gesetzes Nr. 84/1992 über 
Freihandelsgebiete in seiner geänderten Fassung tatsächlich angefallen sind, so- 
wie über den Gesamtbetrag der Beihilfen, die die Begünstigten erhalten haben 
und 

- halbjährlich Berichte über die Überwachung der den Begünstigten im Kfz-Sektor 
gewährten Beihilfen. 


B. Umstrukturierung im Stahlsektor 

Vertrag über eine Verfassung für Europa, Teil III, Titel III, Kapitel 1, Abschnitt 5, Wettbe- 
werbsregeln 

1. Ungeachtet der Artikel 111-167 und 111-168 der Verfassung sind die von Rumänien im Zeit- 
raum 1 993 bis 2004 für die Umstrukturierung bestimmter Teile seiner Stahlindustrie ge- 
währten staatlichen Beihilfen als mit dem gemeinsamen Markt vereinbar anzusehen, 
sofern 

- der Zeitraum gemäß Artikel 9 Absatz 4 des Protokolls Nr. 2 über EGKS-Erzeugnisse 
zum Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäi- 
schen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Rumänien anderer- 
seits 1 ) bis zum 31 . Dezember 2005 verlängert worden ist, 

- der nationale Umstrukturierungsplan und die Einzelgeschäftspläne, auf deren 
Grundlage das genannte Protokoll verlängert wurde, während des gesamten Zeit- 
raums 2002 bis 2008 eingehalten werden, 

- die in diesen Bestimmungen und in Anhang A festgelegten Bedingungen erfüllt sind, 

- den unter das nationale Umstrukturierungsprogramm fallenden Stahlunternehmen 
vom 1 . Januar 2005 bis zum 31 . Dezember 2008, dem Ende des Umstrukturierungs- 
zeitraums, keine Beihilfen gleich welcher Form mehr gewährt oder ausgezahlt wer- 
den, und 

- dem rumänischen Stahlsektor nach dem 31 . Dezember 2004 keine staatlichen Um- 
strukturierungsbeihilfen mehr gewährt oder ausgezahlt werden. Im Sinne dieser Be- 
stimmungen und des Anhangs A gilt als staatliche Umstrukturierungsbeihilfe jede 
Stahlunternehmen betreffende Maßnahme, die als staatliche Beihilfe im Sinne des 
Artikels 87 Absatz 1 des EG-Vertrags anzusehen ist und die gemäß den in der Ge- 
meinschaft angewendeten üblichen Vorschriften nicht als mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbar angesehen werden kann. 

2. Nur den in Anlage A Teil I aufgeführten Unternehmen (nachstehend „begünstigte Unter- 
nehmen“ genannt) können im Rahmen des Umstrukturierungsprogramms für die rumä- 
nische Stahlindustrie staatliche Beihilfen gewährt werden. 

3. Die Umstrukturierung des rumänischen Stahlsektors nach den Vorgaben der einzelnen 
Geschäftspläne der begünstigten Unternehmen und nach den Vorgaben des nationalen 
Umstrukturierungsprogramms sowie im Einklang mit den in diesen Bestimmungen und 
im Anlage A festgelegten Bedingungen wird bis spätestens 31 . Dezember 2008 (nach- 
stehend „Ende des Umstrukturierungszeitraums“ genannt) abgeschlossen. 

4. Ein begünstigtes Unternehmen ist nicht berechtigt, 

(2) a) seinen Beihilfeanspruch im Fall eines Zusammenschlusses mit einem nicht in 
Anlage Teil I aufgeführten Unternehmen zu übertragen; 

b) die Vermögenswerte eines nicht in Anlage A Teil I aufgeführten Unternehmens 
zu übernehmen und seinen im Zeitraum bis zum 31 . Dezember 2008 gewährten 
Beihilfeanspruch zu übertragen. 


') ABI. L357 vom 31 . 12. 1994, S. 2. Abkommen zuletzt geändert durch den Beschluss Nr. 2/2003 des 
Assoziationsrates EU-Rumänien vom 25. 9. 2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
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5. Bei jedem späteren Eigentumswechsel in einem der begünstigten Unternehmen wer- 
den die Bedingungen und Grundsätze in Bezug auf die Rentabilität, die staatlichen Bei- 
hilfen und die Kapazitätssenkungen, wie sie in diesen Bestimmungen und in Anlage A 
festgelegt sind, eingehalten. 

6. Unternehmen, die nicht als „begünstigte Unternehmen“ in Anlage A Teil I aufgeführt 
sind, erhalten weder staatliche Umstrukturierungsbeihilfen noch irgendwelche anderen 
Beihilfen, die nicht als mit den gemeinschaftlichen Vorschriften für staatliche Beihilfe ver- 
einbar angesehen werden können, und von diesen Unternehmen werden in diesem Zu- 
sammenhang auch keine Kapazitätssenkungen verlangt. Kapazitätskürzungen in die- 
sen Unternehmen werden nicht auf die Mindestkapazitätssenkungen angerechnet. 

7. Der Gesamtbetrag der den begünstigten Unternehmen zu genehmigenden Brutto-Um- 
strukturierungsbeihilfe bestimmt sich nach den Rechtfertigungen jeder einzelnen Beihil- 
femaßnahme gemäß dem endgültigen nationalen Umstrukturierungsprogramm und 
den Einzelgeschäftsplänen, die von den rumänischen Behörden zu genehmigen sind; 
er ist von der abschließenden Überprüfung der Erfüllung der Bedingungen gemäß 
Artikel 9 Absatz 4 des dem Europa-Abkommen beigefügten Protokolls Nr. 2 und der Zu- 
stimmung des Rates abhängig. Jedoch darf der Gesamtbetrag der im Zeitraum 1 993— 
2004 gewährten und ausgezahlten Brutto-Umstrukturierungsbeihilfe 49 985 Mia. ROL 
nicht übersteigen. Im Rahmen dieser Gesamtobergrenze gelten für die jedem begünsti- 
gen Unternehmen im Zeitraum 1993-2004 gewährte und ausgezahlte staatliche Bei- 
hilfe die folgenden Teil-Obergrenzen oder Höchstbeträge: 


Ispat Sidex Galaji 

30 598 Mia. ROL 

Siderurgica Hunedoara 

9 975 Mia. ROL 

CS Re§ija 

4707 Mia. ROL 

IS CämpiaTurzii 

2 234 Mia. ROL 

COS Tärgovi§te 

2 399 Mia. ROL 

Donasid (Siderca) Cälära§i 

72 Mia. ROL 


Die Gewährung der staatlichen Beihilfe muss bis zum Ende des Umstrukturierungszeit- 
raums zur Rentabilität der begünstigten Unternehmen unter normalen Marktbedingun- 
gen führen. Höhe und Intensität dieser Beihilfen beschränken sich auf das zur Wieder- 
herstellung der Rentabilität unbedingt notwendige Maß. Die Rentabilität wird unter 
Berücksichtigung der in Anlage A Teil III beschriebenen Benchmarks bestimmt. 

Weitere staatliche Beihilfen für die Umstrukturierung der rumänischen Stahlindustrie 
werden von Rumänien nicht gewährt. 

8. Die von den begünstigten Unternehmen im Zeitraum 1993-2008 zu erreichenden Ver- 
ringerungen der Nettokapazität bei Fertigerzeugnissen müssen sich insgesamt auf min- 
destens 2,05 Mio. Tonnen belaufen. 

Diese Kapazitätsreduzierungen werden auf der Grundlage endgültiger Schließungen 
der betreffenden Warmwalzanlagen mit deren tatsächlicher Demontage gemessen, so 
dass die Anlagen nicht wieder in Betrieb genommen werden können. Die Eröffnung des 
Konkurses eines begünstigten Unternehmens kann nicht als eine Kapazitätsreduzie- 
rung gewertet werden. 1 ) 

Die Mindestverringerung der Nettokapazität um 2,05 Mio. Tonnen sowie die Einhaltung 
der Fristen für die Produktionseinstellung und die endgültige Schließung der betreffen- 
den Anlagen wird entsprechend dem in Anlage A Teil II enthaltenen Zeitplan vollzogen. 

9. Zu den Einzelgeschäftsplänen ist die schriftliche Bestätigung der begünstigten Unter- 
nehmen einzuholen. Die Pläne werden umgesetzt und beinhalten insbesondere: 

a) Für Ispat Sidex Galaji: 

i) die Durchführung des Investitionsprogramms für die Modernisierung der Be- 
triebe, Ertragsverbesserung, Kostensenkung (insbesondere der Energiever- 
brauch) und Qualitätsverbesserung 

ii) die Hinwendung zu Flachzeug-Marktsegmenten mit höherer Wertschöpfung 

iii) die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und der Unternehmensführung 

iv) den Abschluss der finanziellen Umstrukturierung des Unternehmens 


') Der Kapazitätsabbau muss im Sinne der Entscheidung Nr.3010/91/EGKS der Kommission (ABI. 
L286 vom 6. 10. 1991 , S. 20) von Dauer sein. 
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v) das Tätigen der für die Einhaltung der Rechtsvorschriften im Bereich des Um- 
weltschutzes notwendigen Investitionen 

b) Für Siderurgica Flunedoara: 

i) die Modernisierung der Anlagen im FHinblick auf die Erreichung des in Aussicht 
genommenen Absatzplans 

ii) die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und der Unternehmensführung 

iii) das Tätigen der für die Einhaltung der Rechtsvorschriften im Bereich des Um- 
weltschutzes notwendigen Investitionen 

c) Für IS Cämpia Turzii: 

i) die Steigerung des Ausstoßes bei Produkten mit höherer Wertschöpfung und 
Verarbeitungserzeugnissen 

ii) die Durchführung des Investitionsprogramms für die Verbesserung der Produkti- 
onsqualität 

iii) die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und der Unternehmensführung 

iv) das Tätigen der für die Einhaltung der Rechtsvorschriften im Bereich des Um- 
weltschutzes notwendigen Investitionen 

d) FürCSRe§ija: 

i) die Spezialisierung auf Plalbfertigprodukte zwecks Belieferung der örtlichen 
Röhrenindustrie 

ii) die Schließung unwirtschaftlicher Kapazitäten 

iii) das Tätigen der für die Einhaltung der Rechtsvorschriften im Bereich des Um- 
weltschutzes notwendigen Investitionen 

e) Für COS Tärgovi§te: 

i) die Steigerung des Anteils von Produkten mit höherer Wertschöpfung an der 
Produktion 

ii) die Durchführung des Investitionsprogramms zur Erreichung von Kostensenkun- 
gen, höherer Wirtschaftlichkeit und Qualitätsverbesserung 

iii) das Tätigen der für die Einhaltung der Rechtsvorschriften im Bereich des Um- 
weltschutzes notwendigen Investitionen 

f) Für Donasid Cälära§i: 

i) die Durchführung des Investitionsprogramms zur Modernisierung der Betriebe 

ii) die Steigerung des Anteils von Fertigprodukten an der Produktion 

iii) das Tätigen der für die Einhaltung der Rechtsvorschriften im Bereich des Um- 
weltschutzes notwendigen Investitionen. 

10. Nachträgliche Änderungen am nationalen Umstrukturierungsprogramm und den Ein- 
zelgeschäftsplänen müssen von der Kommission und gegebenenfalls vom Rat geneh- 
migt werden. 

11. Die Umstrukturierung erfolgt unter umfassender Transparenz und stützt sich auf solide 
marktwirtschaftliche Grundsätze. 

12. Die Kommission und der Rat überwachen sorgfältig die Durchführung des Umstruktu- 
rierungsprogramms und der Einzelgeschäftspläne sowie die Erfüllung der in diesen 
Bestimmungen und in Anlage A festgelegten Bedingungen vor und nach dem Beitritt 
bis 2009. Insbesondere überwacht die Kommission die wichtigsten Verpflichtungen 
und Bestimmungen gemäß den Nummern 7 und 8 betreffend staatliche Beihilfen, 
Rentabilität und Kapazitätssenkungen, wofür sie namentlich die Benchmarks für die 
Umstrukturierung gemäß Nummer 9 und Anlage A Teil III heranzieht. Zu diesem 
Zweck wird die Kommission dem Rat Bericht erstatten. 

13. Im Rahmen der Überwachung wird von 2005 bis 2009 jährlich eine unabhängige Be- 
wertung vorgenommen. 

14. Rumänien beteiligt sich umfassend an allen Überwachungsregelungen. Insbesondere 
gilt Folgendes: 

- Rumänien legt der Kommission alle sechs Monate, spätestens zum 15. März und 

15. September jedes Jahres, Berichte vor, sofern die Kommission nicht anders ent- 
scheidet. Der erste Bericht ist am 1 5. März 2005 und der letzte Bericht am 1 5. März 
2009 vorzulegen. 

- Die Berichte enthalten alle für die Überwachung des Umstrukturierungsprozesses 
sowie der Verringerung und des Einsatzes von Kapazitäten erforderlichen Informa- 
tionen und ausreichende finanzielle Daten, anhand deren bewertet werden kann, 
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ob die in diesen Bestimmungen und in Anlage A festgelegten Bedingungen erfüllt 
worden sind. Die Berichte enthalten zumindest die in Anlage A Teil IV aufgeführten 
Informationen, wobei sich die Kommission das Recht vorbehält, diesen Teil des An- 
hangs vor dem Hintergrund der bei der Überwachung gesammelten Erfahrungen 
zu ändern. Zusätzlich zu den einzelnen Geschäftsberichten der begünstigten Un- 
ternehmen wird auch ein Bericht über die Gesamtlage des rumänischen Stahlsek- 
tors einschließlich der neueren makroökonomischen Entwicklungen erstellt. 

- Rumänien verpflichtet die begünstigten Unternehmen, alle einschlägigen Daten of- 
fen zu legen, die unter anderen Umständen als vertraulich eingestuft werden könn- 
ten. Bei ihrer Berichterstattung an den Rat stellt die Kommission sicher, dass un- 
ternehmensspezifische vertrauliche Informationen nicht offen gelegt werden. 

15. Ein Beratender Ausschuss, dem Vertreter der rumänischen Behörden und der Kom- 
mission angehören, tritt alle sechs Monate zusammen. Die Treffen dieses Beratenden 
Ausschusses können auch auf Ad-hoc-Basis stattfinden, falls dies von der Kommis- 
sion als erforderlich erachtet wird. 

16. Stellt die Kommission aufgrund der Überwachung erhebliche Abweichungen von den 
Vorausschätzungen der makroökonomischen Entwicklungen, der finanziellen Lage 
der begünstigten Unternehmen und der Rentabilitätsbewertung fest, so kann sie Ru- 
mänien auffordern, geeignete Maßnahmen zur Verstärkung oder Änderung der Um- 
strukturierungsmaßnahmen der betreffenden begünstigten Unternehmen zu ergrei- 
fen. 

1 7. Stellt sich bei der Überwachung heraus, dass 

a) eine der in diesen Bestimmungen und in Anlage A festgelegten Bedingungen nicht 
erfüllt worden ist, oder 

b) eine der Verpflichtungen nicht erfüllt worden ist, die Rumänien im Rahmen der Ver- 
längerung des Zeitraums, in dem es aufgrund des Europa-Abkommens ausnahms- 
weise staatliche Beihilfen für die Umstrukturierung seiner Stahlindustrie gewähren 
darf, eingegangen ist, oder 

c) Rumänien den begünstigten Unternehmen oder anderen Stahl erzeugenden Un- 
ternehmen während des Umstrukturierungszeitraums zusätzlich unzulässige 
staatliche Beihilfen gewährt hat, 

so leitet die Kommission die geeigneten Schritte ein und verlangt von den betreffenden 
Unternehmen die Rückzahlung der Beihilfen, die unter Verstoß gegen die in diesen 
Bestimmungen und in Anlage A festgelegten Bedingungen gewährt wurden. Erforder- 
lichenfalls wird auf die in Artikel 37 des Protokolls, oder in Artikel 39 des Protokolls vor- 
gesehenen Schutzklauseln zurückgegriffen. 


5. Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

31 999 R 1493: Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Wein (ABI. LI 79 vom 14.7. 1999, S. 1), zuletzt geändert 
durch: 

- 32 003 R 1 795: Verordnung (EG) Nr. 1 795/2003 der Kommission vom 1 3. 1 0. 2003 (ABI. 
L262 vom 14. 10. 2003, S. 13) 

Abweichend von Artikel 19 Absätze 1 bis 3 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 kann Ru- 
mänien für 30 000 Hektar Rebflächen Wiederbepflanzungsrechte anerkennen, die sich aus 
der Rodung von Hybridsorten ergeben, die nicht in die Klassifizierung der Weinsorten auf- 
genommen werden dürfen. Von diesen Wiederbepflanzungsrechten kann nur bis zum 
31. Dezember 2014 und ausschließlich zur Bepflanzung mit Vitis vinifera Gebrauch ge- 
macht werden. 

Die Umstrukturierung und Umstellung dieser Rebflächen kommt nicht für die in Artikel 13 
der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 vorgesehene Gemeinschaftsunterstützung in Frage. 
Einzelstaatliche Beihilfen für die durch ihre Umstrukturierung und Umstellung entstehen- 
den Kosten können jedoch gewährt werden. Diese Beihilfen dürfen 75% aller Kosten je 
Rebfläche nicht überschreiten. 
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B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 
I. Veterinärrecht 

32 004 R 0852: Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene (ABI. L 1 39 vom 30. 4. 2004, S. 1 ) 

32 004 R 0853: Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ur- 
sprungs (ABI. L 1 39 vom 30. 4. 2004, S. 55) 

a) Die strukturellen Anforderungen nach Anhang II Kapitel II der Verordnung (EG) Nr. 852/ 
2004 und nach Anhang III Abschnitt I Kapitel II und III, Abschnitt II Kapitel II und III und 
Abschnitt V Kapitel I der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 gelten unter den nachstehen- 
den Bedingungen bis zum 31 . Dezember 2009 nicht für die in Anlage B zu diesem An- 
hang aufgeführten rumänischen Betriebe. 

b) Solange für die in Buchstabe a genannten Betriebe die Bestimmungen des Buchsta- 
bens a gelten, werden Erzeugnisse dieser Betriebe nur auf dem inländischen Markt in 
Verkehr gebracht oder zur weiteren Verarbeitung in Betrieben in Rumänien verwendet, 
für die ebenfalls die Bestimmungen des Buchstabens a gelten, und zwar unabhängig 
vom Datum des Inverkehrbringens. Diese Erzeugnisse müssen ein anderes Genuss- 
tauglichkeits- oder Identitätskennzeichen tragen als das in Artikel 5 der Verordnung 
(EG) Nr. 853/2004 vorgesehene Kennzeichen. 

Unterabsatz 1 gilt auch dann für alle Erzeugnisse aus integrierten Fleischbetrieben, 
wenn ein Teil des Betriebs den Bestimmungen des Buchstabens a unterliegt. 

c) Die in Anlage B zu diesem Anhang aufgeführten Milch verarbeitenden Betriebe dürfen 
bis zum 31 . Dezember 2009 Lieferungen von Rohmilch annehmen, die nicht die Anfor- 
derungen des Anhangs III Abschnitt IX Kapitel I Unterkapitel II und III der Verordnung 
(EG) Nr. 853/2004 erfüllt oder gemäß diesen Anforderungen behandelt wurde, sofern 
die Betriebe, die die Milch anliefern, in einem zu diesem Zweck von den rumänischen 
Behörden geführten Verzeichnis aufgeführt sind. Rumänien unterbreitet der Kommis- 
sion jährlich Berichte über die Fortschritte bei der Modernisierung dieser Milch erzeu- 
genden Betriebe und des Milchsammelsystems. 

d) Rumänien sorgt für die schrittweise Erfüllung der strukturellen Anforderungen nach 
Buchstabe a. Rumänien übermittelt der Kommission vor dem Beitritt für jeden der von 
der Maßnahme des Buchstabens a erfassten und in Anlage B aufgeführten Betriebe ei- 
nen von der zuständigen nationalen Veterinärbehörde gebilligten Modernisierungsplan. 
Der Plan enthält eine Auflistung aller Mängel in Bezug auf die Anforderungen nach 
Buchstabe a und das geplante Datum für die Behebung der Mängel. Rumänien unter- 
breitet der Kommission jährlich Berichte über die Fortschritte in jedem einzelnen Be- 
trieb. Rumänien stellt sicher, dass nur die Betriebe, die diese Anforderungen bis zum 
31 . Dezember 2009 uneingeschränkt erfüllen, weitergeführt werden dürfen. 

e) Die Kommission kann gemäß dem Verfahren nach Artikel 58 der Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002 1 ) die Anlage B zu diesem Anhang vordem Beitritt und bis zum 31 . Dezem- 
ber 2009 aktualisieren und dabei im Lichte der Fortschritte bei der Behebung bestehen- 
der Mängel und der Ergebnisse des Überwachungsprozesses einzelne Betriebe hinzu- 
fügen oder streichen. 

Detaillierte Umsetzungsregeln, die das reibungslose Funktionieren der vorstehenden 
Übergangsregelung sicherstellen sollen, können gemäß dem Verfahren nach Artikel 58 
der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 angenommen werden. 


II. Pflanzenschutzrecht 

31 991 L0414: Richtlinie 91 /414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbrin- 
gen von Pflanzenschutzmitteln (ABI. L230 vom 19.8. 1991 , S. 1), zuletzt geändert durch: 

- 32004 L0099: Richtlinie 2004/99/EG der Kommission vom 1.10. 2004 (ABI. L309 vom 
6.10.2004, S. 6) 

Abweichend von Artikel 13 Absatz 1 der Richtlinie 91 /414/EWG kann Rumänien die Fristen 
für die Vorlage der Informationen gemäß den Anhängen II und III der Richtlinie 91/414/ 
EWG für Pflanzenschutzmittel, die gegenwärtig in Rumänien zugelassen sind und aus- 
schließlich im rumänischen FHoheitsgebiet in Verkehr gebracht werden und Kupferverbin- 


') Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 
zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errich- 
tung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Le- 
bensmittelsicherheit (ABI. L31 vom 1.2. 2002, S. 1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1642/2003 (ABI. L245 vom 29.9. 2003, S. 4). 
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düngen (Kupfersulfat, Kupferoxychlorid oder Kupferhydroxid), Schwefel, Acetochlor, Dime- 
thoat und 2,4-D enthalten, verschieben, sofern diese Inhaltsstoffe bis dahin in Anhang I der 
Richtlinie 91 /414/EWG aufgeführt sind. Die genannten Fristen können bis zum 31 . Dezem- 
ber 2009 verschoben werden, außer bei 2,4-D, bei dem die Frist höchstens bis zum 
31 . Dezember 2008 verschoben werden kann. Diese Bestimmungen gelten nur für die An- 
trag stellenden Betriebe, die vor dem 1. Januar 2005 tatsächlich begonnen haben, die er- 
forderlichen Informationen zu erarbeiten oder zu beschaffen. 


6. Verkehrspolitik 

1. 31 993 R3118: Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 des Rates vom 25. Oktober 1993 zur 
Festlegung der Bedingungen für die Zulassung von Verkehrsunternehmen zum Güter- 
kraftverkehr innerhalb eines Mitgliedstaats, in dem sie nicht ansässig sind (ABI. L279 
vom 12. 1 1 . 1993, S. 1), zuletzt geändert durch: 

- 32 002 R0484: Verordnung (EG) Nr. 484/2002 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 1.3.2002 (ABI. L76 vom 19.3.2002, S. 1) 

a) Abweichend von Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 31 18/93 und bis zum Ende des 
dritten Jahres ab dem Tag des Beitritts sind in Rumänien niedergelassene Verkehrs- 
unternehmer vom innerstaatlichen Güterkraftverkehr in den anderen Mitgliedstaaten 
und in den anderen Mitgliedstaaten niedergelassene Verkehrsunternehmer vom in- 
nerstaatlichen Güterkraftverkehr in Rumänien ausgeschlossen. 

b) Vor Ende des dritten Jahres ab dem Tag des Beitritts Rumäniens teilen die Mitglied- 
staaten der Kommission mit, ob sie diese Frist um höchstens zwei Jahre verlängern 
werden oder ob sie künftig Artikel 1 der Verordnung in vollem Umfang anwenden 
werden. Erfolgt keine derartige Mitteilung, so gilt Artikel 1 der Verordnung. Nur Ver- 
kehrsunternehmer, die in den Mitgliedstaaten ansässig sind, die Artikel 1 der Verord- 
nung anwenden, sind zum innerstaatlichen Güterkraftverkehr in den anderen Mit- 
gliedstaaten, die Artikel 1 ebenfalls anwenden, berechtigt. 

c) Diejenigen Mitgliedstaaten, in denen gemäß dem obigen Buchstaben b Artikel 1 der 
Verordnung Anwendung findet, können bis zum Ende des fünften Jahres ab dem 
Beitritt das folgende Verfahren anwenden. 

Sind in einem unter Unterabsatz 1 fallenden Mitgliedstaat ernste Störungen des na- 
tionalen Marktes oder von Teilen desselben aufgrund von Kabotage zu verzeichnen 
oder sind derartige Störungen durch Kabotage noch verstärkt worden, beispiels- 
weise wenn ein erheblicher Angebotsüberschuss gegenüber der Nachfrage entsteht 
oder die finanzielle Stabilität oder das Überleben einer beträchtlichen Anzahl von 
Güterkraftverkehrsunternehmen gefährdet wird, unterrichtet der Mitgliedstaat die 
Kommission und die anderen Mitgliedstaaten darüber und übermittelt ihnen sämtli- 
che einschlägige Angaben. Der Mitgliedstaat kann die Kommission auf der Grund- 
lage dieser Unterrichtung ersuchen, die Anwendung von Artikel 1 der Verordnung im 
Hinblick auf die Wiederherstellung der normalen Situation ganz oder teilweise aus- 
zusetzen. 

Die Kommission prüft die Situation anhand der von dem Mitgliedstaat übermittelten 
Angaben und entscheidet innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang des 
Antrags, ob Schutzmaßnahmen erforderlich sind. Das Verfahren nach Artikel 7 
Absatz 3 Unterabsätze 2, 3 und 4 und Absätzen 4, 5 und 6 der Verordnung findet An- 
wendung. 

Ein unter obigen Unterabsatz 1 fallender Mitgliedstaat kann in dringenden und au- 
ßergewöhnlichen Fällen die Anwendung von Artikel 1 der Verordnung aussetzen; er 
teilt dies der Kommission unter Angabe der Gründe nachträglich mit. 

d) Solange Artikel 1 der Verordnung gemäß den obigen Buchstaben a und b nicht an- 
gewandt wird, können die Mitgliedstaaten den Zugang zum innerstaatlichen Güter- 
kraftverkehr regeln, indem sie nach und nach auf der Grundlage bilateraler Abkom- 
men Kabotagegenehmigungen austauschen. Dies kann auch zur vollständigen 
Liberalisierung führen. 

e) Durch die Anwendung der Buchstaben a bis c darf der Zugang zum innerstaatlichen 
Güterkraftverkehr nicht stärker eingeschränkt werden, als dies zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung des Beitrittsvertrags der Fall war. 

2. 31 996 L0053: Richtlinie 96/53/EG des Rates vom 25. Juli 1996 zur Festlegung der 
höchstzulässigen Abmessungen für bestimmte Straßenfahrzeuge im innerstaatlichen 
und grenzüberschreitenden Verkehr in der Gemeinschaft sowie zur Festlegung der 
höchstzulässigen Gewichte im grenzüberschreitenden Verkehr (ABI. L235 vom 17.9. 
1 996, S. 59), zuletzt geändert durch: 
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- 32 002 L0007: Richtlinie 2002/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 1 8. 2. 2002 (ABI. L 67 vom 9. 3. 2002, S. 47). 

Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 96/53/EG dürfen Fahrzeuge, die die 
Grenzwerte der Kategorie 3.2.1, 3.4.1, 3.4.2 und 3.5.1 von Anhang I dieser Richtlinie 
einhalten, bis zum 31. Dezember 2013 nicht ausgebaute Abschnitte des rumänischen 
Straßennetzes nur dann benutzen, wenn sie die rumänischen Achslastbegrenzungen 
einhalten. 

Ab dem Tag des Beitritts dürfen für die Benutzung der nachstehend aufgeführten Flaupt 
transitstrecken gemäß Anhang 5 des Verkehrsabkommens EG-Rumänien 1 ) und gemäß 
Anhang I der Entscheidung Nr. 1692/96/EG des Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 23. Juli 1 996 über gemeinschaftliche Leitlinien für den Aufbau eines transeuro- 
päischen Verkehrsnetzes 2 ) durch Fahrzeuge, die den Anforderungen der Richtlinie 96/ 
53/EG entsprechen, keine Beschränkungen vorgesehen werden: 

1 . Alba lulia - Turda - Zaläu - Satu Mare - Halmeu (Straße E 81 ) 

2. Zalu - Oradea - Bor§ (Straßen 1 H und E 60) 

3. Märä§eti - Bacäu - Suceava - Siret (Straße E 85) 

4. Tiita -Tecuci - Hu§i - Albija (Straße E581) 

5. Simeria - Hajeg - Rovinari - Craiova - Calafat (Straße E 79) 

6. Lugoj - Caransebe§ - Drobeta-Turnu Severin - Filia§i - Craiova (Straße E 70) 

7. Craiova - Alexandria - Buchare§t (Straße 6) 

8. Drobeta-Turnu Severin - Calafat (Straße 56 A) 

9. Bucare§ti - Buzäu (Straßen E 60/E 85) 

10. Bucare§ti -Giurgiu (Straßen E70/E 85) 

1 1 . Bra§ov - Sibiu (Straße E 68) 

1 2. Timi§oara - Stamora Moravija 

Rumänien muss den in der nachstehenden Tabelle enthaltenen Zeitplan für den Ausbau 
seines Nebenstraßennetzes entsprechend der nachstehenden Straßenkarte einhalten. 
Bei jeder Infrastrukturinvestition, in die Mittel aus dem Gemeinschaftshaushalt fließen, 
muss sichergestellt sein, dass die Flauptverkehrswege für eine Tragfähigkeit von 11,5 
Tonnen pro Achse gebaut oder ausgebaut werden. 

Entsprechend den Fortschritten beim Ausbau wird das rumänische Nebenstraßennetz 
schrittweise für Fahrzeuge im grenzüberschreitenden Verkehr, die die Grenzwerte der 
Richtlinie einhalten, geöffnet. Während der gesamten Übergangszeit ist die Benutzung 
der nicht ausgebauten Teile des Nebenstraßennetzes für die Zwecke des Be- und Ent- 
ladens erlaubt, soweit dies technisch möglich ist. 

Ab dem Zeitpunkt des Beitritts dürfen auf dem rumänischen Nebenstraßennetz für Fahr- 
zeuge im internationalen Verkehr, die die Grenzwerte der Richtlinie 96/53/EG einhalten, 
vorübergehend zusätzliche Gebühren nur aufgrund einer Überschreitung der inner- 
staatlichen Achslastgrenzen erhoben werden. Für diese Fahrzeuge dürfen keine derar- 
tigen vorübergehenden zusätzlichen Gebühren aufgrund einer Überschreitung der in- 
nerstaatlichen Grenzwerte für die Abmessungen oder das Gesamtgewicht der 
Fahrzeuge erhoben werden. Außerdem sind für Fahrzeuge im internationalen Verkehr, 
die die Grenzwerte der Richtlinie 96/53/EG einhalten und mit Luftfederung ausgerüstet 
sind, um mindestens 25% geringere Gebühren zu erheben. 

Vorübergehende Zusatzgebühren für die Benutzung nicht ausgebauter Teile des Ne- 
benstraßennetzes durch im grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzte Fahrzeuge, die 
die Grenzwerte der Richtlinie einhalten, sind in nicht diskriminierender Weise zu erhe- 
ben. Das Gebührensystem muss transparent sein, und die Entrichtung der Gebühren 
darf für den Benutzer nicht mit einem unangemessenen Verwaltungsaufwand oder un- 
angemessenen Verzögerungen verbunden sein, noch darf die Entrichtung dieser Ge- 
bühren zum Anlass für systematische Kontrollen der Achslast an der Grenze genom- 
men werden. Die Überwachung der Einhaltung der höchstzulässigen Einzelachslast 
muss in einer nicht diskriminierenden Weise im gesamten Hoheitsgebiet erfolgen und 
muss auch wirksam sein, wenn es sich um in Rumänien zugelassene Fahrzeuge han- 
delt. 

Die Gebühren für Fahrzeuge ohne Luftfederung, die die Grenzwerte der Richtlinie 96/ 
53/EG einhalten, dürfen die in der nachstehenden Tabelle angegebene Höhe (in Zahlen 


') Transitabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Rumänien über den Straßengüter- 
verkehr vom 28. Juni 2001 (ABI. L 142 vom 31 . 5. 2002, S. 75). 

2 ) ABI. L 228 vom 9. 9. 1 996, S. 1 . Zuletzt geändert durch die Entscheidung Nr. 884/2004/EG (ABI. L 1 67 
vom 30.4.2004, S. 1). 
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von 2002) nicht überschreiten. Für Fahrzeuge mit Luftfederung, die die Grenzwerte der 
Richtlinie 96/53/EG einhalten, müssen um mindestens 25% geringere Gebühren erho- 
ben werden. 


Flöchstzulässige Gebühren (in Zahlen von 2002) für Fahrzeuge ohne Luftfederung, 
die die in der Richtlinie 96/53/EG vorgesehenen Grenzwerte einhalten 


Festgelegte Einzelachslast in einem 
Fahrzeug ab. . . bis zu . . . 

Betrag der Zusatzgebühr für die 
Benutzung eines Kilometers nicht 
ausgebauter Straße (mit einer Flöchst- 
last von 1 0 Tonnen pro Achse) in Euro 
(Zahlen aus dem Jahr 2002) 

ab 1 0 Tonnen pro Achse bis zu 

1 0,5 Tonnen pro Achse 

0,11 

ab 1 0,5 Tonnen pro Achse bis zu 

1 1 Tonnen pro Achse 

0,30 

ab 1 1 Tonnen pro Achse bis zu 

1 1 ,5 Tonnen pro Achse 

0,44 


Zeitplan für die Modernisierung des Nebenstraßennetzes, das für Fahrzeuge, 
die die in der Richtlinie 96/53/EG vorgesehenen Grenzwerte einhalten, 
schrittweise geöffnet wird 


Zeitraum 

2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

Ge- 

samt 

km laufende 
Arbeiten 1 ) 

3031 

2825 

1 656 

1 671 

1 518 

1 529 

1 554 


in Betrieb 2 ) 
genommene km 

960 

1 674 

528 

624 

504 

543 

471 


Bauarbeiten 
insgesamt (in km) 

3916 

5 590 

6118 

6 742 

7246 

7789 

8 260 

8260 


') km laufende Arbeiten = Straßenabschnitte, auf denen während des Bezugsjahres Arbeiten durch- 
geführt werden. Diese Arbeiten können im Bezugsjahr beginnen oder in den vorhergehenden Jah- 
ren begonnen haben. 

2 ) In Betrieb genommene km = Straßenabschnitte, auf denen im Bezugsjahr Arbeiten abgeschlos- 
sen werden, oder die im Bezugsjahr in Betrieb genommen werden. 
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3. 31 999 L 0062: Richtlinie 1 999/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
1 7. Juni 1 999 über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung bestimmter Verkehrs- 
wege durch schwere Nutzfahrzeuge (ABI. LI 87 vom 20.7. 1999, S. 42), zuletzt geän- 
dert durch: 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33). 

Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 1999/62/EG gelten die Mindeststeuer- 
sätze gemäß Anhang I der Richtlinie in Rumänien bis zum 31 . Dezember 201 0 nicht für 
Fahrzeuge, die ausschließlich im innerstaatlichen Verkehr eingesetzt werden. 

Die von Rumänien für diese Fahrzeuge anzuwendenden Sätze erreichen in diesem 
Zeitraum schrittweise den Mindeststeuersatz gemäß Anhang I der Richtlinie in Einklang 
mit folgendem Zeitplan: 

- die von Rumänien anzuwendenden Sätze dürfen am 1 . Januar 2007 nicht unter 60% 
des Mindeststeuersatzes gemäß Anhang I der Richtlinie liegen; 

- die von Rumänien anzuwendenden Sätze dürfen am 1 . Januar 2009 nicht unter 80% 
des Mindeststeuersatzes gemäß Anhang I der Richtlinie liegen. 


7. Steuerwesen 

1 . 31 977 L 0388: Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 1 7. Mai 1 977 zur Flarmo- 
nisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern - Ge- 
meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund- 
lage (ABI. L 145 vom 13. 6. 1977, S. 1), zuletzt geändert durch: 

- 32004 L0066: Richtlinie 2004/66/EG des Rates vom 26.4. 2004 (ABI. L168 vom 
1.5. 2004, S. 35). 

Bei der Anwendung von Artikel 28 Absatz 3 Buchstabe b der Richtlinie 77/388/EWG 
kann Rumänien eine Mehrwertsteuerbefreiung für den internationalen Personenverkehr 
gemäß Anhang F Nummer 1 7 der Richtlinie beibehalten, solange dieselbe Befreiung in 
einem der derzeitigen Mitgliedstaaten angewandt wird oder, falls dies früher eintritt, bis 
die Bedingung gemäß Artikel 28 Absatz 4 der Richtlinie erfüllt ist. 

2. 31 992 L0079: Richtlinie 92/79/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 zur Annäherung 
der Verbrauchsteuern auf Zigaretten (ABI. L 31 6 vom 31.10. 1 992, S. 8), zuletzt geän- 
dert durch: 

- 32 003 L 01 1 7: Richtlinie 2003/1 1 7/EG des Rates vom 5. 1 2. 2003 (ABI. L 333 vom 
20.12.2003, S. 49). 

Abweichend von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 92/79/EWG darf Rumänien die An- 
wendung der globalen Mindestverbrauchsteuer auf den Kleinverkaufspreis (einschließ- 
lich aller Steuern) von Zigaretten der gängigsten Preisklasse bis zum 31 . Dezember 
2009 aufschieben, sofern Rumänien während dieses Zeitraums seine Verbrauchsteuer- 
sätze schrittweise an die in der Richtlinie vorgesehene globale Mindestverbrauchsteuer 
angleicht. 

Unbeschadet des Artikels 8 der Richtlinie 92/1 2/EWG des Rates vom 25. Februar 1 992 
über das allgemeine System, den Besitz, die Beförderung und die Kontrolle verbrauch- 
steuerpflichtiger Waren 1 ) und nach Unterrichtung der Kommission können die Mitglied- 
staaten, solange die oben genannte Ausnahmeregelung angewandt wird, für aus Ru- 
mänien in ihr Ploheitsgebiet ohne Entrichtung weiterer Verbrauchsteuern mitgebrachte 
Zigaretten die gleichen Mengenbeschränkungen wie für Zigaretten aufrechterhalten, 
die aus Drittländern eingeführt werden. Die Mitgliedstaaten, die von dieser Möglichkeit 
Gebrauch machen, können die erforderlichen Kontrollen durchführen, sofern dadurch 
das einwandfreie Funktionieren des Binnenmarktes nicht beeinträchtigt wird. 

3. 32 003 L0049: Richtlinie 2003/49/EG des Rates vom 3. Juni 2003 über eine gemein- 
same Steuerregelung für Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen verbun- 
denen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. L 157 vom 26. 6. 2003, S. 49), 
zuletzt geändert durch: 

- 32 004 L0076: Richtlinie 2004/76/EG des Rates vom 29.4. 2004 (ABI. LI 57 vom 
30.4.2004, S. 106) 


') ABI. L 76 vom 23. 3. 1 992, S. 1 . Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003 (ABI. L 1 22 
vom 16.5.2003, S.36). 
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Es wird Rumänien gestattet, Artikel 1 der Richtlinie 2003/49/EG bis zum 31. Dezember 
201 0 nicht anzuwenden. Während dieser Übergangszeit darf der Steuersatz für Zinsen 
oder Lizenzgebühren, die an ein verbundenes Unternehmen eines anderen Mitglied- 
staates oder an eine in einem anderen Mitgliedstaat belegene Betriebsstätte eines ver- 
bundenen Unternehmens eines Mitgliedstaates gezahlt werden, 1 0% nicht übersteigen. 

4. 32003 L0096: Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restruktu- 
rierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieer- 
zeugnissen und elektrischem Strom (ABI. L283 vom 31 . 10. 2003, S. 51), zuletzt geän- 
dert durch: 

- 32 004 L 0075: Richtlinie 2004/75/EG des Rates vom 29. April 2004 (ABI. L 1 57 vom 
30.4. 2004, S. 100) 

a) Abweichend von Artikel 7 der Richtlinie 2003/96/EG darf Rumänien von folgenden 
Übergangszeiten Gebrauch machen: 

- bis zum 1 . Januar 201 1 für die Angleichung des nationalen Steuerbetrags für als 
Kraftstoff verwendetes unverbleites Benzin an den Mindestbetrag von 359 EUR 
je 1 0001. Der auf als Kraftstoff verwendetes unverbleites Benzin angewendete ef- 
fektive Steuerbetrag muss ab 1 . Januar 2008 mindestens 323 EUR je 1 000 1 be- 
tragen; 

- bis zum 1 . Januar 201 3 für die Angleichung des nationalen Steuerbetrags für als 
Kraftstoff verwendetes Gasöl an den Mindestbetrag von 330 EUR je 1 0001. Der 
auf als Kraftstoff verwendetes Gasöl angewendete effektive Steuerbetrag muss 
ab 1 . Januar 2008 mindestens 274 EUR je 1 000 1 und ab 1 . Januar 201 1 mindes- 
tens 302 EUR je 1 0001 betragen. 

b) Abweichend von Artikel 9 der Richtlinie 2003/96/EG darf Rumänien von folgenden 
Übergangszeiten Gebrauch machen: 

- bis zum 1 . Januar 201 0 für die Angleichung des nationalen Steuerbetrags für Erd- 
gas für die private Heizung an den in Anhang I Tabelle C vorgeschriebenen Min- 
deststeuerbetrag, 

- bis zum 1. Januar 2010 für die Angleichung des nationalen Steuerbetrags für 
schweres Heizöl, das für Zwecke der Fernheizung verwendet wird, an die in An- 
hang I Tabelle C vorgeschriebenen Mindeststeuerbeträge, 

- bis zum 1 . Januar 2009 für die Angleichung des nationalen Steuerbetrags für 
schweres Heizöl, das für andere Zwecke als zur Fernheizung verwendet wird, an 
den in Anhang I Tabelle C vorgeschriebenen Mindestbetrag. 

Der effektive Steuerbetrag für die betreffenden schweren Heizöle muss ab dem 
1. Januar 2007 mindestens 13 EUR je 1 000 kg betragen. 

c) Abweichend von Artikel 10 der Richtlinie 2003/96/EG darf Rumänien von einer 
Übergangsfrist bis zum 1. Januar 2010 Gebrauch machen, um seinen nationalen 
Steuerbetrag für Elektrizität an die in Anhang I Tabelle C vorgeschriebenen Mindest- 
beträge anzugleichen. Die effektiven Steuerbeträge für Elektrizität müssen ab 1 . Ja- 
nuar 2007 mindestens 50 % des jeweiligen gemeinschaftlichen Mindestbetrags be- 
tragen. 


8. Energie 

31 968 L0414: Richtlinie 68/414/EWG des Rates vom 20. Dezember 1968 zur Verpflich- 
tung der Mitgliedstaaten der EWG, Mindestvorräte an Erdöl und/oder Erdölerzeugnissen zu 
halten (ABI. L308 vom 23. 12. 1968, S. 14), zuletzt geändert durch: 

- 31 998 L0093: Richtlinie 98/93/EG des Rates vom 14. 12. 1998 (ABI. L358 vom 31.12. 
1998, S. 100) 

Abweichend von Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie 68/414/EWG gelten in Rumänien die An- 
forderungen an die Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen bis zum 31. Dezember 2011 
nicht. Rumänien stellt sicher, dass seine Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen für jede der 
in Artikel 2 genannten Kategorien von Erdölerzeugnissen mindestens dem nach dem Ta- 
gesdurchschnitt errechneten Inlandsverbrauch gemäß Artikel 1 Absatz 1 für die folgende 
Anzahl von Tagen entsprechen: 

- für 68,75 Tage bis zum 1 . Januar 2007; 

- für 73 Tage bis zum 31 . Dezember 2007 ; 

- für 77,25 Tage bis zum 31 . Dezember 2008; 

- für 81 ,5 Tage bis zum 31 . Dezember 2009; 

- für 85,45 Tage bis zum 31 . Dezember 201 0; 

- für 90 Tage bis zum 31 . Dezember 2011. 
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9. Umwelt 


A. Luftqualität 

31 994 L0063: Richtlinie 94/63/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Dezember 1994 zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen 
(VOC-Emissionen) bei der Lagerung von Ottokraftstoff und seiner Verteilung von den Aus- 
lieferungslagern bis zu den Tankstellen (ABI. L365 vom 31.12. 1994, S. 24), geändert 
durch: 

- 32 003 R 1 882: Verordnung (EG) Nr. 1 882/2003 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29.9. 2003 (ABI. L 284 vom 31 . 1 0. 2003, S. 1 ) 

1 . Abweichend von Artikel 3 und Anhang I der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforderun- 
gen an vorhandene Lagertanks in Auslieferungslagern in Rumänien bis zu folgenden 
Terminen nicht: 

- bis zum 31. Dezember 2007 für 115 Lagertanks in 12 Auslieferungslagern und bis 
zum 31 . Dezember 2008 für 4 Lagertanks in 1 Auslieferungslager mit einem Durch- 
satz von über 25 000 Tonnen/Jahr, jedoch nicht mehr als 50 000 Tonnen/Jahr; 

- bis zum 31. Dezember 2007 für 138 Lagertanks in 13 Auslieferungslagern, bis zum 
31. Dezember 2008 für 57 Lagertanks in 10 Auslieferungslagern und bis zum 
31 . Dezember 2009 für 526 Lagertanks in 63 Auslieferungslagern mit einem Durch- 
satz von nicht mehr als 25 000 Tonnen/Jahr. 

2. Abweichend von Artikel 4 und Anhang II der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforderun- 
gen an das Befüllen und Entleeren vorhandener beweglicher Behältnisse in Ausliefe- 
rungslagern in Rumänien bis zu folgenden Terminen nicht: 

- bis zum 31. Dezember 2007 für 36 Befüllungs- und Entleerungsanlagen in 12 Aus- 
lieferungslagern mit einem Durchsatz von über 25 000 Tonnen/Jahr, aber nicht mehr 
als 150 000 Tonnen/Jahr; 

- bis zum 31. Dezember 2007 für 82 Befüllungs- und Entleerungsanlagen in 18 Aus- 
lieferungslagern, bis zum 31 . Dezember 2008 für 1 4 Befüllungs- und Entleerungsan- 
lagen in 1 1 Auslieferungslagern und bis zum 31 . Dezember 2009 für 1 14 Befüllungs- 
und Entleerungsanlagen in 58 Auslieferungslagern mit einem Durchsatz von nicht 
mehr als 25 000 Tonnen/Jahr. 

3. Abweichend von Artikel 5 der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforderungen an vorhan- 
dene bewegliche Behältnisse in Auslieferungslagern in Rumänien bis zu folgenden Ter- 
minen nicht: 

- bis zum 31 . Dezember 2007 für 31 Straßentankfahrzeuge; 

- bis zum 31 . Dezember 2008 für weitere 1 01 Straßentankfahrzeuge; 

- bis zum 31 . Dezember 2009 für weitere 432 Straßentankfahrzeuge. 

4. Abweichend von Artikel 6 und Anhang III der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforderun- 
gen an das Befüllen vorhandener Lagertanks an Tankstellen in Rumänien bis zu folgen- 
den Terminen nicht: 

- bis zum 31 . Dezember 2007 für 1 16 Tankstellen, bis zum 31 . Dezember 2008 für wei- 
tere 1 9 Tankstellen und bis zum 31 . Dezember 2009 für weitere 1 06 Tankstellen mit 
einem Durchsatz von über 1 000 m 3 /Jahr; 

- bis zum 31 . Dezember 2007 für 49 Tankstellen, bis zum 31 . Dezember 2008 für wei- 
tere 1 1 Tankstellen und bis zum 31 . Dezember 2009 für weitere 85 Tankstellen mit 
einem Durchsatz von über 500 m 3 /Jahr, aber nicht mehr als 1 000 m 3 /Jahr; 

- bis zum 31 . Dezember 2007 für 23 Tankstellen, bis zum 31 . Dezember 2008 für wei- 
tere 1 4 Tankstellen und bis zum 31 . Dezember 2009 für weitere 1 88 Tankstellen mit 
einem Durchsatz von nicht mehr als 500 m 3 /Jahr. 


B. Abfallwirtschaft 

1. 31 993 R 0259: Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates vom 1 . Februar 1993 zur Über- 
wachung und Kontrolle der Verbringung von Abfällen in der, in die und aus der Europäi- 
schen Gemeinschaft (ABI. L30 vom 6. 2. 1993, S. 1), zuletzt geändert durch: 

- 32 001 R 2557: Verordnung (EG) Nr. 2557/2001 der Kommission vom 28.12. 2001 
(ABI. L 349 vom 31 . 1 2. 2001 , S. 1 ) 

a) Bis zum 31 . Dezember 201 5 sind Verbringungen nach Rumänien von zur Verwertung 
bestimmten Abfällen, die in Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 aufgeführt 
sind, den zuständigen Behörden zu notifizieren und gemäß den Artikeln 6, 7 und 8 
der Verordnung abzuwickeln. 
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b) Abweichend von Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 können die zu- 
ständigen Behörden Rumäniens bis zum 31. Dezember 2011 Einwände gegen die 
Verbringung der folgenden in Anhang III aufgeführten zur Verwertung bestimmten 
Abfälle nach Rumänien aus den in Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung festgelegten 
Gründen erheben. Für diese Verbringungen gilt Artikel 10 der Verordnung. 

AA. Metallhaltige Abfälle 

- AA 060 Vanadiumhaltige Aschen und Rückstände 

- AA 080 Thalliumhaltige Abfälle, -Schrott und -rückstände 

- AA 090 Arsenabfälle und Rückstände 

- AA100 Quecksilberabfälle und Rückstände 

- AA130 Flüssigkeiten aus dem Beizen von Metallen 


AB. Abfälle aus vorwiegend anorganischen Stoffen, eventuell mit Metallen oder or- 
ganischen Stoffen 

- AB 010 Anderweitig nicht erwähnte oder eingeschlossene Schlacken, 

Aschen und Rückstände 

- AB 020 Rückstände aus der Verbrennung von kommunalen Abfällen und 

Flausmüll 

- AB 030 Andere Abfälle als solche aus Systemen auf Cyanidbasis aus der 

Oberflächenbehandlung von Metallen 

- AB 040 Glasabfälle aus Kathodenstrahlröhren und anderem aktivierten 

Glas 

- AB 050 Calciumfluoridschlämme 

- AB 060 Andere anorganische Fluorverbindungen in flüssiger Form oder 

als Schlamm 

- AB 080 Verbrauchte Katalysatoren, die nicht in der grünen Liste aufgeführt 

sind 

- AB 090 Aluminiumhydratabfälle 

- AB 110 Basische Lösungen 

- AB 120 Anderweitig nicht aufgeführte oder eingeschlossene anorganische 

Flalogenidverbindungen 


AC. Vorwiegend organische Stoffe enthaltende Abfälle, eventuell mit Metallen und 
anorganischen Stoffen 


AC 

040 

AC 

050 

AC 

060 

AC 

070 

AC 

080 

AC 

090 

AC 

100 

AC 

110 

AC 

120 

AC 

140 

AC 

150 

AC 

160 

AC 

190 

AC 

200 

AC 

210 

AC 

220 

AC 

230 

AC 

240 

AC 

260 

AC 

270 


Schlamm von verbleitem Benzin 
Heizflüssigkeit (Wärmeübertragung) 

Hydraulikflüssigkeit 

Bremsflüssigkeit 

Frostschutzmittel 

Abfälle aus der Herstellung, Zubereitung und Verwendung von 
Harzen, Latex, Weichmachern oder von Leimen und Klebstoffen 

Nitrocellulose 

Phenole und phenolhaltige Verbindungen einschließlich Chlorphe- 
nole, in flüssiger Form oder als Schlämme 
Polychlornaphthalin 

Triäthylamin-Katalysatoren, die zur Zubereitung von Gießereisand 

verwendet werden 

Fluorchlorkohlenwasserstoffe 

Halone 

Rückstände aus der Abwrackung von Kraftfahrzeugen (leichtes 
Mahlgut) 

Organische Phosphorverbindungen 
Nichthalogenhaltige Lösungsmittel 
Halogenhaltige Lösungsmittel 

Halogenhaltige oder nichthalogenhaltige wasserfreie Destillations- 
rückstände, die bei der Wiedergewinnung von Lösungsmitteln an- 
fallen 

Abfälle aus der Herstellung von halogenierten, aliphatischen Koh- 
lenwasserstoffen (wie Chlormethanen, Dichlorethan, Vinylchlo- 
rid, Vinylidenchlorid, Allychlorid und Epichlorydrin) 

Flüssiger Schweinemist; Fäkalien 
Abwasserschlamm 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 151 - 


Drucksache 16/2293 


AD. Abfälle, die sowohl anorganische als auch organische Stoffe enthalten können 

- AD 010 Abfälle aus der Herstellung und Zubereitung pharmazeutischer 

Produkte 

- AD 020 Abfälle aus der Produktion, Formulierung und Verwendung von 

Bioziden und Pflanzenschutzmitteln 

- AD 030 Abfälle aus der Herstellung, Zubereitung und Verwendung von Er- 

zeugnissen zur Holzkonservierung 

Abfälle, die die nachstehenden Stoffen enthalten, aus ihnen beste- 
hen oder von diesen verunreinigt sind: 

• AD 040 - anorganische Cyanide, ausgenommen feste Edel- 
metallrückstände, die Spuren von anorganischen Cyaniden ent- 
halten 


- AD 080 

- AD 110 

- AD 120 

- AD 130 

- AD 140 

- AD 150 


• AD 050 - organische Cyanide 

Explosionsgefährliche Abfälle, die keinen besonderen Rechtsvor- 
schriften unterliegen 
Säurelösungen 
lonenaustauschharze 
Wegwerfphotoapparate, mit Batterien 

Anderweitig nicht aufgeführte oder eingeschlossene Abfälle aus 
industriellen Anlagen zur Abgasreinigung 
Als Filter (z. B. Biofilter) verwendete, natürlich vorkommende orga- 
nische Stoffe 


- AD 160 Kommunale Abfälle oder Hausmüll 

- AD 170 Verbrauchte Aktivkohle mit gefährlichen Eigenschaften aus der 

Verwendung in der anorganischen und organischen chemischen 
sowie der pharmazeutischen Industrie, Abwasserbehandlung, 
Gas- oder Luftreinigung und ähnlichen Verwendungen 


Dieser Zeitraum kann nach dem in Artikel 18 der Richtlinie 75/442/EWG des Rates 
vom 1 5. Juli 1 975 über Abfälle 1 ), geändert durch die Richtlinie 91 /1 56/EWG des Ra- 
tes 2 ), festgelegten Verfahren höchstens bis zum 31 . Dezember 2015 verlängert wer- 
den. 


c) Abweichend von Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 können die 
zuständigen Behörden Rumäniens bis zum 31 . Dezember 201 1 gegen die Verbrin- 
gung nach Rumänien von zur Verwertung bestimmten Abfällen, die in Anhang IV der 
Verordnung aufgeführt sind, und gegen die Verbringung von zur Verwertung be- 
stimmten, nicht in den Anhängen der Verordnung aufgeführten Abfällen aus den in 
Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung festgelegten Gründen Einwände erheben. Dieser 
Zeitraum kann nach dem in Artikel 18 der Richtlinie 75/442/EWG vom 15. Juli 1975 
über Abfälle 1 ) festgelegten Verfahren in der durch die Richtlinie 91/156/EWG des 
Rates 1 975 geänderten Fassung höchstens bis zum 31 . Dezember 201 5 verlängert 
werden. 2 ) 

d) Abweichend von Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 erheben die 
zuständigen Behörden Rumäniens Einwände gegen Verbringungen von zur Verwer- 
tung bestimmten Abfällen, die in den Anhängen II, III und IV der Verordnung (EWG) 
Nr. 259/93 aufgeführt sind, sowie gegen Verbringungen von zur Verwertung be- 
stimmten Abfällen, die in diesen Anhängen nicht aufgeführt sind, die für eine Anlage 
bestimmt sind, für die eine vorübergehende Ausnahme von bestimmten Bestimmun- 
gen der Richtlinie 96/61 /EG des Rates vom 24. September 1 996 über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung 3 ), der Richtlinie 2000/76/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Dezember 2000 über die 
Verbrennung von Abfällen 4 ), und der Richtlinie 2001/80/EG des Europäischen Par- 
laments und des Rates vom 23. Oktober 2001 zur Begrenzung von Schadstoffemis- 
sionen von Großfeuerungsanlagen in die Luft 5 ) gilt; dies gilt für die Dauer der vor- 
übergehenden Ausnahme für die Bestimmungsanlage. 

2. 31 994 L0062: Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Dezember 1994 über Verpackungen und Verpackungsabfälle (ABI. L365 vom 31 . 12. 
1994, S. 10), zuletzt geändert durch: 


') ABI. LI 94 vom 25.7. 1975, S.39. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 (ABI. 
L 284 vom 31. 10.2003, S. 1). 

2 ) ABI. L78 vom 26.3. 1991, S. 32. 

3 ) ABI. L275 vom 10. 10. 1996, S. 26. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1 ). 

4 ) ABI. L332 vom 28. 12.2000, S. 91. 

5 ) ABI. L309 vom 27. 1 1. 2001, S. 1. Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003 (ABI. L236 vom 
23.9.2003, S. 33). 
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- 32 004 L0012: Richtlinie 2004/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 1 1 . 2. 2004 (ABI. L 47 vom 1 8. 2. 2004, S. 26) 

a) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 94/62/EG erreicht Ru- 
mänien die Gesamtquote für die Verwertung oder die Verbrennung in Abfallverbren- 
nungsanlagen mit Energierückgewinnung bis 31. Dezember 2011, wobei nachste- 
hende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 32 Gewichtsprozent bis 31 . Dezember 2006, 34 Gewichtsprozent für 2007, 40 
Gewichtsprozent für 2008, 45 Gewichtsprozent für 2009 und 48 Gewichtsprozent 
für 2010. 

b) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 94/62/EG erreicht Ru- 
mänien die Gesamtquote für die Verwertung oder die Verbrennung in Abfallverbren- 
nungsanlagen mit Energierückgewinnung bis 31. Dezember 2013, wobei nachste- 
hende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 53 Gewichtsprozent für 201 1 und 57 Gewichtsprozent für 201 2. 

c) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 94/62/EG erreicht Ru- 
mänien die Ziele für die stoffliche Verwertung von Kunststoffen bis zum 31 . Dezem- 
ber 201 1 , wobei folgende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 8 Gewichtsprozent bis 31 . Dezember 2006, 1 0 Gewichtsprozent für 2007, 1 1 Ge- 
wichtsprozent für 2008, 1 2 Gewichtsprozent für 2009 und 1 4 Gewichtsprozent für 
2010. 

d) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie 94/62/EG erreicht Ru- 
mänien das Gesamtverwertungsziel bis zum 31. Dezember 2013, wobei folgende 
Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 26 Gewichtsprozent bis zum 31. Dezember 2006, 28 Gewichtsprozent für 2007, 
33 Gewichtsprozent für 2008, 38 Gewichtsprozent für 2009, 42 Gewichtsprozent 
für 2010, 46 Gewichtsprozent für 201 1 , und 50 Gewichtsprozent für 2012. 

e) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e Ziffer i der Richtlinie 94/62/EG er- 
reicht Rumänien das Ziel für die stoffliche Verwertung von Glas bis zum 31 . Dezem- 
ber 2013, wobei folgende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 21 Gewichtsprozent bis 31 . Dezember 2006, 22 Gewichtsprozent für 2007, 32 
Gewichtsprozent für 2008, 38 Gewichtsprozent für 2009, 44 Gewichtsprozent für 
2010, 48 Gewichtsprozent für 201 1 und 54 Gewichtsprozent für 2012. 

f) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e Ziffer iv der Richtlinie 94/62/EG er- 
reicht Rumänien das Ziel für die stoffliche Verwertung von Kunststoffen bei aus- 
schließlicher Berücksichtigung von Material, das durch stoffliche Verwertung wieder 
zu Kunststoff wird, bis zum 31 . Dezember 201 3, wobei folgende Zwischenziele ein- 
zuhalten sind: 

- 1 6 Gewichtsprozent für 201 1 und 18 Gewichtsprozent für 201 2. 

g) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e Ziffer v der Richtlinie 94/62/EG er- 
reicht Rumänien das Ziel für die stoffliche Verwertung von Holz bis zum 31 . Dezem- 
ber 201 1 , wobei folgende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 4 Gewichtsprozent bis 31. Dezember 2006, 5 Gewichtsprozent für 2007, 7 Ge- 
wichtsprozent für 2008, 9 Gewichtsprozent für 2009 und 12 Gewichtsprozent für 
2010. 

3. 31 999 L0031: Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 über Abfalldepo- 
nien (ABI. L 182 vom 16. 7. 1999, S. 1), geändert durch: 

- 32 003 RI 882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ). 

a) Abweichend von Artikel 14 Buchstabe c und Anhang I Nummern 2, 3, 4 und 6 der 
Richtlinie 1999/31 /EG sowie unbeschadet der Richtlinie 75/442/EWG des Rates 
vom 15. Juli 1978 über Abfälle’) und der Richtlinie 91 /689/EWG des Rates vom 
1 2. Dezember 1 991 über gefährliche Abfälle * 2 ) gelten die Anforderungen an Überwa- 
chungsmaßnahmen für Wasser und Sickerwassermanagement, den Schutz des Bo- 
dens und des Wassers, die Gasfassung und die Standsicherheit in Rumänien bis 
zum 1 6. Juli 201 7 nicht für 1 01 bestehende kommunale Deponien. 


’) ABI. L 1 94 vom 25. 7. 1 975, S. 39. Geändert durch die Richtlinie 91 /1 56/EWG und zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 (ABI. L 284 vom 31.10.2003, S. 1). 

2 ) ABI. L377 vom 31.12. 1991, S.20. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 94/31/EG (ABI. LI 68 vom 
2.7. 1994, S. 28). 
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Rumänien trägt dafür Sorge, dass die Deponierung des in diesen 101 bestehenden 
nicht bestimmungsgemäßen kommunalen Deponien gelagerten Abfalls schrittweise 
reduziert wird, wobei folgende jährliche Höchstmengen gelten: 

- bis zum 31. Dezember 2006: 3470 000 Tonnen: 

- bis zum 31. Dezember 2007: 3 240 000 Tonnen: 

- bis zum 31. Dezember 2008: 2 920 000 Tonnen: 

- bis zum 31. Dezember 2009: 2 920 000 Tonnen: 

- bis zum 31. Dezember 2010: 2 900 000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 201 1 : 2 740 000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 2012: 2460 000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 2013: 2 200 000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 2014: 1 580 000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 2015: 1 420 000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 2016: 1 210 000 Tonnen. 

b) Abweichend von Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a und b und Anhang I Nummer 2 
zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 1999/31 /EG sowie unbeschadet des Artikels 6 
Buchstabe c Ziffer ii jener Richtlinie und der Richtlinie 75/442/EWG gelten die Anfor- 
derungen an flüssige korrosive und brandfördernde Abfälle und hinsichtlich der Ver- 
hinderung des Eindringens von Wasser in die gelagerten Abfälle in Rumänien nicht 
für die folgenden 23 bestehenden Anlagen bis zu dem für jede Anlage angegebenen 
Zeitpunkt: 

Bis 31 . Dezember 2007: 

1 . S. C. BEGA UPSOM Ocna Mure§, Ocna Mure§, Kreis Alba 
Bis 31 . Dezember 2008: 

2. S. C. TERMOELECTRICÄ SA - SE Doice§ti, Doice§ti, Kreis Dämbovija 

3. S. C. COMPLEXUL ENERGETIC ROVINARI SA, Cicani-Beterega, Kreis Gorj 

4. RAAN Drobeta-Turnu Severin - Sucursala ROMAG - TERMO, Drobeta-Turnu 
Severin, Kreis Mehedinji 

Bis 31 . Dezember 2009: 

5. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA - SE Craiova, Valea Mänästirii, Kreis 
Dolj 

6. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA - SE l§alnita, l§alnija II, Kreis Dolj 

7. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA - SE l§alnita, l§alnija I, Kreis Dolj 

8. S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA - SE Paro§eni, Cpri§oara, Kreis Hune- 
doara 

9. S. C. TERMICA SA Suceava, Suceava, Kreis Suceava 
Bis 31 . Dezember 2010: 

10. S.C. ELECTROCENTRALE DEVA SA, Bejan, Kreis Hunedoara 

11. S. C. ALUM Tulcea, Tulcea, Kreis Tulcea 

Bis 31 . Dezember 201 1 : 

12. S. C. UZINA TERMOELECTRICÄ GIURGIU SA, Giurgiu, Kreis Giurgiu 
Bis 31 . Dezember 2012: 

13. CET Bacäu, Furnicari - Bacu, Kreis Bacäu 

14. S. C. COMPLEXUL ENERGETIC TURCENI, Valea Ceplea, Kreis Gorj 

15. S.C. COMPLEXUL ENERGETIC TURCENI, Valea Ceplea, Kreis Gorj 

16. S.C. UZINELE SODICE Govora, Govora, Kreis Välcea 

17. S. C. CET Govora SA, Govora, Kreis Välcea 

Bis 31 . Dezember 2013: 

18. S. C. CET Arad, Arad, Kreis Arad 

19. S. C. ELECTROCENTRALE ORDEA SA, Säntaul Mic, Kreis Bihor 
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20. S. C. ELECTROCENTRALE ORADEA SA, Säntaul Mic, Kreis Bihor 

21 . S. C. ELECTROCENTRALE ORADEA SA, Säntaul Mic, Kreis Bihor 

22. CET II la§i, Holboca, Kreis la§i 

23. S. C. Uzina Electrica Zaälu, Hereclean - Panic, Kreis Sälaj 

Rumänien trägt dafür Sorge, dass die Deponierung des in diesen 23 bestehenden 
nicht bestimmungsgemäßen Anlagen gelagerten flüssigen Abfalls schrittweise redu- 
ziert wird, wobei folgende jährliche Höchstmengen gelten: 

- bis zum 31 . Dezember 2006: 1 1 286 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2007: 1 1 286 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2008: 1 1 1 20 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2009: 7 753 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2010: 4 803 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 201 1 : 3 492 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2012: 3 478 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2013: 520 000 Tonnen. 

c) Abweichend von Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a und b und Anhang I Nummer 2 
zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 1 999/31 /EG sowie unbeschadet des Artikels 6 
Buchstabe c Ziffer ii jener Richtlinie und der Richtlinie 75/442/EWG gelten die Anfor- 
derungen an flüssige korrosive und brandfördernde Abfälle und hinsichtlich der Ver- 
hinderung des Eindringens von Wasser in die gelagerten Abfälle in Rumänien nicht 
für die folgenden 5 bestehenden Bergeteiche im Bergbau bis zu dem für jeden Ber- 
geteich angegebenen Zeitpunkt: 


Bis 31 . Dezember 2009: 

1 . BÄlJA §tei, Fänaje, Kreis Bihor 

Bis 31 . Dezember 2010: 

2. TRANSGOLD Baia Mare, Aurul-Recea, Kreis Maramure§ 

3. MINBUCOVINA Vatra Dornei, Ostra-Valea Straja, Kreis Suceava 


Bis 31 . Dezember 201 1 : 


4. CUPRUMIN Abrud, Valea §esei, Kreis Alba 

5. CUPRUMIN Abrud, Valea §tefancei, Kreis Alba. 


Rumänien trägt dafür Sorge, dass die Deponierung des in diesen 5 bestehenden 
nicht bestimmungsgemäßen Anlagen gelagerten flüssigen Abfalls schrittweise redu- 
ziert wird, wobei folgende jährliche Höchstmengen gelten: 

- bis zum 31 . Dezember 2006: 6 370 000 Tonnen; 


- bis zum 31 . Dezember 2007: 5 920 000 Tonnen (davon 2 100000 Tonnen gefähr- 
liche und 3 820 000 Tonnen ungefährliche Abfälle); 

- bis zum 31 . Dezember 2008: 4 720 000 Tonnen (davon 2 1 00 000 Tonnen gefähr- 
liche und 2 620 000 Tonnen ungefährliche Abfälle); 

- bis zum 31 . Dezember 2009: 4 720 000 Tonnen (davon 2 1 00 000 Tonnen gefähr- 
liche und 2 620 000 Tonnen ungefährliche Abfälle); 


- bis zum 31 . Dezember 201 0: 4 640 000 Tonnen (davon 2 1 00 000 Tonnen gefähr- 
liche und 2 540 000 Tonnen ungefährliche Abfälle); 


- bis zum 31 . Dezember 201 1 : 2 470 000 Tonnen (ausschließlich ungefährliche Ab- 
fälle). 


d) Abweichend von Artikel 2 Buchstabe g zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 1999/ 
31/EG und unbeschadet der Richtlinie 75/442/EWG sowie der Richtlinie 91/689/ 
EWG gilt eine Anlage, die auf Dauer eingerichtet ist und die für die zeitweilige Abla- 
gerung von in Rumänien anfallenden gefährlichen Abfällen genutzt wird, in Rumä- 
nien bis zum 31 . Dezember 2009 nicht als Deponie. 

Rumänien legt der Kommission ab dem 30. Juni 2007 jährlich zum 30. Juni einen 
Bericht über die schrittweise Umsetzung der Richtlinie und die Einhaltung der ge- 
nannten Zwischenziele vor. 


4. 32 002 L 0096: Richtlinie 2002/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. Januar 2003 über Elektro- und Elektronik-Altgeräte (ABI. L37 vom 13.2. 2003, 
S. 24), geändert durch: 
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- 32 003 L 01 08: Richtlinie 2003/1 08/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 8. 1 2. 2003 (ABI. L 345 vom 31 . 1 2. 2003, S. 1 06). 

Abweichend von Artikel 5 Absatz 5 und Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie 2002/96/EG 
muss Rumänien die Quote von durchschnittlich mindestens vier Kilogramm getrennt ge- 
sammelten Elektro- und Elektronik-Altgeräten aus privaten Haushalten pro Einwohner 
pro Jahr, die Verwertungsquote und die Wiederverwendungs- und Recyclingquote für 
Bauteile, Werkstoffe und Stoffe bis zum 31 . Dezember 2008 erreichen. 


C. Wasserqualität 

1. 31 983 L0513: Richtlinie 83/513/EWG des Rates vom 26. September 1983 betreffend 
Grenzwerte und Qualitätsziele für Cadmiumableitungen (ABI. L291 vom 24. 10. 1983, 
S. 1), geändert durch: 

- 31 991 L0692: Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23. 12. 1991 (ABI. L377 vom 
31.12. 1991, S. 48); 

- 31 984 L0156: Richtlinie 84/1 56/EWG des Rates vom 8. März 1984 betreffend 
Grenzwerte und Qualitätsziele für Quecksilberableitungen mit Ausnahme des Indu- 
striezweigs Alkalichloridelektrolyse (ABI. L74 vom 17.3.1984, S. 49), geändert 
durch: 

- 31 991 L0692: Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23. 12. 1991 (ABI. L377 vom 
31.12. 1991, S. 48) 

Abweichend von Artikel 3 und Anhang I der Richtlinie 83/513/EWG sowie Artikel 3 und 
Anhang I der Richtlinie 84/156/EWG gelten die Grenzwerte für Cadmium- und Queck- 
silberableitungen in die in Artikel 1 der Richtlinie 76/464/EWG des Rates vom 4. Mai 
1 976 betreffend die Verschmutzung infolge der Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe 
in die Gewässer der Gemeinschaft 1 ) genannten Gewässer in Rumänien bis 31 . Dezem- 
ber 2009 nicht für die folgenden Industrieanlagen: 

ARIE§MIN SA Baia de Arie§ - Valea Särta§ - Baia de Arie§ - Kreis Alba 
ARIE§MIN SA Baia de Arie§ - ape de minä - Baia de Arie§ - Kreis Alba 
EM TUR -Tur - Kreis Satu Mare 

SM BAIA BOR§A - evacuare ape de minä Gura Bäii - Bor§a - Kreis Maramure§ 

SM BAIA BOR§A - evacuare ape de minä Burloaia - Bor§a - Kreis Maramure§ 

SM BAIA BOR§A - evacuare Colbu-Toroioaga - Bor§a - Kreis Maramure§ 

EM BAIA SPRIE - Baia Sprie - Kreis Maramure§ 

EM CAVNIC - Cavnic - Kreis Maramure§ 

EM BAIUJ - Bäiuj - Kreis Maramure§ 

S. C. Romplumb SA BAIA MARE - evacuare in canal de transport - Baia Mare - 
Kreis Maramure§ 

SUCURSALA MINIERÄ BAIA MARE - flotajie centralä - Baia Mare - Kreis Maramure§ 
SM BAIA BOR§A - evacuare ape flotajie - Bor§a - Kreis Maramure§ 

Romarm Tohan Zärne§ti - Zärne§ti - Kreis Bra§ov 
S. C. Viromet SA Victoria - Victoria - Kreis Bra§ov 
S. C. Electrocarbon SA Slatina -RI- Slatina - Kreis Olt 
S. C. Electrocarbon SA Slatina - R 2 - Slatina - Kreis Olt 
S. C. Electrocarbon SA Slatina - R 3 - Slatina - Kreis Olt 
S. C. Electrocarbon SA Slatina - R 4 - Slatina - Kreis Olt 
S. C. Electrocarbon SA Slatina - R 5 - Slatina - Kreis Olt 
S. C. Electrocarbon SA Slatina - R 6 - Slatina - Kreis Olt 
S. C. Electrocarbon SA Slatina - R 7 - Slatina - Kreis Olt 
S. C. GECSATTärnäveni -Tärnäveni - Kreis Mure§ 

SGDP BAIA BOR§A - Bor§a - Kreis Maramure§ 

SPGC SEINI - Seini - Kreis Maramure§ 

S. C. VITAL BAIA MARE - evacuare stajie - Baia Mare - Kreis Maramure§ 


') ABI. LI 29 vom 18.5. 1976, S. 23. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2000/60/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates (ABI. L 327 vom 22. 1 2. 2000, S. 1 ). 
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S. C. IMI SA BAIA MARE - evacuare stajie mina llba - Baia Mare - Kreis Maramure§ 
S. C. WEST CONSTRUCT MINA SOCEA - Valea Socea - Kreis Maramure§ 

2. 31 984 L0491: Richtlinie 84/491 /EWG des Rates vom 9. Oktober 1984 betreffend 
Grenzwerte und Qualitätsziele für Ableitungen von Hexachlorcyclohexan (ABI. L274 
vom 17. 10. 1984, S. 1 1), geändert durch: 

- 31 991 L0692: Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23. 12. 1991 (ABI. L377 vom 
31. 12.1991, S. 48) 

Abweichend von Artikel 3 und Anhang I der Richtlinie 84/491 /EWG gelten die Grenz- 
werte für Lindanableitungen in die in Artikel 1 der Richtlinie 76/464/EWG des Rates vom 

4. Mai 1 976 betreffend die Verschmutzung infolge der Ableitung bestimmter gefährlicher 
Stoffe in die Gewässer der Gemeinschaft 1 ) genannten Gewässer in Rumänien bis 
31 . Dezember 2009 nicht für die folgenden Industrieanlagen: 

5. C. Sinteza SA Oradea - Oradea - Kreis Bihor 

S. C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea - Rämnicu Välcea - Kreis Välcea 
S. C. CHIMCOMPLEX SA Borze§ti - Borze§ti - Kreis Bacäu 

3. 31 986 L0280: Richtlinie 86/280/EWG des Rates vom 12. Juni 1986 betreffend Grenz- 
werte und Qualitätsziele für die Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe im Sinne der 
Liste I im Anhang der Richtlinie 76/464/EWG (ABI. LI 81 vom 4.7. 1986, S. 16), zuletzt 
geändert durch: 

- 31 991 L0692: Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23. 12. 1991 (ABI. L377 vom 
31.12.1991, S. 48) 

Abweichend von Artikel 3 und Anhang II der Richtlinie 86/280/EWG gelten die Grenz- 
werte für Ableitungen von Hexachlorbenzol, Hexachlorbutadien, 1 ,2-Dichlorethan, Tri- 
chlorethylen und Trichlorbenzol in die in Artikel 1 der Richtlinie 76/464/EWG des Rates 
vom 4. Mai 1 976 betreffend die Verschmutzung infolge der Ableitung bestimmter gefähr- 
licher Stoffe in die Gewässer der Gemeinschaft 1 ) genannten Gewässer in Rumänien bis 
31 . Dezember 2009 nicht für die folgenden Industrieanlagen: 

S. C. NUTRISAM SATU MARE - Ferma MOFTIN - Satu Mare - Kreis Satu Mare 
S. C. MARLIN SA ULMENI - Ulmeni - Kreis Maramure§ 

S. C. PROMET - Satu Mare - Kreis Maramure? 

ARDUDANA ARDUD - Ardud - Kreis Maramure§ 

SM BAIA BOR§A - evacuare ape de minä Gura Bäii - Bor§a - Kreis Maramure§ 

SM BAIA BOR§A - evacuare Colbu - Toroioaga - Bor§a - Kreis Maramure§ 

ERS CUG CLUJ - evacuare 3 - Cluj - Napoca - Kreis Cluj 

S. C. ARMÄTURA CLUJ - 6 evacuäri directe - Cluj-Napoca - Kreis Cluj 

SUCURSALA MINIERÄ BAIA MARE -flotajie centralä- Baia Mare - Kreis Maramure§ 

S. C. OLTCHIM SA - Rämnicu Välcea - Kreis Välcea 

S. C. CHIMCOMPLEX SA Borze§ti -Ml- Borze§ti - Kreis Bacäu 

S. C. Electrocarbon SA Slatina - R 2 - Slatina - Kreis Olt 

S. C. TERAPIA CLUJ - evacuare stajie 3 + stajie 2 - Cluj-Napoca - Kreis Cluj 

S. C. PHOENIX ROMANIA CAREI - Carei - Kreis Satu Mare 

S. C. SILVANIA ZA LAU - ZALÄU - Kreis Sälaj 

SNP PETROM SA - ARPECHIM Pite§ti - Pite§ti - Kreis Arge§ 

S. C. TEHNOFRIG CLUJ - evacuare 1 - Cluj - Napoca - Kreis Cluj 
RBG ELCOND ZALÄU - Zaläu - Kreis Sälaj 
S. C. MUCART CLUJ - Cluj-Napoca - Kreis Cluj 
S. C. CELHART DONARIS SA Bräila - Bräila - Kreis Bräila 
STRATUS MOB SA Blaj - Blaj - Kreis Alba 

4. 31991 L0271 : Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21 Mai1991 über die Behandlung 
von kommunalem Abwasser (ABI. L 135 vom 30. 5. 1991 , S. 40), zuletzt geändert durch: 

- 32 003 RI 882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ). 


') ABI. LI 29 vom 18.5. 1976, S. 23. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2000/60/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates (ABI. L327 vom 22. 12. 2000, S. 1). 
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Abweichend von Artikel 3, Artikel 4 und Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 91/271/EWG 
gelten die Anforderungen an Kanalisationen und an die Behandlung von kommunalem 
Abwasser in Rumänien bis zum 31 . Dezember 2018 nicht in vollem Umfang, wobei je- 
doch folgende Zwischenziele gelten: 

- Für Gemeinden mit mehr als 1 0 000 EW ist die Einhaltung von Artikel 3 der Richtlinie 
bis zum 31 . Dezember 201 3 zu gewährleisten. 

- Für Gemeinden mit mehr als 1 0 000 EW ist die Einhaltung von Artikel 5 Absatz 2 der 
Richtlinie bis zum 31 . Dezember 201 5 zu gewährleisten. 

Rumänien trägt dafür Sorge, dass die Bereitstellung von Kanalisationen gemäß 
Artikel 3 schrittweise erhöht wird, wobei die folgenden Mindest-Gesamteinwohnerwerte 
gelten: 

- 61 % bis zum 31 . Dezember 2010, 

- 69% bis zum 31 . Dezember 2013, 

- 80% bis zum 31 . Dezember 2015. 

Rumänien trägt dafür Sorge, dass die Bereitstellung von Anlagen für die Behandlung 
von Abwasser gemäß Artikel 4 und Artikel 5 Absatz 2 schrittweise erhöht wird, wobei 
die folgenden Mindest-Gesamteinwohnerwerte gelten: 

- 51 % bis zum 31 . Dezember 2010, 

- 61 % bis zum 31 . Dezember 2013, 

- 77% bis zum 31 . Dezember 2015. 

5. 31 998 L0083: Richtlinie 98/83/EG des Rates vom 3. November 1998 über die Qualität 
von Wasser für den menschlichen Gebrauch (ABI. L330 vom 5. 12. 1998, S. 32), geän- 
dert durch: 

- 32 003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1). 

Abweichend von Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 8 sowie von Anhang I Teil B und Teil C 
der Richtlinie 98/83/EG gelten die festgelegten Werte für die folgenden Parameter in 
Rumänien nicht in vollem Umfang, sondern nach folgenden Modalitäten: 

- bis 31 . Dezember 201 0 für Oxidierbarkeit in Gemeinden mit weniger als 1 0 000 Ein- 
wohnern; 

- bis 31 . Dezember 201 0 für Oxidierbarkeit und Trübung in Gemeinden mit 1 0 000 bis 
100 000 Einwohnern; 

- bis 31. Dezember 2010 für Oxidierbarkeit, Ammonium, Aluminium, Eisen, Pestizide 
und Mangan in Gemeinden mit mehr als 100 000 Einwohnern; 

- bis 31. Dezember 2015 für Ammonium, Nitrate, Trübung, Aluminium, Eisen, Blei, 
Cadmium und Pestizide in Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern; 

- bis 31. Dezember 2015 für Ammonium, Nitrate, Aluminium, Eisen, Blei, Cadmium, 
Pestizide und Mangan in Gemeinden mit 10 000 bis 100 000 Einwohnern; 

Rumänien sorgt für die Einhaltung der Anforderungen der Richtlinie, wobei die in der fol- 
genden Tabelle wiedergegebenen Zwischenziele gelten: 


Orte, die bis 31 . Dezember 2006 die Anforderungen der Richtlinie erfüllen werden 


Angeschlossene 

Bevölkerung 

Gesamtzahl 
der Orte 

Oxidierbarkeit % 

Ammonium % 

Nitrate % 

Trübung % 

Aluminium % 

Eisen % 

E 

i* 

"§ © 
O CD 

Pestizide % 

Mangan % 

< 10000 

1774 

98,4 

99 

95,3 

99,3 

99,7 

99,2 

99,9 

99,9 

100 

10 000-100 000 

111 

73 

59,5 

93,7 

87 

83,8 

78,4 

98,2 

93,4 

96,4 

100 001-200000 

14 

85,7 

92,9 

100 

100 

92,9 

100 

100 

78,6 

92,9 

> 200 000 

9 

77,8 

100 

100 

100 

88,9 

88,9 

100 

88,9 

88,9 

Insgesamt 

1908 

96,7 

96,7 

95,2 

98,64 

98,64 

97,9 

99,8 

99,4 

99,7 
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Orte, die bis Ende 2010 die Anforderungen erfüllen werden 


Angeschlossene 

Bevölkerung 

Gesamtzahl 

der Orte 

Oxidierbarkeit % 

Ammonium % 

Nitrate % 

Trübung % 

Aluminium % 

Eisen % 

Cadmium, 

Blei % 

Pestizide % 

Mangan % 

< 10000 

1774 

100 

99,5 

97,7 

99,7 

99,7 

99,3 

99,9 

99,9 

100 

10 000-100000 

111 

100 

80,2 

97,3 

100 

94,6 

90 

98,2 

96,4 

96,4 

100 001-200 000 

14 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

>200000 

9 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Insgesamt 

1908 

100 

98,32 

97,7 

99,7 

99,4 

98,7 

99,8 

99,7 

99,7 


Diese Abweichung gilt nicht für Trinkwasser, das der Zubereitung von Nahrungsmitteln 
dienen soll. 


D. Industrielle Umweltbelastung und Risikomanagement 

1. 31 996 L0061: Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die inte- 
grierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (ABI. L257 vom 
10. 10. 1996, S. 26) zuletzt geändert durch: 

- 32003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ). 

Abweichend von Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 96/61 /EG gelten die Auflagen für die 
Erteilung von Genehmigungen für bestehende Anlagen in Rumänien für die nachste- 
hend aufgeführten Anlagen bis zu dem jeweils angegebenen Datum nicht, soweit es um 
die Pflicht geht, diese Anlagen in Übereinstimmung mit den Emissionsgrenzwerten, 
äquivalenten Parametern oder äquivalenten technischen Maßnahmen auf der Grund- 
lage der besten verfügbaren Techniken gemäß Artikel 9 Abätze 3 und 4 zu betreiben: 

Bis 31 . Dezember 2008: 

1 . S. C. CARBID FOX SA Tärnäveni (Haupttätigkeit 4.2) 

2. S. C. AVICOLA SA Ferma Gärleni - Bacäu (Haupttätigkeit 6.6a) 

3. S. C. EXPERT 2001 IMPEX SRL Bistrija - Näsäud (Haupttätigkeit 6.6) 

Bis 31 . Dezember 2009: 

4. S. C. UCM Re§ija - Cara§ - Severin (Haupttätigkeit 2.2) 

5. S. C. SICERAM SA Mure§ (Haupttätigkeit 3.5) 

6. S. C. BEGA UPSOM SA Alba (Haupttätigkeit 4.2) 

7. S. C. CELROM SA Mehedinji (Haupttätigkeit 6.1 ) 

8. S. C. COMCEH SA Cälära§i-Cälära§i (Haupttätigkeit 6.1 b) 

9. S. C. ECOPAPER SA Zärne§ti - Bra§ov (Haupttätigkeit 6.1 b) 

10. S. C. RIFIL SA NeamJ (Haupttätigkeit 6.2) 

11. S. C. AVICOLA SA Ferma Räzboieni - la§i (Haupttätigkeit 6.6a) 

12. S. C. AVIMAR SA Maramure§ (Haupttätigkeit 6.6a) 

13. S. C. AVICOLA SA la§i - Ferma Lejcani - la§i (Haupttätigkeit 6.6a) 

14. COMBINATUL AGROINDUSTRIAL Curtici - Arad (Haupttätigkeit 6.6b) 

15. S. C. AVICOLA SA Slobozia Ferma Bora - lalomija (Haupttätigkeit 6.6a) 

16. S. C. SUINTEST Oarja SA - Arge§ (Haupttätigkeit 6.6 b, c) 

17. S. C. AVICOLA SA Slobozia - Ferma Andrä§e§ti - lalomija (Haupttätigkeit 6.6a) 

18. S. C. AVICOLA SA Slobozia - Ferma Perieji - lalomija (Haupttätigkeit 6.6a) 

1 9. S. C. AVICOLA SA Slobozia - Ferma Gheorghe Doja - lalomija 
(Haupttätigkeit 6.6a) 
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Bis 31 . Dezember 2010: 

20. S. C. ROMPLUMB SA Maramure§ (Haupttätigkeit 2.5) 

21 . S. C. ROMRADIATOARE SA Bra§ov (Haupttätigkeit 2.5b) 

22. S. C. ELECTROMONTAJ SA Bucure§ti (Haupttätigkeit 2.6) 

23. HOLCIM (Romania) - Ciment Cämpulung Arge§ (Haupttätigkeit 3.1 ) 

24. S. C. ETERMED SA Medgidia - Constanja (Haupttätigkeit 3.2) 

25. S. C. CONGIPS SA (Azbest) Bihor (Haupttätigkeit 3.2) 

26. S. C. HELIOS SA A§tileu - Bihor (Haupttätigkeit 3.5) 

27. S. C. SOFERT SA Bacu (Haupttätigkeit 4.3, 4.2b) 

28. S. C. CHIMOPAR SA Bucure§ti (Haupttätigkeit 4.1 ) 

29. S. C. ANTIBIOTICE SA la§i (Haupttätigkeit 4.5) 

30. S. C. ROMPETROL PETROCHEMICALS SRL Constanja (Haupttätigkeit 4.1) 

31 . S. C. LETEA SA Bacäu (Haupttätigkeit 6.1 a) 

32. S. C. ZAHAR Corabia SA - Olt (Haupttätigkeit 6.4b) 

33. S. C. TARGO SRL Timi§ (Haupttätigkeit 6.4) 

34. S. C. SUINPROD Roman - NeamJ (Haupttätigkeit 6.6b) 

35. S. C. LUCA SUINPROD SA Codlea - Bra§ov (Haupttätigkeit 6.6b) 

36. S. C. AVICOLA Coste§ti Arge§ - Arge§ (Haupttätigkeit 6.6b) 

37. S. C. AVICOLA SA Platou Avicol Brad - Bacäu (Haupttätigkeit 6.6a) 

38. S. C. AT GRUP PROD IMPEX SRL Olt (Haupttätigkeit 6.6a) 

39. S. C. AVICOLA SA Ferma Gheräie§ti - Bacäu (Haupttätigkeit 6.6a) 

40. S. C. CARNIPROD SRL Tulcea -Tulcea (Haupttätigkeit 6.6b) 

41. S. C. PIGCOM SA Satu Nou -Tulcea (Haupttätigkeit 6.6b) 

42. S. C. AGROPROD IANCU SRL Urziceni - lalomija (Haupttätigkeit 6.6b) 

43. S. C. CRUCIANI IMPEX SRL Dedule§ti - Bräila (Haupttätigkeit 6.6) 

44. S. C. AGROFLIP Bonjida Cluj (Haupttätigkeit 6.6b, c) 

45. S. C. AVICOLA SA Slobozia Ferma Amara - lalomija (Haupttätigkeit 6.6a) 

46. S. C. ISOVOLTA GROUP SA Bucure§ti (Haupttätigkeit 6.7) 

47. S. C. SAMOBIL SA Satu Mare (Haupttätigkeit 6.7) 

48. S. C. ELECTROCARBON SA Slatina - Olt (Haupttätigkeit (6.8) 

49. S. C. TRANSGOLD SA Baia Mare - Maramure§ (Haupttätigkeit 2.5) 

Bis 31 . Dezember 201 1 : 

50. S. C. ORGANE DE ASAMBLARE SA Bra§ov (Haupttätigkeit 2.6) 

51. HEIDELBERG CEMENT - Fieni Cement Dämbovija (Haupttätigkeit 3.1) 

52. CARMEUSE Romania SA Arge§ (Haupttätigkeit 3.1 ) 

53. S. C. RESIAL SA Alba (Haupttätigkeit 3.5) 

54. SOCIETATEA NATIONALÄ A PETROLULUI PETROM SA Sucursala Craiova, 
Combinatul Doljchim - Dolj (Haupttätigkeit 4.2, 4.1) 

55. S. C. USG SA Välcea (Haupttätigkeit 4.2d) 

56. S. C. ULTEX SA Jändrei - lalomija (Haupttätigkeit 6.4b) 

57. S. C. CARMOLIMP SRL Vi§tea de Sus - Sibiu (Haupttätigkeit 6.6b) 

58. S. C. AVICOLA Buftea - llfov (Haupttätigkeit 6.6a) 

59. S. C. AVICOLA SA Ferma Hemeiu§ - Bacäu (Haupttätigkeit 6.6a) 

60. S. C. SUINPROD SA Zimnicea - Ferma Zimnicea - Teleorman 
(Haupttätigkeit 6.6b) 

61 . S. C. SUINPROD SA Bilciure§ti - Dämbovija (Haupttätigkeit 6.6) 

62. S. C. COMPLEXUL DE PORCI Bräila SA Baldovine§ti - Bräila 
(Haupttätigkeit 6.6b) 

63. S. C. COMPLEXUL DE PORCI Bräila SA Tichile§ti - Bräila (Haupttätigkeit 6.6b) 

64. S. C. AT GRUP PROD IMPEX SRL -Teleorman (Haupttätigkeit 6.6a) 
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65. S. C. KING HAUSE ROM Cornetu SRL Filiala Mavrodin - Teleorman 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

66. S. C. AVIKAF PROD IMPEX SRL Teleorman (Haupttätigkeit 6.6a) 

67. S. C. SUINPROD SA Zimnicea - Ferma Dracea - Teleorman 
(Haupttätigkeit 6.6b) 

68. S. C. ROMCIP Salcia -Teleorman (Haupttätigkeit 6.6b) 

69. S. C. AVIPUTNA SA Gole§ti - Vrancea (Haupttätigkeit 6.6a) 

70. S. C. NUTRICOM SA Oltenija - Cälära§i (Haupttätigkeit 6.6b) 

71. S. C. PIGALEX SA Alexandria -Teleorman (Haupttätigkeit 6.6b) 

72. S. C. PIC ROMÄNIA SRL Vasilaji - Cälära§i (Haupttätigkeit 6.6c) 

73. S. C. SUINTEST SA Fierbinji - lalomija (Haupttätigkeit 6.6b) 

74. S. C. AGRIVAS SRL Vaslui (Haupttätigkeit 6.6a) 

75. S. C. AVICOLA Buftea SA Punct de lucru Turnu Mägurele - Teleorman 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

76. S. C. C + C SA Re§ija (Haupttätigkeit 6.6b) 

Bis 31 . Dezember 2012: 

77. SNP PETROM SA Sucursala ARPECHIM Pite§ti - Arge§ (Tätigkeiten 1 .2, 4.1) 

78. S. C. ROMPETROL Rafinare SA Constanja (Tätigkeit 1 .2) 

79. COMBINATUL DE 0]ELURI SPECIALE Tärgovi§te - Dämbovija 
(Haupttätigkeit 2.2, 2.3) 

80. S. C. COMBINATUL DE UTILAJ GREU SA Cluj (Haupttätigkeit 2.2, 2.3b) 

81 . S. C. IAIFO Zaläu-Sälaj (Haupttätigkeit 2.3b, 2.4) 

82. S. C. ALTUR SA Olt (Haupttätigkeit 2.5) 

83. CNCAF MINVEST SA DEVA Filiala DEVAMIN SA Deva, Exploatarea minierä 
Deva-Hunedoara (Haupttätigkeit 2.5) 

84. S. C. MONDIAL SA Lugoj - Timi§ (Haupttätigkeit 3.5) 

85. S. C. MACOFIL SA Tärgu Jiu - Gorj (Haupttätigkeit 3.5) 

86. S. C. CERAMICA SA la§i (Haupttätigkeit 3.5) 

87. S. C. FIBREXNYLON SA NeamJ (Haupttätigkeit 4.1 b, d: 4.2b; 4.3) 

88. S. C. CHIMCOMPLEX SA Borze§ti - Bacäu (Haupttätigkeit 4.1 a, b, c, d, f; 4.2b, 
c, d; 4.4) 

89. S. C. PEHART SA Petre§ti - Alba (Haupttätigkeit 6.1 b) 

90. S. C. TABACO-CAMPOFRIO SA Tulcea (Haupttätigkeit 6.4a) 

91 . S. C. AVICOLA SA Slobozia Ferma Ion Ghica-Ialomija (Haupttätigkeit 6.6a) 

92. S. C. AVICOLA SA Platou Avicol Aviasan - Bacäu (Haupttätigkeit 6.6a) 

93. S. C. ITAL TRUST Racovijä SA - Sibiu (Haupttätigkeit 6.6b) 

94. S. C. COMTIM GROUP SRL Ferma Parja -Timi§ (Haupttätigkeit 6.6b) 

95. S. C. COMTIM GROUP SRL Ferma Pädureni -Timi§ (Haupttätigkeit 6.6b) 

96. S. C. COMTIM GROUP SRL Ferma Peciu Nou -Timi§ (Haupttätigkeit 6.6b) 

97. S. C. COMTIM GROUP SRL Ferma Periam-Timi§ (Haupttätigkeit 6.6b) 

98. S. C. COMTIM GROUP SRL Ferma Ciacova -Timi§ (Haupttätigkeit 6.6b) 

99. S. C. AVICOLA LUMINA SA - Constanja (Haupttätigkeit 6.6a) 

Bis 31 . Dezember 2013: 

100. S. C. UNIO SA Satu Mare (Haupttätigkeit 2.3b) 

101 . S. C. ARTROM SA Slatina - Olt (Haupttätigkeit 2.3b, 2.6) 

102. S. C. IAR SA Bra§ov (Haupttätigkeit 2.6) 

103. S. C. ARIO SA Bistrjia Näsäud (Haupttätigkeit 2.4) 

104. S. C. LAFARGE ROMCIM SA Medgidia - Constanja (Haupttätigkeit 3.1) 

105. S. C. CARS SA Tärnäveni - Mure§ (Haupttätigkeit 3.5) 

106. S. C. CASIROM SA Cluj (Haupttätigkeit 3.5) 

107. S. C. TURNU SA Turnu Mägurele -Teleorman (Haupttätigkeit 4.3, 4.2b) 
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108. S.C. COMBINATUL DE INGRÄSjÄMINTE CHIMICE SA Nävodari - Constanja 
(Haupttätigkeit 4.3) 

109. S. C. AMBRO Suceava SA - Suceava (Haupttätigkeit 6.1 a, b) 

110. S. C. ROMSUIN TEST Peri§ SA - llfov (Haupttätigkeit 6.6a) 

111. S. C. NUTRICOD Codlea Sucursala Sfäntu Gheorghe - Covasna 
(Haupttätigkeit 6.6 b) 

112. S. C. HADITON GRUP SRL Arges (Haupttätigkeit 6.6a) 

Bis 31 . Dezember 2014: 

113. S. C. PETROM SA Rafinäria PETROBRAZI - Prahova (Tätigkeit 1 .2) 

114. S.C. RAFINÄRIA ASTRA ROMÄNÄ SA Ploie§ti - Prahova (Tätigkeit 1 .2) 

115. S. C. ROMPETROL Rafinäria VEGA - Prahova (Tätigkeit 1 .2) 

116. S. C. PETROTEL LUKOIL SA - Prahova (Tätigkeit 1 .2) 

117. S. C. ISPAT SIDEX SA Galaji (Haupttätigkeit 2.2, 2.3) 

118. S. C. SIDERURGICA SA Hunedoara (Haupttätigkeit 2.2, 2.3) 

119. S.C. KVAERNER IMGB SA Bucure§ti (Haupttätigkeit 2.4) 

120. S. C. SOMETRA SA Cop§a Micä- Sibiu (Haupttätigkeit 2.5a, 2.5b, 2.1 , 2.4) 

121. S.C. FERAL SRLTulcea (Haupttätigkeit 2.5a) 

122. S. C. METALURGICA SA Aiud - Alba (Haupttätigkeit 2.4, 2.3b) 

123. S. C. NEFERAL SA llfov (Haupttätigkeit 2.5b) 

124. S.C. INDUSTRIA SÄRMEI SA Cämpia Turzii - Cluj (Haupttätigkeit 2.2, 2.3, 2.6) 

125. S.C. METALURGICA SA Välhija - Harghita (Haupttätigkeit 2.5b) 

1 26. S. C. UPETROM 1 Mai SA Prahova (Haupttätigkeit 2.2) 

127. S. C. LAMINORUL SA Bräila (Haupttätigkeit 2.3) 

1 28. S. C. AVERSA SA Bucure§ti (Haupttätigkeit 2.4) 

1 29. S. C. FORMA SA Boto§ani (Haupttätigkeit 2.3) 

1 30. S. C. ISPAT TEPRO SA la§i (Haupttätigkeit 2.3c) 

131. S.C. URBIS Arämturi Sanitäre SA-Bucure§ti (Haupttätigkeit 2.6) 

1 32. S. C. BALANJA SA Sibiu (Haupttätigkeit 2.6) 

133. S.C. COMMET SA Galaji (Haupttätigkeit 2.6) 

134. CNACF MINVEST SA Deva Filiala DEVAMIN Exploatarea minierä Vejel 
Hunedoara (Haupttätigkeit 2.5) 

135. S. C. MOLDOMIN SA Moldova Nouä- Caras Severin (Haupttätigkeit 2.5) 

136. S.C. FIROS SA Bucure§ti (Haupttätigkeit 3.3) 

1 37. S. C. SINTER-REF SA Azuga - Prahova (Haupttätigkeit 3.5) 

138. S. C. PRESCOM Bra§ov SA - Bra§ov (Haupttätigkeit 3.1) 

139. S.C. MELANA IV SA NeamJ (Tätigkeit 4.1) 

140. S. C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea - Välcea (Haupttätigkeit 4.1, 4.2, 4.3) 

141. S. C. AMONIL SA Slobozia - lalomija (Haupttätigkeit 4.3, 4.2) 

142. CAROM SA Bacäu (Haupttätigkeit 4.1 a, b, i) 

143. AZOCHIM SA Svine§ti - NeamJ (Haupttätigkeit 4.2) 

144. S.C. UZINA DE PRODUSE SPECIALE Fägära§ SA Bra§ov 
(Haupttätigkeit 4.6) 

145. S. C. SINTEZA SA Oradea - Bihor (Haupttätigkeit 4.1 g; 4.2d, e; 4.4) 

146. S. C. CHIMPROD SA Bihor (Haupttätigkeit 4.1 b, 4.5) 

147. S.C. AZUR SATimi§oara-Timi§ (Haupttätigkeit 4.1) 

148. S. C. PUROLITE SA Victoria - Bra§ov (Haupttätigkeit 4.1 d, h) 

149. S.C. CELHART DONARIS SA Bräila (Haupttätigkeit 6.1) 

150. S. C. VRANCART SA Adjud -Vrancea (Haupttätigkeit 6.1 b) 

151. S. C. PIM SA Sibiu (Haupttätigkeit 6.3) 

1 52. S. C. DANUBIANA Roman SA NeamJ (Haupttätigkeit 6.4b) 

1 53. S. C. ZAHRUL Romänesc SA Jändärei - lalomija (Haupttätigkeit 6.4b) 
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154. S. C. VASCAR SA Vaslui (Haupttätigkeit 6.4a) 

155. S. C. MULTIVITA SA Negru Voda - Constanja (Haupttätigkeit 6.5) 

156. S. C. SUINPROD SA Prahova (Haupttätigkeit 6.6a) 

157. S. C. AVICOLA SA Ferma §erbäne§ti - Bacäu (Haupttätigkeit 6.6a) 

158. S.C. AVICOLA BUCURE§TI SA Punct de lucru CSHD Mihäile§ti 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

159. S. C. SUINPROD SA Bumbe§ti Jiu - Gorj (Haupttätigkeit 6.6a) 

160. S. C. SIBAVIS SA Sibiu - Sibiu (Haupttätigkeit 6.6a) 

161. S. C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea Ferma 1 Frnce§ti - Välcea 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

162. S.C. AVIA AGROBANAT SRL Boc§a- Re§ija (Haupttätigkeit 6.6a) 

163. S. C. AVICOLA Gäie§ti SA - Dämbovia (Haupttätigkeit 6.6a) 

164. S.C. VENTURELLI PROD SRL Sibiu (Haupttätigkeit 6.6b) 

165. S. C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea Ferma Bude§ti - Välcea 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

166. S.C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea Ferma Bäbeni Mihäie§ti -Välcea 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

167. S.C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea Ferma 2 Fränce§ti - Välcea 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

168. S. C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea Ferma Bäbeni - Välcea 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

169. S. C. AVICOLA Bucure§ti SA Sucursala Cluj - Säli§te - Cluj 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

170. S.C. AVICOLA Bucure§ti SA Sucursala CSHD Codlea- Bra§ov 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

171 . S. C. Cereal Prod SA - Galaji (Haupttätigkeit 6.6a) 

172. S. C. AVICOLA Mangalia SA Constanja (Haupttätigkeit 6.6a) 

173. S. C. AVICOLA SA Constanja - Constanja (Haupttätigkeit 6.6a) 

174. S. C. AVICOLA BUCURE§TI SA Punct de lucru Butimanu - Dämbovija 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

175. S. C. EUROPIG SA Poiana Märului - Bra§ov (Haupttätigkeit 6.6b) 

176. S. C. SUINPROD SA LeJ - Covasna (Haupttätigkeit 6.6b) 

177. S. C. AVICOLA §ivija SA Galaji (Haupttätigkeit 6.6a) 

178. S. C. COLLINI SRL Boc§a - Re§ija (Haupttätigkeit 6.6b) 

179. S. C. AGROSAS SRL Timisoara -Timi§ (Haupttätigkeit 6.6b, c) 

180. S. C. FLAVOIA SRL Platforma Hereclean - Sälaj (Haupttätigkeit 6.6a) 

181 . S. C. ELSID SATitu - Dämbovija (Haupttätigkeit 6.8) 

Bis 31 . Dezember 2015: 

182. S. C. RAFINÄRIA STEAUA ROMÄN SA Cämpina - Prahova (Tätigkeit 1 .2) 

183. S.C.TRACTORUL UTB SA Bra§ov (Haupttätigkeit 2.3b, 2.4, 2.6, 6.7) 

184. S. C. ISPAT Petrotub SA NeamJ (Haupttätigkeit 2.3, 6.7) 

1 85. S. C. ARO SA Arge§ (Haupttätigkeit 2.3b, 2.6) 

186. S. C. STIMET SA Sighi§oara - Mure§ (Haupttätigkeit 3.3) 

1 87. S. C. BEGA REAL SA Ple§a - Prahova (Haupttätigkeit 3.5) 

188. S. C. AZOMURE§ SATärgu Mure§-Mure§ (Haupttätigkeit 4.2, 4.3) 

189. S. C. COLOROM SA Codlea-Bra§ov (Haupttätigkeit 4.1 j) 

190. S. C. SOME§ SA Dej - Cluj (Haupttätigkeit 6.1 a, b) 

191 . S. C. OMNIMPEX Härtia SA Bu§teni - Prahova (Haupttätigkeit 6.1 b) 

192. S. C. PERGODUR Internajional SA NeamJ (Haupttätigkeit 6.1 b) 

193. S. C. PROTAN SA - Pope§ti Leordeni - llfov (Haupttätigkeit 6.5) 

194. S. C. PROTAN SA Bucure§ti Sucursala Codlea - Bra§ov (Haupttätigkeit 6.5) 

195. S. C. PROTAN SA - Cluj (Haupttätigkeit 6.5) 
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Für diese Anlagen werden vor dem 30. Oktober 2007 vollständig koordinierte Genehmi- 
gungen ausgestellt, die einzelne verbindliche Zeitpläne für die Erreichung der vollstän- 
digen Übereinstimmung beinhalten. Mit diesen Genehmigungen wird gewährleistet, 
dass die allgemeinen Prinzipien der Grundpflichten der Betreiber gemäß Artikel 3 der 
Richtlinie zum 30. Oktober 2007 eingehalten werden. 

2. 32 000 L 0076: Richtlinie 2000/76/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Dezember 2000 über die Verbrennung von Abfällen (ABI. L 332 vom 28. 1 2. 2000, S. 91 ) 

Abweichend von Artikel 6, Artikel 7 Absatz 1 und Artikel 1 1 der Richtlinie 2000/76/EG 
gelten die Emissionsgrenzwerte und die Anforderungen an Messungen bis zum 31 . De- 
zember 2007 für 52 Verbrennungsanlagen für medizinische Abfälle und bis zum 31 . De- 
zember 2008 für 58 Verbrennungsanlagen für medizinische Abfälle in Rumänien nicht. 

Rumänien erstattet der Kommission ab 30. März 2007 jährlich zum Ende des ersten 
Quartals über die Schließung von Anlagen für die thermische Behandlung gefährlicher 
Abfälle, die nicht den Anforderungen entsprechen, und über die Mengen der im Vorjahr 
behandelten medizinischen Abfälle Bericht. 

3. 32 001 L0080: Richtlinie 2001 /80/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2001 zur Begrenzung von Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanla- 
gen in die Luft (ABI. L309 vom 27. 1 1. 2001 , S. 1), geändert durch: 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33) 

a) Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 und Teil A der Anhänge III und IV der Richtlinie 
2001 /80/EG gelten die Emissionsgrenzwerte für Schwefeldioxid in Rumänien für die 
folgenden Anlagen bis zu dem für jede einzelne Anlage angegebenen Termin nicht: 

Bis 31 . Dezember 2008: 

S.C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 1, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

Bis 31 . Dezember 2009: 

S. C. TERMOELECTRICÄ SE DOICE§TI Nr. 1 , 1 Dampferzeuger x 470 MWth 
Bis 31 . Dezember 2010: 

S. C. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA S. E. CRAIOVA II - Nr. 1 , 2 Kessel- 
anlagen x 396,5 MWth 

S.C. COMPLEXUL ENERGETIC TURCENI SA Nr. 2, 2 Hochleistungsdampferzeu- 
ger x 789 MWth 

S.C. COMPLEXUL ENERGETIC TURCENI SA Nr. 3, 2 Hochleistungsdampf- 
erzeuger x 789 MWth 

S.C. TERMOELECTRICÄ SE PAROENI Nr. 2, 1 Dampferzeuger Typ Benson 
x 467 MWth + 1 Wassererhitzer x 120 MWth 

RAAN, BRANCH ROMAG TERMO Nr. 2, 3 Kesselanlagen x 330 MWth 
S. C. COLTERM SA Nr. 7, 1 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth 

Bis 31 . Dezember 201 1 : 

CET ARAD Nr. 2, 2 industrielle Dampferzeuger x 80 MWth 

S. C. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA S. E. CRAIOVA II - Nr. 2, 2 CAF 
x 1 16 MWth + 2 x CR 68 MWth 

S.C. COMPLEXUL ENERGETIC ROVINARI SA Nr. 2, 2 Dampferzeuger 
x 879 MWth 

S. C. TERMOELECTRICÄ GIURGIU Nr. 1 , 3 Dampferzeuger zur Energiegewinnung 
x 285 MWth 

S.C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 2, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S.C. PETROTEL-LUKOIL SA Nr. 1, 2 DAV3 + HPM 1 x 45 MWth + 14,7 MWth 
+ 1 1 ,4 MWth 

S. C. PETROTEL-LUKOIL SA Nr. 2, 3 technologische Dampferzeuger 
x 1 05,5 MWth 

S. C. C. E. T. GOVORA Nr. 3, 1 Kesselanlage x 285 MWth 
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Bis 31 . Dezember 201 2: 

CET BACÄU Nr. 1 , 1 Dampferzeuger x 343 MWth 

S. C. ELCEN BUCUREfjTI VEST Nr. 1 , 2 Dampferzeuger x 458 MWth 

S. C. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA S. E. I§ALNIJA, 4 Kesselanlagen 
x 473 MWth 

Bis 31 . Dezember 201 3: 

CET ARAD Nr. 1 , 1 Dampferzeuger x 403 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE ORADEA SA Nr. 2, 2 Dampferzeugergruppen 
x 300 MWth + 269 MWth 

S.C.TERMOELECTRICÄ SA, SUCURSALA ELECTROCENTRALE BRÄILA, 

6 Dampferzeuger x 264 MWth 

S. C. CET BRA§OV SA Nr. 1 . 2 Kesselanlagen x 337 MWth 

S. C. ELCEN BUCUREfjTI SUD Nr. 1 , 4 Dampferzeuger x 287 MWth 

S. C. ELCEN BUCURE§TI SUD Nr. 2, 2 Dampferzeuger x 458 MWth 

S. C. ELCEN BUCUREfjTI PROGRESUL Nr. 1 , 4 Dampferzeuger x 287 MWth 

S. C. COMPLEXUL ENERGETIC ROVINARI SA Nr. 1 , 2 Dampferzeuger 
x 878 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 3, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S. C. C. E. T. IA$I II, 2 Dampferzeuger x 305 MWth 

S. C. UZINA ELECTRICA ZALÄU Nr. 1 , 4 industrielle Dampferzeuger 
x 85,4 MWth 

S. C. TERMICA SA SUCEAVA Nr. 1 , 2 Kesselanlagen x 296 MWth 
S. C. COLTERM SA Nr. 5, 1 Wassererhitzer x 1 16,3 MWth 
S. C. COLTERM SA Nr. 6, 3 Dampferzeuger x 81 ,4 MWth 
S. C. C. E. T. GOVORA Nr. 2, 2 Kesselanlagen x 285 MWth 

Während dieser Übergangszeit dürfen Schwefeldioxidemissionen aus allen Feue- 
rungsanlagen nach der Richtlinie 2001 /80/EG die folgenden Zwischengrenzwerte 
nicht überschreiten: 

- bis 2007: 540 000 Tonnen S0 2 /Jahr; 

- bis 2008: 530000 Tonnen S0 2 /Jahr; 

- bis 2010: 336000 Tonnen S0 2 /Jahr; 

- bis 2013: 148000 Tonnen S0 2 /Jahr. 

b) Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 und Teil Ades Anhangs VI der Richtlinie 2001/80/ 
EG gelten die Emissionsgrenzwerte für Stickoxid in Rumänien für die folgenden An- 
lagen bis zu dem für jede einzelne Anlage angegebenen Termin nicht: 

Bis 31 . Dezember 2008: 

S. C. ARPECHIM PITE§TI Nr. 2, 1 Kesselanlage BW x 81 MWth 
S. C. ARPECHIM PITE§TI Nr. 3, 4 Kesselanlagen x 81 MWth 

PRODITERM BISTRIJA, 2 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth + 2 Dampferzeuger 
x 69 MWth 

S. C. C. E. T. BRA§OV SA Nr. 1 , 2 Kesselanlagen x 337 MWth 

REGIA AUTONOMÄ DE TERMOFICARE CLUJ, 2 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth 

S. C. TERMOELECTRICÄ GIURGIU Nr. 1 , 3 Dampferzeuger zur Energiegewinnung 
x 285 MWth 

S. C. TERMOELECTRICÄ GIURGIU Nr. 2, 2 industrielle Dampferzeuger x 72 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 1 , 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S. C. COLTERM SA Nr. 2. 1 Wassererhitzer x 58,1 MWth 
Bis 31 . Dezember 2009: 

CET ARAD Nr. 1 , 1 CR-Dampferzeuger x 403 MWth 

CET ENERGOTERM SA RESITA Nr. 2, 1 Wassererhitzer x 58 MWth 

S.C. TERMICA TÄRGOVI§TE, 1 Wassererhitzer x 58,15 MWth 
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S. C. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA S. E. CRAIOVA II - Nr. 1 , 2 Kessel- 
anlagen x 396,5 MWth 

S. C. CET IA§I I Nr. 2, 2 Dampferzeuger x 283 MWth 

S. C. UZINA ELECTRICA ZA LAU Nr. 3, 1 Dampferzeuger x 72,3 MWth 

Bis 31 . Dezember 2010: 

S. C. ELECTROCENTRALE ORADEA SA Nr. 1 , 2 Dampferzeugergruppen 
x 127 MWth +1 MWth 

S. C. C. E. T SA Nr. 2 Bräila, 2 Kesselanlagen x 1 1 0 MWth 
CET ENERGOTERM SA REfJIJA Nr. 1 , 2 Kesselanlagen x 45,94 MWth 
S. C. UZINA TERMOELECTRICÄ MIDIA Nr. 2, 1 Kesselanlage x 73 MWth 
S. C. UZINA TERMOELECTRICÄ MIDIA Nr. 3, 1 Kesselanlage x 73 MWth 
S. C. UZINA TERMOELECTRICÄ MIDIA Nr. 4, 1 Kesselanlage x 73 MWth 

S. C. TERMOELECTRICÄ SE DOICE§TI Nr. 1 , 1 Dampferzeuger Typ Benson 
x 470 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE GALAJI Nr. 3, 3 Hochleistungsdampferzeuger 
x 293 MWth 

S. C. TERMOELECTRICÄ SE PARO§ENI Nr. 2, 1 Dampferzeuger x 467 MWth 
+ 1 Wassererhitzer x 120 MWth 

S. C. CET IA§I I Nr. 1 , 3 Dampferzeuger x 94 MWth 

S. C. TERMICA SA SUCEAVA Nr. 1 , 2 Kesselanlagen x 296 MWth 

S. C. TURNU SA TURNU MÄGURELE Nr. 1 , 1 Wassererhitzer x 58 MWth 

S.C.TURNU SA TURNU MÄGURELE Nr. 2, 1 Wassererhitzer x 58 MWth 

S.C. ENET SA Nr. 1, 3 Kesselanlagen x 18,5 MWth 

S. C. ENET SA Nr. 2, 1 Wassererhitzer x 58 MWth 

Bis 31 . Dezember 201 1 : 

CET ARAD Nr. 2, 2 industrielle Dampferzeuger + 1 Kesselanlage x 80 MWth 
S. C. TERMON SA ONE§TI, 3 Kesselanlagen x 380 MWth 
S. C. CET SA Nr. 1 BRÄILA, 2 Kesselanlagen x 1 1 0 MWth 
S. C. TERMICA SA Nr. 1 BOTO§ANI, 3 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth 
S. C. ELCEN BUCURE§TI SUD Nr. 1 2, 2 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth 
S.C. ELCEN BUCURE§TI SUD Nr. 16, 1 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth 
CET ENERGOTERM SA REfJIJA Nr. 4, 1 Wassererhitzer x 58 MWth 
S.C. ELCEN BUCURE§TI SE PALAS Nr. 1. 1 Wassererhitzer x 1 16 MWth 

S. C. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA SE l§ALNIJA, 4 Kesselanlagen 
x 473 MWth 

S.C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 2, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S. C. CET IASI I Nr. 3, 4 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth 

RAAN, BRANCH ROMAG TERMO Nr. 1 , 3 Kesselanlagen x 330 MWth 

RAAN, BRANCH ROMAG TERMO Nr. 2, 3 Kesselanlagen x 330 MWth 

S.C. ROMPETROL SA BUCURE§TI VEGA PLOIESTI, 3 technologische Dampf- 
erzeuger x 24,75 MWth 

S. C. PETROTEL - LUKOIL SA Nr. 1 , 2 DAV3 + HPM 1 x 45 MWth + 14,7 MWth 
+ 1 1 ,4 MWth 

S. C. PETROTEL-LUKOIL SA Nr. 2, 3 technologische Dampferzeuger x 1 05,5 MWth 
S. C. UZINA ELECTRICÄ ZALÄU Nr. 1 , 4 industrielle Dampferzeuger x 85,4 MWth 
S.C. COLTERM SA Nr. 4, 1 Wassererhitzer x 1 1 6,1 MWth 
S. C. C. E. T. GOVORA Nr. 3, 1 Kesselanlage x 285 MWth 

Bis 31 . Dezember 2012: 

CET ENERGOTERM SA RE§IJA Nr. 3, 1 Wassererhitzer x 1 16 MWth 
S.C. ELCEN BUCURE§TI SE PALAS Nr. 2. 1 Wassererhitzer x 1 16 MWth 
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S. C. ELCEN BUCURE§TI SE MURE§ Nr. 5, 4 Dampferzeuger x 277 MWth 
S. C. COLTERM SA Nr. 6, 3 Dampferzeuger x 81 ,4 MWth 

Bis 31 . Dezember 201 3: 

S.C.TERMOELECTRICÄ SA, SUCURSALA ELECTROCENTRALE BRAILA, 

6 Dampferzeuger x 264 MWth 

S.C. ELCEN BUCURE§TI SUD Nr. 14, 1 Wassererhitzer x 1 16 MWth 

S. C. ELCEN BUCURE§TI SE PALAS S. C. Nr. 3, 1 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth 

S.C. ELECTROCENTRALE GALAJI Nr. 2, 2 Hochleistungsdampferzeuger 
x 293 MWth 

S.C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 3, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S. C. ELCEN BUCURE§TI SE MURE§ Nr. 1 , 1 Dampferzeuger x 277 MWth 
S.C. ELCEN BUCURE§TI SE MURE§ Nr. 4, 1 Dampferzeuger x 277 MWth 
S. C. COLTERM SA Nr. 5, 1 Wassererhitzer x 1 16,3 MWth 
S. C. COLTERM SA Nr. 7, 2 Wassererhitzer x 1 16,3 MWth 
S. C. C. E. T. GOVORA Nr. 2, 2 Kesselanlagen x 285 MWth 
S. C. ENET SA VRANCEA Nr. 3, 1 Wassererhitzer x 1 1 6,3 MWth 

Während dieser Übergangszeit dürfen Stickoxidemissionen aus allen Feuerungsan- 
lagen nach der Richtlinie 2001 /80/EG die folgenden Zwischengrenzwerte nicht über- 
schreiten: 

- bis 2007: 128 000 Tonnen/Jahr 

- bis 2008: 125 000 Tonnen/Jahr 

- bis 2010: 1 14000 Tonnen/Jahr 

- bis 2013: 1 12000 Tonnen/Jahr 

c) Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 und Teil A des Anhangs VII der Richtlinie 2001/ 
80/EG gelten die Emissionsgrenzwerte für Staubemissionen in Rumänien für die fol- 
genden Anlagen bis zu dem für jede einzelne Anlage angegebenen Termin nicht: 

Bis 31 . Dezember 2008: 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 1 , 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S. C. C. E. T. IA§I 11,2 Dampferzeuger x 305 MWth 
Bis 31 . Dezember 2009: 

CET BACU Nr. 1 , 1 Dampferzeuger x 345 MWth 

S. C. TERMOELECTRICÄ GIURGIU Nr. 1 , 3 Dampferzeuger x 285 MWth 
S. C. COLTERM SA Nr. 6, 3 Dampferzeuger x 81 ,4 MWth 

Bis 31 . Dezember 2010: 

CET ARAD Nr. 1 , 1 Dampferzeuger x 403 MWth 

S. C. CET BRA§OV SA Nr. 1 . 2 Kesselanlagen x 337 MWth 

S.C.TERMOELECTRICÄ DOICE§TI Nr. 1 , 1 Dampferzeuger Typ Benson 
x 470 MWth 

S. C. COMPLEX ENERGETIC TURCENI SA Nr. 2, 2 Hochleistungsdampferzeuger 
x 789 MWth 

S. C. TERMICA SA SUCEAVA Nr. 1 , 2 Kesselanlagen x 296 MWth 
S. C. CET GOVORA SA Nr. 3. 1 Kesselanlage x 285 MWth 

Bis 31 . Dezember 201 1 : 

S. C. COMPLEX ENERGETIC CRAIOVA SE CRAIOVA II -Nr. 2 2 CAF 
x 1 1 6 MWth + 2 x CR 68 MWth 

S. C. COMPLEX ENERGETIC ROVINARI SA Nr. 2, 2 Dampferzeuger x 879 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 2, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S.C. PETROTEL LUKOIL SA Nr. 1, 2 DAV3 + HPM 1 x 45 MWth + 14,7 MWth 
+ 1 1 ,4 MWth 
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S. C. PETROTEL LUKOIL SA Nr. 2, 3 technologische Dampferzeuger 
x 105,5 MWth 

S. C. ALUM SA TULCEA Nr. 1 , 3 Kesselanlagen x 84,8 MWth + 1 x 72,6 MWth 
S. C. CET GOVORA SA Nr. 2, 2 Kesselanlagen x 285 MWth 

Bis 31 . Dezember 2013: 

S. C. COMPLEX ENERGETIC Rovinari SA Nr. 1 , 2 Dampferzeuger x 878 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 3, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S. C. UZINA ELECTRIC ZALU Nr. 1 , 4 Dampferzeuger x 85,4 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE ORADEA SA Nr. 2, 2 Dampferzeugergruppen 
x 300 MWth +1 x 269 MWth 

Während dieser Übergangszeit dürfen Staubemissionen aus allen Feuerungsanla- 
gen nach der Richtlinie 2001 /80/EG die folgenden Zwischengrenzwerte nicht über- 
schreiten: 

- bis 2007: 38 600 Tonnen/Jahr: 

- bis 2008: 33800 Tonnen/Jahr; 

- bis 2010: 23 200 Tonnen/Jahr; 

- bis 201 3: 15 500 Tonnen/Jahr. 

d) Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 und Anhang VI Teil A der Richtlinie 2001 /80/EG 
gelten die Emissionsgrenzwerte für Stickoxidemissionen, die ab dem 1 . Januar 2016 
auf Anlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von über 500 MW Anwendung fin- 
den, bis zum 31 . Dezember 201 7 in Rumänien nicht für die folgenden Anlagen: 

S. C. ELECTROCENTRALE ORADEA SA Nr. 2, 2 Dampferzeugergruppen 
x 300 MWth + 1 Dampferzeuger x 269 MWth; 

S.C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 2, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth; 

S.C. COMPLEXUL ENERGETIC ROVINARI SA Nr. 2, 2 Dampferzeuger 
x 879 MWth; 

S.C. COMPLEXUL ENERGETIC TURCENI SA Nr. 3, 2 Hochleistungsdampferzeu- 
ger x 789 MWth; 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 1 , 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth; 

S. C. TERMICA SA SUCEAVA, Nr. 1 , 2 Kesselanlagen x 296 MWth 

Während dieser Übergangszeit dürfen Stickstoffemissionen aus allen Feuerungsan- 
lagen nach der Richtlinie 2001/80/EG die folgenden Zwischengrenzwerte nicht über- 
schreiten: 

- bis 2016: 80 000 Tonnen/Jahr; 

- bis 201 7: 74 000 Tonnen/Jahr. 

e) Rumänien legt der Kommission bis zum 1. Januar 2011 einen aktualisierten Plan 
einschließlich eines Investitionsplans für die schrittweise Anpassung der verbleiben- 
den nicht konformen Anlagen vor, der klar umrissene Etappen für die Anwendung 
des Besitzstands enthält. Diese Pläne stellen sicher, dass eine weitere Verringerung 
der Emissionen bis auf ein deutlich unter den unter den Buchstaben a bis d genann- 
ten Zwischenzielen liegendes Niveau erfolgt, insbesondere für die Emissionen im 
Jahr 2012. Sollte die Kommission insbesondere unter Berücksichtigung der Auswir- 
kungen auf die Umwelt und des Erfordernisses der Verringerung der sich infolge der 
Übergangsregelungen ergebenden Wettbewerbsverzerrungen im Binnenmarkt der 
Ansicht sein, dass die Pläne nicht ausreichen, um die genannten Ziele zu erreichen, 
wird sie Rumänien davon unterrichten. Innerhalb der darauf folgenden drei Monate 
muss Rumänien alle von ihm zur Erreichung dieser Ziele eingeleiteten Maßnahmen 
mitteilen. Falls die Kommission daraufhin im Benehmen mit den Mitgliedstaaten zu 
der Auffassung gelangt, dass die Maßnahmen zur Erreichung der Ziele nicht ausrei- 
chen, leitet sie ein Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 111-360 der Verfassung 
ein. 
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Anlage A zu Anhang VII 

Umstrukturierung der rumänischen Stahlindustrie 
(gemäß Anhang VII, Kapitel 4, Abschnitt B) 


Teil I 

Unternehmen, die im Rahmen des Programms 
zur Umstrukturierung des Stahlsektors Rumäniens 
Anspruch auf staatliche Beihilfen haben 


- Ispat Sidex Galafi 

- Siderurgica Hunedoara 

- COS Tärgovi§te 

- CS Re§ija 

- IS CämpiaTurzii 

- Donasid (Siderca) Cälära§i 


Teil II 

Zeitplan und Beschreibung der Kapazitätsänderungen 1 ) 



Anlage 

Kapazitäts- 

änderung 

(Tonnen) 

Termin der 
Produktions- 
einstellung 

Termin der 
endgültigen 
Stilllegung 

Siderurgica 

Hunedoara 

Walzdraht Nr. 1 

-400 000 

1995 

1997 


Walzdraht Nr. 3 

-280 000 

1998 

2000 


Mittelformstahl 

- 480 000 

1 . Quartal 2008 

2. Quartal 2008 

IS Cämpia 
Turzii 

Walzdraht Nr. 1 

-80 000 

1995 

1996 

CS Re§ija 

Feinformstahl 

-80 000 

2000 

2001 


Schienenräder 

-40 000 

1999 

2000 


Schwerer 

Formstahl 

-220000 

4. Quartal 2007 

2. Quartal 2008 


Mittelformstahl 
und spezieller 
Formstahl 

- 120000 

4. Quartal 2006 

4. Quartal 2007 

Donasid 

(Siderca) 

Cälära§i 

Mittelformstahl 

-350 000 

1997 

1999 


Nettokapazi- 

tätsänderung 

- 2 050 000 




Teil III 

Benchmarks für die Umstrukturierung 


1. Rentabilität 

Unter Berücksichtigung der besonderen Regeln für die Rechnungslegung, die die Kom- 
mission anwendet, muss jedes begünstigte Unternehmen spätestens am 31 . Dezember 
2008 ein jährliches Mindest-Brutto-Betriebsergebnis in Prozent vom Umsatz von 10% 
bei nicht integrierten stahlverarbeitenden Unternehmen und 13,5% bei Verbundstahl- 
werken, sowie eine Mindesteigenkapitalrendite von 1 ,5% des Umsatzes erzielen. Dies 
wird bei der gemäß Kapitel 4 Abschnitt B, Absatz 1 3 des Anhangs VII von 2005 bis 2009 
jährlich vorzunehmenden unabhängigen Bewertung überprüft. 


’) Der Kapazitätsabbau muss im Sinne der Entscheidung Nr. 3010/91/EGKS der Kommission vom 
15. Oktober 1991 (ABI. L286 vom 16. 10. 1991, S. 20) von Dauer sein. 
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2. Produktivität 

Bis zum 31. Dezember 2008 ist schrittweise eine Gesamtproduktivität zu erzielen, die 
mit der Produktivität der EU-Stahlindustrie vergleichbar ist. Dies wird bei der gemäß 
Kapitel 4, Abschnitt B, Absatz 1 3 des Anhangs VI I von 2005 bis 2009 jährlich vorzuneh- 
menden unabhängigen Bewertung überprüft. 

3. Kostensenkungen 

Besondere Bedeutung ist Kostensenkungen als einem der Schlüsselfaktoren der Ren- 
tabilität beizumessen. Diese Maßnahmen werden uneingeschränkt umgesetzt, wie es 
in den Geschäftsplänen der begünstigten Unternehmen vorgesehen ist. 

Teil IV 

Nicht erschöpfende Liste der Informationsanforderungen 

1 . Produktion und Markt 

- monatliche Produktion von Rohstahl, Halbfertig- und Fertigerzeugnissen nach Kate- 
gorie und Produktpalette, 

- vertriebene Erzeugnisse, einschließlich Mengen, Preisen und Märkten, aufgeschlüs- 
selt nach Produktpaletten. 

2. Investitionen 

- Einzelheiten der getätigten Investitionen, 

- Termin des Abschlusses, 

- Investitionskosten, Finanzierungsquelle und Betrag der etwaigen damit zusammen- 
hängenden Beihilfe, 

- gegebenenfalls Termin der Auszahlung der Beihilfe. 

3. Personalabbau 

- Anzahl der abgebauten Arbeitsplätze und zeitliche Staffelung des Abbaus, 

- Entwicklung der Beschäftigungslage in den begünstigten Unternehmen (Unterschei- 
dung zwischen direkter und indirekter Beschäftigung), 

- Entwicklung der Beschäftigungslage im nationalen Stahlsektor. 

4. Kapazität (in Bezug auf den gesamten Stahlsektor in Rumänien) 

- Termin oder voraussichtlicher Termin der Aufgabe stillzulegender Produktionskapa- 
zitäten, ausgedrückt in MPP (Maximum Possible Production: unter normalen Arbeits- 
bedingungen erreichbare maximale Jahresproduktion), und Beschreibung der Ein- 
zelheiten, 

- Termin (oder voraussichtlicher Termin) der Demontage - im Sinne der Entscheidung 
Nr. 3010/91/EGKS der Kommission vom 15. Oktober 1991 über die Auskunftertei- 
lung der Unternehmen der Eisen- und Stahlindustrie betreffend ihre Investitionen 1 ) - 
der betreffenden Anlage und Einzelheiten der Demontage, 

- Termin (oder voraussichtlicher Termin) der Einführung neuer Kapazitäten und Be- 
schreibung ihrer Einzelheiten, 

- Entwicklung der Gesamtkapazität in Rumänien für Rohstahl und Fertigerzeugnisse 
nach Kategorien. 

5. Kosten 

- Aufschlüsselung der Kosten und Entwicklung dieser Kosten in der Vergangenheit 
und in Zukunft, insbesondere zur Einsparung von Personalkosten, bei dem Energie- 
verbrauch, für Kosteneinsparungen bei Rohmaterial und Reduzierungen bei Zube- 
hör sowie externen Diensten. 

6. Finanzielle Leistungsfähigkeit 

- Entwicklung bei ausgewählten wichtigen Finanzkennzahlen, um sicherzustellen, 
dass Fortschritte in Richtung auf die Rentabilität gemacht werden (die finanziellen 
Ergebnisse und Kennzahlen müssen so mitgeteilt werden, dass sie einen Vergleich 
mit dem finanziellen Umstrukturierungsplan des Unternehmens ermöglichen, und 
sie müssen die Rentabilitätsbewertung der Kommission berücksichtigen), 

- Einzelheiten über entrichtete Steuern und Abgaben, einschließlich Informationen 
über etwaige Abweichungen von den üblicherweise angewandten Steuer- und Zoll- 
regelungen, 


') ABI. L 286 vom 16. 10. 1991, S. 20. 
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- Höhe der finanziellen Belastung, 

- Einzelheiten und Zeitplan der Auszahlung von nach Maßgabe des Protokolls bereits 
gewährten Beihilfen, 

- Bedingungen für neue Darlehen (ungeachtet der Quelle). 

7. Gründung eines neuen Unternehmens oder Bau neuer Anlagen, die zu einer Kapazi- 
tätserweiterung führen 

- Identität jedes Beteiligten aus dem privaten bzw. dem öffentlichen Sektor, 

- Finanzierungsquellen für die Gründung des Unternehmens oder den Bau neuer An- 
lagen, 

- Bedingungen für die Beteiligung privater und öffentlicher Aktionäre, 

- Managementstrukturen des neuen Unternehmens. 

8. Eigentumswechsel. 
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Anhang B zu Anhang VII 

Liste der Fleisch, Geflügelfleisch und Milch 
verarbeitenden Betriebe sowie der Milchproduktbetriebe 

gemäß Kapitel 5 Abschnitt B Unterabschnitt I des Anhangs VII 

Fleisch verarbeitende Betriebe 


Nr. 

Vet. Nr. 

Name des Betriebs 

Adresse des Betriebs 

1 

5806/2000 

Comb Agroind Curtici 

Str. Revolujiei, nr.33, Curtici, 
jud. Arad 

2 

5065/2000 

S. C. RBProd S. R.L. 

Str. Constitujiei, Arad, jud. 

Arad 

3 

101/2000 

S. C. Cominca S.A. 

Str. Octavian Goga, nr. 4, 
Oradea, jud. Bihor 

4 

1 02/1 999 

S. C. Prodaliment S.A. 

Str. Republicii, nr. 101, 

Salonta, jud. Bihor 

5 

115/1996 

S. C. Ferm Com Prod S. R. L. 

Cälädrä§ti, jud. Buzäu 

6 

1446/2002 

S. C. Izocon MC S.A. 

Cuza Vodä, jud. Cälära§i 

7 

1 9/2002 

S. C. Carnob S. R. L. 

Str. Lebedelor, nr. 1, Lumina, 
jud. Constanja 

8 

1 54/1 999 

S. C. Casalco S. A. 

Str. Jökai M6r, nr. 9-1 1 , Sf. 
Gheorghe, jud. Covasna 

9 

312/1999 

S. C. Olas Prod S. R. L. 

Str. N. Romanescu, nr. 28, 
Craiova, jud. Dolj 

10 

58/2001 

S. C. Elan Trident S. R. L. 

Str. Räköczi, Miercurea Ciuc, 
jud. Harghita 

11 

143/1999 

S. C. Lorialba Prest S. R. L. 

Str. Cri§ul Alb, nr. 1 . Brad, jud. 
Hunedoara 

12 

4585/2002 

S. C. Agro Prod Com Dosa 

S. R.L. 

Str. Principalä, nr. 79, Chibed, 
jud. Mure§ 

13 

2585/2000 

S. C. Cazadela S. R. L. 

Str. Oltului, nr. 34, Reghin, 
jud. Mure§ 

14 

4048/2000 

S. C. Coniflor S. R. L. 

Str. Petru Maior, Gurghiu, jud. 
Mure§ 

15 

422/1999 

S. C. Prodprosper S. R. L. 

Str. Dumbravei, nr. 18, 
Dumbrava Ro§ie, jud. NeamJ 

16 

549/1999 

S. C. Tee 3 Brazi S. R. L. 

Zäne§ti, jud. Neamj 

17 

24/2000 

S. C. SparS. R.L. 

Str. Gärii, nr. 10, Potcoava, 
jud. Olt 

18 

2076/2002 

S. C. Simona S. R. L. 

Str. Popa §apcä, nr. 1 05, 

Bal§, jud. Olt 

19 

86/2002 

S. C. Universal S. R. L. 

Cri§eni, jud. Sälaj 

20 

5661/2002 

S. C. Harald S. R. L. 

Str. Mänästirea Humorului, nr. 
76A, jud. Suceava 

21 

6066/2002 

S. C. Raitar S. R. L. 

Cornu Luncii, jud. Suceava 

22 

5819/2002 

S. C. Mara Alex S. R. L. 

Mili§äuji, jud. Suceava 

23 

93/2003 

S. C. Mara Prod Com S. R. L. 

Str. Abatorului, nr. 1 bis, 
Alexandria, jud.Teleorman 
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Nr. 

Vet. Nr. 

Name des Betriebs 

Adresse des Betriebs 

24 

1/2000 

S. C. Diana S. R. L. 

Bujoreni, jud. Välcea 

25 

6/1 999 

S. C. Diana Prod S. R. L. 

Välde§ti, jud. Välcea 


Geflügelfleisch verarbeitende Betriebe 


Nr. 

Vet. Nr. 

Name des Betriebs 

Adresse des Betriebs 

1 

2951/2000 

S. C. Agronutrisco Impex 

S. R.L. 

Str. Abatorului, nr. 2A, 

Mihäile§ti, jud. Giurgiu 

2 

3896/2002 

S. C. Oprea Avicom S. R. L. 

Str. Dealul Viilor, nr. 5, 

Cräie§ti, jud. Mure§ 


Milch verarbeitende Betriebe und Milchproduktbetriebe 


Nr. 

Vet. Nr. 

Name des Betriebs 

Adresse des Betriebs 

1 

999/2000 

S. C. Alba Lact S.A. 

Str. Muncii, nr. 4, Alba lulia, 
jud. Alba 

2 

5158/ 

8.11.2002 

S. C. Biolact Bihor S. R. L. 

Paleu, jud. Bihor 

3 

2100/ 

8.11.2001 

S. C. Bendearcris S. R. L. 

Mice§tii de Cämpie, nr. 202A, 
jud. Bistrija-Näsäud 

4 

2145/ 

5.3.2002 

S. C. Lech Lacto S. R. L. 

Lechina, nr. 387, jud. Bistrija- 
Näsäud 

5 

395/ 

18.6.2001 

S. C. Lacto Solomonescu 

S. R.L. 

Miron Costin, Vläsine§ti, jud. 
Boto§ani 

6 

115/ 

1.2.2002 

S. C. Comintex S. R. L. 

Darabani 

Darabani, jud. Boto§ani 

7 

A343 827/ 
30.8.2002 

S. C. Prodlacta S. A. 

Str. Gärii, nr. 403, Homorod, 
jud. Bra§ov 

8 

258/ 

10.4.2000 

S. C. Binco Lact S. R. L. 

Säcele, jud. Constana 

9 

12 203/ 
25.9.2003 

S. C. Lacto Genimico S. R. L. 

Str. Cä§äriei nr. 2A, Härova, 
jud. Constanja 

10 

2721/ 

28.8.2001 

S. C. Industrializarea Laptelui 
S.A. 

B-dul Independenjei, nr. 23, 
Tärgovi§te, jud. Dämbovija 

11 

4136/ 

10.6.2002 

S. C. Galmopan S. A. 

B-dul G. Cobuc, nr. 257, 

Galaji, jud. Galaji 

12 

5/ 

7.5. 1999 

S. C. Sandralact S. R. L. 

§os. Bucure§ti-Giurgiu, km. 

23, jud. Giurgiu 

13 

213/ 

1996 

S. C. Paulact S. R. L. 

Str. Principalä, nr. 28, 

Sänpaul, jud. Harghita 

14 

625/ 

21. 11. 1996 

S. C. Lactis S. R. L. 

Str. Beclean, nr. 31 , Odorheiu 
Secuiesc, jud. Harghita 

15 

913/ 

17.3.2000 

S. C. Lactex - Reghin S. R. L. 

Jabenija, nr. 33, jud. Mure§ 

16 

207/ 

21.4. 1999 

S. C. Midatod S. R. L. 

lbäne§ti, nr. 273, jud. Mure§ 

17 

391/ 

23.4. 1999 

S. C. Kubo Ice Cream 

Company S. R. L. 

Str. Dumbravei, nr. 5, Piatra 
Neamj, jud. Neamj 
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Nr. 

Vet. Nr. 

Name des Betriebs 

Adresse des Betriebs 

18 

1055/ 

10.7.2000 

S. C. Oltina S. A. 

Str. A. 1. Cuza, nr. 152, 

Slatina, jud. Olt 

19 

282/1 999 

S. C. Calion S. R. L. 

Str. Gheorghe Doja, nr. 39, 
Jibou, jud. Slaj 

20 

1562/ 

27.12.1999 

5750/ 

23. 5. 2002 

S. C. Bucovina S. A. Suceava 

Str. Humorului, nr.4, Suceava, 
jud. Suceava 

21 

1085/ 

26.5. 1999 

S. C. Bucovina S. A. Falticeni 

Str. Izvor, nr.5, Falticeni, jud. 
Suceava 

22 

5614/ 

20.4.2002 

S. C. Coza Rux S. R. L. 

Str. Burdujeni, nr.1 1 A, 
Suceava, jud. Suceava 

23 

1659/ 

27. 3. 2003 

S. C. Ecolact S. R. L. 

Milisauti, jud. Suceava 

24 

1205/ 

5.10. 1999 

S. C. Pro Putna S. R. L. 

Putna, jud. Suceava 

25 

5325/ 

13.2.2002 

S. C. Cetina Prod Lact S. R. L. 

Neagra Sarului, Saru Dornei, 
jud. Suceava 

26 

5245/ 

6.11.2001 

S. C. Simultan S. R. L. 

Ortisoara, jud.Timis 

27 

2459/ 

21.8.2002 

S.C. Zan S.R. L. 

Str. Celulozei, nr. 5, Zarnesti, 
jud. Brasov 


Drucksache 16/2293 


- 174 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Anhang VIII 

Entwicklung des ländlichen Raums 
(nach Artikel 34 des Protokolls) 


Abschnitt I: Befristete zusätzliche Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen 
Raums für Bulgarien und Rumänien 

A. Unterstützung der Semi-Subsistenzbetriebe im Umstrukturierungsprozess 

1 . Die Unterstützung der Semi-Subsistenzbetriebe im Umstrukturierungsprozess zielt 
darauf ab, 

a) die Übergangsprobleme im ländlichen Raum abzufedern, sobald der Landwirt- 
schaftssektor und die ländliche Gesamtwirtschaft Bulgariens und Rumäniens 
dem Wettbewerbsdruck des Binnenmarktes ausgesetzt sind; 

b) die Umstrukturierung der wirtschaftlich noch nicht lebensfähigen Betriebe zu er- 
leichtern und zu fördern. 

Für die Zwecke dieses Anhangs sind „Semi-Subsistenzbetriebe“ Betriebe, die vor- 
wiegend für den Eigenbedarf produzieren, einen Teil ihrer Erzeugung jedoch auch 
vermarkten. 

2. Um die Unterstützung in Anspruch nehmen zu können, muss der Landwirt einen Be- 
triebsverbesserungsplan vorlegen, der 

a) die künftige wirtschaftliche Lebensfähigkeit des Betriebs nachweist; 

b) Einzelheiten zu den erforderlichen Investitionen enthält; 

c) die spezifischen Zwischen- und Endziele aufzeigt. 

3. Die Einhaltung des Betriebsverbesserungsplans nach Nummer 2 wird nach drei Jah- 
ren überprüft. Wurden die Zwischenziele dieses Plans in den drei Jahren bis zur 
Überprüfung nicht erreicht, so wird keine weitere Unterstützung gewährt, aber die er- 
haltenen Gelder müssen deswegen nicht zurückgezahlt werden. 

4. Die Unterstützung wird jährlich in Form einer Pauschalbeihilfe bis zu dem in Ab- 
schnitt I Buchstabe G festgelegten Höchstbetrag für einen Zeitraum von höchstens 
fünf Jahren gewährt. 

B. Erzeugergemeinschaften 

1. Es kann eine Pauschalbeihilfe zur Förderung der Gründung und zur Erleichterung 
der Verwaltung von Erzeugergemeinschaften gewährt werden, die folgende Ziele 
verfolgen: 

a) Anpassung der Erzeugung und des Absatzes der Erzeuger, die Mitglieder dieser 
Gemeinschaften sind, an die Markterfordernisse; 

b) die gemeinsame Vermarktung von Waren, einschließlich der Vorbereitung für den 
Verkauf, die Zentralisierung des Verkaufs und Angebote an En-gros-Käufer; und 

c) Festlegung von gemeinsamen Regeln für die Produktinformation, insbesondere 
in Bezug auf die Ernte und die Verfügbarkeit. 

2. Die Unterstützung wird nur den Erzeugergemeinschaften gewährt, die von den zu- 
ständigen Stellen Bulgariens oder Rumäniens zwischen dem Tag des Beitritts und 
dem 31 . Dezember 2009 nach einzelstaatlichem oder Gemeinschaftsrecht förmlich 
anerkannt worden sind. 

3. Die Unterstützung wird in Jahrestranchen für einen Zeitraum von fünf Jahren nach 
der Anerkennung der Erzeugergemeinschaft gewährt. Sie wird auf der Grundlage 
der von der Erzeugergemeinschaft alljährlich vermarkteten Erzeugnisse festgelegt 
und darf folgende Sätze nicht überschreiten: 

a) jeweils 5%, 5%, 4%, 3% und 2% des Wertes der vermarkteten Erzeugnisse bis 
zu 1 000 000 EUR für das erste, zweite, dritte, vierte und fünfte Jahr und 

b) jeweils 2,5%, 2,5%, 2,0%, 1 ,5% und 1 ,5% des Wertes der vermarkteten Erzeug- 
nisse über 1 000 000 EUR für das erste, zweite, dritte, vierte und fünfte Jahr. 

Die Beihilfe darf in keinem Fall die in Abschnitt I Buchstabe G festgelegten Höchst- 
beträge überschreiten. 
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C. Maßnahmen der Kategorie Leader + 

1 . Es kann Unterstützung für Maßnahmen gewährt werden, die dem Erwerb von Fähig- 
keiten dienen, die die Landbevölkerung in die Lage versetzen, lokale Strategien zur 
Entwicklung des ländlichen Raums zu konzipieren und umzusetzen. 

Dabei handelt es sich insbesondere um folgende Maßnahmen: 

a) technische Unterstützung für Untersuchungen auf lokaler Ebene und die Analyse 
des Gebiets unter Berücksichtigung der Anliegen der betroffenen Bevölkerung; 

b) Information und Unterweisung der Bevölkerung zur Förderung einer aktiven Be- 
teiligung am Entwicklungsprozess; 

c) Aufbau repräsentativer auf lokaler Ebene wirkender Entwicklungspartnerschaf- 
ten; 

d) Konzipierung integrierter Entwicklungsstrategien; 

e) Finanzierung von Forschungsvorhaben und Vorbereitung der Beihilfeanträge. 

2. Es kann Unterstützung für gebietsbezogene, integrierte Entwicklungsstrategien mit 
Pilotcharakter gewährt werden, die von lokalen Aktionsgruppen entsprechend den in 
den Nummern 12, 14 und 36 der Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten 
vom 14. April 2000 über die Leitlinien für die Gemeinschaftsinitiative für die Entwick- 
lung des ländlichen Raums (Leader+)') dargelegten Grundsätzen erarbeitet werden. 
Diese Unterstützung wird nur den Regionen gewährt, in denen es bereits eine aus- 
reichende Verwaltungskapazität und Erfahrungen mit Konzepten gibt, die ihrem We- 
sen nach auf die Entwicklung des ländlichen Raums auf lokaler Ebene abstellen. 

3. Die in Nummer 2 genannten lokalen Aktionsgruppen können entsprechend den un- 
ter den Nummern 1 5 bis 1 8 der in Nummer 2 genannten Kommissionsmitteilung dar- 
gelegten Grundsätzen an Maßnahmen der gebietsübergreifenden und transnationa- 
len Zusammenarbeit teilnehmen. 

4. Bulgarien und Rumänien und die lokalen Aktionsgruppen haben Zugang zu der un- 
ter Nummer 23 der in Nummer 2 genannten Kommissionsmitteilung vorgesehenen 
Beobachtungsstelle für den ländlichen Raum. 

D. Beratungsdienstleistungen in der Landwirtschaft 

Für die Erbringung von Beratungsdienstleistungen in der Landwirtschaft wird Unterstüt- 
zung gewährt. 

E. Ergänzung zu Direktzahlungen 

1 . Landwirten, die gemäß Artikel 143c der Verordnung (EG) Nr. 1 782/2003 * 2 ) Anspruch 
auf einzelstaatliche ergänzende Direktzahlungen oder Beihilfen haben, kann Unter- 
stützung gewährt werden. 

2. Die einem Landwirt für die Jahre 2007, 2008 und 2009 gewährte Unterstützung 
überschreitet nicht die Differenz zwischen 

a) dem Betrag der in Bulgarien oder Rumänien für das betreffende Jahr gemäß 
Artikel 143a der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 gewährten Direktzahlungen und 

b) 40% des Betrags der in der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung am 
30. April 2004 in dem betreffenden Jahr gewährten Direktzahlungen. 

3. Der Beitrag der Gemeinschaft zu der Bulgarien oder Rumänien nach diesem Buch- 
staben E in den Jahren 2007, 2008 und 2009 jeweils zu gewährenden Unterstützung 
überschreitet nicht 20% der jeweiligen jährlichen Mittelausstattung. Bulgarien und 
Rumänien können jedoch anstelle des jährlichen Satzes von 20% die folgenden 
Sätze anwenden: 25% im Jahr 2007, 20% im Jahr 2008 und 15% im Jahr 2009. 

4. Die einem Landwirt im Rahmen dieses Buchstabens E gewährte Unterstützung gilt 
als ergänzende einzelstaatliche Direktzahlung bzw. Beihilfe für die Zwecke der An- 
wendung der in Artikel 143c Absatz 2a der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 festge- 
legten Flöchstsätze. 


') ABI. CI 39 vom 18.5. 2000, S. 5. 

2 ) Verordnung (EG) Nr. 1 782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln für Di- 
rektzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen 
für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, 
(EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001 , (EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, 
(EG) Nr. 1 254/1 999, (EG) Nr. 1 673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001 (ABI. L 270 vom 
21.10. 2003, S. 1). Angepasst durch den Beschluss 2004/281 /EG des Rates (ABI. L93 vom 30.3. 
2004, S. 1) und zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 864/2004 (ABI. LI 61 vom 30. 4.2004, 
S. 48). 
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F. Technische Unterstützung 

1. Für die zur Umsetzung der Programmplanungsdokumente für die Entwicklung des 
ländlichen Raums erforderliche Vorbereitung, Überwachung, Bewertung und Kon- 
trolle kann Unterstützung gewährt werden. 

2. Zu den Maßnahmen nach Nummer 1 gehören insbesondere 

a) Studien; 

b) technische Unterstützungsmaßnahmen, der Erfahrungsaustausch und die Infor- 
mation der Partner, der Begünstigten und der Öffentlichkeit; 

c) die Einrichtung, der Betrieb und die Verknüpfung rechnergestützter Systeme für 
die Verwaltung, Überwachung und Bewertung; 

d) die Verbesserung der Bewertungsmethoden und der Austausch von Informatio- 
nen über beste Praktiken in diesem Bereich. 

G. Übersicht über die Beträge für die befristeten zusätzlichen Maßnahmen für die Entwick- 
lung des ländlichen Raums für Bulgarien und Rumänien 


Maßnahme 

EUR 


Semi-Subsistenzbetriebe 

1 000 

je Betrieb/pro Jahr 

Erzeugergemeinschaften 

100000 

im ersten Jahr 


100 000 

im zweiten Jahr 


80 000 

im dritten Jahr 


60 000 

im vierten Jahr 


50 000 

im fünften Jahr 


Abschnitt II: Spezifische Bestimmungen über Investitionsbeihilfen für Bulgarien 
und Rumänien 

1. Investitionsbeihilfen für landwirtschaftliche Betriebe nach den zum Zeitpunkt des Bei- 
tritts geltenden Verordnungen über die Entwicklung des ländlichen Raums werden land- 
wirtschaftlichen Betrieben gewährt, die nachweislich nach Beendigung der Investition 
wirtschaftlich lebensfähig sein werden. 

2. Der Gesamtwert der Beihilfe für Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben, ausge- 
drückt als Prozentsatz des förderfähigen Investitionsvolumens, ist auf maximal 50% und 
in den benachteiligten Gebieten auf maximal 60% oder auf die Prozentsätze begrenzt, 
die in der zum Zeitpunkt des Beitritts geltenden einschlägigen Verordnung über die Ent- 
wicklung des ländlichen Raums festgelegt sind, je nachdem, welcher Wert höher ist. 
Werden Investitionen von Junglandwirten im Sinne der zum Zeitpunkt des Beitritts gel- 
tenden einschlägigen Verordnung über die Entwicklung des ländlichen Raums getätigt, 
so können diese Prozentsätze maximal 55% und in den benachteiligten Gebieten ma- 
ximal 65% betragen oder es können die Prozentsätze angewandt werden, die in der 
zum Zeitpunkt des Beitritts geltenden einschlägigen Verordnung über die Entwicklung 
des ländlichen Raums festgelegt sind, je nachdem, welcher Wert höher ist. 

3. Beihilfen für Investitionen in die Verbesserung der Strukturen für Verarbeitung und Ver- 
marktung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse nach der zum Zeitpunkt des Beitritts gel- 
tenden einschlägigen Verordnung über die Entwicklung des ländlichen Raums werden 
den Betrieben gewährt, denen für die Erfüllung der Mindestanforderungen in Bezug auf 
Umwelt, Flygiene und Tierschutz eine Übergangszeit nach dem Beitritt eingeräumt 
wurde. In diesem Fall muss der Betrieb nach Ablauf des festgelegten Übergangszeit- 
raums oder nach Ablauf des Investitionszeitraums, je nachdem, welcher Zeitpunkt frü- 
her eintritt, die einschlägigen Normen erfüllen. 


Abschnitt III: Spezifische Bestimmungen über die Vorruhestandsbeihilfe für Bul- 
garien 

1. Landwirte in Bulgarien, denen eine Milchquote zugeteilt wurde, kommen für die Vor- 
ruhestandsregelung in Frage, wenn sie zum Zeitpunkt der Übergabe unter 70 Jahre alt 
sind. 

2. Für die Höhe der Beihilfe gelten die Höchstbeträge, die in der zum Zeitpunkt des Beitritts 
geltenden einschlägigen Verordnung über die Entwicklung des ländlichen Raums fest- 
gelegt sind; die Beihilfehöhe wird im Verhältnis zu der Höhe der Milchquote und der ge- 
samten landwirtschaftlichen Tätigkeit des Betriebs berechnet. 
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3. Die einer Person, die einen landwirtschaftlichen Betrieb abgibt, zugewiesenen Milch- 
quoten werden wieder der nationalen Milchquotenreserve zugerechnet, und es erfolgt 
keine zusätzliche Ausgleichszahlung. 


Abschnitt IV: Spezifische Finanzbestimmungen für Bulgarien und Rumänien für 
den Zeitraum 2007-2013 

1 . Für den Programmplanungszeitraum 2007- 201 3 gelten für die in Bulgarien und Rumä- 
nien gewährte Gemeinschaftsunterstützung die in den Artikeln 31 und 32 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1 260/1 999 des Rates vom 21 . Juni 1 999 mit allgemeinen Bestimmungen 
über die Strukturfonds 1 ) niedergelegten Grundsätze. 

2. In Ziel-1 -Gebieten kann der Finanzbeitrag der Gemeinschaft 85% für Agrarumwelt- und 
Tierschutzmaßnahmen und 80% für sonstige Maßnahmen betragen oder es können in 
den zum Zeitpunkt des Beitritts geltenden Verordnungen über die Entwicklung des länd- 
lichen Raums festgelegten Prozentsätze angewendet werden, je nachdem, welcher 
Wert höher ist. 


') ABI. LI 61 vom 26.6. 1999, S. 1. Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003 (ABI. L236 vom 
23.9.2003, S. 33). 
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Anhang IX 

Spezifische Verpflichtungen und Anforderungen, 
die Rumänien beim Abschluss der Beitrittsverhandlungen 
am 14. Dezember 2004 übernommen bzw. akzeptiert hat 
(nach Artikel 39 des Protokolls) 

I. ln Bezug auf Artikel 39 Absatz 2 

(1) Unverzügliche Umsetzung des an den Besitzstand und die vereinbarten Fristen ange- 
glichenen Schengen-Aktionsplans, in der in M. Of., p. I, nr. 129 bis/10.11.2005 veröffentlich- 
ten Fassung. 

(2) Beträchtliche Intensivierung der Anstrengungen im FHinblick auf die Modernisierung der 
Ausrüstung sowie der Infrastruktur an den grünen und blauen Grenzen sowie an den 
Grenzübergängen, um ein hohes Kontroll- und Überwachungsniveau an den künftigen Au- 
ßengrenzen der Union sicherzustellen; außerdem weiterer Ausbau der Kapazität der ope- 
rationeilen Risikoanalyse. Die entsprechenden Anstrengungen und Verbesserungen müs- 
sen in einem einzigen spätestens im März 2005 vorzulegenden Mehrjahresplan für 
Investitionen zusammengefasst werden, anhand dessen die Union jährlich die erzielten 
Fortschritte prüfen kann, bis der in Artikel 4 Absatz 2 des Protokolls genannte Beschluss in 
Bezug auf Rumänien ergangen ist. Außerdem muss Rumänien den Plan, 4438 Bedienstete 
und Beamte für die Grenzpolizei einzustellen, so rasch wie möglich umsetzen und insbe- 
sondere dafür sorgen, dass längs der Grenzen zur Ukraine und zu Moldau und längs der 
Schwarzmeerküste bereits zum Beitritt der Personalbestand so nahe wie möglich an 1 00% 
des Soll-Personalbestands ist. Ferner muss Rumänien alle notwendigen Maßnahmen zu 
einer wirksamen Bekämpfung der illegalen Zuwanderung, einschließlich einer verstärkten 
Zusammenarbeit mit Drittländern treffen. 

(3) Ausarbeitung und Umsetzung eines aktualisierten integrierten Aktionsplans und einer 
Strategie für die Justizreform, die die wesentlichen Maßnahmen zur Durchführung der Ge- 
setze über den Aufbau des Gerichtswesens, den Status der Justizangehörigen und den 
Obersten Rat der Magistratur, die am 30. September 2004 in Kraft getreten sind, beinhal- 
ten. Die aktualisierten Fassungen von Aktionsplan und Strategie müssen der Union späte- 
stens im März 2005 übermittelt werden; für die Durchführung des Aktionsplans muss eine 
angemessene Ausstattung mit finanziellen und personellen Mitteln sichergestellt werden, 
und der Aktionsplan muss unverzüglich entsprechend dem vereinbarten Zeitplan durchge- 
führt werden. Rumänien muss ebenfalls bis März 2005 nachweisen, dass das neue System 
für die zufallsgesteuerte Zuweisung von Rechtssachen vollständig einsatzbereit ist. 

(4) Wesentlich verschärftes Vorgehen gegen Korruption und insbesondere gegen Korrup- 
tion auf hoher Ebene, indem die Korruptionsbekämpfungsgesetze rigoros durchgesetzt 
werden und die effektive Unabhängigkeit der Landesstaatsanwaltschaft für die Bekämp- 
fung der Korruption (Parcheful National Anticoruptie (PNA)) sichergestellt wird und indem 
ab November 2005 einmal jährlich ein überzeugender Bericht über die Tätigkeit der PNA 
im Bereich der Bekämpfung der Korruption auf hoher Ebene vorgelegt wird. Die PNA muss 
mit allen personellen und finanziellen Mitteln sowie allen Schulungsmöglichkeiten und tech- 
nischen Mitteln ausgestattet werden, die für die Wahrnehmung ihrer unerlässlichen Auf- 
gabe erforderlich sind. 

(5) Durchführung einer unabhängigen Prüfung der Ergebnisse und der Auswirkungen der 
derzeitigen nationalen Strategie zur Korruptionsbekämpfung; Berücksichtigung der 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen dieser Prüfung in der neuen mehrjährigen Strate- 
gie zur Korruptionsbekämpfung, die aus einem einzigen umfassenden Dokument bestehen 
und spätestens bis März 2005 vorliegen muss, parallel dazu Vorlage eines Aktionsplans, in 
dem die Benchmarks und die zu erzielenden Ergebnisse klar vorgegeben und angemes- 
sene Haushaltsvorschriften festgelegt werden; die Umsetzung der Strategie und die Durch- 
führung des Aktionsplans müssen durch ein bestehendes Gremium überwacht werden, 
das klar definiert und unabhängig ist; in die Strategie muss die Verpflichtung aufgenommen 
werden, die schwerfällige Strafprozessordnung bis Ende 2005 zu überarbeiten, um sicher- 
zustellen, dass Korruptionsfälle rasch und auf transparente Weise bearbeitet und ange- 
messene Sanktionen mit abschreckender Wirkung vorgesehen werden; ferner muss die 
Strategie Maßnahmen vorsehen, um die Zahl der mit der Verhütung oder der Untersuchung 
von Korruptionsfällen befassten Stellen bis Ende 2005 erheblich zu verringern, damit Kom- 
petenzüberschneidungen vermieden werden. 

(6) Bis März 2005 Ausarbeitung eines klaren Rechtsrahmens für die jeweiligen Aufgaben 
von Gendarmerie und Polizei sowie für die Zusammenarbeit der beiden Behörden, auch im 
Bereich der Durchführungsvorschriften; des Weiteren bis Mitte 2005 Ausarbeitung und 
Durchführung eines klaren Personaleinstellungsplans für beide Behörden, der es ermög- 
lichen soll, bis zum Beitritt erhebliche Fortschritte bei der Besetzung der 7 000 freien Stellen 
bei der Polizei und der 1 8 000 freien Stellen bei der Gendarmerie zu erzielen. 
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(7) Ausarbeitung und Umsetzung einer schlüssigen mehrjährigen Strategie zur Kriminali- 
tätsbekämpfung, einschließlich konkreter Maßnahmen, mit denen dem Ruf Rumäniens als 
Ursprungs-, Transit- und Bestimmungsland für Opfer des Menschenhandels entgegenge- 
wirkt wird; ab März 2005 einmal jährlich die Übermittlung zuverlässiger Statistiken über die 
Bekämpfung dieser Deliktsart. 

II. In Bezug auf Artikel 39 Absatz 3 

(8) Sorge dafür, dass der rumänische Wettbewerbsrat eine wirksame Kontrolle aller denk- 
baren staatlichen Beihilfen, auch in Bezug auf Zahlungsaufschübe zulasten des Staats- 
haushalts in den Bereichen Steuern, Sozialvorschriften und Energie, ausübt. 

(9) Unverzügliche Verbesserung der Vollzugspraxis in Bezug auf staatliche Beihilfen und 
anschließend Gewährleistung einer zufrieden stellenden Vollzugsbilanz in den Bereichen 
Kartellrecht und staatliche Beihilfen. 

(10) Übermittlung - an die Kommission bis Mitte Dezember 2004 - eines überarbeiteten 
Plans für die Umstrukturierung im Stahlsektor (einschließlich des Nationalen Umstrukturie- 
rungsprogramms und der Einzelgeschäftspläne) im Einklang mit den im Protokoll Nr. 2 über 
EGKS-Erzeugnisse zum Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen 
den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Rumänien an- 
dererseits 1 ) und den in Anhang VII, Kapitel 4, Abschnitt B des Protokolls dargelegten Be- 
dingungen. 

Vollständige Einhaltung der Verpflichtung, den Stahlunternehmen, die im Zeitraum vom 
1 . Januar 2005 bis zum 31 . Dezember 2008 unter die Nationale Umstrukturierungsstrate- 
gie fallen, keine staatlichen Beihilfen zu gewähren oder zu zahlen und vollständige Einhal- 
tung der Verpflichtung, sich an die im Rahmen des Protokolls Nr. 2 über EGKS-Erzeugnisse 
zum Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen Ge- 
meinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Rumänien andererseits zu beschlie- 
ßenden Beträge der staatlichen Beihilfen zu halten und die in diesem Rahmen festgelegten 
Bedingungen für den Kapazitätsabbau zu erfüllen. 

(1 1) Weiterhin Bereitstellung von angemessenen finanziellen Mitteln und von Personal in 
ausreichender Zahl und mit entsprechender Qualifikation für den Wettbewerbsrat. 


') ABI. L 357 vom 31.12. 1 994, S. 2. Zuletzt geändert durch den Beschluss Nr. 2/2003 des Assoziati- 
onsrates EU-Rumänien vom 25. 9. 2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
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Teil II 

Anhänge I bis IX zur Akte 
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Anhang I 

Liste der Übereinkünfte und Protokolle, 
denen Bulgarien und Rumänien am Tag des Beitritts beitreten 
(nach Artikel 3 Absatz 3 der Beitrittsakte) 

1 . Übereinkommen vom 1 9. Juni 1 980 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzu- 
wendende Recht, aufgelegt zur Unterzeichnung am 19. Juni 1980 in Rom (ABI. L266 
vom 9. 10. 1980, S. 1) 

- Übereinkommen vom 1 0. April 1 984 über den Beitritt der Republik Griechenland zu 
dem am 19. Juni 1980 in Rom zur Unterzeichnung aufgelegten Übereinkommen 
über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (ABI. L 146 vom 
31.5. 1984, S.1) 

- Erstes Protokoll vom 19. Dezember 1988 betreffend die Auslegung des am 19. Juni 
1980 in Rom zur Unterzeichnung aufgelegten Übereinkommens über das auf ver- 
tragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht durch den Gerichtshof der Euro- 
päischen Gemeinschaften (ABI. L48 vom 20.2. 1989, S. 1) 

- Zweites Protokoll vom 19. Dezember 1988 zur Übertragung bestimmter Zuständig- 
keiten für die Auslegung des am 1 9. Juni 1 980 in Rom zur Unterzeichnung aufgeleg- 
ten Übereinkommens über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende 
Recht auf den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (ABI. L48 vom 20.2. 
1989, S. 17) 

- Übereinkommen vom 18. Mai 1992 über den Beitritt des Königreichs Spanien und 
der Portugiesischen Republik zu dem am 1 9. Juni 1 980 in Rom zur Unterzeichnung 
aufgelegten Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzu- 
wendende Recht (ABI. L 333 vom 18.11.1 992, S. 1 ) 

- Übereinkommen vom 29. November 1996 über den Beitritt der Republik Österreich, 
der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zu dem am 19. Juni 1980 in 
Rom zur Unterzeichnung aufgelegten Übereinkommen über das auf vertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht sowie zu dem Ersten und dem Zweiten 
Protokoll über die Auslegung des Übereinkommens durch den Gerichtshof (ABI. 
C15 vom 15. 1.1997, S. 10) 

2. Übereinkommen vom 23. Juli 1990 über die Beseitigung der Doppelbesteuerung im 
Falle von Gewinnberichtigungen zwischen verbundenen Unternehmen (ABI. L225 vom 
20.8. 1990, S. 10) 

- Übereinkommen vom 21 . Dezember 1 995 über den Beitritt der Republik Österreich, 
der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zu dem Übereinkommen über 
die Beseitigung der Doppelbesteuerung im Falle von Gewinnberichtigungen zwi- 
schen verbundenen Unternehmen (ABI. C 26 vom 31.1. 1 996, S. 1 ) 

- Protokoll vom 25. Mai 1999 zur Änderung des Übereinkommens vom 23. Juli 1990 
über die Beseitigung der Doppelbesteuerung im Falle von Gewinnberichtigungen 
zwischen verbundenen Unternehmen (ABI. C202 vom 16. 7. 1999, S. 1) 

3. Übereinkommen vom 26. Juli 1995 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Ge- 
meinschaften (ABI. C 31 6 vom 27. 1 1 . 1 995, S. 49) 

- Protokoll vom 27. September 1996 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die 
Europäische Union zum Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interes- 
sen der Europäischen Gemeinschaften (ABI. C313 vom 23. 10. 1996, S. 2) 

- Protokoll vom 29. November 1 996 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union betreffend die Auslegung des Übereinkommens über den Schutz 
der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften durch den Gerichts- 
hof der Europäischen Gemeinschaften im Wege der Vorabentscheidung (ABI. C 151 
vom 20.5. 1997, S.2) 

- Zweites Protokoll vom 19. Juni 1997 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die 
Europäische Union zum Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interes- 
sen der Europäischen Gemeinschaften (ABI. C221 vom 19.7. 1997, S. 12) 

4. Übereinkommen vom 26. Juli 1995 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union über die Errichtung eines Europäischen Polizeiamts (Europol-Überein- 
kommen) (ABI. C 31 6 vom 27. 1 1 . 1 995, S. 2) 

- Protokoll vom 24. Juli 1 996 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäi- 
sche Union betreffend die Auslegung des Übereinkommens über die Errichtung ei- 
nes Europäischen Polizeiamts durch den Gerichtshof der Europäischen Gemein- 
schaften im Wege der Vorabentscheidung (ABI. C299 vom 9. 10. 1996, S.2) 
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- Protokoll vom 19. Juli 1997 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäi- 
sche Union und von Artikel 41 Absatz 3 des Europol-Übereinkommens über die Vor- 
rechte und Immunitäten für Europol, die Mitglieder der Organe, die stellvertretenden 
Direktoren und die Bediensteten von Europol (ABI. C 221 vom 1 9. 7. 1 997, S. 2) 

- Protokoll vom 30. November 2000 erstellt aufgrund von Artikel 43 Absatz 1 des 
Übereinkommens über die Errichtung eines Europäischen Polizeiamts (Europol- 
Übereinkommen) zur Änderung von Artikel 2 und des Anhangs jenes Übereinkom- 
mens (ABI. C 358 vom 13.12.2000, S.2) 

- Protokoll vom 28. November 2002 zur Änderung des Übereinkommens über die Er- 
richtung eines Europäischen Polizeiamts (Europol-Übereinkommen) und des Proto- 
kolls über die Vorrechte und Immunitäten für Europol, die Mitglieder der Organe, die 
stellvertretenden Direktoren und die Bediensteten von Europol (ABI. C312 vom 
16.12.2002, S.2) 

- Protokoll vom 27. November 2003 aufgrund von Artikel 43 Absatz 1 des Überein- 
kommens über die Errichtung eines Europäischen Polizeiamts (Europol-Überein- 
kommen) zur Änderung dieses Übereinkommens (ABI. C 2 vom 6. 1 . 2004, S. 3) 

5. Übereinkommen vom 26. Juli 1995 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union über den Einsatz der Informationstechnologie im Zollbereich (ABI. 
C 31 6 vom 27.11.1995, S. 34) 

- Protokoll vom 29. November 1 996 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union betreffend die Auslegung des Übereinkommens über den Einsatz 
der Informationstechnologie im Zollbereich durch den Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften im Wege der Vorabentscheidung (ABI. CI 51 vom 20.5.1997, 
S. 16) 

- Protokoll vom 1 2. März 1 999 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäi- 
sche Union betreffend den Anwendungsbereich des Waschens von Erträgen in dem 
Übereinkommen über den Einsatz der Informationstechnologie im Zollbereich sowie 
die Aufnahme des amtlichen Kennzeichens des Transportmittels in das Übereinkom- 
men (ABI. C 91 vom 31 . 3. 1 999, S. 2) 

- Protokoll vom 8. Mai 2003 gemäß Artikel 34 des Vertrages über die Europäische 
Union zur Änderung des Übereinkommens über den Einsatz der Informationstech- 
nologie im Zollbereich hinsichtlich der Einrichtung eines Aktennachweissystems für 
Zollzwecke (ABI. C 1 39 vom 1 3. 6. 2003, S. 2) 

6. Übereinkommen vom 26. Mai 1 997 aufgrund von Artikel K.3 Absatz 2 Buchstabe c) des 
Vertrags über die Europäische Union über die Bekämpfung der Bestechung, an der Be- 
amte der Europäischen Gemeinschaften oder der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union beteiligt sind (ABI. C 1 95 vom 25. 6. 1 997, S. 2) 

7. Übereinkommen vom 18. Dezember 1997 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über 
die Europäische Union über gegenseitige Amtshilfe und Zusammenarbeit der Zollver- 
waltungen (ABI. C 24 vom 23. 1 . 1 998, S. 2) 

8. Übereinkommen vom 1 7. Juni 1 998 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union über den Entzug der Fahrerlaubnis (ABI. C 21 6 vom 1 0. 7. 1 998, S. 2) 

9. Übereinkommen vom 29. Mai 2000 gemäß Artikel 34 des Vertrags über die Europäische 
Union - vom Rat erstellt - über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Mitglied- 
staaten der Europäischen Union (ABI. C 197 vom 12. 7. 2000, S.3) 

- Protokoll vom 1 6. Oktober 2001 vom Rat gemäß Artikel 34 des Vertrags über die Eu- 
ropäische Union erstellt zu dem Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (ABI. C 326 vom 21.11. 2001 , 
S.2) 
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Anhang II 

Verzeichnis der Bestimmungen 
(nach Artikel 4 Absatz 1 der Beitrittsakte) 
des in den Rahmen der Europäischen Union einbezogenen 
Schengen-Besitzstands und der darauf beruhenden oder anderweitig 
damit zusammenhängenden Rechtsakte, die ab dem Beitritt für die 
neuen Mitgliedstaaten bindend und in ihnen anzuwenden sind 

1 . Übereinkommen vom 1 4. Juni 1 985 zwischen den Regierungen der Staaten der Bene- 
lux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen 1 ) 

2. Folgende Bestimmungen des am 19. Juni 1990 2 ) in Schengen Unterzeichneten Über- 
einkommens 2 ) zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 
1985 betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen 
und zugehörige Schlussakte und gemeinsame Erklärungen, geändert durch verschie- 
dene der unter Nummer 8 aufgeführten Rechtsakte: 

Artikel 1 , soweit er mit den Bestimmungen dieser Nummer in Zusammenhang steht; Ar- 
tikel 3 bis 7, mit Ausnahme von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d; Artikel 13; Artikel 26 
und 27; Artikel 39; Artikel 44 bis 59; Artikel 61 bis 63; Artikel 65 bis 69; Artikel 71 bis 73; 
Artikel 75 und 76; Artikel 82; Artikel 91 ; Artikel 126 bis 130, soweit sie mit den Bestim- 
mungen dieses Absatzes in Zusammenhang stehen; und Artikel 136; gemeinsame Er- 
klärungen 1 und 3 der Schlussakte 

3. Folgende Bestimmungen der Übereinkommen über den Beitritt zu dem am 19. Juni 
1990 in Schengen Unterzeichneten Übereinkommen zur Durchführung des Überein- 
kommens von Schengen vom 14. Juni 1985 betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, Schlussakten dieser Übereinkommen und 
zugehörige gemeinsame Erklärungen, geändert durch verschiedene der unter Num- 
mer 8 aufgeführten Rechtsakte: 

a) Das am 27. November 1990 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt der 
Italienischen Republik: 

- Artikel 4 

- Gemeinsame Erklärung 1 in Teil II der Schlussakte 

b) Das am 25. Juni 1991 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt des König- 
reichs Spanien: 

- Artikel 4 

- Gemeinsame Erklärung 1 in Teil II der Schlussakte 

- Erklärung 2 in Teil III der Schlussakte 

c) Das am 25. Juni 1991 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt der Portu- 
giesischen Republik: 

- Artikel 4, 5 und 6 

- Gemeinsame Erklärung 1 in Teil II der Schlussakte 

d) Das am 6. November 1 992 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt der Hel- 
lenischen Republik: 

- Artikel 3, 4 und 5 

- Gemeinsame Erklärung 1 in Teil II der Schlussakte 

- Erklärung 2 in Teil III der Schlussakte 

e) Das am 28. April 1 995 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt der Republik 
Österreich: 

- Artikel 4 

- Gemeinsame Erklärung 1 in Teil II der Schlussakte 

f) Das am 19. Dezember 1996 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt des 
Königreichs Dänemark: 

- Artikel 4, Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 6 

- Gemeinsame Erklärungen 1 und 3 in Teil II der Schlussakte 

g) Das am 19. Dezember 1996 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt der 
Republik Finnland: 


') ABI. L239 vom 22.9. 2000, S. 13. 

2 ) ABI. L239 vom 22. 9. 2000, S. 19. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 871/2004 des Ra- 
tes (ABI. L 162 vom 30. 4. 2004, S. 29). 
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- Artikel 4 und 5 

- Gemeinsame Erklärungen 1 und 3 in Teil II der Schlussakte 

- Erklärung der Regierung der Republik Finnland zu den Äland-Inseln in Teil III der 
Schlussakte 

h) Das am 19. Dezember 1996 Unterzeichnete Übereinkommen über den Beitritt des 
Königreichs Schweden: 

- Artikel 4 und 5 

- Gemeinsame Erklärungen 1 und 3 in Teil II der Schlussakte 

4. Die folgenden vom Rat gemäß Artikel 6 des Schengen-Protokolls geschlossenen Über- 
einkommen: 

- das Übereinkommen vom 18. Mai 1999 zwischen dem Rat der Europäischen Union 
sowie der Republik Island und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung der 
beiden letztgenannten Staaten bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung 
des Schengen-Besitzstands einschließlich seiner Anhänge, Erklärungen und 
Schlussakte sowie des dem Übereinkommen beigefügten Briefwechsels 1 ), geneh- 
migt durch den Beschluss 1999/439/EG des Rates 2 ) 

- das Übereinkommen vom 30. Juni 1 999 zwischen dem Rat der Europäischen Union 
und der Republik Island und dem Königreich Norwegen zur Festlegung der Rechte 
und Pflichten zwischen Irland und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und 
Nordirland einerseits und der Republik Island und dem Königreich Norwegen ande- 
rerseits in den für diese Staaten geltenden Bereichen des Schengen-Besitzstands 3 ), 
genehmigt durch den Beschluss 2000/29/EG des Rates 4 ) 

- das am 25. Oktober 2004 vom Rat der Europäischen Union und der Schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft Unterzeichnete Abkommen über die Assoziierung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft bei der Umsetzung, Anwendung und Entwick- 
lung des Schengen-Besitzstands 5 ). 

5. Bestimmungen der folgenden Beschlüsse des gemäß dem am 1 9. Juni 1 990 in Schen- 
gen Unterzeichneten Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den 
gemeinsamen Grenzen eingesetzten Exekutivausschusses, geändert durch verschie- 
dene der unter Nummer 8 aufgeführten Rechtsakte: 

SCH/Com-ex (93) 10 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 14. Dezember 1993 
bezüglich der Erklärungen der Minister und Staatssekretäre 

SCH/Com-ex (93) 14 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 14. Dezember 1993 
bezüglich der Verbesserung der praktischen Zusammenarbeit zwischen den Justizbe- 
hörden bei der Bekämpfung des illegalen Handels mit Betäubungsmitteln 

SCH/Com-ex (94) 16 rev. - Beschluss des Exekutivausschusses vom 21. November 
1994 bezüglich der Beschaffung der gemeinsamen Ein- und Ausreisestempel 

SCH/Com-ex (94) 28 rev. - Beschluss des Exekutivausschusses vom 22. Dezember 
1 994 bezüglich der Bescheinigung für das Mitführen von Suchtstoffen und/oder psycho- 
tropen Stoffen gemäß Artikel 75 

SCH/Com-ex (94) 29, rev. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 22. Dezember 
1994 über das Inkraftsetzen des Schengener Durchführungsübereinkommens vom 
19. Juni 1990 

SCH/Com-ex (95) 21 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 20. Dezember 1995 
bezüglich eines schnelleren Austausches statistischer Daten und konkreter Angaben 
über an den Außengrenzen eventuell auftretende Schwierigkeiten zwischen den Schen- 
gen-Staaten 

SCH/Com-ex (98) 1, rev. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 21. April 1998 
bezüglich des Tätigkeitsberichtes der Task Force, soweit er mit den Bestimmungen des 
Absatzes 2 in Zusammenhang steht 

SCH/Com-ex (98) 26 def. - Beschluss des Exekutivausschusses vom 16. September 
1998 bezüglich der Errichtung des Ständigen Ausschusses Schengener Durchfüh- 
rungsübereinkommen 

SCH/Com-ex (98) 35, rev. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 16. September 
1998 bezüglich der Weitergabe des Gemeinsamen Handbuchs an EU-Beitrittskandi- 
daten 


') ABI. LI 76 vom 10.7. 1999, S. 36. 

2 ) ABI. LI 76 vom 10.7. 1999, S. 35. 

3 ) ABI. L 15 vom 20. 1.2000, S. 2. 

4 ) ABI. L 15 vom 20. 1.2000, S. 1. 

5 ) Insofern als dieses Abkommen vorläufig angewandt wird, solange es noch nicht abgeschlossen ist. 
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SCH/Com-ex (98) 37, def. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 27. Oktober 
1998 bezüglich des Aktionsplans zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung, soweit 
er mit den Bestimmungen des Absatzes 2 in Zusammenhang steht 

SCH/Com-ex (98) 51 , rev. 3 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 16. Dezember 
1998 bezüglich der grenzüberschreitenden polizeilichen Zusammenarbeit bei der Ver- 
hütung und Aufklärung von Straftaten 

SCH/Com-ex (98) 52 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 16. Dezember 1998 
bezüglich des Leitfadens zur grenzüberschreitenden polizeilichen Zusammenarbeit, so- 
weit er mit den Bestimmungen des Absatzes 2 in Zusammenhang steht 

SCH/Com-ex (98) 57 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 16. Dezember 1998 
über die Einführung eines einheitlichen Dokuments zum Nachweis einer Einladung, ei- 
ner Verpflichtungserklärung oder einer Aufnahmebescheinigung 

SCH/Com-ex (98) 59 rev. - Beschluss des Exekutivausschusses vom 16. Dezember 
1998 bezüglich des koordinierten Einsatzes von Dokumentenberatern 

SCH/Com-ex (99) 1 rev. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1999 
über den Standard im Betäubungsmittelbereich 

SCH/Com-ex (99) 6 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1999 bezüg- 
lich des Besitzstands Telecom 

SCH/Com-ex (99) 7, rev. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1999 
über Verbindungsbeamte 

SCH/Com-ex (99) 8, rev. 2 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1999 
bezüglich der Entlohnung von Informanten 

SCH/Com-ex (99) 1 0 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1 999 bezüg- 
lich des illegalen Waffenhandels 

SCH/Com-ex (99) 1 3 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1 999 bezüg- 
lich der Aufhebung von Altfassungen des Gemeinsamen Handbuches und der Gemein- 
samen Konsularischen Instruktion und Annahme der Neufassungen 

- Anlagen 1 bis 3, 7, 8 und 1 5 der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion 

- gemeinsames Handbuch, soweit es mit den Bestimmungen des Absatzes 2 in Zu- 
sammenhang steht, einschließlich der Anlagen 1 , 5, 5A, 6, 1 0, 1 3 

SCH/Com-ex (99) 1 8 - Beschluss des Exekutivausschusses vom 28. April 1 999 bezüg- 
lich der Verbesserung der polizeilichen Zusammenarbeit bei der Verhütung und Aufklä- 
rung strafbarer Handlungen 

6. Folgende Erklärungen des gemäß dem am 19. Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten 
Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 
1985 betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen 
eingesetzten Exekutivausschusses, soweit sie mit den Bestimmungen der Nummer 2 in 
Zusammenhang stehen: 

SCH/Com-ex (96) decl. 6, rev. 2 - Erklärung des Exekutivausschusses vom 26. Juni 
1996 zur Auslieferung 

SCH/Com-ex (97) decl. 13, rev. 2 - Erklärung des Exekutivausschusses vom 9. Februar 
1998 bezüglich der Entführung von Minderjährigen 

7. Folgende Beschlüsse der mit dem am 19. Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten 
Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 
1985 betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen 
eingesetzten Zentralen Gruppe, soweit sie mit den Bestimmungen der Nummer 2 in Zu- 
sammenhang stehen: 

SCH/C (98) 1 1 7 - Beschluss der Zentralen Gruppe vom 27. Oktober 1 998 bezüglich des 
Aktionsplans zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung 

SCH/C (99) 25 - Beschluss der Zentralen Gruppe vom 22. März 1 999 bezüglich der all- 
gemeinen Grundsätze zur Entlohnung von Informanten und V-Personen 

8. Folgende Rechtsakte, die auf dem Schengen-Besitzstand aufbauen oder anderweitig 
damit Zusammenhängen: 

Verordnung (EG) Nr. 1683/95 des Rates vom 29. Mai 1995 über eine einheitliche Visa- 
gestaltung (ABI. L 1 64 vom 14.7.1 995, S. 1 ) 

Entscheidung 1999/307/EG des Rates vom 1. Mai 1999 über die Einzelheiten der Ein- 
gliederung des Schengen-Sekretariats in das Generalsekretariat des Rates (ABI. L 1 19 
vom 7.5. 1999, S.49) 

Beschluss 1999/435/EG des Rates vom 20. Mai 1999 zur Bestimmung des Schengen- 
Besitzstands zwecks Festlegung der Rechtsgrundlagen für jede Bestimmung und jeden 
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Beschluss, die diesen Besitzstand bilden, nach Maßgabe der einschlägigen Bestim- 
mungen des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und des Vertrags 
über die Europäische Union (ABI. L 176 vom 10. 7. 1999, S. 1) 

Beschluss 1999/436/EG des Rates vom 20. Mai 1999 zur Festlegung der Rechtsgrund- 
lagen für die einzelnen Bestimmungen und Beschlüsse, die den Schengen-Besitzstand 
bilden, nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft und des Vertrags über die Europäische Union (ABI. LI 76 
vom 10.7. 1999, S. 17) 

Beschluss 1 999/437/EG des Rates vom 1 7. Mai 1 999 zum Erlass bestimmter Durchfüh- 
rungsvorschriften zu dem Übereinkommen zwischen dem Rat der Europäischen Union 
und der Republik Island und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung dieser 
beiden Staaten bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitz- 
stands (ABI. L 1 76 vom 1 0. 7. 1 999, S. 31 ) 

Beschluss 1999/848/EG des Rates vom 13. Dezember 1999 über die vollständige In- 
kraftsetzung des Schengen-Besitzstands in Griechenland (ABI. L327 vom 21.12. 1999, 
S. 58) 

Beschluss 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des Vereinigten Kö- 
nigreichs Großbritannien und Nordirland, einzelne Bestimmungen des Schengen-Be- 
sitzstands auf sie anzuwenden (ABI. L 1 31 vom 1.6. 2000, S. 43) 

Beschluss 2000/586/JI des Rates vom 28. September 2000 über ein Verfahren zur Än- 
derung von Artikel 40 Absätze 4 und 5, Artikel 41 Absatz 7 und Artikel 65 Absatz 2 des 
Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 
1 985 betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen 
(ABI. L248 vom 3. 10. 2000, S. 1) 

Beschluss 2000/751 /EG des Rates vom 30. November 2000 über die Freigabe be- 
stimmter Teile des Gemeinsamen Flandbuchs, das von dem durch das Übereinkommen 
zur Durchführung des Schengener Übereinkommens vom 14. Juni 1985 eingesetzten 
Exekutivausschuss angenommen wurde (ABI. L303 vom 2. 12. 2000, S. 29) 

Beschluss 2000/777/EG des Rates vom 1 . Dezember 2000 über die Inkraftsetzung des 
Schengen-Besitzstands in Dänemark, Finnland und Schweden sowie in Island und Nor- 
wegen (ABI. L 309 vom 9. 1 0. 2000, S. 24) 

Verordnung (EG) Nr. 539/2001 des Rates vom 15. März 2001 zur Aufstellung der Liste 
der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im Be- 
sitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige 
von dieser Visumpflicht befreit sind (ABI. L81 vom 21 . 3. 2001 , S. 1) 

Verordnung (EG) Nr. 789/2001 des Rates vom 24. April 2001 mit der dem Rat Durchfüh- 
rungsbefugnisse im FHinblick auf bestimmte detaillierte Vorschriften und praktische Ver- 
fahren zur Prüfung von Visumanträgen Vorbehalten werden (ABI. L 1 1 6 vom 26. 4. 2001 , 
S. 2) 

Verordnung (EG) Nr. 790/2001 des Rates vom 24. April 2001 zur Übertragung von 
Durchführungsbefugnissen an den Rat im Hinblick auf bestimmte detaillierte Vorschrif- 
ten und praktische Verfahren für die Durchführung der Grenzkontrollen und die Überwa- 
chung der Grenzen (ABI. L 1 1 6 vom 26. 4. 2001 , S. 5) 

Entscheidung 2001/329/EG des Rates vom 24. April 2001 zur Aktualisierung des Teils 
VI sowie der Anlagen 3, 6 und 13 der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion sowie 
der Anlagen 5a, 6a und 8 des Gemeinsamen Handbuchs (ABI. L 1 1 6 vom 26. 4. 2001 , 
S.32), soweit sie mit der Anlage 3 der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion und 
der Anlage 5a des Gemeinsamen Handbuchs in Zusammenhang steht 

Richtlinie 2001/51/EG des Rates vom 28. Juni 2001 zur Ergänzung der Regelungen 
nach Artikel 26 des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 (ABI. LI 87 vom 10.7. 2001. S. 45) 

Beschluss 2001/886/JI des Rates vom 6. Dezember 2001 über die Entwicklung des 
Schengener Informationssystems der zweiten Generation (SIS II) (ABI. L328 vom 
13. 12. 2001, S. 1) 

Verordnung (EG) Nr. 2414/2001 des Rates vom 7. Dezember 2001 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 539/2001 zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsan- 
gehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, 
sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit 
sind (ABI. L 327 vom 1 2. 1 2. 2001 , S. 1 ) 

Verordnung (EG) Nr. 2424/2001 des Rates vom 6. Dezember 2001 über die Entwicklung 
des Schengener Informationssystems der zweiten Generation (SIS II) (ABI. L328 vom 
13.12.2001, S. 4) 
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Verordnung (EG) Nr. 333/2002 des Rates vom 18. Februar 2002 über die einheitliche 
Gestaltung des Formblatts für die Anbringung eines Visums, das die Mitgliedstaaten 
den Inhabern eines von dem betreffenden Mitgliedstaat nicht anerkannten Reisedoku- 
ments erteilen (ABI. L 53 vom 23. 2. 2002, S. 4) 

Verordnung (EG) Nr. 334/2002 des Rates vom 18. Februar 2002 zur Änderung der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1683/95 über eine einheitliche Visagestaltung (ABI. L53 vom 23.2. 
2002, S. 7) 

Beschluss 2002/192/EG des Rates vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf An- 
wendung einzelner Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf Irland (ABI. L64 
vom 7.3.2002, S.20) 

Entscheidung 2002/352/EG des Rates vom 25. April 2002 zur Überarbeitung des Ge- 
meinsamen Flandbuchs (ABI. L 1 23 vom 9. 5. 2002, S. 47) 

Beschluss 2002/353/EG des Rates vom 25. April 2002 über die Freigabe von Teil II des 
Gemeinsamen Flandbuchs, das von dem durch das Übereinkommen zur Durchführung 
des Schengener Übereinkommens vom 1 4. Juni 1 985 eingesetzten Exekutivausschuss 
angenommen wurde (ABI. LI 23 vom 9.5. 2002, S.49) 

Verordnung (EG) Nr. 1030/2002 des Rates vom 13. Juni 2002 zur einheitlichen Gestal- 
tung des Aufenthaltstitels für Drittstaatenangehörige (ABI. L 1 57 vom 1 5. 6. 2002, S. 1 ) 

Entscheidung 2002/587/EG des Rates vom 12. Juli 2002 zur Überarbeitung des Ge- 
meinsamen Flandbuchs (ABI. L 1 87 vom 1 6. 7. 2002, S. 50) 

Rahmenbeschluss 2002/946/JI des Rates vom 28. November 2002 betreffend die Ver- 
stärkung des strafrechtlichen Rahmens für die Bekämpfung der Beihilfe zur unerlaubten 
Ein- und Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt (ABI. L328 vom 5. 12. 2002, S. 1) 

Richtlinie 2002/90/EG des Rates vom 28. November 2002 zur Definition der Beihilfe zur 
unerlaubten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt (ABI. L328 vom 5. 12. 
2002, S. 17) 

Beschluss 2003/1 70/JI des Rates vom 27. Februar 2003 über die gemeinsame Inan- 
spruchnahme von Verbindungsbeamten, die von den Strafverfolgungsbehörden der Mit- 
gliedstaaten entsandt sind (ABI. L67 vom 12.3. 2003, S. 27) 

Verordnung (EG) Nr. 453/2003 des Rates vom 6. März 2003 zur Änderung der Verord- 
nung (EG) Nr. 539/2001 zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehö- 
rige beim Überschreiten der Au ßengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie 
der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind 
(ABI. L 69 vom 13. 3. 2003, S. 10) 

Beschluss 2003/725/JI des Rates vom 2. Oktober 2003 zur Änderung von Artikel 40 Ab- 
sätze 1 und 7 des Übereinkommens zur Durchführung des Schengener Übereinkom- 
mens vom 14. Juni 1985 betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den ge- 
meinsamen Grenzen (ABI. L260 vom 11.10. 2003, S.37) 

Richtlinie 2003/1 1 0/EG des Rates vom 25. November 2003 über die Unterstützung bei 
der Durchbeförderung im Rahmen von Rückführungsmaßnahmen auf dem Luftweg 
(ABI. L 321 vom 6. 1 2. 2003, S. 26) 

Verordnung (EG) Nr. 377/2004 des Rates vom 19. Februar 2004 zur Schaffung eines 
Netzes von Verbindungsbeamten für Einwanderungsfragen (ABI. L64 vom 2.3. 2004, 
S.1) 

Entscheidung 2004/466/EG des Rates vom 29. April 2004 zur Änderung des Hand- 
buchs im Hinblick auf die Einbeziehung einer Bestimmung über gezielte Kontrollen be- 
gleiteter Minderjähriger an der Grenze (ABI. L 157 vom 30. 4. 2004, S. 136) 

Richtlinie 2004/82/EG des Rates vom 29. April 2004 über die Verpflichtung von Beför- 
derungsunternehmen, Angaben über die beförderten Personen zu übermitteln (ABI. 
L261 vom 6.8.2004, S. 24) 

Entscheidung 2004/573/EG des Rates vom 29. April 2004 betreffend die Organisation 
von Sammelflügen zur Rückführung von Drittstaatsangehörigen, die individuellen Rück- 
führungsmaßnahmen unterliegen, aus dem Hoheitsgebiet von zwei oder mehr Mitglied- 
staaten (ABI. L 261 vom 6. 8. 2004, S. 28) 

Entscheidung 2004/574/EG des Rates vom 29. April 2004 zur Änderung des Gemein- 
samen Handbuchs (ABI. L 261 vom 6. 8. 2004, S. 36) 

Entscheidung 2004/512/EG des Rates vom 8. Juni 2004 zur Einrichtung des Visa-Infor- 
mationssystems (VIS) (ABI. L213 vom 15. 6. 2004, S. 5) 

Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates vom 26. Oktober 2004 zur Errichtung einer 
Europäischen Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Au ßengrenzen der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union (ABI. L 349 vom 25. 1 1 . 2004, S. 1 ) 
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Verordnung (EG) Nr. 2133/2004 des Rates vom 13. Dezember 2004 zur Verpflichtung 
der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten zum systematischen Abstempeln der 
Reisedokumente von Drittausländern beim Überschreiten der Außengrenzen der Mit- 
gliedstaaten und zur diesbezüglichen Änderung der Bestimmungen des Schengener 
Durchführungsübereinkommens und des Gemeinsamen Handbuchs (ABI. L369 vom 
16.12.2004, S. 5) 

Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des Rates vom 1 3. Dezember 2004 über Normen für Si- 
cherheitsmerkmale und biometrische Daten in von den Mitgliedstaaten ausgestellten 
Pässen und Reisedokumenten (ABI. L385 vom 29. 12. 2004, S. 1) 
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Anhang III 

Liste nach Artikel 1 9 der Beitrittsakte: 
Anpassungen der Rechtsakte der Organe 


1. Gesellschaftsrecht 
Gewerbliche Eigentumsrechte 


I. Gemeinschaftsmarke 

31 994 R 0040: Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. Dezember 1 993 über die Ge- 
meinschaftsmarke (ABI. L 1 1 vom 14. 1 . 1994, S. 1), geändert durch: 

- 31 994 R 3288: Verordnung (EG) Nr. 3288/94 des Rates vom 22. 12. 1994 (ABI. L349 
vom 31. 12. 1994, S.83) 

- 32003 R 0807: Verordnung (EG) Nr. 807/2003 des Rates vom 14.4. 2003 (ABI. LI 22 
vom 16.5. 2003, S.36) 

- 1 2 003 T : Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Bei- 
tritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Repu- 
blik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Repu- 
blik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. L236 vom 
23.9.2003, S. 33) 

- 32 003 R 1 653: Verordnung (EG) Nr. 1 653/2003 des Rates vom 18.6. 2003 (ABI. L 245 
vom 29.9. 2003, S.36) 

- 32003 RI 992: Verordnung (EG) Nr. 1992/2003 des Rates vom 27. 10. 2003 (ABI. L 296 
vom 14.11.2003, S. 1) 

- 32 004 R 0422: Verordnung (EG) Nr. 422/2004 des Rates vom 1 9. 2. 2004 (ABI. L 70 vom 
9.3.2004, S. 1) 

Artikel 159a Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ab dem Tag des Beitritts Bulgariens, der Tschechischen Republik, Estlands, Zy- 
perns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, Rumäniens, Sloweniens und der Slo- 
wakei (im Folgenden „neue Mitgliedstaaten“ genannt) wird eine gemäß dieser Verordnung 
vor dem jeweiligen Tag des Beitritts eingetragene oder angemeldete Gemeinschaftsmarke 
im Gebiet dieser Mitgliedstaaten gelten, damit sie dieselbe Wirkung in der gesamten Ge- 
meinschaft hat.“ 


II. Ergänzende Schutzzertifikate 

1 . 31 992 R 1 768: Verordnung (EWG) Nr. 1 768/92 des Rates vom 1 8. Juni 1 992 über die 

Schaffung eines ergänzenden Schutzzertifikats für Arzneimittel (ABI. LI 82 vom 2.7. 

1992, S. 1), geändert durch: 

- 1 1 994 N: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Republik Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs Schwe- 
den (ABI. C 241 vom 29. 8. 1 994, S. 21 ) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33) 

a) Dem Artikel 19a werden folgende Buchstaben angefügt: 

,,k) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Arzneimittel, für das nach 
dem 1. Januar 2000 eine erste Genehmigung für das Inverkehrbringen als Arz- 
neimittel erlangt wurde, kann in Bulgarien ein Zertifikat erteilt werden, sofern die 
Anmeldung des Zertifikats binnen sechs Monaten nach dem Tag des Beitritts ein- 
gereicht wird: 

I) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Arzneimittel, für das nach 
dem 1. Januar 2000 eine erste Genehmigung für das Inverkehrbringen als Arz- 
neimittel erlangt wurde, kann in Rumänien ein Zertifikat erteilt werden. Sollte die 
in Artikel 7 Absatz 1 vorgesehene Frist abgelaufen sein, kann innerhalb von 
sechs Monaten, beginnend spätestens mit dem Tag des Beitritts, ein Zertifikat an- 
gemeldet werden.“ 

b) Artikel 20 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
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„(2) Diese Verordnung findet auf ergänzende Schutzzertifikate Anwendung, die 
vor dem jeweiligen Tag des Beitritts nach Maßgabe der einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Mal- 
tas, Polens, Rumäniens, Sloweniens und der Slowakei erteilt wurden.“ 

2. 31 996 R1610: Verordnung (EG) Nr. 1610/96 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 23. Juli 1996 über die Schaffung eines ergänzenden Schutzzertifikats für 

Pflanzenschutzmittel (ABI. L 198 vom 8. 8. 1996, S. 30), geändert durch: 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33) 

a) Artikel 19a wird durch folgende Buchstaben ergänzt: 

,,k) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzenschutzmittel, für 
das nach dem 1 . Januar 2000 eine erste Genehmigung für das Inverkehrbringen 
als Pflanzenschutzmittel erlangt wurde, kann in Bulgarien ein Zertifikat erteilt wer- 
den, sofern die Anmeldung des Zertifikats binnen sechs Monaten nach dem Tag 
des Beitritts eingereicht wird: 

I) Für jedes durch ein geltendes Grundpatent geschützte Pflanzenschutzmittel, für 
das nach dem 1 . Januar 2000 eine erste Genehmigung für das Inverkehrbringen 
als Pflanzenschutzmittel erlangt wurde, kann in Rumänien ein Zertifikat erteilt 
werden. Sollte die in Artikel 7 Absatz 1 vorgesehene Frist abgelaufen sein, kann 
innerhalb von sechs Monaten, beginnend spätestens mit dem Tag des Beitritts, 
ein Zertifikat angemeldet werden.“ 

b) Artikel 20 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Diese Verordnung findet auf ergänzende Schutzzertifikate Anwendung, die 
vor dem jeweiligen Tag des Beitritts nach Maßgabe der einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften der Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Mal- 
tas, Polens, Rumäniens, Sloweniens und der Slowakei erteilt wurden.“ 


III. Gemeinschaftsgeschmacksmuster 

32 002 R 0006: Verordnung (EG) Nr. 6/2002 des Rates vom 1 2. Dezember 2001 über das 
Gemeinschaftsgeschmacksmuster (ABI. L3 vom 5. 1 . 2002, S. 1), geändert durch: 

- 1 2 003 T : Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Bei- 
tritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Repu- 
blik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Repu- 
blik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. L236 vom 
23.9.2003, S. 33) 

Artikel 110a Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ab dem Tag des Beitritts Bulgariens, der Tschechischen Republik, Estlands, Zy- 
perns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, Rumäniens, Sloweniens und der Slo- 
wakei (im Folgenden als „neue Mitgliedstaaten“ bezeichnet) gilt ein vor dem jeweiligen Tag 
des Beitritts gemäß dieser Verordnung geschütztes oder angemeldetes Gemeinschafts- 
geschmacksmuster auch im Gebiet dieser Mitgliedstaaten, damit es dieselbe Wirkung in 
der gesamten Gemeinschaft hat.“ 


2. Landwirtschaft 

1 . 31 989 R 1 576: Verordnung (EWG) Nr. 1 576/89 des Rates vom 29. Mai 1 989 zur Festle- 
gung der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Aufma- 
chung von Spirituosen (ABI. L 160 vom 12. 6. 1989, S. 1), geändert durch: 

- 31 992 R3280: Verordnung (EWG) Nr.3280/92 des Rates vom 9.11.1992 (ABI. 
L327 vom 13.11.1992, S.3) 

- 31 994 R 3378: Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 22. 1 2. 1 994 (ABI. L 366 vom 31 . 1 2. 1 994, S. 1 ) 

- 1 1 994 N: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Republik Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs Schwe- 
den (ABI. C 241 vom 29. 8. 1994, S. 21) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
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der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33) 

- 32 003 RI 882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ) 

a) Artikel 1 Absatz 4 Ziffer i wird wie folgt ergänzt: 

„(5) Die Bezeichnung „Obstbrand“ kann nur für die in Rumänien hergestellte Spi- 
rituose durch die Bezeichnung „Pälincä“ ersetzt werden.“ 

b) In Anhang II werden die folgenden geografischen Angaben eingefügt: 

- in Nummer 4: „Vinars Tärnave“, „Vinars Vaslui“, „Vinars Murfatlar“, „Vinars Vran- 
cea“, „Vinars Segarcea“ 

- in Nummer 6: „CyHrypaapcKa rpo3flOBa paKnn / rpo3flOBa paKnn ot 

CyHrypnape / Sungurlarska grosdowa rakija / Grosdowa rakija aus Sungurlare“, 
„C/iMBeHCKa nepna (CnußeHCKa rpo3flOBa paKnn / l"po3AOBa paKnn ot CnnBeH) 
/ Sliwenska perla (Sliwenska grosdowa rakija / Grosdowa rakija aus Sliwen)“, 

„CTpa/ifl>KaHCKa MycKaTOBa paKnn / MycKaTOBa paKnn ot CTpanA>xa / 

Straldschanska muscatova rakiya / Muskatowa rakija aus Straldscha“, 

„noMopnücKa rpo3flOBa paKnn / l"po3AOBa paKnn ot noMopne / Pomorijska 
grosdowa rakija / Grosdowa rakija aus Pomorie“, „PyceHCKa öncepina rpo3ßOBa 
paKnn / Bncepina rpo3ßOBa paKnn ot Pyce / Rusenska biserna grosdowa rakija / 
Biserna grosdowa rakija aus Ruse“, „EypracKa MycKaTOBa paKnn / MycKaTOBa 
paKnn ot Byprac / Burgaska muscatova rakiya / Muskatowa rakija aus Burgas“, 
„floöpyflxoHCKa MycKaTOBa paKnn / MycKaTOBa paKnn ot floöpyAx« / 

Dobrudschanska muskatova rakija / Muskatowa rakija aus Dobrudscha“, 
„CyxnHfloncKa rpo3flOBa paKnn / r po3ßOBa paKnn ot CyxnHAon / Suchindolska 
grosdowa rakija / Grosdowa rakiya aus Suchindol“, „Kap/iOBCKa rpo3AOBa paKnn 
/ T po3AOBa paKnn ot Kap/iOBO / Karlowska grosdowa rakija / Grosdowa rakija aus 
Karlowo“ 

- in Nummer 7: „TponHCKa cnnBOBa paKnn / CnnBOBa paKnn OTTponH /Trojanska 
sliwowa rakija / Sliwowa rakija aus Trojan“, „ CnnncTpeHCKa KancneBa paKnn / 
KancneBa paKnn ot CnnncTpa / Silistrenska kajsiewa rakija / Kajsiewa rakija aus 
Silistra“, „TepBencKa KancneBa paKnn / KancneBa paKnn OTTepBen / Terwelska 
kajsiewa rakija / Kajsiewa rakija aus Terwel“, „JloBeujKa cnnBOBa paKnn / 
CKMBOBa paKnn ot /loBen / Loweschka sliwowa rakija / Sliwowa rakija aus 
Lowetsch“, „Tuicä Zetea de Medie§u Aurit“, „Tuicä de Valea Milcovului“, „Tuicä de 
Buzäu“, „Tuicä de Arge§“, „Tuicä de Zaläu“, „Tuicä ardeleneascä de Bistrija“, 
„Horincä de Maramure§“, „Horincä de Cämärzan“, „Horincä de Seini“, „Horincä de 
Chioar“, „Horincä de Läpu§“, „Turt de Oa§“, „Tur( de Maramure§“. 

2. 31991 R 1601 : Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 des Rates vom 10. Juni 1991 zur Fest- 
legung der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Aufma- 
chung aromatisierten Weines, aromatisierter weinhaltiger Getränke und aromatisierter 
weinhaltiger Cocktails (ABI. LI 49 vom 14.6. 1991, S. 1), berichtigt in ABI. L349 vom 
1 8. 1 2. 1 991 , S. 47 und geändert durch: 

- 31 992 R 3279: Verordnung (EWG) Nr. 3279/92 des Rates vom 9.11. 1992 (ABI. 
L327 vom 13.11. 1992, S.1) 

- 1 1 994 N: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Republik Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs Schwe- 
den (ABI. C 241 vom 29. 8. 1 994, S. 21 ) 

- 31 994 R 3378: Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 22. 1 2. 1 994 (ABI. L 366 vom 31 . 1 2. 1 994, S. 1 ) 

- 31 996 R 2061 Verordnung (EG) Nr. 2061/96 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 8. 10. 1996 (ABI. L277 vom 30. 10. 1996, S.1) 

- 32 003 RI 882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ) 

In Artikel 2 Absatz 3 wird nach Buchstabe h folgender Buchstabe eingefügt: 

„ i) Pelin: ein aromatisiertes weinhaltiges Getränk, das aus Weiß- oder Rotwein, Trau- 
benmostkonzentrat, Traubensaft (oder Rübenzucker) und speziellen Kräutertinktu- 
ren hergestellt wird, mit einem Mindestalkoholgehalt von 8,5% vol., einem Zucker- 
gehalt, ausgedrückt als Invertzucker, von 45— 50g/l und einem Gesamtsäuregehalt 
von mindestens 3g/l ausgedrückt in Weinsäure.“ 

Der derzeitige Buchstabe i wird zu Buchstabe j. 

3. 31 992 R 2075: Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 des Rates vom 30. Juni 1 992 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Rohtabak (ABI. L215 vom 30. 7. 1992, S. 70), geän- 
dert durch: 
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- 1 1 994 N: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Republik Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs Schwe- 
den (ABI. C 241 vom 29. 8. 1994, S. 21) 

- 31 994 R 3290: Verordnung (EG) Nr. 3290/94 des Rates vom 22. 1 2. 1 994 (ABI. L 349 
vom 31. 12. 1994, S. 105) 

- 31 995 R 0711: Verordnung (EG) Nr. 71 1/95 des Rates vom 27.3. 1995 (ABI. L73 
vom 1.4. 1995, S. 13) 

- 31 996 R 041 5: Verordnung (EG) Nr. 41 5/96 des Rates vom 4. 3. 1 996 (ABI. L 59 vom 
8.3. 1996, S. 3) 

- 31 996 R 2444: Verordnung (EG) Nr. 2444/96 des Rates vom 17.12.1 996 (ABI. L 333 
vom 21. 12. 1996, S.4) 

- 31 997 R 2595: Verordnung (EG) Nr. 2595/97 des Rates vom 18.12.1 997 (ABI. L 351 
vom 23.12.1997, S. 11) 

- 31 998 R 1 636: Verordnung (EG) Nr. 1 636/98 des Rates vom 20. 7. 1 998 (ABI. L 21 0 
vom 28.7. 1998, S.23) 

- 31 999 R 0660: Verordnung (EG) Nr. 660/1999 des Rates vom 22.3. 1999 (ABI. L83 
vom 27.3. 1999, S. 10) 

- 32000 R 1336: Verordnung (EG) Nr. 1336/2000 des Rates vom 19.6. 2000 (ABI. 
LI 54 vom 27.6. 2000, S. 2) 

- 32 002 R 0546: Verordnung (EG) Nr. 546/2002 des Rates vom 25.3. 2002 (ABI. L84 
vom 28.3. 2002, S.4) 

- 32 003 R 0806: Verordnung (EG) Nr. 806/2003 des Rates vom 1 4. 4. 2003 (ABI. L 1 22 
vom 16.5. 2003, S. 1) 

- 32 003 R2319: Verordnung (EG) Nr. 231 9/2003 des Rates vom 17.12. 2003 (ABI. 
L345 vom 31.12. 2003, S. 17) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33) 

a) Im Anhang wird unter Nummer V „SUN CURED“ Folgendes hinzugefügt: 

„Molovata 

Ghimpaji 

Bärägan“ 

b) Im Anhang wird unter Nummer VI „Basmas“ Folgendes hinzugefügt: 

„Djebel 

Nevrokop 

Dupnitsa 

Melnik 

Ustina 

Harmanli 

Krumovgrad 

Iztochen Balkan 

Topolovgrad 

Svilengrad 

Srednogorska yaka“ 

c) Im Anhang wird unter Nummer VIII „Klassischer Kaba Koulak“ Folgendes hinzuge- 
fügt: 

„Severna Bulgaria 
Tekne“. 

4. 31 996 R 2201 Verordnung (EG) Nr. 2201/96 des Rates vom 28. Oktober 1996 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 
(ABI. L 297 vom 21 . 1 1 . 1 996, S. 29), geändert durch: 

- 31 997 R 21 99: Verordnung (EG) Nr. 21 99/97 des Rates vom 30. 1 0. 1 997 (ABI. L 303 
vom 6. 11. 1997, S. 1) 

- 31 999 R 2701: Verordnung (EG) Nr. 2701/1999 des Rates vom 14.12. 1999 (ABI. 
L327vom 21.12. 1999, S. 5) 

- 32000 R 2699: Verordnung (EG) Nr.2699/2000 des Rates vom 4.12. 2000 (ABI. 
L31 1 vom 12.12.2000, S.9) 
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- 32001 R 1 239: Verordnung (EG) Nr. 1239/2001 des Rates vom 19.6. 2001 (ABI. 
LI 71 vom 26.6.2001, S. 1) 

- 32002 R 0453: Verordnung (EG) Nr. 453/2002 der Kommission vom 13.3.2002 (ABI. 
L 72 vom 14.3.2002, S.9) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33) 

- 32 004 R 0386: Verordnung (EG) Nr. 386/2004 der Kommission vom 1.3. 2004 (ABI. 
L 64 vom 2. 3. 2004, S.25) 

Anhang III erhält folgende Fassung: 


„Anhang III 

Verarbeitungsschwellen nach Artikel 5 
Eigengewicht frischer Ausgangserzeugnisse 


(in Tonnen) 



Tomaten/ 

Paradeiser 

Pfirsiche 

Birnen 

Gemeinschaftsschwellen 

8 860 061 

560428 

105659 

Nationale Schwellen 

Bulgarien 

156343 

17843 

n. r. 

Tschechische 

Republik 

12 000 

1 287 

ii 

Griechenland 

1 211 241 

300 000 

5155 

Spanien 

1 238606 

180 794 

35199 

Frankreich 

401 608 

15 685 

17703 

Italien 

4350 000 

42 309 

45708 

Zypern 

7 944 

6 

n. r. 

Lettland 

n. r. 

n. r. 

n. r. 

Ungarn 

130 790 

1 616 

1 031 

Malta 

27000 

n. r. 

n. r. 

Niederlande 

n. r. 

n. r. 

243 

Österreich 

n. r. 

n. r. 

9 

Polen 

194639 

n. r. 

n. r. 

Portugal 

1 050000 

218 

600 

Rumänien 

50390 

523 

n. r. 

Slowakei 

29500 

147 

n. r. 


n. r. = nicht relevant 


5. 31 998 R 2848: Verordnung (EG) Nr. 2848/98 der Kommission vom 22. Dezember 1998 
mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 hinsichtlich der 
Prämienregelung, der Produktionsquoten und der Sonderbeihilfe für Erzeugergemein- 
schaften im Rohtabaksektor (ABI. L358 vom 31 . 12. 1998, S. 17), geändert durch: 

- 31 999 R510: Verordnung (EG) Nr. 510/1999 der Kommission vom 8.3. 1999 (ABI. 
L 60 vom 9. 3. 1999, S.54) 

- 31 999 R0731 : Verordnung (EG) Nr. 731/1999 der Kommission vom 7.4. 1999 (ABI. 
L 93 vom 8. 4. 1999, S.20) 
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- 31 999 R1373: Verordnung (EG) Nr. 1373/1999 der Kommission vom 25.6. 1999 
(ABI. L 1 62 vom 26. 6. 1 999, S. 47) 

- 31 999 R 21 62: Verordnung (EG) Nr. 2162/1999 der Kommission vom 12.10. 1999 
(ABI. L 265 vom 1 3. 1 0. 1 999, S. 1 3) 

- 31 999 R2637: Verordnung (EG) Nr. 2637/1999 der Kommission vom 14. 12. 1999 
(ABI. L 323 vom 1 5. 1 2. 1 999, S. 8) 

- 32 000 R531 : Verordnung (EG) Nr. 531/2000 der Kommission vom 10. 3. 2000 (ABI. 
L64 vom 11.3.2000, S.13) 

- 32 000 R 0909: Verordnung (EG) Nr. 909/2000 der Kommission vom 2. 5. 2000 (ABI. 
L 1 05 vom 3. 5. 2000, S. 18) 

- 32 000 R 1249: Verordnung (EG) Nr. 1249/2000 der Kommission vom 15.6. 2000 
(ABI. L 1 42 vom 1 6. 6. 2000, S. 3) 

- 32 001 R 0385: Verordnung (EG) Nr. 385/2001 der Kommission vom 26. 2. 2001 (ABI. 
L57 vom 27.2.2001, S. 18) 

- 32001 R 1441 : Verordnung (EG) Nr.1441/2001 der Kommission vom 16.7. 2001 
(ABI. LI 93 vom 17. 7. 2001 , S. 5) 

- 32 002 R 0486: Verordnung (EG) Nr. 486/2002 der Kommission vom 18.3. 2002 (ABI. 
L76 vom 19.3.2002, S.9) 

- 32 002 RI 005: Verordnung (EG) Nr. 1005/2002 der Kommission vom 12.6. 2002 
(ABI. L 1 53 vom 1 3. 6. 2002, S. 3) 

- 32 002 RI 501: Verordnung (EG) Nr. 1501/2002 der Kommission vom 22.8. 2002 
(ABI. L 227 vom 23. 8. 2002, S. 1 6) 

- 32 002 R 1983: Verordnung (EG) Nr. 1983/2002 der Kommission vom 7.11. 2002 
(ABI. L 306 vom 8.11. 2002, S. 8) 

- 32 004 R 1809: Verordnung (EG) Nr. 1809/2004 der Kommission vom 18.10. 2004 
(ABI. L 31 8 vom 1 9. 1 0. 2004, S. 1 8) 

Anhang I erhält folgende Fassung: 


„Anhang I 

Prozentsätze der Garantieschwelle nach Mitgliedstaaten oder 
besonderen Gebieten für die Anerkennung der Erzeugergemeinschaften 


Mitgliedstaat oder besonderes Gebiet der 
Niederlassung der Erzeugergemeinschaft 

Prozentsatz 

Deutschland, Spanien (außer Kastilien-Leön, Navarra und 
Gebiet Campezo im Baskenland), Frankreich (außer Nord- 
Pas-de-Calais und Picardie), Italien, Portugal (außer Auto- 
nome Region Azoren), Belgien, Österreich, Rumänien 

2% 

Griechenland (außer Epirus), Autonome Region Azoren 
(Portugal), Nord-Pas-de-Calais und Picardie (Frankreich), 
Bulgarien (ausgenommen die Gemeinden Banite, Slato- 
grad, Madan und Dospat im Gebiet Dschebel sowie die 
Gemeinden Weliki Preslaw, Warbitza, Schumen, Smiadowo, 
Warna, Dalgopol, General Toschewo, Dobritsch, Kawarna, 
Kruschari, Schabla und Antonowo im Gebiet Nordbulgarien) 

1% 

Kastilien-Leön (Spanien), Navarra (Spanien), Gebiet Cam- 
pezo im Baskenland (Spanien), Epirus (Griechenland), die 
Gemeinden Banite, Slatograd, Madan und Dospat im 

Gebiet Dschebel sowie die Gemeinden Weliki Preslaw, 
Warbitza, Schumen, Smiadowo, Warna, Dalgopol, General 
Toschewo, Dobritsch, Kawarna, Kruschari, Schabla und 
Antonowo im Gebiet Nordbulgarien (Bulgarien) 

0,3% 


6. 31 999 R 1 493: Verordnung (EG) Nr. 1 493/1 999 des Rates vom 1 7. Mai 1 999 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Wein (ABI. LI 79 vom 14.7. 1999, S. 1), geändert 
durch: 

- 32 000 R 1622: Verordnung (EG) Nr. 1622/2000 der Kommission vom 24.7. 2000 
(ABI. LI 94 vom 31.7.2000, S. 1) 
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- 32 000 R2826: Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 des Rates vom 19. 12. 2000 (ABI. 
L328 vom 23.12.2000, S.2) 

- 32 001 R 2585: Verordnung (EG) Nr. 2585/2001 des Rates vom 19.12.2001 (ABI. 
L345 vom 29. 12. 2001, S. 10) 

- 32 003 R 0806: Verordnung (EG) Nr. 806/2003 des Rates vom 1 4. 4. 2003 (ABI. L 1 22 
vom 16.5. 2003, S.1) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33) 

- 32 003 RI 795: Verordnung (EG) Nr. 1795/2003 der Kommission vom 13.10. 2003 
(ABI. L262 vom 14. 10. 2003, S. 13) 

a) Artikel 6 wird wie folgt ergänzt: 

„(5) Bulgarien und Rumänien erhalten mit dem Tag des Beitritts neu geschaffene 
Pflanzungsrechte für die Erzeugung von Qualitätsweinen b. A. in Höhe von 1 ,5% der 
Gesamtrebfläche, d. h. 2302,5 Hektar im Falle Bulgariens und 2830,5 Hektar im Falle 
Rumäniens. Diese Rechte werden einer nationalen Reserve zugeführt, für die Arti- 
kel 5 gilt.“ 

b) In Anhang III (Weinbauzonen) wird Nummer 2 wie folgt ergänzt: 

,,g) in Rumänien: das Gebiet von Podi§ul Transilvaniei“ 

c) In Anhang III (Weinbauzonen) erhält der letzte Satz von Nummer 3 folgende Fas- 
sung: 

,,d) in der Slowakei die Tokaj-Region. 

e) in Rumänien die nicht unter Nummer 2 Buchstabe g oder Nummer 5 Buchstabe f 
fallenden Rebflächen.“ 

d) In Anhang III (Weinbauzonen) wird Nummer 5 wie folgt ergänzt: 

,,e) In Bulgarien die Rebflächen in folgenden Regionen: Dunawska Rawnina 
(flyHaBCKa paBHMHa), Tschernomorski Rajon (HepHOMopcKM paüoH), Rosowa 
Dolina (Po 30 Ba nonnHa) 

f) In Rumänien die Rebflächen in folgenden Regionen: Dealurile Buzäului, Dealu 
Mare, Severinului und Plaiurile Dräncei, Colinele Dobrogei Terasele Dunärii, die 
Weinregion im Süden des Landes einschließlich Sandböden und andere gün- 
stige Regionen“ 

e) In Anhang III (Weinbauzonen) wird Nummer 6 wie folgt ergänzt: 

„Die Weinbauzone C III a umfasst in Bulgarien die nicht unter Nummer 5 Buchstabe e 
fallenden Rebflächen.“ 

f) Anhang V Teil D Nummer 3 wird wie folgt ergänzt: 

„und in Rumänien“ 

7. 32 000 R 1 673: Verordnung (EG) Nr. 1 673/2000 des Rates vom 27. Juli 2000 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Faserflachs und -hanf (ABI. L193 vom 29.7. 2000, 
S. 16), geändert durch: 

- 32 002 R 0651 : Verordnung (EG) Nr. 651 /2002 der Kommission vom 1 6. 4. 2002 (ABI. 
LI 01 vom 17.4.2002, S.3) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33) 

- 32 003 RI 782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29.9. 2003 (ABI. 
L270 vom 21. 10. 2003, S.1) 

- 32 004 R 0393: Verordnung (EG) Nr. 393/2004 des Rates vom 24.2. 2004 (ABI. L65 
vom 3.3.2004, S.4) 

a) Artikel 3 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für lange Flachsfasern wird eine garantierte Höchstmenge von 80878 Ton- 
nen je Wirtschaftsjahr festgesetzt und in Form garantierter einzelstaatlicher Mengen 
auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. Diese Menge wird wie folgt aufgeteilt: 

- 13 800 Tonnen für Belgien, 

- 13 Tonnen für Bulgarien, 
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- 1 923 Tonnen für die Tschechische Republik, 

- 300 Tonnen für Deutschland, 

- 30 Tonnen für Estland, 

- 50 Tonnen für Spanien, 

- 55800 Tonnen für Frankreich, 

- 360 Tonnen für Lettland, 

- 2 263 Tonnen für Litauen, 

- 4 800 Tonnen für die Niederlande, 

- 1 50 Tonnen für Österreich, 

- 924 Tonnen für Polen, 

- 50 Tonnen für Portugal, 

- 42 Tonnen für Rumänien, 

- 73 Tonnen für die Slowakei, 

- 200 Tonnen für Finnland, 

- 50 Tonnen für Schweden, 

- 50 Tonnen für das Vereinigte Königreich.“ 

b) In Artikel 3 Absatz 2 erhalten der einleitende Absatz und Buchstabe a folgende Fas- 
sung: 

„(2) Für kurze Flachsfasern und Flanffasern, für die die Beihilfe gewährt werden 
kann, wird eine garantierte Flöchstmenge von 147265 Tonnen je Wirtschaftsjahr 
festgesetzt. Diese Menge wird wie folgt aufgeteilt: 

a) in Form garantierter einzelstaatlicher Mengen auf die folgenden Mitgliedstaaten: 

- 10 350 Tonnen für Belgien, 

- 48 Tonnen für Bulgarien, 

- 2 866 Tonnen für die Tschechische Republik, 

- 12 800 Tonnen für Deutschland, 

- 42 Tonnen für Estland, 

- 20 000 Tonnen für Spanien, 

- 61 350 Tonnen für Frankreich, 

- 1313 Tonnen für Lettland, 

- 3 463 Tonnen für Litauen, 

- 2 061 Tonnen für Ungarn, 

- 5550 Tonnen für die Niederlande, 

- 2 500 Tonnen für Österreich, 

- 462 Tonnen für Polen, 

- 1 750 Tonnen für Portugal, 

- 921 Tonnen für Rumänien, 

- 189 Tonnen für die Slowakei, 

- 2 250 Tonnen für Finnland, 

- 2 250 Tonnen für Schweden, 

- 12100 Tonnen für das Vereinigte Königreich. 

Die für Ungarn festgelegte garantierte einzelstaatliche Menge bezieht sich aus- 
schließlich auf Hanffasern.“ 

8. 32 003 R 1782: Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit 
gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik 
und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und 
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 201 9/93, (EG) Nr. 1452/2001 , (EG) Nr. 1453/ 
2001, (EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) Nr. 1254/1999, 
(EG) Nr. 1 673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001 (ABI. L 270 vom 21 . 1 0. 
2003, S. 1), geändert durch: 

- 32 004 R 0021 : Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates vom 17.12. 2003 (ABI. L5 
vom 9. 1 . 2004, S. 8) 

- 32 004 R 0583: Verordnung (EG) Nr. 583/2004 des Rates vom 22.3. 2004 (ABI. L91 
vom 30.3.2004, S. 1) 

- 32 004 D 0281 : Entscheidung 2004/281 /EG des Rates vom 22.3. 2004 (ABI. L93 
vom 30.3.2004, S. 1) 

- 32 004 R 0864: Verordnung (EG) Nr. 864/2004 des Rates vom 29. 4. 2004 (ABI. L 1 61 
vom 30.4. 2004, S.48) 

a) Artikel 2 Buchstabe g erhält folgende Fassung: 

,,g) „neue Mitgliedstaaten“ Bulgarien, die Tschechische Republik, Estland, Zypern, 
Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Rumänien, Slowenien und die Slowakei.“ 

b) In Artikel 5 Absatz 2 wird am Ende des Unterabsatzes 1 Folgendes angefügt: 
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„Bulgarien und Rumänien stellen hiervon abweichend sicher, dass Flächen als Dau- 
ergrünland erhalten bleiben, die zum 1 . Januar 2007 als Dauergrünland genutzt wur- 
den.“ 

c) In Artikel 54 Absatz 2 wird am Ende des Unterabsatzes 1 Folgendes angefügt: 

„Im Falle Bulgariens und Rumäniens ist der Termin für die Anträge auf Flächenzah- 
lungen der 30. Juni 2005.“ 

d) Artikel 71 g wird wie folgt ergänzt: 

„(9) Im Falle Bulgariens und Rumäniens 

a) umfasst der Dreijahreszeitraum nach Absatz 2 die Jahre 2002 bis 2004; 

b) gilt als Referenzjahr nach Absatz 3 Buchstabe a das Jahr 2004; 

c) sind die Bezugnahme in Absatz 4 Unterabsatz 1 auf 2004 und/oder 2005 als Be- 
zugnahme auf 2005 und/oder 2006 und die Bezugnahmen auf 2004 als Bezug- 
nahmen auf 2005 zu verstehen.“ 


e) Artikel 71 h wird wie folgt ergänzt: 

„Im Falle von Bulgarien und Rumänien ist die Bezugnahme auf den 30. Juni 2003 je- 
doch als Bezugnahme auf den 30. Juni 2005 zu verstehen.“ 

f ) Artikel 74 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


„(1 ) Die Beihilfe wird in den traditionellen Anbaugebieten nach Anhang X im Rah- 
men nationaler Grundflächen gewährt. 


Die Grundflächen betragen: 


Bulgarien 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Italien 

Zypern 

Ungarn 

Österreich 

Portugal 


21 800 ha 
617000 ha 
594 000 ha 
208 000 ha 
1 646 000 ha 
6183 ha 
2500 ha 
7000 ha 
118 000 ha“ 


g) Artikel 78 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


„(1 ) Die Beihilfe wird im Rahmen einer Garantiehöchstfläche von 1 648 000 Hektar 
gewährt.“ 


h) Artikel 80 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 


„(2) Die Beihilfe wird nach den Erträgen in den betreffenden Mitgliedstaaten wie 
folgt festgesetzt: 



Wirtschaftsjahr 
2004/2005 und bei 
Anwendung des 
Artikels 71 (EUR/ha) 

Wirtschaftsjahr 
2005/2006 und 
folgende Jahre 
(EUR/ha) 

Bulgarien 

- 

345,225 

Griechenland 

1 323,96 

561,00 

Spanien 

1 123,95 

476,25 

Frankreich: 



- Mutterland 

971,73 

411,75 

- Französisch-Guayana 

1 329,27 

563,25 

Italien 

1 069,08 

453,00 

Ungarn 

548,70 

232,50 

Portugal 

1 070,85 

453,75 

Rumänien 

- 

126,075 


i) Artikel 81 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 81 
Beihilfeflächen 


Für jeden Erzeugermitgliedstaat wird eine nationale Grundfläche festgesetzt. Für 
Frankreich werden jedoch zwei Grundflächen festgesetzt. Die Grundflächen sind fol- 
gende: 


Bulgarien 

Griechenland 


4166 ha 
20333 ha 
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Spanien 

104973 ha 

Frankreich: 


- Mutterland 

19 050 ha 

- Französisch-Guayana 

4190 ha 

Italien 

219 588 ha 

Ungarn 

3 222 ha 

Portugal 

24667 ha 

Rumänien 

500 ha 


Jeder Mitgliedstaat kann seine Grundfläche bzw. Grundflächen nach objektiven Kri- 
terien in Teilgrundflächen unterteilen.“ 

j) Artikel 84 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 84 
Beihilfeflächen 

(1) Ein Mitgliedstaat gewährt die Gemeinschaftsbeihilfe bis zu einer Flöchst- 
grenze, die sich durch Multiplikation der Flektarzahl seiner nationalen Garantiefläche 
nach Absatz 3 mit dem Durchschnittsbeihilfebetrag von 120,75 EUR errechnet. 

(2) Es wird eine Garantiehöchstfläche von 829 229 Flektar festgelegt. 

(3) Die Garantiehöchstfläche nach Absatz 2 unterteilt sich in folgende nationale 
Garantieflächen: 


Nationale Garantiefläche 

Belgien 

100 ha 

Bulgarien 

1 1 984 ha 

Deutschland 

1 500 ha 

Griechenland 

41 100 ha 

Spanien 

568200 ha 

Frankreich 

17300 ha 

Italien 

130100 ha 

Zypern 

5100 ha 

Luxemburg 

100 ha 

Ungarn 

2900 ha 

Niederlande 

100 ha 

Österreich 

100 ha 

Polen 

4200 ha 

Portugal 

41 300 ha 

Rumänien 

1 645 ha 

Slowenien 

300 ha 

Slowakei 

3100 ha 

Vereinigtes Königreich 

100 ha 


(4) Ein Mitgliedstaat kann seine nationale Garantiefläche nach objektiven Krite- 
rien, insbesondere nach Regionen oder Erzeugnissen, in Teilflächen unterteilen.“ 

k) In Artikel 95 Absatz 4 werden folgende Unterabsätze hinzugefügt: 

„Im Falle Bulgariens und Rumäniens werden die Gesamtmengen nach Unterabsatz 
1 in Tabelle f des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 des Rates festge- 
setzt und nach Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1 788/2003 
des Rates überprüft. 

Im Falle Bulgariens und Rumäniens gilt als Zwölfmonatszeitraum nach Unterabsatz 
1 der Zeitraum 2006/2007.“ 

l) In Artikel 1 03 wird Absatz 2 wie folgt ergänzt: 

„Im Falle Bulgariens und Rumäniens ist jedoch Voraussetzung für die Anwendung 
dieses Absatzes, dass die Regelung für die einheitliche Flächenzahlung im Jahre 
2007 angewandt wird und entschieden wurde, Artikel 66 anzuwenden.“ 

m) Artikel 105 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die mit Flartweizen bestellten Flächen in den in Anhang X aufgeführten 
traditionellen Anbaugebieten wird auf die Flächenzahlung ein Zuschlag gewährt von 

- 291 EUR/ha im Wirtschaftsjahr 2005/2006 und von 

- 285 EUR/ha ab dem Wirtschaftsjahr 2006/2007; 

dabei sind folgende Flöchstgrenzen einzuhalten: 
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(in Hektar) 


Bulgarien 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Italien 

Zypern 

Ungarn 

Österreich 

Portugal 


n) In Artikel 108 wird Absatz 2 wie folgt ergänzt: 

„Für Bulgarien und Rumänien können jedoch keine Anträge auf Zahlungen für Flä- 
chen gestellt werden, die am 30. Juni 2005 als Dauergrünland, Dauerkulturen oder 
Wälder genutzt wurden oder nichtlandwirtschaftlichen Zwecken dienten.“ 

o) Artikel 110c Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für folgende Länder wird eine nationale Grundfläche festgesetzt: 

- Bulgarien: 10 237 ha 

- Griechenland: 370 000 ha 

- Spanien: 70 000 ha 

- Portugal: 360 ha.“ 

p) Artikel 110c Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Beihilfe je Hektar beihilfefähige Fläche wird wie folgt festgesetzt: 

- Bulgarien: 263 EUR 

- Griechenland: 594 EUR für 300000 Hektar und 342,85 EUR für die verbleiben- 
den 70 000 Hektar 

- Spanien: 1 039 EUR 

- Portugal: 556 EUR.“ 

q) Artikel 1 1 6 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die folgenden Obergrenzen finden Anwendung: 


Mitgliedstaat 

Ansprüche (x 1 000) 

Belgien 

70 

Bulgarien 

2 058,483 

Tschechische Republik 

66,733 

Dänemark 

104 

Deutschland 

2432 

Estland 

48 

Griechenland 

11 023 

Spanien 

19 580 

Frankreich 

7842 

Irland 

4956 

Italien 

9 575 

Zypern 

472,401 

Lettland 

18,437 

Litauen 

17,304 

Luxemburg 

4 

Ungarn 

1 146 

Malta 

8,485 

Niederlande 

930 

Österreich 

206 

Polen 

335,88 

Portugal 

2 690 

Rumänien 

5 880,620 

Slowenien 

84,909 

Slowakei 

305,756 

Finnland 

80 

Schweden 

180 

Vereinigtes Königreich 

19492 

Insgesamt 

89 607,008 


21 800 
617000 
594 000 
208 000 
1 646000 
6183 
2 500 
7000 
118000 
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r) Artikel 123 Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Die folgenden regionalen Obergrenzen finden Anwendung: 


Belgien 

Bulgarien 

Tschechische Republik 

Dänemark 

Deutschland 

Estland 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Irland 

Italien 

Zypern 

Lettland 

Litauen 

Luxemburg 

Ungarn 

Malta 

Niederlande 

Österreich 

Polen 

Portugal 

Rumänien 

Slowenien 

Slowakei 

Finnland 

Schweden 

Vereinigtes Königreich 


235149 
90343 
244349 
277 1 1 0 
1 782 700 
18800 
143134 
713999*) 

1 754 732**) 

1 077458 
598 746 
12 000 
70200 
150000 
18962 
94620 
3201 
157932 
373400 
926000 
175 075***) 
452000 
92276 
78348 
250 000 
250 000 
1 419811****) 


*) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1454/2001. 

**) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1452/2001. 

***) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1453/2001. 

****) Diese Obergrenze wird vorübergehend um 100000 auf 1 519 811 angehoben, bis le- 
bende Tiere unter sechs Monaten ausgeführt werden dürfen.“ 

s) Artikel 126 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 


„(5) Die folgenden nationalen Obergrenzen finden Anwendung: 


Belgien 

394 253 

Bulgarien 

16019 

Tschechische Republik 

90 300 

Dänemark 

112932 

Deutschland 

639 535 

Estland 

13416 

Griechenland 

138 005 

Spanien*) 

1 441 539 

Frankreich**) 

3 779 866 

Irland 

1 102 620 

Italien 

621 611 

Zypern 

500 

Lettland 

19 368 

Litauen 

47232 

Luxemburg 

18 537 

Ungarn 

117000 

Malta 

454 

Niederlande 

63 236 

Österreich 

375 000 

Polen 

325 581 

Portugal***) 

41 6 539 

Rumänien 

150 000 

Slowenien 

86 384 

Slowakei 

28 080 

Finnland 

55 000 

Schweden 

155 000 

Vereinigtes Königreich 

1 699 511 


*) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1 454/2001 . 

**) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1 452/2001 . 

***) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1 453/2001 .“ 
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t) Artikel 130 Absatz 3 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Für die neuen Mitgliedstaaten gelten die in der folgenden Tabelle angegebenen na- 
tionalen Obergrenzen: 



Für Bullen, Ochsen, 
Kühe und Färsen 

Für Kälber im Alter von 
mehr als einem und weniger 
als 8 Monaten mit einem 
Schlachtkörpergewicht 
von bis zu 185 kg 

Bulgarien 

22191 

101 542 

Tschechische Republik 

483382 

27380 

Estland 

107813 

30000 

Zypern 

21 000 

- 

Lettland 

124320 

53280 

Litauen 

367484 

244 200 

Ungarn 

141 559 

94 439 

Malta 

6 002 

17 

Polen 

1 815430 

839518 

Rumänien 

1 148 000 

85000 

Slowenien 

161 137 

35852 

Slowakei 

204 062 

62841 


u) In Artikel 143a wird folgender Absatz angefügt: 

„In Bulgarien und Rumänien werden die Direktzahlungen jedoch nach folgendem 
Schema eingeführt, in dem die Steigerungsstufen als Prozentsatz der Flöhe derar- 
tiger Zahlungen in der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung am 30. April 2004 
ausgedrückt wurden: 

- 25% im Jahr 2007, 

- 30% im Jahr 2008, 

- 35% im Jahr 2009, 

- 40% im Jahr 2010, 

- 50% im Jahr 2011, 

- 60% im Jahr 2012, 

- 70% im Jahr 2013, 

- 80% im Jahr 2014, 

- 90% im Jahr 2015, 

- ab 2016: 100%.“ 

v) In Artikel 143b Absatz 4 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Die landwirtschaftliche Fläche Bulgariens und Rumäniens im Sinne der Regelung 
für die einheitliche Flächenzahlung ist jedoch der Teil der landwirtschaftlich genutz- 
ten Fläche, der sich, gleichgültig, ob tatsächlich genutzt oder nicht, in gutem land- 
wirtschaftlichem Zustand befindet und gegebenenfalls nach den von Bulgarien oder 
Rumänien nach Genehmigung durch die Kommission festgelegten objektiven Krite- 
rien angepasst wurde.“ 

w) Artikel 143b Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) Jeder neue Mitgliedstaat kann die Regelung für die einheitliche Flächenzah- 
lung bis Ende 2006 in Anspruch nehmen; auf Antrag eines neuen Mitgliedstaats 
kann dieser Zeitraum zweimal um ein Jahr verlängert werden. Bulgarien und Rumä- 
nien können jedoch die Regelung für die einheitliche Flächenzahlung bis Ende 2009 
in Anspruch nehmen; auf ihren Antrag hin kann dieser Zeitraum zweimal um ein Jahr 
verlängert werden. Vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes 1 1 kann jeder 
neue Mitgliedstaat beschließen, die Anwendung der Regelung am Ende des ersten 
oder des zweiten Jahres ihres Anwendungszeitraums zu beenden, um die Betriebs- 
prämienregelung anzuwenden. Die neuen Mitgliedstaaten setzen die Kommission 
bis zum 1 .August des letzten Anwendungsjahres von ihrer Absicht in Kenntnis, die 
Anwendung der Regelung zu beenden.“ 

x) In Artikel 143b Absatz 1 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„In Bulgarien und Rumänien wird bis zum Ende des fünfjährigen Anwendungszeit- 
raums der Regelung für die einheitliche Flächenzahlung (d.h. 2011) der in 
Artikel 143a Absatz 2 festgelegte Prozentsatz angewandt. Wird die Regelung für die 
einheitliche Flächenzahlung aufgrund eines Beschlusses gemäß Buchstabe b über 
dieses Datum hinaus verlängert, so gilt der in Artikel 143a Absatz 2 für das Jahr 
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201 1 festgelegte Prozentsatz bis zum Ende des letzten Jahres der Anwendung der 
Regelung für die einheitliche Flächenzahlung.“ 

y) Artikel 143c Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Vorbehaltlich der Genehmigung durch die Kommission haben die neuen Mit- 
gliedstaaten die Möglichkeit, die Direktzahlungen wie folgt aufzustocken: 

a) für alle Direktzahlungen: bis auf 55% des Niveaus der in der Gemeinschaft in ih- 
rer Zusammensetzung am 30. April 2004 gewährten Direktzahlungen im Jahr 
2004, 60% im Jahr 2005 und 65% im Jahr 2006 und ab 2007 um bis zu 30 Pro- 
zentpunkte über das in Artikel 143a für das betreffende Jahr festgelegte Niveau 
hinaus. Für Bulgarien und Rumänien gilt Folgendes: bis auf 55% des Niveaus der 
in der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung am 30. April 2004 gewährten Di- 
rektzahlungen im Jahr 2007, 60% im Jahr 2008 und 65% im Jahr 2009 und ab 
2010 um bis zu 30 Prozentpunkte über das in Artikel 143a Absatz 2 für das be- 
treffende Jahr festgelegte Niveau hinaus. Die Tschechische Republik kann je- 
doch die Direktzahlungen für Kartoffelstärke auf bis zu 1 00% des in der Gemein- 
schaft in ihrer Zusammensetzung am 30. April 2004 geltenden Niveaus aufsto- 
cken. Für die in Titel IV Kapitel 7 dieser Verordnung genannten Direktzahlungen 
gelten die folgenden Plöchsätze: 85% im Jahr 2004, 90% im Jahr 2005, 95% im 
Jahr 2006 und ab 2007 1 00%. Für Bulgarien und Rumänien gelten die folgenden 
Plöchstsätze: 85% im Jahr 2007, 90% im Jahr 2008, 95% im Jahr 2009 und ab 
2010 100% 

oder 

b) i) für andere Direktzahlungen als die Betriebsprämienregelung: bis zur Gesamt- 

höhe der Direktbeihilfe, auf die der Betriebsinhaber in dem neuen Mitglied- 
staat im Kalenderjahr 2003 für die einzelnen Erzeugnisse im Rahmen einer 
mit der GAP vergleichbaren nationalen Regelung Anspruch gehabt hätte, er- 
höht um 10 Prozentpunke. Für Litauen ist das Bezugsjahr jedoch das Kalen- 
derjahr 2002. Für Bulgarien und Rumänien ist das Bezugsjahr das Kalender- 
jahr 2006. Bei Slowenien beläuft sich der Zuschlag 2004 auf 10 Prozent- 
punkte, 2005 auf 15 Prozentpunkte, 2006 auf 20 Prozentpunkte und ab 2007 
auf 25 Prozentpunkte 

ii) in Bezug auf die Betriebsprämienregelung wird der Gesamtbetrag der ergän- 
zenden staatlichen Direktbeihilfen, der von einem neuen Mitgliedstaat in ei- 
nem Jahr gewährt werden darf, durch einen besonderen Finanzrahmen be- 
grenzt. Dieser Rahmen entspricht der Differenz zwischen 

- dem Gesamtbetrag der Direktbeihilfen im Rahmen von der GAP vergleich- 
baren nationalen Regelungen, der in dem betreffenden neuen Mitglied- 
staat für das Kalenderjahr 2003 - bzw. im Falle Litauens für das Kalender- 
jahr 2002 - zur Verfügung gestanden hätte, jeweils erhöht um 1 0 Prozent- 
punkte. Für Bulgarien und Rumänien ist das Bezugsjahr jedoch das Kalen- 
derjahr 2006. Bei Slowenien beläuft sich der Zuschlag 2004 auf 10 Pro- 
zentpunkte, 2005 auf 15 Prozentpunkte, 2006 auf 20 Prozentpunkte und 
ab 2007 auf 25 Prozentpunkte 

und 

- der in Anhang Villa aufgeführten nationalen Obergrenze des betreffenden 
neuen Mitgliedstaats, gegebenenfalls gemäß Artikel 64 Absatz 2 und Arti- 
kel 70 Absatz 2 angepasst. 

Bei der Berechnung des im ersten Gedankenstrich genannten Gesamtbetrags wer- 
den die staatlichen Direktzahlungen und/oder deren Komponenten mitgerechnet, die 
den gemeinschaftlichen Direktzahlungen und/oder deren Komponenten entspre- 
chen, die bei der Berechnung der effektiven Obergrenze des betreffenden neuen Mit- 
gliedstaats gemäß Artikel 64 Absatz 2, Artikel 70 Absatz 2 und Artikel 71 c berück- 
sichtigt wurden. 

Für jede betroffene Direktzahlung kann sich ein neuer Mitgliedstaat für die Anwen- 
dung der Option a oder b entscheiden. 

Der Gesamtbetrag der Direktbeihilfe, die dem Betriebsinhaber in dem neuen Mit- 
gliedstaat nach dem Beitritt in dem neuen Mitgliedstaat im Rahmen der einschlägi- 
gen Direktzahlungen einschließlich aller ergänzenden staatlichen Direktzahlungen 
gewährt werden kann, darf nicht die Flöhe der Direktbeihilfe überschreiten, auf die er 
im Rahmen der für die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung 
am 30. April 2004 geltenden entprechenden Direktzahlung Anspruch hätte.“ 

z) Artikel 1 54a Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen können in einem Zeitraum getroffen 
werden, der am 1 . Mai 2004 beginnt und am 30. Juni 2009 abläuft, wobei ihre An- 
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wendbarkeit auf diesen Zeitraum begrenzt ist. Für Bulgarien und Rumänien beginnt 
der Zeitraum jedoch am 1 . Januar 2007 und läuft am 31 . Dezember 201 1 ab. Auf Vor- 
schlag der Kommission kann der Rat diese Zeiträume mit qualifizierter Mehrheit ver- 
längern.'' 

aa) In Anhang III werden die folgenden Fußnoten hinzugefügt: 

Zum Titel von Abschnitt A: 

„*) Für Bulgarien und Rumänien sollte die Bezugnahme auf das Jahr 2005 als Be- 
zugnahme auf das erste Jahr der Anwendung der Betriebsprämienregelung ver- 
standen werden.“ 

Zum Titel von Abschnitt B: 

„*) Für Bulgarien und Rumänien sollte die Bezugnahme auf das Jahr 2006 als Be- 
zugnahme auf das zweite Jahr der Anwendung der Betriebsprämienregelung ver- 
standen werden.“ 

Zum Titel von Abschnitt C: 

„*) Für Bulgarien und Rumänien sollte die Bezugnahme auf das Jahr 2007 als Be- 
zugnahme auf das dritte Jahr der Anwendung der Betriebsprämienregelung ver- 
standen werden.“ 

ab) Anhang Villa erhält folgende Fassung: 


„Anhang Villa 

Nationale Obergrenzen gemäß Artikel 71c 

Die Obergrenzen wurden entsprechend dem Steigerungsstufenschema gemäß Arti- 
kel 143a berechnet und bedürfen daher keiner Kürzung. 


(in Mio. EUR) 


Kalenderjahr 

Bulgarien 

Tschechische 

Republik 

Estland 

Zypern 

Lettland 

Litauen 

Ungarn 

Malta 

Polen 

Rumänien 

Slowenien 

Slowakei 

2005 

- 

228,8 

23,4 

8,9 

33,9 

92,0 

350,8 

0,67 

724,6 

- 

35,8 

97,7 

2006 

- 

266,7 

27,3 

12,5 

39,6 

107,3 

420,2 

0,83 

881,7 

- 

41,9 

115,4 

2007 

200,3 

343,6 

40,4 

16,3 

55,6 

146,9 

508,3 

1,64 

1 140,8 

440,0 

56,1 

146,6 

2008 

240,4 

429,2 

50,5 

20,4 

69,5 

183,6 

634,9 

2,05 

1 425,9 

527,9 

70,1 

183,2 

2009 

281,0 

514,9 

60,5 

24,5 

83,4 

220,3 

761,6 

2,46 

1 711,0 

618,1 

84,1 

219,7 

2010 

321,2 

600,5 

70,6 

28,6 

97,3 

257,0 

888,2 

2,87 

1 996,1 

706,4 

98,1 

256,2 

2011 

401,4 

686,2 

80,7 

32,7 

111,2 

293,7 

1 014,9 

3,28 

2281,1 

883,0 

112,1 

292,8 

2012 

481,7 

771,8 

90,8 

36,8 

125,1 

330,4 

1 141,5 

3,69 

2566,2 1 059,6 

126,1 

329,3 

2013 

562,0 

857,5 

100,9 

40,9 

139,0 

367,1 

1 268,2 

4,10 

2851,3 1 236,2 

140,2 

365,9 

2014 

642,3 

857,5 

100,9 

40,9 

139,0 

367,1 

268,2 

4,10 

2851,3 1 412,8 

140,2 

365,9 

2015 

722,6 

857,5 

100,9 

40,9 

139,0 

367,1 

1 268,2 

4,10 

2851,3 1 589,4 

140,2 

365,9 

fol- 













gende 













Jahre 

802,9 

857,5 

100,9 

40,9 

139,0 

367,1 

1 268,2 

4,10 

2851,3 1 766,0 

140,2 

365,9 


ac) Anhang X wird Folgendes angefügt: 
„BULGARIEN 

Starosagorski 

Haskowski 

Sliwenski 

Jambolski 

Burgaski 

Dobritschki 

Plowdiwski“ 

ad) Anhang XIB erhält folgende Fassung: 
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„Anhang XIB 
Nationale Grundflächen 

für landwirtschaftliche Kulturpflanzen und Referenzerträge 
in den neuen Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 101 und 103 



Grundfläche (Plektar) 

Referenzerträge (t/ha) 

Bulgarien 

2 625258 

2,90 

Tschechische Republik 

2 253 598 

4,20 

Estland 

362827 

2,40 

Zypern 

79004 

2,30 

Lettland 

443580 

2,50 

Litauen 

1 146633 

2,70 

Ungarn 

3487792 

4,73 

Malta 

4 565 

2,02 

Polen 

9454671 

3,00 

Rumänien 

7012 666 

2,65 

Slowenien 

125171 

5,27 

Slowakei 

1 003 453 

4,06 


9. 32 003 RI 788: Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 des Rates vom 29. September 2003 

über die Erhebung einer Abgabe im Milchsektor (ABI. L 270 vom 21.10. 2003, S. 1 23), 

geändert durch: 

- 32 004 D 0281: Beschluss 2004/281/EG des Rates vom 22.3. 2004 (ABI. L93 vom 
30.3.2004, S. 1) 

a) In Artikel 1 Absatz 4 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Für Bulgarien und Rumänien ist eine Sonderreserve für die Umstrukturierung ge- 
mäß Tabelle g des Anhangs I zu bilden. Diese Reserve wird ab 1 . April 2009 in dem 
Maße freigegeben, wie der Eigenverbrauch der Landwirte von Milch und Milcher- 
zeugnissen in jedem dieser Länder seit 2002 zurückgegangen ist. Die Kommission 
trifft nach dem Verfahren des Artikels 23 Absatz 2 auf der Grundlage einer Bewer- 
tung eines Berichts, den Bulgarien und Rumänien der Kommission bis 31 . Dezember 
2008 vorlegen müssen, eine Entscheidung über die Freigabe der Reserve und über 
ihre Aufteilung auf die Quoten für Lieferungen und Direktverkäufe. Dieser Bericht 
muss detaillierte Angaben zu den Ergebnissen und Tendenzen des gegenwärtigen 
Umstrukturierungsprozesses im Milchsektor des jeweiligen Landes enthalten, insbe- 
sondere in Bezug auf die Umstellung von einer Erzeugung für den Eigenverbrauch 
der Landwirte auf eine Erzeugung für den Markt.“ 

b) Artikel 1 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Für Bulgarien, die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, 
Ungarn, Malta, Polen, Rumänien, Slowenien und die Slowakei schließen die natio- 
nalen Referenzmengen alle Kuhmilch bzw. jedes Kuhmilchäquivalent ein, die bzw. 
das an einen Abnehmer geliefert oder direkt an den Verbraucher verkauft werden, 
wie dies in Artikel 5 dieser Verordnung festgelegt ist, und zwar unabhängig davon, 
ob sie im Rahmen einer für diese Länder geltenden Übergangsregelung erzeugt 
bzw. vermarktet worden sind oder nicht.“ 

c) Artikel 1 wird wie folgt ergänzt: 

„(6) Für Bulgarien und Rumänien gilt, dass die Abgabe ab 1. April 2007 erhoben 
wird.“ 

d) In Artikel 6 Absatz 1 erhalten die Unterabsätze 2 und 3 folgende Fassung: 

„Für Bulgarien, die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Un- 
garn, Malta, Polen, Rumänien, Slowenien und die Slowakei ist die Grundlage der ein- 
zelbetrieblichen Referenzmengen in Tabelle f des Anhangs I angegeben. 

Für Bulgarien, die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Un- 
garn, Malta, Polen, Rumänien, Slowenien und die Slowakei beginnt der Zwölfmo- 
natszeitraum für die Festsetzung der einzelbetrieblichen Referenzmengen wie folgt: 
für Ungarn am 1 . April 2001 , für Malta und Litauen am 1 . April 2002, für die Tsche- 
chische Republik, Zypern, Estland, Lettland und die Slowakei am 1. April 2003, für 
Polen und Slowenien am 1. April 2004 und für Bulgarien und Rumänien am 1. April 
2006.“ 

e) Dem Artikel 6 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Für Bulgarien und Rumänien wird die Aufteilung der Gesamtmenge auf 'Lieferun- 
gen' und 'Direktverkäufe' auf der Grundlage der tatsächlichen Zahlen über Lieferun- 
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gen und Direktverkäufe für 2006 überarbeitet und gegebenenfalls von der Kommis- 
sion gemäß dem Verfahren des Artikels 23 Absatz 2 angepasst.“ 

f) In Artikel 9 Absatz 2 erhält Unterabsatz 2 folgende Fassung: 

„Für Bulgarien, die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Un- 
garn, Polen, Rumänien, Slowenien und die Slowakei entspricht der Referenzfettge- 
halt gemäß Absatz 1 dem Referenzfettgehalt der Mengen, die den Erzeugern an fol- 
genden Zeitpunkten zugeteilt waren: für Ungarn am 31 . März 2002, für Litauen am 
31. März 2003, für die Tschechische Republik, Zypern, Estland, Lettland und die Slo- 
wakei am 31 . März 2004 sowie für Polen und Slowenien am 31 . März 2005 und für 
Bulgarien und Rumänien am 31 . März 2007.“ 

g) Dem Artikel 9 Absatz 5 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Für Rumänien wird der in Anhang II festgesetzte Referenzfettgehalt auf der Grund- 
lage der Zahlen für das volle Jahr 2004 überprüft und gegebenenfalls von der Kom- 
mission gemäß dem Verfahren des Artikels 23 Absatz 2 angepasst.“ 

h) In Anhang I erhalten die Tabellen d, e, f und g folgende Fassung: 

,,d) Zeitraum 2007/2008 


Mitgliedstaat 

Menge in Tonnen 

Belgien 

3 343 535,000 

Bulgarien 

979 000,000 

Tschechische Republik 

2 682143,000 

Dänemark 

4 499 900,000 

Deutschland 

28143464,000 

Estland 

624483,000 

Griechenland 

820 513,000 

Spanien 

6116950,000 

Frankreich 

24478156,000 

Irland 

5 395764,000 

Italien 

10 530 060,000 

Zypern 

145200,000 

Lettland 

695 395,000 

Litauen 

1 646939,000 

Luxemburg 

271 739,000 

Ungarn 

1 947280,000 

Malta 

48698,000 

Niederlande 

11 185440,000 

Österreich 

2 776 895,000 

Polen 

8 964017,000 

Portugal 

1 939187,000 

Rumänien 

3 057000,000 

Slowenien 

560424,000 

Slowakei 

1 013316,000 

Finnland 

2431 047,324 

Schweden 

3336 030,000 

Vereinigtes Königreich 

14 755 647,000 


Zeiträume 2008/2009 bis 2014/2015 

Mitgliedstaat 

Menge in Tonnen 

Belgien 

3360 087,000 

Bulgarien 

979 000,000 

Tschechische Republik 

2 682143,000 

Dänemark 

4 522176,000 

Deutschland 

28 282 788,000 

Estland 

624483,000 

Griechenland 

820 513,000 

Spanien 

6116950,000 

Frankreich 

24 599 335,000 

Irland 

5 395764,000 

Italien 

10 530 060,000 

Zypern 

145200,000 

Lettland 

695 395,000 
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Mitgliedstaat 

Menge in Tonnen 

Litauen 

1 646939,000 

Luxemburg 

273 084,000 

Ungarn 

1 947280,000 

Malta 

48 698,000 

Niederlande 

11 240814,000 

Österreich 

2 790 642,000 

Polen 

8964 017,000 

Portugal 

1 948550,000 

Rumänien 

3 057 000,000 

Slowenien 

560424,000 

Slowakei 

1 013316,000 

Finnland 

2443 069,324 

Schweden 

3352545,000 

Vereinigtes Königreich 

14 828 597,000 


Referenzmengen für die in Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Lieferun- 
gen und Direktverkäufe 


Referenzmengen 

Referenzmengen 

Mitgliedstaat 

für Lieferungen 

für Direktverkäufe 


in Tonnen 

in Tonnen 

Bulgarien 

722 000 

257000 

Tschechische Republik 

2 613239 

68904 

Estland 

537188 

87365 

Zypern 

141 337 

3863 

Lettland 

468943 

226452 

Litauen 

1 256440 

390499 

Ungarn 

1 782650 

164630 

Malta 

48 698 

- 

Polen 

8 500000 

464 017 

Rumänien 

1 093000 

1 964 000 

Slowenien 

467 063 

93361 

Slowakei 

990810 

22506 


Mengen für die in Artikel 1 Absatz 4 genannte Sonderreserve für die Umstruktu- 
rierung 

Mitgliedstaat 

Mengen für die Sonderreserve für 
die Umstrukturierung in Tonnen 

Bulgarien 

39180 

Tschechische Republik 

55 788 

Estland 

21 885 

Lettland 

33 253 

Litauen 

57900 

Ungarn 

42 780 

Polen 

416126 

Rumänien 

188400 

Slowenien 

16214 

Slowakei 

27472 


i) ln Anhang II erhält die Tabelle folgende Fassung: 
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„Referenzfettgehalt 


Mitgliedstaat 

Referenzfettgehalt (g/kg) 

Belgien 

36,91 

Bulgarien 

39,10 

Tschechische Republik 

42,10 

Dänemark 

43,68 

Deutschland 

40,11 

Estland 

43,10 

Griechenland 

36,10 

Spanien 

36,37 

Frankreich 

39,48 

Irland 

35,81 

Italien 

36,88 

Zypern 

34,60 

Lettland 

40,70 

Litauen 

39,90 

Luxemburg 

39,17 

Ungarn 

38,50 

Niederlande 

42,36 

Österreich 

40,30 

Polen 

39,00 

Portugal 

37,30 

Rumänien 

35,93 

Slowenien 

41,30 

Slowakei 

37,10 

Finnland 

43,40 

Schweden 

43,40 

Vereinigtes Königreich 

39,70 


3. Verkehrspolitik 

31 996 L 0026: Richtlinie 96/26/EG des Rates vom 29. April 1 996 über den Zugang zum Be- 
ruf des Güter- und Personenkraftverkehrsunternehmers im innerstaatlichen und grenz- 
überschreitenden Verkehr sowie über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise für die Beförderung von Gütern und 
die Beförderung von Personen im Straßenverkehr und über Maßnahmen zur Förderung der 
tatsächlichen Inanspruchnahme der Niederlassungsfreiheit der betreffenden Verkehrsun- 
ternehmer (ABI. L 1 24 vom 23. 5. 1 996, S. 1 ), geändert durch: 

- 31 998 L0076: Richtlinie 98/76/EG des Rates vom 1.10. 1998 (ABI. L277 vom 14.10. 
1998, S. 17), 

- 1 2 003 T : Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge: Beitritt 
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik 
Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik 
Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. L236 vom 23.9. 

2003, S. 33), 

- 32004 L0066: Richtlinie 2004/66/EG des Rates vom 26.4. 2004 (ABI. LI 68 vom 1.5. 

2004, S. 35). 

a) Dem Artikel 1 0 werden folgende Absätze angefügt: 

„(11) Abweichend von Absatz 3 gelten Bescheinigungen, die Verkehrsunternehmern 
vor dem Tag des Beitritts in Bulgarien erteilt wurden, nur dann als gleichwertig mit den 
nach den Bestimmungen dieser Richtlinie ausgestellten Bescheinigungen, wenn sie: 

- im grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr und Personenkraftverkehr tätigen Un- 
ternehmern gemäß der Verordnung Nr. 1 1 vom 31 . Oktober 2002 über die grenzüber- 
schreitende Personen- und Güterbeförderung im Straßenverkehr (Staatsblatt Nr. 108 
vom 1 9. November 2002) ab dem 1 9. November 2002 ausgestellt wurden; 

- im innerstaatlichen Güterkraftverkehr und Personenkraftverkehr tätigen Unterneh- 
mern gemäß der Verordnung Nr. 33 vom 3. November 1 999 über die öffentliche Per- 
sonen- und Güterbeförderung im Straßenverkehr im Hoheitsgebiet Bulgariens in der 
am 30. Oktober 2002 geänderten Fassung (Staatsblatt Nr. 108 vom 19. November 
2002) ab dem 19. November 2002 ausgestellt wurden. 

(12) Abweichend von Absatz 3 gelten Bescheinigungen, die Verkehrsunternehmern 
vor dem Tag des Beitritts in Rumänien erteilt wurden, nur dann als gleichwertig mit den 
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nach den Bestimmungen dieser Richtlinie ausgestellten Bescheinigungen, wenn sie 
Güter- und Personenkraftverkehrsunternehmern im grenzüberschreitenden und inner- 
staatlichen Verkehr gemäß der Verfügung Nr. 761/1999 des Verkehrsministers vom 
21. Dezember 1999 über die Ernennung, Ausbildung und berufliche Anerkennung von 
Personen, die dauerhaft und tatsächlich eine koordinierende Tätigkeit im Kraftverkehr 
ausüben, nach dem 28. Januar 2000 ausgestellt worden sind.“ 

b) In Artikel 10b erhält der zweite Absatz folgende Fassung: 

„Die in Artikel 10 Absätze 4 bis 12 genannten Bescheinigungen über die fachliche 
Eignung können von den betreffenden Mitgliedstaaten erneut in der in Anhang la wie- 
dergegebenen Form ausgestellt werden.“ 


4. Steuerwesen 

1 . 31 977 L0388: Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmo- 
nisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern - Ge- 
meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund- 
lage (ABI. L 145 vom 13. 6. 1977, S. 1), geändert durch: 

- 1 1 979 H: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Republik Griechenland (ABI. L 291 vom 19.11.1 979, S. 95) 

- 31 980 L0368: Richtlinie 80/368/EWG des Rates vom 26.3. 1980 (ABI. L90 vom 
3.4. 1980, S. 41) 

- 31 984 L0386: Richtlinie 84/386/EWG des Rates vom 31.7. 1984 (ABI. L208 vom 
3.8. 1984, S. 58) 

- 11 985 I: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik (ABI. L302 vom 
15.11. 1985, S. 1 67) 

- 31 989 L0465: Richtlinie 89/465/EWG des Rates vom 18.7. 1989 (ABI. L226 vom 
3.8. 1989, S. 21) 

- 31 991 L0680: Richtlinie 91/680/EWG des Rates vom 16. 12. 1991 (ABI. L376 vom 

31.12. 1991, S.1) 

- 31 992 L0077: Richtlinie 92/77/EWG des Rates vom 19. 10. 1992 (ABI. L316 vom 

31.10. 1992, S.1) 

- 31 992 L01 11: Richtlinie 92/111/EWG des Rates vom 14.12. 1992 (ABI. L384 vom 

30.12. 1992, S. 47) 

- 31 994 L0004: Richtlinie 94/4/EG des Rates vom 14.2. 1994 (ABI. L60 vom 3.3. 
1994, S. 14) 

- 31 994 L0005: Richtlinie 94/5/EG des Rates vom 14.2. 1994 (ABI. L60 vom 3.3. 

1994, S. 16) 

- 31 994 L0076: Richtlinie 94/76/EG des Rates vom 22.12. 1994 (ABI. L365 vom 

31.12. 1994, S. 53) 

- 31 995 L0007: Richtlinie 95/7/EG des Rates vom 10.4. 1995 (ABI. LI 02 vom 5.5. 

1995, S. 18) 

- 31 996 L 0042: Richtlinie 96/42/EG des Rates vom 25. 6. 1 996 (ABI. L 1 70 vom 9. 7. 

1996, S. 34) 

- 31 996 L0095: Richtlinie 96/95/EG des Rates vom 20.12. 1996 (ABI. L338 vom 

28.12. 1996, S. 89) 

- 31 998 L0080: Richtlinie 98/80/EG des Rates vom 12.10. 1998 (ABI. L281 vom 

17.10. 1998, S. 31) 

- 31 999 L0049: Richtlinie 1999/49/EG des Rates vom 25.5. 1999 (ABI. L139 vom 

2.6. 1999, S. 27) 

- 31 999 L0059: Richtlinie 1999/59/EG des Rates vom 17.6. 1999 (ABI. L162 vom 

26.6. 1999, S. 63) 

- 31 999 L0085: Richtlinie 1999/85/EG des Rates vom 22. 10. 1999 (ABI. L277 vom 

28.10. 1999, S. 34) 

- 32 000 L 001 7: Richtlinie 2000/1 7/EG des Rates vom 30. 3. 2000 (ABI. L84 vom 5. 4. 
2000, S. 24) 

- 32 000 L0065: Richtlinie 2000/65/EG des Rates vom 17. 10. 2000 (ABI. L269 vom 
21.10.2000, S. 44) 
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- 32001 L0004: Richtlinie 2001/4/EG des Rates vom 19. 1.2001 (ABI. L 22 vom 24. 1 . 
2001, S. 17) 

- 32001 L01 15: Richtlinie 2001/1 15/EG des Rates vom 20.12. 2001 (ABI. L 15 vom 

17.1.2002, S. 24) 

- 32 002 L0038: Richtlinie 2002/38/EG des Rates vom 7.5. 2002 (ABI. LI 28 vom 

15.5.2002, S.41) 

- 32002 L0093: Richtlinie 2002/93/EG des Rates vom 3.12. 2002 (ABI. L331 vom 

7.12.2002, S. 27) 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L 236 vom 23.9.2003, S.33) 

- 32 003 L0092: Richtlinie 2003/92/EG des Rates vom 7.10. 2003 (ABI. L260 vom 
11.10.2003, S. 8) 

- 32 004 L 0007: Richtlinie 2004/7/EG des Rates vom 20.1. 2004 (ABI. L 27 vom 30. 1 . 
2004, S. 44) 

- 32004 L0015: Richtlinie 2004/15/EG des Rates vom 10.2. 2004 (ABI. L52 vom 
21.2.2004, S. 61) 

- 32 004 L0066: Richtlinie 2004/66/EG des Rates vom 26.4. 2004 (ABI. LI 68 vom 
1.5. 2004, S. 35) 

In Artikel 24a wird vor dem Gedankenstrich „ - Tschechische Republik: 35000 EUR,“ 
Folgendes eingefügt: 

Bulgarien: 25600 EUR,“ 

und nach dem Gedankenstrich Polen: 10000 EUR,“ wird Folgendes eingefügt: 
Rumänien: 35 000 EUR,“. 

2. 31 992 L 0083: Richtlinie 92/83/EWG des Rates vom 1 9. Oktober 1 992 zur Harmonisie- 
rung der Struktur der Verbrauchsteuern auf Alkohol und alkoholische Getränke (ABI. 
L316 vom 31.10. 1992, S.21), geändert durch: 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33) 

a) Artikel 22 Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Bulgarien und die Tschechische Republik können einen ermäßigten Ver- 
brauchsteuersatz von nicht weniger als 50% des normalen nationalen Verbrauch- 
steuersatzes für Ethylalkohol auf Ethylalkohol aus Brennereien von Obstanbaube- 
trieben anwenden, die jährlich über 10 Hektoliter Ethylalkohol aus von Haushalten 
der Obstanbaubetriebe geliefertem Obst herstellen. Die Anwendung des ermäßigten 
Steuersatzes wird auf 301 Obstbrand jährlich pro Obstbauernhaushalt begrenzt, die 
ausschließlich für deren Eigenverbrauch bestimmt sind.“ 

b) Artikel 22 Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Ungarn, Rumänien und die Slowakei können einen ermäßigten Verbrauch- 
steuersatz von nicht weniger als 50% des normalen nationalen Verbrauchsteuersat- 
zes für Ethylalkohol auf Ethylalkohol aus Brennereien von Obstanbaubetrieben an- 
wenden, die jährlich über 10 Hektoliter Ethylalkohol aus von Haushalten der 
Obstanbaubetriebe geliefertem Obst herstellen. Die Anwendung des ermäßigten 
Steuersatzes wird auf 50 1 Obstbrand jährlich pro Obstbauernhaushalt begrenzt, die 
ausschließlich für deren Eigenverbrauch bestimmt sind. Die Kommission wird diese 
Regelung im Jahr 2015 überprüfen und dem Rat über etwaige Änderungen Bericht 
erstatten.“ 
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Anhang IV 

Liste nach Artikel 20 der Beitrittsakte: 
Ergänzende Anpassungen der Rechtsakte der Organe 


Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

1 . Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft: Dritter Teil Titel II - 
Die Landwirtschaft 

Der Rat ändert auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Europäischen Parla- 
ments mit qualifizierter Mehrheit die Verordnung über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Zucker, um dem Beitritt von Bulgarien und Rumänien Rechnung zu tragen, und 
dabei die Quoten für Weißzucker und Isoglukose sowie den Höchstversorgungsbedarf 
an eingeführtem Rohzucker gemäß der folgenden Tabelle anpassen; die Tabelle kann 
auf dieselbe Weise aktualisiert werden wie die Quoten für die derzeitigen Mitgliedstaa- 
ten, um die Übereinstimmung mit den Grundsätzen und Zielen der dann geltenden ge- 
meinsamen Marktorganisation für Zucker sicherzustellen. 


Vereinbarte Mengen 

(in Tonnen) 



Bulgarien 

Rumänien 

Grundmenge für Zucker 1 ) 

4 752 

109164 

davon: A-Zucker 

4 320 

99240 

B-Zucker 

432 

9 924 

Höchstversorgungsbedarf (angegeben für 
Weißzucker) an eingeführtem Rohzucker 

198748 

329 636 

Grundmenge für Isoglukose 2 ) 

56063 

9 981 

davon: A-Isoglukose 

56063 

9 790 

B-Isoglukose 

0 

191 


’) in Tonnen Weißzucker 
2 ) in Tonnen Trockenstoff 


Falls Bulgarien dies im Jahr 2006 beantragt, werden für Bulgarien die vorgenannten 
Grundmengen für A- und B-Zucker auf die jeweiligen Grundmengen für A- und B-Isoglu- 
kose übertragen. 

2. 31 998 R 2848: Verordnung (EG) Nr. 2848/98 der Kommission vom 22. Dezember 1 998 
mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 hinsichtlich der 
Prämienregelung, der Produktionsquoten und der Sonderbeihilfe für Erzeugergemein- 
schaften im Rohtabaksektor (ABI. L358 vom 31.12. 1998, S. 17), geändert durch: 

- 31 999 R 051 0: Verordnung (EG) Nr. 51 0/1 999 der Kommission vom 8.3.1 999 (ABI. 
L60 vom 9.3. 1999, S.54) 

- 31 999 R 0731 Verordnung (EG) Nr. 731/1999 der Kommission vom 7.4. 1999 (ABI. 
L93 vom 8.4. 1999, S.20) 

- 31 999 R1373: Verordnung (EG) Nr. 1373/1999 der Kommission vom 25.6. 1999 
(ABI. L 1 62 vom 26. 6. 1 999, S. 47) 

- 31 999 R 21 62: Verordnung (EG) Nr. 2162/1999 der Kommission vom 12.10. 1999 
(ABI. L 265 vom 1 3. 1 0. 1 999, S. 1 3) 

- 31 999 R 2637: Verordnung (EG) Nr. 2637/1999 der Kommission vom 14.12. 1999 
(ABI. L 323 vom 1 5. 1 2. 1 999, S. 8) 

- 32 000 R 0531 Verordnung (EG) Nr. 531/2000 der Kommission vom 10. 3.2000 (ABI. 
L64 vom 11.3.2000, S.13) 

- 32 000 R 0909: Verordnung (EG) Nr. 909/2000 der Kommission vom 2. 5. 2000 (ABI. 
L 1 05 vom 3. 5. 2000, S. 18) 

- 32 000 R 1249: Verordnung (EG) Nr. 1249/2000 der Kommission vom 15.6. 2000 
(ABI. L 1 42 vom 1 6. 6. 2000, S. 3) 

- 32 001 R 0385: Verordnung (EG) Nr. 385/2001 der Kommission vom 26. 2. 2001 (ABI. 
L57 vom 27.2.2001, S. 18) 
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- 32 001 RI 441: Verordnung (EG) Nr. 1441/2001 der Kommission vom 16.7. 2001 
(ABI. LI 93 vom 17.7. 2001, S. 5) 

- 32 002 R 0486: Verordnung (EG) Nr. 486/2002 der Kommission vom 18.3. 2002 (ABI. 
L 76 vom 19.3.2002, S.9) 

- 32 002 RI 005: Verordnung (EG) Nr. 1005/2002 der Kommission vom 12.6. 2002 
(ABI. L 1 53 vom 1 3. 6. 2002, S. 3) 

- 32002 RI 501: Verordnung (EG) Nr. 1501/2002 der Kommission vom 22.8. 2002 
(ABI. L227 vom 23. 8. 2002, S. 1 6) 

- 32 002 RI 983: Verordnung (EG) Nr. 1983/2002 der Kommission vom 7.11. 2002 
(ABI. L306 vom 8. 1 1 . 2002, S. 8) 

- 32 004 RI 809: Verordnung (EG) Nr. 1809/2004 der Kommission vom 18.10. 2004 
(ABI. L318 vom 19. 10. 2004, S. 18) 

Die Kommission beschließt gegebenenfalls nach dem Verfahren des Artikels 23 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2075/92 des Rates vom 30. Juni 1 992 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Rohtabak 1 ) bis zum Beitritt die erforderlichen Änderungen an der in 
Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 2848/98 aufgeführten Gemeinschaftsliste der aner- 
kannten Produktionsgebiete, um dem Beitritt Bulgariens und Rumäniens Rechnung zu 
tragen, insbesondere im Hinblick auf die Aufnahme der ausgewiesenen Tabakproduk- 
tionsgebiete Bulgariens und Rumäniens in diese Liste. 

3. 32 003 R 1 782: Verordnung (EG) Nr. 1 782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit 
gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik 
und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und 
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 201 9/93, (EG) Nr. 1 452/2001 , (EG) Nr. 1 453/ 
2001, (EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) Nr. 1254/1999, 
(EG) Nr. 1 673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001 (ABI. L 270 vom 21 . 1 0. 
2003, S. 1), geändert durch: 

- 32 004 R 0021: Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates vom 17.12. 2003 (ABI. L5 
vom 9. 1 . 2004, S. 8) 

- 32004 R 0583: Verordnung (EG) Nr. 583/2004 des Rates vom 22.3. 2004 (ABI. L91 
vom 30.3.2004, S.1) 

- 32 004 D 0281: Beschluss 2004/281 /EG des Rates vom 22.3. 2004 (ABI. L93 vom 
30.3.2004, S.1) 

- 32 004 R 0864: Verordnung (EG) Nr. 864/2004 des Rates vom 29. 4. 2004 (ABI. L 1 61 
vom 30.4. 2004, S.48) 

a) Der Rat erlässt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments die erforderlichen Bestimmungen in Bezug 
auf Bulgarien und Rumänien zur Einbeziehung der Beihilfen für Saatgut in die Stüt- 
zungsregelungen nach Titel III Kapitel 6 und Titel IV a der Verordnung (EG) Nr. 1782/ 
2003. 

i) Diese Bestimmungen werden eine Änderung an Anhang XIA („Obergrenzen der 
Saatgutbeihilfe für die neuen Mitgliedstaaten gemäß Artikel 99 Absatz 3“) der 
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 583/ 
2004 des Rates, enthalten, womit dieser Anhang folgende Fassung erhält: 


') ABI. L215 vom 30. 7. 1992, S. 70. 
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„Anhang XIA 

Obergrenzen der Saatgutbeihilfe 
für die neuen Mitgliedstaaten gemäß Artikel 99 Absatz 3 


(in Mio. EUR) 


Kalenderjahr 

Bulgarien 

Tschechische 

Republik 

Estland 

Zypern 

Lettland 

Litauen 

Ungarn 

Malta 

Polen 

Rumänien 

Slowenien 

Slowakei 

2005 

- 

0,87 

0,04 

0,03 

0,10 

0,10 

0,78 

0,03 

0,56 

- 

0,08 

0,04 

2006 

- 

1,02 

0,04 

0,03 

0,12 

0,12 

0,90 

0,03 

0,65 

- 

0,10 

0,04 

2007 

0,11 

1,17 

0,05 

0,04 

0,14 

0,14 

1,03 

0,04 

0,74 

0,19 

0,11 

0,05 

2008 

0,13 

1,46 

0,06 

0,05 

0,17 

0,17 

1,29 

0,05 

0,93 

0,23 

0,14 

0,06 

2009 

0,15 

1,75 

0,07 

0,06 

0,21 

0,21 

1,55 

0,06 

1,11 

0,26 

0,17 

0,07 

2010 

0,17 

2,04 

0,08 

0,07 

0,24 

0,24 

1,81 

0,07 

1,30 

0,30 

0,19 

0,08 

2011 

0,22 

2,33 

0,10 

0,08 

0,28 

0,28 

2,07 

0,08 

1,48 

0,38 

0,22 

0,09 

2012 

0,26 

2,62 

0,11 

0,09 

0,31 

0,31 

2,33 

0,09 

1,67 

0,45 

0,25 

0,11 

2013 

0,30 

2,91 

0,12 

0,10 

0,35 

0,35 

2,59 

0,10 

1,85 

0,53 

0,28 

0,12 

2014 

0,34 

2,91 

0,12 

0,10 

0,35 

0,35 

2,59 

0,10 

1,85 

0,60 

0,28 

0,12 

2015 

0,39 

2,91 

0,12 

0,10 

0,35 

0,35 

2,59 

0,10 

1,85 

0,68 

0,28 

0,12 

2016 

0,43 

2,91 

0,12 

0,10 

0,35 

0,35 

2,59 

0,10 

1,85 

0,75 

0,28 

0,12 

fol- 

gende 

Jahre 

0,43 

2,91 

0,12 

0,10 

0,35 

0,35 

2,59 

0,10 

1,85 

0,75 

0,28 

0,12 


ii) Es gilt folgende Zuweisung nationaler Höchstmengen an beihilfefähigem Saatgut: 
Vereinbarte Zuweisung nationaler Höchstmengen an beihilfefähigem Saatgut 

(in Tonnen) 



Bulgarien 

Rumänien 

Reissaaten (Oryza sativa L.) 

883,2 

100 

Saatgut außer Reissaaten 

936 

2 294 


b) Der Rat erlässt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments die erforderlichen Bestimmungen in Bezug 
auf Bulgarien und Rumänien zur Einbeziehung der Tabakbeihilfe in die Stützungsre- 
gelungen nach Titel III Kapitel 6 und Titel IVa der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des 
Rates. 
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Die vereinbarte Zuweisung nationaler Garantieschwellen für Tabak gestaltet sich 
wie folgt: 

Vereinbarte Zuweisung nationaler Garantieschwellen für Tabak 


(in Tonnen) 



Bulgarien 

Rumänien 

Insgesamt, davon: 

47137 

12312 

1 Flue-cured 

9 023 

4 647 

II Light air-cured 

3208 

2370 

V Sun-cured 


5295 

VI Basmas 

31 106 


VIII Kaba Koulak 

3800 



B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 

31 999 L0105: Richtlinie 1999/105/EG des Rates vom 22. Dezember 1999 über den Ver- 
kehr mit forstlichem Vermehrungsgut (ABI. L 1 1 vom 15. 1 . 2000, S. 17) 

Die Kommission ändert gegebenenfalls nach dem Verfahren des Artikels 26 Absatz 3 der 
Richtlinie 1999/105/EG den Anhang I dieser Richtlinie hinsichtlich der Waldpflanzen Pinus 
peuce Griseb., Fagus orientalis Lipsky, Quercus frainetto Ten. und Tilia tomentosa Moench. 
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Anhang V 

Liste nach Artikel 21 der Beitrittsakte: 
Andere ständige Bestimmungen 


1. Gesellschaftsrecht 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, Dritter Teil, Titel I, Der Freie Waren- 
verkehr 

Spezieller Mechanismus 

Im Falle Bulgariens und Rumäniens kann sich der Inhaber eines Patents oder eines Ergän- 
zenden Schutzzertifikats für ein Arzneimittel, das in einem Mitgliedstaat zu einem Zeitpunkt 
eingetragen wurde, als ein entsprechender Schutz für das Erzeugnis in einem der vorste- 
henden neuen Mitgliedstaaten nicht erlangt werden konnte, oder der vom Inhaber Begüns- 
tigte auf die durch das Patent oder das Ergänzende Schutzzertifikat eingeräumten Rechte 
berufen, um zu verhindern, dass das Erzeugnis in Mitgliedstaaten, in denen das betref- 
fende Erzeugnis durch ein Patent oder Ergänzendes Schutzzertifikat geschützt ist, ein- 
geführt und dort in den Verkehr gebracht wird; dies gilt auch dann, wenn das Erzeugnis in 
jenem neuen Mitgliedstaat erstmalig von ihm oder mit seiner Einwilligung in den Verkehr 
gebracht wurde. 

Jede Person, die ein Arzneimittel im Sinne des vorstehenden Absatzes in einen Mitglied- 
staat einzuführen oder dort zu vermarkten beabsichtigt, in dem das Arzneimittel Patent- 
schutz oder den Ergänzenden Schutz genießt, hat den zuständigen Behörden in dem die 
Einfuhr betreffenden Antrag nachzuweisen, dass der Schutzrechtsinhaber oder der von 
ihm Begünstigte einen Monat zuvor darüber unterrichtet worden ist. 


2. Wettbewerbspolitik 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, Dritter Teil, Titel VI, Kapitel 1 , Wett- 
bewerbsregeln 

1. Die folgenden Beihilferegelungen und Einzelbeihilfen, die in einem neuen Mitgliedstaat 
vor dem Tag des Beitritts eingeführt worden und auch nach diesem Tag noch anwendbar 
sind, gelten als zum Tag des Beitritts bestehende Beihilfen im Sinne von Artikel 88 Ab- 
satz 1 des EG-Vertrags: 

a) Beihilfemaßnahmen, die vor dem 10. Dezember 1994 eingeführt worden sind; 

b) Beihilfemaßnahmen, die in der Anlage zu diesem Anhang aufgeführt sind; 

c) Beihilfemaßnahmen, die vor dem Tag des Beitritts von der Kontrollbehörde für staat- 
liche Beihilfen des neuen Mitgliedstaats überprüft und als mit dem Besitzstand ver- 
einbar beurteilt wurden und gegen die die Kommission keine Einwände aufgrund 
schwerwiegender Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem 
Gemeinsamen Markt gemäß dem in Nummer 2 vorgesehenen Verfahren erhoben 
hat. 

Nach dem Tag des Beitritts weiterhin anzuwendende Maßnahmen, die staatliche Beihil- 
fen darstellen und nicht die vorstehend genannten Voraussetzungen erfüllen, sind als 
zum Tag des Beitritts für die Zwecke der Anwendung von Artikel 88 Absatz 3 des EG- 
Vertrags als neue Beihilfen anzusehen. 

Die genannten Bestimmungen gelten nicht für Beihilfen im Verkehrssektor und für Bei- 
hilfen zugunsten von Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Fierstellung, Verarbeitung 
oder Vermarktung von Erzeugnissen, die in Anhang I des EG-Vertrags aufgeführt sind, 
mit Ausnahme von Erzeugnissen und Verarbeitungserzeugnissen der Fischerei. 

Die genannten Bestimmungen gelten ferner unbeschadet der in der Akte vorgesehenen 
Übergangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Wettbewerbspolitik und der in Anhang VII. 
Kapitel 4, Abschnitt B der Akte niedergelegten Maßnahmen. 

2. Sofern ein neuer Mitgliedstaat wünscht, dass die Kommission eine Beihilfemaßnahme 
nach dem in Nummer 1 Buchstabe c beschriebenen Verfahren prüft, so übermittelt er 
der Kommission regelmäßig Folgendes: 

a) eine Liste der bestehenden Beihilfemaßnahmen, die von der Kontrollbehörde für 
staatliche Beihilfen bewertet und von ihr als mit dem Besitzstand vereinbar erachtet 
wurden, sowie 
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b) jede sonstige Information, die für die Bewertung der Vereinbarkeit der zu prüfenden 
Beihilfemaßnahmen mit dem Besitzstand wesentlich ist. 

Dabei folgt er dem von der Kommission vorgegebenen Format für diese konkrete Be- 
richterstattung. 

Erhebt die Kommission innerhalb von drei Monaten nach dem Eingang der vollstän- 
digen Informationen zu der bestehenden Beihilfemaßnahme oder nach dem Eingang ei- 
ner Erklärung des neuen Mitgliedstaats, in der er der Kommission mitteilt, dass er die 
gelieferten Informationen für vollständig erachtet, da die angeforderte zusätzliche Infor- 
mation nicht verfügbar ist oder bereits geliefert wurde, keine Einwände gegen die Maß- 
nahme aufgrund schwerwiegender Bedenken hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit dem 
Gemeinsamen Markt, so wird davon ausgegangen, dass sie keine Einwände erhoben 
hat. 

Auf alle vor dem Tag des Beitritts nach dem Verfahren der Nummer 1 Buchstabe c der 
Kommission mitgeteilten Beihilfemaßnahmen findet das vorstehend genannte Verfahren 
Anwendung, ungeachtet der Tatsache, dass der betreffende neue Mitgliedstaat wäh- 
rend des Überprüfungszeitraums Mitglied der Union geworden ist. 

3. Eine Entscheidung der Kommission, Einwände gegen eine Maßnahme nach Nummer 1 
Buchstabe c zu erheben, gilt als Entscheidung über die Eröffnung des förmlichen Prüf- 
verfahrens im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 
über besondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 des Vertrags. 1 ) 

Ergeht eine solche Entscheidung vor dem Tag des Beitritts, so wird die Entscheidung 
erst zum Tag des Beitritts wirksam. 

4. Unbeschadet der Verfahren für bestehende Beihilfen nach Artikel 88 des EG-Vertrags 
werden die in einem neuen Mitgliedstaat vor dem Beitritt in Kraft gesetzten und nach 
dem Beitritt weiterhin anwendbaren Beihilferegelungen und Einzelbeihilfen zugunsten 
von Tätigkeiten im Verkehrssektor unter nachstehenden Bedingungen als bestehende 
Beihilfen im Sinne von Artikel 88 Absatz 1 des EG-Vertrags betrachtet: 

- Die Beihilfemaßnahmen werden der Kommission innerhalb von vier Monaten nach 
dem Tag des Beitritts mitgeteilt. Die betreffende Mitteilung enthält Angaben zur 
Rechtsgrundlage für jede einzelne Maßnahme. Bestehende Beihilfemaßnahmen 
und Pläne zur Gewährung oder Änderung von Beihilfen, die der Kommission vor dem 
Tag des Beitritts mitgeteilt wurden, gelten als am Tag des Beitritts mitgeteilt. 

Diese Beihilfemaßnahmen werden bis zum Ende des dritten Jahres nach dem Tag des 
Beitritts als „bestehende“ Beihilfen im Sinne von Artikel 88 Absatz 1 des EG-Vertrags 
betrachtet. 

Die neuen Mitgliedstaaten ändern diese Beihilfemaßnahmen erforderlichenfalls, um 
spätestens am Ende des dritten Jahres nach dem Tag des Beitritts den Leitlinien der 
Kommission nachzukommen. Danach wird jede Beihilfe, die als nicht mit diesen Leit- 
linien vereinbar angesehen wird, als neue Beihilfe betrachtet. 

5. In Bezug auf Rumänien gilt Nummer 1 Buchstabe c lediglich für Beihilfemaßnahmen, 
die von der rumänischen Kontrollbehörde für staatliche Beihilfen nach dem Zeitpunkt 
bewertet worden sind, zu dem die Vollzugsbilanz über die staatlichen Beihilfen Rumäni- 
ens im Zeitraum vor dem Beitritt einen zufrieden stellenden Stand erreicht hat; dieser 
Zeitpunkt wird von der Kommission auf der Grundlage der ständigen Überwachung der 
Einhaltung der von Rumänien im Rahmen der Beitrittsverhandlungen eingegangenen 
Verpflichtungen bestimmt. Es wird erst dann davon ausgegangen, dass dieser zufrieden 
stellende Stand erreicht worden ist, wenn Rumänien den Nachweis der konsequenten 
Durchführung einer vollständigen und ordnungsgemäßen Überwachung der staatlichen 
Beihilfen in Bezug auf alle in Rumänien bewilligten Beihilfemaßnahmen erbracht hat; 
hierzu gehören auch die Annahme und Anwendung von vollständig und ordnungsge- 
mäß begründeten Entscheidungen der rumänischen Kontrollbehörde für staatliche Bei- 
hilfen, die eine genaue Bewertung der Beihilfeeigenschaft jeder staatlichen Beihilfe- 
maßnahme enthalten, sowie die ordnungsgemäße Anwendung der Vereinbarkeitskrite- 
rien. 

Die Kommission kann gegen alle Beihilfemaßnahmen, die im Zeitraum vor dem Beitritt 
vom 1 . September 2004 bis zu dem Zeitpunkt bewilligt worden sind, der in der vorge- 
nannten Entscheidung der Kommission - mit der Feststellung, dass die Vollzugsbilanz 
einen zufrieden stellenden Stand erreicht hat - festgelegt worden ist, Einwände auf- 
grund schwerwiegender Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit der Maßnahmen mit 
dem Gemeinsamen Markt erheben. Diese Entscheidung der Kommission, Einwände 
gegen eine Maßnahme zu erheben, gilt als Entscheidung über die Eröffnung des förm- 
lichen Prüfverfahrens im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 659/1999. Ergeht eine solche 


') ABI. L83 vom 27.3. 1999, S.l. Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003 (ABI. L236 vom 
23.9. 2003, S. 33). 
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Entscheidung vor dem Tag des Beitritts, so wird die Entscheidung erst zum Tag des Bei- 
tritts wirksam. 

Trifft die Kommission nach Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens eine ablehnende 
Entscheidung, so entscheidet sie, dass Rumänien alle notwendigen Maßnahmen er- 
greift, um die Beihilfe vom Empfänger zurückzufordern. Die zurückzufordernde Beihilfe 
umfasst Zinsen, die nach einem gemäß der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 1 ) festgeleg- 
ten angemessenen Satz berechnet werden und von dem gleichen Zeitpunkt an zahlbar 
sind. 


3. Landwirtschaft 

a) Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, Dritter Teil, Titel II, Die Landwirt- 
schaft 

1 . Die von den neuen Mitgliedstaaten aufgrund ihrer Marktstützungspolitik am Tag des 
Beitritts gehaltenen öffentlichen Bestände werden von der Gemeinschaft in Höhe 
des Wertes übernommen, der sich aus der Anwendung des Artikels 8 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1883/78 des Rates vom 2. August 1978 über die allgemeinen Re- 
geln für die Finanzierung der Interventionen durch den Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie 2 ) ergibt. Diese Be- 
stände werden nur unter der Bedingung übernommen, dass in der Gemeinschaft öf- 
fentliche Interventionsmaßnahmen für die betreffenden Erzeugnisse durchgeführt 
werden und dass die Bestände die gemeinschaftlichen Anforderungen für die Inter- 
vention erfüllen. 

2. Alle zum Tag des Beitritts im Hoheitsgebiet der neuen Mitgliedstaaten im freien Ver- 
kehr befindlichen privaten und öffentlichen Bestände, die über die Menge der als nor- 
mal anzusehenden Übertragbestände hinausgehen, müssen auf Kosten der neuen 
Mitgliedstaaten beseitigt werden. 

Der Begriff „normaler Übertragbestand“ wird für jedes Erzeugnis nach den Kriterien 
und Zielen der jeweiligen gemeinsamen Marktorganisation festgelegt. 

3. Die in Absatz 1 genannten Bestände werden von der die normalen Übertragbe- 
stände übersteigenden Menge abgezogen. 

4. Die Kommission setzt die vorstehend beschriebene Regelung nach dem Verfahren 
des Artikels 1 3 der Verordnung (EG) Nr. 1 258/1 999 des Rates vom 1 7. Mai 1 999 über 
die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik 3 ) oder gegebenenfalls nach dem 
Verfahren des Artikels 42 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates 
vom 30. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für Zucker 4 ) oder gege- 
benenfalls der entsprechenden anderen Verordnungen über die gemeinsamen 
Marktorganisationen für Agrarmärkte oder den in den geltenden Rechtsvorschriften 
hierfür vorgesehenen Ausschussverfahren um und wendet sie an. 

b) Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, Dritter Teil, Titel II, Kapitel 1, 
Wettbewerbsregeln 

Unbeschadet der Verfahren für bestehende Beihilfen nach Artikel 88 des EG-Vertrags 
werden die in einem neuen Mitgliedstaat vor dem Beitritt in Kraft gesetzten und nach 
dem Beitritt weiterhin anwendbaren Beihilferegelungen und Einzelbeihilfen zugunsten 
von Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Herstellung, Verarbeitung oder Vermarktung 
von Erzeugnissen nach Anhang I des EG-Vertrags (mit Ausnahme von Erzeugnissen 
und Verarbeitungserzeugnissen der Fischerei) unter nachstehenden Bedingungen als 
bestehende Beihilfen im Sinne des Artikels 88 Absatz 1 des EG-Vertrags betrachtet: 

- Die Beihilfemaßnahmen werden der Kommission innerhalb von vier Monaten nach 
dem Tag des Beitritts mitgeteilt. Diese Mitteilung enthält Angaben zur Rechtsgrund- 
lage für jede einzelne Maßnahme. Bestehende Beihilfemaßnahmen und Pläne zur 
Gewährung oder Änderung von Beihilfen, die der Kommission vor dem Tag des Bei- 
tritts mitgeteilt werden, gelten als zum Tag des Beitritts mitgeteilt. Die Kommission 
veröffentlicht eine Liste derartiger Beihilfen. 


') Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21 .April 2004 zur Durchführung der Verordnung 
(EG) Nr. 659/1 999 des Rates über besondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 des EG- 
Vertrags (ABI. LI 40 vom 30.4. 2004, S. 1). 

2 ) ABI. L216 vom 5.8. 1978, S. 1 . Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1259/96 (ABI. LI 63 
vom 2. 7. 1996, S. 10). 

3 ) ABI. L 160 vom 26. 6. 1999, S. 103. 

4 ) ABI. L 1 78 vom 30. 6. 2001 , S. 1 . Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 39/2004 der Kom- 
mission (ABI. L6 vom 10. 1 . 2004, S. 16). 
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Diese Beihilfemaßnahmen werden bis zum Ende des dritten Jahres nach dem Tag des 
Beitritts als „bestehende“ Beihilfen im Sinne des Artikel 88 Absatz 1 des EG-Vertrags 
betrachtet. 

Die neuen Mitgliedstaaten ändern diese Beihilfemaßnahmen erforderlichenfalls, damit 
sie spätestens am Ende des dritten Jahres nach dem Tag des Beitritts den Leitlinien der 
Kommission entsprechen. Danach wird jede Beihilfe, die als nicht mit diesen Leitlinien 
vereinbar angesehen wird, als neue Beihilfe betrachtet. 


4. Zollunion 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, Dritter Teil, Titel I, Freier Warenver- 
kehr, Kapitel 1, Die Zollunion 

31 992 R 291 3: Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Fest- 
legung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABI. L302 vom 19. 10. 1992, S. 1), zuletzt ge- 
ändert durch: 

- 1 2 003 T : Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - Bei- 
tritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Repu- 
blik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Repu- 
blik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. L236 vom 
23.9.2003, S. 33). 

31 993 R 2454: Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit 
Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festle- 
gung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABI. L 253 vom 11.10. 1 993, S. 1 ), zuletzt geän- 
dert durch: 

- 32 003 R 2286: Verordnung (EG) Nr. 2286/2003 der Kommission vom 18.12. 2003 (ABI. 
L343 vom 31.12. 2003, S. 1). 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 und die Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 gelten in den 
neuen Mitgliedstaaten nach Maßgabe der folgenden besonderen Bestimmungen: 


Nachweis des Gemeinschaftscharakters (FHandel innerhalb der erweiterten Gemeinschaft) 

1 . Ungeachtet des Artikels 20 der Verordnung (EWG) Nr. 291 3/92 des Rates sind Waren, 
die am Tag des Beitritts in vorübergehender Verwahrung sind oder in der erweiterten 
Gemeinschaft unter eines der unter Artikel 4, Nummer 1 5 Buchstabe b und Nummer 1 6 
Buchstaben b bis g dieser Richtlinie genannten zollrechtlichen Bestimmungen und Zoll- 
verfahren fallen oder nach der Ausfuhrzollabfertigung in der erweiterten Gemeinschaft 
transportiert werden, bei der Anmeldung zur Überführung in den zollrechtlich freien Ver- 
kehr in der erweiterten Gemeinschaft von Zöllen und anderen Zollmaßnahmen befreit, 
sofern eine der folgenden Unterlagen vorgelegt wird: 

a) ein Ursprungsnachweis, der vor dem Tag des Beitritts gemäß einem der unten auf- 
geführten Europa-Abkommen oder einem der gleichwertigen Präferenzabkommen 
ordnungsgemäß ausgestellt oder ausgefertigt wurde, das die Mitgliedstaaten unter- 
einander geschlossen haben und das ein Verbot der Zollrückvergütung oder der Zoll- 
befreiung für Materialien ohne Ursprungseigenschaft enthält, die bei der Herstellung 
der Erzeugnisse verwendet worden sind, für die ein Ursprungsnachweis ausgestellt 
oder ausgefertigt wird („Verbot der Zollrückvergütung“); 

Die Europa-Abkommen: 

- 21 994 A 1231 (24) Bulgarien: Europa-Abkommen zur Gründung einer Assozia- 
tion zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten ei- 
nerseits und der Republik Bulgarien andererseits - Protokoll Nr. 4 über die Be- 
stimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeug- 
nisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 1 ) 

- 21 994 A1231 (20) Rumänien: Europa-Abkommen zur Gründung einer Assozia- 
tion zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten ei- 
nerseits und Rumänien andererseits - Protokoll Nr. 4 über die Bestimmung des 
Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die 
Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen. 2 ) 


') ABI. L358 vom 31.12. 1994, S. 3. Protokoll zuletzt geändert durch den Beschluss Nr. 1/2003 des 
Assoziationsrates EU-Bulgarien vom 4. 6. 2003 (ABI. L 191 vom 30. 7. 2003, S. 1). 

2 ) ABI. L357 vom 31.12. 1994, S. 2. Protokoll zuletzt geändert durch den Beschluss Nr. 2/2003 des 
Assoziationsrates EU-Rumänien vom 25. 9. 2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
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b) einen der Nachweise des Gemeinschaftscharakters gemäß Artikel 314c der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2454/93; 

c) ein vor dem Beitritt in einem derzeitigen oder in einem neuen Mitgliedstaat ausge- 
stelltes Carnet ATA. 

2. Für die Zwecke der Ausstellung der in Absatz 1 Buchstabe b genannten Nachweise be- 
zeichnet unter Berücksichtigung der Lage zum Tag des Beitritts und zusätzlich zu den 
Bestimmungen des Artikels 4 Absatz 7 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 der Aus- 
druck „Gemeinschaftswaren“ 

- Waren, die Voraussetzungen, die denen des Artikels 23 der Verordnung (EWG) 
Nr. 291 3/92 identisch sind vollständig im Gebiet irgendeines der neuen Mitgliedstaa- 
ten gewonnen worden sind, ohne dass ihnen aus anderen Ländern oder Gebieten 
eingeführte Waren hinzugefügt wurden, oder 

- aus anderen als den betreffenden Ländern oder Gebieten eingeführte Waren, die in 
den zollrechtlich freien Verkehr jenes Landes übergeführt worden sind, oder 

- Waren, die in dem betreffenden Land entweder ausschließlich unter Verwendung 
von nach dem zweiten Gedankenstrich bezeichneten Waren oder unter Verwendung 
von nach den ersten beiden Gedankenstrichen bezeichneten Waren gewonnen oder 
hergestellt worden sind. 

3. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 1 Buchstabe a genannten Nachweise 
gelten die Bestimmungen über die Definition des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwal- 
tungen nach Maßgabe der jeweiligen Europa-Abkommen oder den zwischen den neuen 
Mitgliedstaaten selbst geschlossenen gleichwertigen Präferenzabkommen. Anträge auf 
nachträgliche Überprüfung dieser Nachweise werden von den zuständigen Zollbehör- 
den der derzeitigen und der neuen Mitgliedstaaten während eines Zeitraums von drei 
Jahren nach Ausstellung des betreffenden Ursprungsnachweises angenommen und 
können von diesen Behörden während eines Zeitraums von drei Jahren nach der An- 
nahme des für eine Anmeldung zum freien Verkehr abgegebenen Ursprungsnachwei- 
ses gestellt werden. 


Nachweis des Präferenzursprungs (Flandel mit Drittländern einschließlich der Türkei im 

Rahmen der Präferenzabkommen betreffend Landwirtschaft, Kohle und Stahlerzeugnisse) 

4. Unbeschadet der Anwendung etwaiger Maßnahmen aufgrund der gemeinsamen Han- 
delspolitik werden Ursprungsnachweise, die ordnungsgemäß von Drittstaaten ausge- 
stellt oder im Rahmen von Präferenzabkommen der neuen Mitgliedstaaten mit diesen 
Drittstaaten oder im Rahmen einseitig ergangener innerstaatlicher Rechtsvorschriften 
der neuen Mitgliedstaaten ausgefertigt worden sind, in den jeweiligen neuen Mitglied- 
staaten anerkannt, sofern 

a) die Erlangung des Ursprungs die Zollpräferenzbehandlung auf der Grundlage der 
Zollpräferenzmaßnahmen bewirkt, die in von der Gemeinschaft mit oder in Bezug auf 
die Drittstaaten oder Gruppen von Drittstaaten geschlossenen Abkommen oder 
Regelungen nach Artikel 20 Absatz 3 Buchstaben d und e der Verordnung (EWG) 
Nr. 2913/92 enthalten sind, und 

b) der Ursprungsnachweis und die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem 
Beitritt ausgestellt oder ausgefertigt worden sind und 

c) der Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb von vier Monaten ab dem Tag 
des Beitritts vorgelegt wird. 

Wurden Waren vor dem Tag des Beitritts in einem neuen Mitgliedstaat zur Überführung 
in den freien Verkehr angemeldet, so kann der Ursprungsnachweis, der nach den in 
dem betreffenden neuen Mitgliedstaat zum Zeitpunkt der Überführung in den freien Ver- 
kehr geltenden Präferenzabkommen oder -Vereinbarungen rückwirkend ausgestellt 
oder ausgefertigt worden ist, auch in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat angenom- 
men werden, sofern er den Zollbehörden innerhalb von vier Monaten ab dem Tag des 
Beitritts vorgelegt wird. 

5. Bulgarien und Rumänien sind befugt, die Bewilligungen, mit denen im Rahmen von Ab- 
kommen mit Drittländern der Status „ermächtigte Ausführer“ gewährt wurde, aufrecht- 
zuerhalten, sofern 

a) auch die von diesen Drittstaaten vor dem Tag des Beitritts mit der Gemeinschaft ge- 
schlossenen Abkommen eine solche Bestimmung enthalten und 

b) die ermächtigten Ausführer die in diesen Abkommen vorgesehenen Ursprungsre- 
geln anwenden. 
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Diese Bewilligungen müssen von den neuen Mitgliedstaaten bis spätestens ein Jahr 
nach dem Tag des Beitritts durch neue, nach den Gemeinschaftsvorschriften erteilte Be- 
willigungen ersetzt werden. 

6. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 4 genannten Nachweise gelten die Be- 
stimmungen der einschlägigen Abkommen oder Vereinbarungen über die Definition des 
Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Me- 
thoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen. Anträge auf nachträgliche Überprüfung 
dieser Nachweise werden von den zuständigen Zollbehörden der derzeitigen und der 
neuen Mitgliedstaaten während eines Zeitraums von drei Jahren nach Ausstellung des 
betreffenden Ursprungsnachweises angenommen und können von diesen Behörden 
während eines Zeitraums von drei Jahren nach Annahme des für eine Anmeldung zum 
freien Verkehr abgegebenen Ursprungsnachweises gestellt werden. 

7. Unbeschadet der Anwendung etwaiger Maßnahmen aufgrund der gemeinsamen Han- 
delspolitik werden Ursprungsnachweise, die rückwirkend von Drittstaaten im Rahmen 
von Präferenzabkommen der Gemeinschaft mit diesen Ländern ausgestellt worden 
sind, in den neuen Mitgliedstaaten für die Überführung von Waren in den freien Verkehr 
angenommen, die sich am Tag des Beitritts in einem der betreffenden Drittstaaten oder 
in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat im Transit oder in vorübergehender Verwah- 
rung oder in einem Zolllager oder einer Freizone befinden, sofern zwischen dem neuen 
Mitgliedstaat, in dem die Überführung in den freien Verkehr erfolgt, und dem Drittstaat 
für die betreffenden Erzeugnisse zum Zeitpunkt der Ausstellung der Beförderungsdoku- 
mente kein geltendes Handelsabkommen besteht und sofern 

a) die Erlangung des Ursprungs die Zollpräferenzbehandlung auf der Grundlage der 
Zollpräferenzmaßnahmen bewirkt, die in von der Gemeinschaft mit oder in Bezug auf 
Drittstaaten oder Gruppen von Drittstaaten geschlossenen Abkommen oder Rege- 
lungen gemäß Artikel 20 Absatz 3 Buchstaben d und e der Verordnung (EWG) 
Nr. 291 3/92 enthalten sind, und 

b) die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem Beitritt ausgestellt worden sind 
und 

c) der rückwirkend ausgestellte Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb von 
vier Monaten ab dem Tag des Beitritts vorgelegt wird. 

8. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 7 genannten Nachweise gelten die Be- 
stimmungen der einschlägigen Abkommen oder Vereinbarungen über die Definition des 
Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Me- 
thoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen. 


Nachweis des Charakters nach Maßgabe der Bestimmungen über den freien Warenver- 
kehr mit Industrieerzeugnissen im Rahmen der Zollunion EG-Türkei 

9. Ursprungsnachweise, die entweder von der Türkei oder einem neuen Mitgliedstaat im 
Rahmen von zwischen ihnen geltenden Präferenzhandelsabkommen - die mit der Ge- 
meinschaft eine Ursprungskumulierung nach identischen Ursprungsregeln und ein 
Verbot der Zollrückvergütung oder der Aussetzung von Zöllen auf die betreffenden 
Waren zulassen - ordnungsgemäß ausgestellt worden sind werden in den jeweiligen 
Ländern als Ursprungsnachweis nach den Bestimmungen über den freien Verkehr mit 
Industrieerzeugnissen nach Maßgabe des Beschlusses Nr. 1/95 des Assoziations- 
rates EG-Türkei 1 ) angenommen, sofern 

a) der Ursprungsnachweis und die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem 
Beitritt ausgestellt worden sind und 

b) der Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb von vier Monaten ab dem Tag 
des Beitritts vorgelegt wird. 

Wurden Waren vor dem Tag des Beitritts entweder in der Türkei oder einem neuen Mit- 
gliedstaat im Rahmen der oben genannten Präferenzhandelsabkommen zur Überfüh- 
rung in den freien Verkehr angemeldet, so können auch Ursprungsnachweise, die 
nach Maßgabe dieser Abkommen rückwirkend ausgestellt wurden, angenommen wer- 
den, sofern sie den Zollbehörden innerhalb von vier Monaten ab dem Tag des Beitritts 
vorgelegt werden. 

10. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 9 genannten Nachweise gelten die Be- 
stimmungen der einschlägigen Präferenzabkommen oder -Vereinbarungen über die 
Definition des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ 


') Beschluss Nr. 1/95 des Assoziationsrates EG-Türkei vom 22. 12. 1995 über die Durchführung der 
Endphase der Zollunion (ABI. L35 vom 13.2. 1996, S. 1). Beschluss zuletzt geändert durch den Be- 
schluss Nr. 2/99 des Assoziationsrates EG-Türkei (ABI. L72 vom 18.3. 1999, S. 36). 
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und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen. Anträge auf nachträg- 
liche Überprüfung dieser Nachweise werden von den zuständigen Zollbehörden der 
derzeitigen und der neuen Mitgliedstaaten während eines Zeitraums von drei Jahren 
nach der Ausstellung des betreffenden Ursprungsnachweises angenommen und kön- 
nen von diesen Behörden während eines Zeitraums von drei Jahren nach der An- 
nahme des für eine Anmeldung zum freien Verkehr abgegebenen Ursprungsnachwei- 
ses gestellt werden. 

1 1 . Unbeschadet der Anwendung etwaiger Maßnahmen aufgrund der gemeinsamen Han- 
delspolitik wird eine nach den Bestimmungen über den freien Verkehr mit Industrie- 
erzeugnissen - niedergelegt im Beschluss Nr. 1/95 des Assoziationsrates EG-Türkei 
vom 22. Dezember 1995 - ausgestellte Warenverkehrsbescheinigung A. TR in den 
neuen Mitgliedstaaten für die Überführung von Waren in den freien Warenverkehr, die 
am Tag des Beitritts entweder nach der Ausfuhrzollabfertigung in der Gemeinschaft 
oder der Türkei befördert werden, in vorübergehender Verwahrung sind oder unter 
eines der unter Artikel 4 Nummer 16 Buchstaben b bis h der Verordnung (EWG) 
Nr. 2913/92 Richtlinie genannten Zollverfahren fallen, angenommen, sofern 

a) keiner der in Absatz 9 genannten Ursprungsnachweise für die betreffenden Waren 
vorgelegt wird und 

b) die Waren die Voraussetzungen für die Anwendung der Bestimmungen über den 
freien Verkehr mit Industrieerzeugnissen erfüllen und 

c) die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem Beitritt ausgestellt worden 
sind und 

d) die Warenverkehrsbescheinigung A.TR den Zollbehörden innerhalb von vier Mo- 
naten ab dem Tag des Beitritts vorgelegt wird. 

12. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 1 1 genannten Warenverkehrsbeschei- 
nigungen A.TR gelten die die Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigung A.TR 
und die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltung betreffenden Bestimmungen 
des Beschlusses Nr. 1/2001 des Ausschusses für Zusammenarbeit im Zollwesen EG- 
Türkei. 1 ) 


Zollverfahren 

1 3. Die vorübergehende Verwahrung oder die in Artikel 4 Nummer 1 6 Buchstaben b bis h 
der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 genannten Zollverfahren, die vor dem Beitritt 
begonnen haben, werden nach den Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts abge- 
wickelt oder beendet. 

Entsteht bei der Abwicklung oder Beendigung eine Zollschuld, so entspricht der Be- 
trag des zu zahlenden Einfuhrzolls dem zu dem Zeitpunkt zugrunde zu legenden Be- 
trag, zu dem die Zollschuld nach dem Gemeinsamen Zolltarif entsteht, und der ge- 
zahlte Betrag wird den Eigenmitteln der Gemeinschaft zugerechnet. 

14. Die Zolllagerverfahren gemäß den Artikeln 84 bis 90 und 98 bis 113 der Verordnung 
(EWG) Nr. 291 3/92 sowie den Artikeln 496 bis 535 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 
gelten für die neuen Mitgliedstaaten vorbehaltlich der folgenden besonderen Bestim- 
mungen: 

- Wird der Betrag einer Zollschuld anhand der Beschaffenheit der Einfuhrwaren, des 
Zollwerts und der Menge der Einfuhrwaren zum Zeitpunkt der Annahme der An- 
meldung zum Zolllagerverfahren ermittelt und wurde diese Anmeldung vor dem 
Beitritt angenommen, so ergeben sich diese Bemessungsgrundlagen aus den 
Rechtsvorschriften, die vor dem Tag des Beitritts in dem betreffenden neuen Mit- 
gliedstaat gegolten haben. 

1 5. Die Verfahren für die aktive Veredelung gemäß den Artikeln 84 bis 90 und 1 1 4 bis 1 29 
der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 sowie den Artikeln 496 bis 523 und 536 bis 550 
der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 gelten für die neuen Mitgliedstaaten vorbehaltlich 
der folgenden besonderen Bestimmungen: 

- Wird der Betrag einer Zollschuld anhand der Beschaffenheit der Einfuhrwaren, der 
Tarifierung, der Menge, des Zollwerts und des Ursprungs der Einfuhrwaren zum 
Zeitpunkt der Überführung in das Zollverfahren ermittelt und wurde die Anmeldung 
zur Überführung in das Zollverfahren vor dem Beitritt angenommen, so ergeben 


') Beschluss Nr. 1/2001 des Ausschusses für Zusammenarbeit im Zollwesen EG-Türkei vom 28.3. 
2001 zur Änderung des Beschlusses Nr. 1/96 zur Festlegung der Durchführungsvorschriften zu dem 
Beschluss Nr. 1/95 des Assoziationsrates EG-Türkei (ABI. L98 vom 7.4. 2001 , S. 31). Zuletzt geän- 
dert durch den Beschluss Nr. 1/2003 des Ausschusses für Zusammenarbeit im Zollwesen EG-Türkei 
(ABI. L 28 vom 4. 2. 2003, S. 51 ). 
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sich diese Bemessungsgrundlagen aus den Rechtsvorschriften, die vor dem Tag 
des Beitritts in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat gegolten haben. 

- Entsteht bei der Beendigung eine Zollschuld, so werden zur Wahrung der Gleich- 
behandlung der Inhaber von Bewilligungen in den derzeitigen Mitgliedstaaten und 
der Inhaber von Bewilligungen in den neuen Mitgliedstaaten für die Einfuhrabga- 
ben, die ab dem Tag des Beitritts nach den Gemeinschaftsvorschriften fällig wer- 
den, Ausgleichszinsen gezahlt. 

- Wurde die Anmeldung zur aktiven Veredelung im Rahmen eines Verfahrens der 
Zollrückvergütung angenommen, so erfolgt die Zollrückvergütung nach den Ge- 
meinschaftsvorschriften seitens und zulasten des neuen Mitgliedstaats, in dem die 
Zollschuld, deren Erstattung beantragt wurde, vor dem Beitritt entstanden ist. 

16. Die Verfahren für die vorübergehende Einfuhr gemäß den Artikeln 84 bis 90 und 137 
bis 144 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 sowie den Artikeln 496 bis 523 und 553 bis 
584 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 gelten für die neuen Mitgliedstaaten vorbe- 
haltlich der folgenden besonderen Bestimmungen: 

- Wird der Betrag einer Zollschuld anhand der Beschaffenheit der Einfuhrwaren, der 
Tarifierung, der Menge, des Zollwerts und des Ursprungs der Einfuhrwaren zum 
Zeitpunkt der Überführung in das Zollverfahren ermittelt und wurde die Anmeldung 
zur Überführung in das Zollverfahren vor dem Beitritt angenommen, so ergeben 
sich diese Bemessungsgrundlagen aus den Rechtsvorschriften, die vor dem Tag 
des Beitritts in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat gegolten haben. 

- Entsteht bei der Beendigung eine Zollschuld, so werden zur Wahrung der Gleich- 
behandlung der Inhaber von Bewilligungen in den derzeitigen Mitgliedstaaten und 
der Inhaber von Bewilligungen in den neuen Mitgliedstaaten für die Einfuhrab- 
gaben, die ab dem Tag des Beitritts nach den Gemeinschaftsvorschriften fällig wer- 
den, Ausgleichszinsen gezahlt. 

17. Die Verfahren für die passive Veredelung gemäß den Artikeln 84 bis 90 und 145 bis 
160 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 sowie den Artikeln 496 bis 523 und 585 bis 
592 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 gelten für die neuen Mitgliedstaaten vorbe- 
haltlich der folgenden besonderen Bestimmungen: 

- Artikel 591 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 gilt sinngemäß für Güter 
der vorübergehenden Ausfuhr, die vor dem Tag des Beitritts vorübergehend aus 
den neuen Mitgliedstaaten ausgeführt wurden. 


Sonstige Bestimmungen 

18. Genehmigungen, die vor dem Tag des Beitritts für die in Artikel 4 Nummer 16 Buch- 
staben d, e und g der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 genannten Zollverfahren erteilt 
wurden, bleiben bis zum Ende ihrer Gültigkeit oder ein Jahr nach dem Tag des Beitritts 
gültig, wenn dieser Zeitpunkt früher liegt. 

19. Die Verfahren für das Entstehen einer Zollschuld, die buchmäßige Erfassung und 
Nacherhebung gemäß den Artikeln 201 bis 232 der Verordnung (EWG) Nr. 291 3/92 
und den Artikeln 859 bis 876a der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 gelten für die neuen 
Mitgliedstaaten vorbehaltlich der folgenden besonderen Bestimmungen: 

- Die Nacherhebung erfolgt nach den Gemeinschaftsvorschriften. Ist die Zollschuld 
jedoch vor dem Tag des Beitritts entstanden, so wird die Nacherhebung nach den 
vor dem Beitritt in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat geltenden Vorschriften, 
durch ihn und zu seinen Gunsten vorgenommen. 

20. Die Verfahren für die Erstattung und den Erlass der Abgaben gemäß den Artikeln 235 
bis 242 der Verordnung (EWG) Nr. 291 3/92 sowie den Artikeln 877 bis 91 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2454/93 gelten für die neuen Mitgliedstaaten vorbehaltlich der folgen- 
den besonderen Bestimmungen: 

- Die Erstattung und der Erlass der Abgaben werden nach den Gemeinschaftsvor- 
schriften vorgenommen. Beziehen sich jedoch die Abgaben, deren Erstattung oder 
Erlass beantragt wird, auf eine vor dem Tag des Beitritts entstandene Zollschuld, 
so werden die Erstattung und der Erlass nach den vor dem Beitritt in dem betref- 
fenden neuen Mitgliedstaat geltenden Vorschriften, von ihm und zu seinen Lasten 
vorgenommen. 
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Anlage zu Anhang V 

Verzeichnis 

der bestehenden Beihilfemaßnahmen, 
auf die in Nummer 1 Buchstabe b des Mechanismus für 
bestehende Beihilfen nach Kapitel 2 Anhang V verwiesen wird 

Hinweis: Die in dieser Anlage aufgeführten Beihilfemaßnahmen sind nur insoweit für die 
Zwecke des bestehenden Beihilfesystems nach Kapitel 2 Anhang V als bestehende Beihil- 
fen zu betrachten, als sie unter dessen Absatz 1 fallen. 



Nr. 


Titel (Originalfassung) 

Datum der 
Genehmi- 
gung durch 
die nationale 
Aufsichts- 
behörde für 
staatliche 
Beihilfen 

Laufzeit 

MS 

Nr. 

Jahr 



BG 

1 

2004 

npefloroBapHHe Ha 3aA"b.n>KeHm=iTa 
KBM A'bpxaBaTa, BtSHHKHajlM no 
peaa Ha 3aKOHa 3a ype>KAaHe Ha 
Heo6cny>KBaHMTe KpeflMTH, 
AoroBopeHH flo 31. 12. 1990 r. cbc 
„CHnoMa“Afl, rp. CHnHCTpa, npe3 
yfl-b/ixoBaHe Ha cpoKa Ha 
M3nnaujaHe Ha maBHMuaTa 3a cpoK 
OT 15 TOflHHH. 

29. 7. 2004 

2004-2018 

BG 

2 

2004 

CpeflCTBa 3a KOMneHCwpaHe ot 
fl-bpxaBHMH ÖIOAXeT Ha A0Ka3aHMH 
ot „BtnrapcKH noinn“ EA ßecfiMUHT 
OT H3n-bTIHeHHeT0 Ha yHHBep- 
ca/iHaTa nomeHCKa ycnyra. 

18.11.2004 

31.12. 2010 

BG 

3 

2004 

UeaeBO cjDHHaHCMpaHe Ha 
fleÜHOCTTa Ha BtnrapcKaTa 
TeaerpacfDHa areHUHHHanpaßneHMe 
„1/lHxopMaunoHHO o6cny>KBaHe“ 

16.12.2003 

31.12. 2010 
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Anhang VI 

Liste nach Artikel 23 der Beitrittsakte: 
Übergangsbestimmungen, Bulgarien 

1. Freizügigkeit 

Vertrag über eine Verfassung für Europa 

31 968 R 1 61 2: Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 des Rates vom 1 5. Oktober 1 968 über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft (ABI. L257 vom 19. 10. 1968, 
S. 2), zuletzt geändert durch: 

- 32 004 L 0038: Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. 4. 2004 (ABI. L 1 58 vom 30. 4. 2004, S. 77) 

31 996 L0071: Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung 
von Dienstleistungen (ABI. L 1 8 vom 21.1. 1 997, S. 1 ) 

32 004 L0038: Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/ 
96/EWG (ABI. L 1 58 vom 30. 4. 2004, S. 77) 

1 . Hinsichtlich der Freizügigkeit von Arbeitnehmern und der Dienstleistungsfreiheit mit vor- 
übergehender Entsendung von Arbeitskräften im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 96/ 
71/EG gelten Artikel 39 und Artikel 49 Absatz 1 des EG-Vertrags zwischen Bulgarien ei- 
nerseits und den derzeitigen Mitgliedstaaten andererseits in vollem Umfang nur vorbe- 
haltlich der Übergangsbestimmungen der Nummern 2 bis 14. 

2. Abweichend von den Artikeln 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und bis zum 
Ende eines Zeitraums von zwei Jahren nach dem Tag des Beitritts werden die derzeiti- 
gen Mitgliedstaaten nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnah- 
men anwenden, um den Zugang bulgarischer Staatsangehöriger zu ihren Arbeitsmärk- 
ten zu regeln. Die derzeitigen Mitgliedstaaten können solche Maßnahmen bis zum Ende 
eines Zeitraums von fünf Jahren nach dem Tag des Beitritts weiter anwenden. 

Bulgarische Staatsangehörige, die am Tag des Beitritts rechtmäßig in einem derzeitigen 
Mitgliedstaat arbeiten und für einen ununterbrochenen Zeitraum von 12 Monaten oder 
länger zum Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats zugelassen waren, haben Zugang zum 
Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats, aber nicht zum Arbeitsmarkt anderer Mitgliedstaa- 
ten, die nationale Maßnahmen anwenden. 

Bulgarische Staatsangehörige, die nach dem Beitritt für einen ununterbrochenen Zeit- 
raum von 1 2 Monaten oder länger zum Arbeitsmarkt eines derzeitigen Mitgliedstaats zu- 
gelassen waren, genießen dieselben Rechte. 

Die in den Unterabsätzen 2 und 3 genannten bulgarischen Staatsangehörigen verlieren 
die dort gewährten Rechte, wenn sie den Arbeitsmarkt des derzeitigen Mitgliedstaats 
freiwillig verlassen. 

Bulgarischen Staatsangehörigen, die am Tag des Beitritts oder während eines Zeit- 
raums, in dem nationale Maßnahmen angewandt werden, rechtmäßig in einem derzei- 
tigen Mitgliedstaat arbeiten und weniger als 12 Monate zum Arbeitsmarkt dieses Mit- 
gliedstaats zugelassen waren, werden diese Rechte nicht gewährt. 

3. Vor Ende eines Zeitraums von zwei Jahren nach dem Tag des Beitritts wird der Rat die 
Funktionsweise der Übergangsregelungen nach Nummer 2 anhand eines Berichts der 
Kommission überprüfen. 

Bei Abschluss dieser Überprüfung und spätestens am Ende eines Zeitraums von zwei 
Jahren nach dem Beitritt teilen die derzeitigen Mitgliedstaaten der Kommission mit, ob 
sie weiterhin nationale oder sich aus bilateralen Vereinbarungen ergebende Maßnah- 
men anwenden, oder ob sie künftig die Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/ 
68 anwenden möchten. Erfolgt keine derartige Mitteilung, so gelten die Artikel 1 bis 6 
der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68. 

4. Auf Ersuchen Bulgariens kann eine weitere Überprüfung vorgenommen werden. Dabei 
findet das unter Nummer 3 genannte Verfahren Anwendung, das innerhalb von sechs 
Monaten nach Erhalt des Ersuchens Bulgariens abzuschließen ist. 

5. Ein Mitgliedstaat, der am Ende des unter Nummer 2 genannten Zeitraums von fünf Jah- 
ren nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen beibehält, 
kann im Falle schwerwiegender Störungen seines Arbeitsmarktes oder der Gefahr der- 
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artiger Störungen nach entsprechender Mitteilung an die Kommission diese Maßnah- 
men bis zum Ende des Zeitraums von sieben Jahren nach dem Tag des Beitritts weiter 
anwenden. Erfolgt keine derartige Mitteilung, so gelten die Artikel 1 bis 6 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1612/68. 

6. Während des Zeitraums von sieben Jahren nach dem Tag des Beitritts werden die Mit- 
gliedstaaten, in denen gemäß den Nummern 3, 4 oder 5 die Artikel 1 bis 6 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1612/68 für bulgarische Staatsangehörige gelten und die während die- 
ses Zeitraums Staatsangehörigen Bulgariens zu Kontrollzwecken Arbeitsgenehmigun- 
gen erteilen, dies automatisch tun. 

7. Die Mitgliedstaaten, in denen gemäß den Nummern 3, 4 oder 5 die Artikel 1 bis 6 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 für bulgarische Staatsangehörige gelten, können bis 
zum Ende eines Zeitraums von sieben Jahren nach dem Beitritt die in den folgenden 
Absätzen beschriebenen Verfahren anwenden. 

Wenn einer der Mitgliedstaaten im Sinne des Unterabsatzes 1 auf seinem Arbeitsmarkt 
Störungen erleidet oder voraussieht, die eine ernstliche Gefährdung des Lebensstan- 
dards oder des Beschäftigungsstandes in einem bestimmten Gebiet oder Beruf mit sich 
bringen könnten, unterrichtet dieser Mitgliedstaat die Kommission und die anderen Mit- 
gliedstaaten und übermittelt diesen alle zweckdienlichen Angaben. Der Mitgliedstaat 
kann die Kommission auf der Grundlage dieser Unterrichtung um die Erklärung ersu- 
chen, dass die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 zur 
Wiederherstellung der normalen Situation in diesem Gebiet oder Beruf ganz oder teil- 
weise ausgesetzt wird. Die Kommission trifft über die Aussetzung und deren Dauer und 
Geltungsbereich spätestens zwei Wochen, nachdem sie mit dem Ersuchen befasst 
wurde, eine Entscheidung und unterrichtet den Rat von dieser Entscheidung. Binnen 
zwei Wochen nach der Entscheidung der Kommission kann jeder Mitgliedstaat beantra- 
gen, dass diese Entscheidung vom Rat rückgängig gemacht oder geändert wird. Der 
Rat beschließt binnen zwei Wochen mit qualifizierter Mehrheit über diesen Antrag. 

Ein Mitgliedstaat im Sinne des Unterabsatzes 1 kann in dringenden und außergewöhn- 
lichen Fällen die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 aus- 
setzen und dies der Kommission unter Angabe von Gründen nachträglich mitteilen. 

8. Solange die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 gemäß 
den Nummern 2 bis 5 und 7 ausgesetzt ist, findet Artikel 23 der Richtlinie 2004/38/EG 
auf Staatsangehörige der derzeitigen Mitgliedstaaten in Bulgarien und auf bulgarische 
Staatsangehörige in den derzeitigen Mitgliedstaaten in Bezug auf das Recht der Fami- 
lienangehörigen von Arbeitnehmern, eine Beschäftigung aufzunehmen, unter folgen- 
den Bedingungen Anwendung: 

- der Ehegatte eines Arbeitnehmers und die Verwandten des Arbeitnehmers und des 
Ehegatten in absteigender Linie, die das 21 . Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
oder denen von diesen Unterhalt gewährt wird und die am Tag des Beitritts bei dem 
Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ihren rechtmäßigen Wohnsitz 
hatten, haben nach dem Beitritt sofortigen Zugang zum Arbeitsmarkt dieses Mit- 
gliedstaats. Dies gilt nicht für die Familienangehörigen eines Arbeitnehmers, der we- 
niger als 12 Monate rechtmäßig zu dem Arbeitsmarkt des betreffenden Mitgliedstaa- 
tes zugelassen war; 

- der Ehegatte eines Arbeitnehmers und die Verwandten des Arbeitnehmers und des 
Ehegatten in absteigender Linie, die das 21 . Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
oder denen von diesen Unterhalt gewährt wird und die ab einem Zeitpunkt nach dem 
Beitritt, aber während des Zeitraums der Anwendung der genannten Übergangs- 
regelungen bei dem Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ihren recht- 
mäßigen Wohnsitz hatten, haben Zugang zum Arbeitsmarkt des betreffenden Mit- 
gliedstaats, wenn sie mindestens achtzehn Monate in dem betreffenden Mitglied- 
staat ihren Wohnsitz hatten oder ab dem dritten Jahr nach dem Beitritt, wenn dieser 
Zeitpunkt früher liegt. 

Günstigere nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen blei- 
ben von diesen Bestimmungen unberührt. 

9. Soweit Vorschriften der Richtlinie 2004/38/EG, mit denen Vorschriften der Richt- 
linie 68/360/EWG 1 ) übernommen wurden, nicht von den Vorschriften der Verordnung 
(EWG) Nr. 1 61 2/68 getrennt werden können, deren Anwendung gemäß den Nummern 
2 bis 5 und 7 und 8 aufgeschoben wird, können Bulgarien und die derzeitigen Mitglied- 


') Richtlinie 68/360/EWG des Rates vom 1 5. Oktober 1 968 zur Aufhebung der Reise- und Aufenthalts- 
beschränkungen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und ihre Familienangehörigen innerhalb der 
Gemeinschaft (ABI. L 257 vom 1 9. 1 0. 1 968, S. 1 3), zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003 
(ABI. L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33) und mit Wirkung vom 30. April 2006 aufgehoben durch die Richt- 
linie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABI. L 1 58 vom 30. 4. 2004, S. 77). 
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Staaten in dem Maße, wie es für die Anwendung der Nummern 2 bis 5 und 7 und 8 
erforderlich ist, von diesen Vorschriften abweichen. 

10. Werden nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen von 
den derzeitigen Mitgliedstaaten gemäß den oben genannten Übergangsregelungen 
angewandt, so kann Bulgarien gleichwertige Maßnahmen gegenüber den Staatsan- 
gehörigen des betreffenden Mitgliedstaats oder der betreffenden Mitgliedstaaten bei- 
behalten. 

11. Wird die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 von einem 
der derzeitigen Mitgliedstaaten ausgesetzt, so kann Bulgarien gegenüber Rumänien 
die unter Nummer 7 festgelegten Verfahren anwenden. In dieser Zeit werden Arbeits- 
genehmigungen, die Bulgarien Staatsangehörigen Rumäniens zu Kontrollzwecken 
ausstellt, automatisch erteilt. 

1 2. Jeder derzeitige Mitgliedstaat, der nationale Maßnahmen gemäß den Nummern 2 bis 
5 und 7 bis 9 anwendet, kann im Rahmen seiner einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
eine größere Freizügigkeit einführen als sie am Tag des Beitritts bestand, einschließ- 
lich des uneingeschränkten Zugangs zum Arbeitsmarkt. Ab dem dritten Jahr nach 
dem Beitritt kann jeder derzeitige Mitgliedstaat, der nationale Maßnahmen anwendet, 
jederzeit beschließen, stattdessen die Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/ 
68 anzuwenden. Die Kommission wird über derartige Beschlüsse unterrichtet. 

13. Um tatsächlichen oder drohenden schwerwiegenden Störungen in bestimmten emp- 
findlichen Dienstleistungssektoren auf ihren Arbeitsmärkten zu begegnen, die sich in 
bestimmten Gebieten aus der länderübergreifenden Erbringung von Dienstleistungen 
im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 96/71/EG ergeben könnten, können Deutschland 
und Österreich, solange sie gemäß den vorstehend festgelegten Übergangsbestim- 
mungen nationale Maßnahmen oder Maßnahmen aufgrund von bilateralen Vereinba- 
rungen über die Freizügigkeit bulgarischer Arbeitnehmer anwenden, nach Unterrich- 
tung der Kommission von Artikel 49 Absatz 1 des EG-Vertrags abweichen, um im 
Bereich der Erbringung von Dienstleistungen durch in Bulgarien niedergelassene Un- 
ternehmen die zeitweilige grenzüberschreitende Beschäftigung von Arbeitnehmern 
einzuschränken, deren Recht, in Deutschland oder Österreich eine Arbeit aufzuneh- 
men, nationalen Maßnahmen unterliegt. 

Folgende Dienstleistungssektoren können von der Abweichung betroffen sein: 

- in Deutschland 


Sektor 

NACE-Code*), sofern nicht anders 
angegeben 

Baugewerbe, einschließlich ver- 
wandte Wirtschaftszweige 

45.1 bis 4; Im Anhang der Richtlinie 
96/71 /EG aufgeführte Tätigkeiten 

Reinigung von Gebäuden, Inventar 
und Verkehrsmitteln 

74.70 Reinigung von Gebäuden, 
Inventar und Verkehrsmitteln 

Sonstige Dienstleistungen 

74.87 Nur Tätigkeiten von Innen- 
dekorateuren 


*) NACE: siehe 31 990 R3037: Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 
1 990 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Ge- 
meinschaft (ABI. L293 vom 24. 10. 1990, S. 1). Zuletzt geändert durch 32003 R 1882: Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1 882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. 9. 2003 
(ABI. L 284 vom 31 . 1 0. 2003, S. 1 ). 


- in Österreich 


Sektor 

NACE-Code*), sofern nicht anders 
angegeben 

Erbringung von gärtnerischen 

01.41 

Dienstleistungen 


Be- und Verarbeitung von Natur- 

26.7 

steinen a. n.g. 


Fierstellung von Stahl- und Leicht- 

28.11 

metallkonstruktionen 


Baugewerbe, einschließlich- 

45.1 bis 4; Im Anhang der Richtlinie 

verwandte Wirtschaftszweige 

96/71 /EG aufgeführte Tätigkeiten 
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Sektor 

NACE-Code*), sofern nicht anders 
angegeben 

Schutzdienste 

74.60 

Reinigung von Gebäuden, Inventar 
und Verkehrsmitteln 

74.70 

Hauskrankenpflege 

85.14 

Sozialwesen a. n. g. 

85.32 


*) NACE: siehe 31 990 R3037: Verordnung (EWG) Nr.3037/90 des Rates vom 9. Oktober 
1 990 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Ge- 
meinschaft (ABI. L293 vom 24. 10. 1990, S. 1). Zuletzt geändert durch 32 003 R 1882: Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1 882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. 9. 2003 
(ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1). 

In dem Maße, wie Deutschland oder Österreich nach Maßgabe der vorstehenden Un- 
terabsätze von Artikel 49 Absatz 1 des EG-Vertrags abweichen, kann Bulgarien nach 
Unterrichtung der Kommission gleichwertige Maßnahmen ergreifen. 

Die Anwendung dieser Nummer darf nicht zu Bedingungen für die zeitweilige Freizü- 
gigkeit von Arbeitnehmern im Rahmen der länderübergreifenden Erbringung von 
Dienstleistungen zwischen Deutschland bzw. Österreich und Bulgarien führen, die re- 
striktiver sind als die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags gelten- 
den Bedingungen. 

14. Die Anwendung der Nummern 2 bis 5 und 7 bis 12 darf nicht zu Bedingungen für den 
Zugang bulgarischer Staatsangehöriger zu den Arbeitsmärkten der derzeitigen Mit- 
gliedstaaten führen, die restriktiver sind, als die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des 
Beitrittsvertrags geltenden Bedingungen. 

Ungeachtet der Anwendung der Bestimmungen unter den Nummern 1 bis 1 3 räumen 
die derzeitigen Mitgliedstaaten während der Dauer der Anwendung nationaler oder 
sich aus bilateralen Vereinbarungen ergebender Maßnahmen Arbeitnehmern, die 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaats sind, beim Zugang zu ihren Arbeitsmärkten 
Vorrang vor Arbeitnehmern ein, die Staatsangehörige eines Drittstaats sind. 

Bulgarische Wanderarbeitnehmer und ihre Familien, die rechtmäßig in einem anderen 
Mitgliedstaat ihren Wohnsitz haben und dort arbeiten, oder Wanderarbeitnehmer aus 
anderen Mitgliedstaaten und ihre Familien, die rechtmäßig in Bulgarien ihren Wohnsitz 
haben und dort arbeiten, dürfen nicht restriktiver behandelt werden als dieselben Per- 
sonen aus Drittstaaten, die in diesem Mitgliedstaat bzw. Bulgarien ihren Wohnsitz ha- 
ben und dort arbeiten. Darüber hinaus dürfen Wanderarbeitnehmer aus Drittländern, 
die in Bulgarien ihren Wohnsitz haben und dort arbeiten, gemäß dem Grundsatz der 
Gemeinschaftspräferenz nicht günstiger behandelt werden als bulgarische Staats- 
angehörige. 


2. Freier Dienstleistungsverkehr 

31 997 L 0009: Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
3. März 1 997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABI. L 84 vom 26. 3. 1 997, 
S. 22) 

Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 97/9/EG gilt die Mindestentschädigung in 
Bulgarien bis zum 31. Dezember 2009 nicht. Bulgarien stellt sicher, dass die Entschädi- 
gung nach dem bulgarischen Anlegerentschädigungssystem vom 1 . Januar 2007 bis zum 
31 . Dezember 2007 mindestens 1 2 000 EUR und vom 1 . Januar 2008 bis zum 31 . Dezem- 
ber 2009 mindestens 15 000 EUR beträgt. 

Die anderen Mitgliedstaaten sind während der Übergangszeit weiterhin berechtigt, einer 
Zweigniederlassung einer bulgarischen Wertpapierfirma in ihrem Staatsgebiet die Tätigkeit 
zu untersagen, solange eine solche Zweigniederlassung sich nicht einem offiziell aner- 
kannten Anlegerentschädigungssystem im Staatsgebiet des betreffenden Mitgliedstaates 
anschließt, um die Differenz zwischen der Entschädigungshöhe in Bulgarien und der in Ar- 
tikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 97/9/EG genannten Mindestentschädigung auszugleichen. 
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3. Freier Kapitalverkehr 

Vertrag über die Europäische Union, 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 

1 . Ungeachtet der Verpflichtungen aus den Verträgen, auf die sich die Europäische Union 
gründet, kann Bulgarien die in seinen Rechtsvorschriften zum Zeitpunkt der Unterzeich- 
nung des Beitrittsvertrags enthaltenen Beschränkungen des Erwerbs von Eigentums- 
rechten an Grundstücken für Zweitwohnsitze durch Staatsangehörige der Mitgliedstaa- 
ten oder der Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) ohne Wohnsitz in Bulgarien und durch juristische Personen, die nach den Ge- 
setzen eines anderen Mitgliedstaats oder eines EWR-Staates gegründet wurden, nach 
dem Tag des Beitritts fünf Jahre lang beibehalten. 

Staatsangehörige der Mitgliedstaaten und Staatsangehörige der Vertragsparteien des 
EWR-Abkommens, die ihren rechtmäßigen Wohnsitz in Bulgarien haben, dürfen weder 
den Bestimmungen des Unterabsatzes 1 noch anderen Regeln und Verfahren als den- 
jenigen unterworfen werden, die für bulgarische Staatsangehörige gelten. 

2. Ungeachtet der Verpflichtungen aus den Verträgen, auf die sich die Europäische Union 
gründet, kann Bulgarien die in seinen Rechtsvorschriften zum Zeitpunkt der Unterzeich- 
nung des Beitrittsvertrags enthaltenen Beschränkungen des Erwerbs von landwirt- 
schaftlichen Flächen, Wäldern und forstwirtschaftlichen Flächen durch Staatsangehö- 
rige anderer Mitgliedstaaten, durch Staatsangehörige der Vertragsparteien des EWR- 
Abkommens und durch juristische Personen, die nach den Gesetzen eines anderen Mit- 
gliedstaats oder eines EWR-Staates gegründet wurden, nach dem Tag des Beitritts sie- 
ben Jahre lang beibehalten. Auf keinen Fall dürfen Staatsangehörige eines Mitglied- 
staats beim Erwerb von landwirtschaftlichen Flächen, Wäldern und forstwirtschaftlichen 
Flächen ungünstiger als am Tag der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags oder restrikti- 
ver als Drittstaatsangehörige behandelt werden. 

Selbstständige Landwirte mit der Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaats, die 
sich in Bulgarien niederlassen und dort einen Wohnsitz anmelden wollen, dürfen weder 
den Bestimmungen des Unterabsatzes 1 noch anderen Verfahren als denjenigen unter- 
worfen werden, die für bulgarische Staatsangehörige gelten. 

Im dritten Jahr nach dem Tag des Beitritts wird eine allgemeine Überprüfung dieser 
Übergangsmaßnahmen vorgenommen. Die Kommission wird dem Rat dazu einen Be- 
richt unterbreiten. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission einstimmig beschließen, 
den in Unterabsatz 1 genannten Übergangszeitraum zu verkürzen oder zu beenden. 


4. Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

31 997 R 2597: Verordnung (EG) Nr. 2597/97 des Rates vom 18. Dezember 1997 zur Fest- 
legung ergänzender Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation für Milch und 
Milcherzeugnisse hinsichtlich Konsummilch (ABI. L351 vom 23.12. 1997, S. 13), zuletzt 
geändert durch: 

- 31 999 R 1 602: Verordnung (EG) Nr. 1 602/1 999 des Rates vom 1 9. 7. 1 999 (ABI. L 1 89 
vom 22.7. 1999, S.43) 

Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben b und c der Verordnung (EG) Nr. 2597/97 
gelten bis 30. April 2009 die Anforderungen an den Fettgehalt insofern nicht für in Bulgarien 
erzeugte Konsummilch, als Milch mit einem Fettgehalt von 3% (m/m) als Vollmilch und 
Milch mit einem Fettgehalt von 2% (m/m) als teilentrahmte (fettarme) Milch vermarktet wer- 
den darf. Konsummilch, die die Anforderungen an den Fettgehalt nicht erfüllt, darf nur in 
Bulgarien vermarktet oder in Drittländer ausgeführt werden. 


B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 

32 004 R 0853: Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ur- 
sprungs (ABI. L 1 39 vom 30. 4. 2004, S. 55) 

a) Die in Kapitel I und II der Anlage zu diesem Anhang aufgeführten Milch verarbeitenden 
Betriebe dürfen Lieferungen von Rohmilch, die den in Anhang III Abschnitt IX Kapitel I 
Unterkapitel II und III der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 genannten Anforderungen nicht 
entsprechen, bis zum 31. Dezember 2009 annehmen, sofern die Betriebe, aus denen 
die gelieferte Milch stammt, in einem zu diesen Zweck von den bulgarischen Behörden 
geführten Verzeichnis aufgeführt sind. 
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b) Solange die Bestimmungen dieses Buchstabens für die in Buchstabe a genannten Be- 
triebe gelten, werden Erzeugnisse dieser Betriebe nur auf dem inländischen Markt in 
Verkehr gebracht oder zur weiteren Verarbeitung in Betrieben in Bulgarien verwendet, 
für die die Bestimmungen des Buchstabens a ebenfalls gelten, und zwar unabhängig 
vom Datum des Inverkehrbringens. Diese Erzeugnisse müssen ein anderes Identitäts- 
kennzeichen als das in Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 vorgesehene Iden- 
titätskennzeichen tragen. 

c) Die in Kapitel II der Anlage zu diesem Anhang aufgelisteten Betriebe können bis zum 
31 . Dezember 2009 EU-konforme und nicht EU-konforme Milch in getrennten Produkti- 
onslinien verarbeiten. In diesem Zusammenhang wird unter nicht EU-konformer Milch 
die in Buchstabe a genannte Milch verstanden. Diese Betriebe müssen den EU-Anfor- 
derungen an Betriebe, einschließlich der Anwendung der (in Artikel 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 852/2004/EWG 1 ) genannten) Grundsätze der Gefahrenanalyse und der 
Überwachung kritischer Kontrollpunkte (HACCP-Grundsätze), vollständig genügen und 
nachweisen, dass sie die nachstehend aufgeführten Bedingungen, einschließlich der 
Benennung der betreffenden Produktionslinien, vollständig erfüllen können: 

- Ergreifen aller notwendigen Maßnahmen, um für die ordnungsgemäße Einhaltung 
der innerbetrieblichen Verfahren für die getrennte Behandlung der Milch zu sorgen, 
angefangen beim Sammeln der Milch bis hin zum Fertigerzeugnis, einschließlich der 
Milchsammelrouten, der getrennten Lagerung und Behandlung von EU-konformer 
und nicht EU-konformer Milch, der spezifischen Verpackung und Kennzeichnung von 
auf der Basis von nicht EU-konformer Milch hergestellten Erzeugnissen sowie der 
getrennten Lagerung dieser Erzeugnisse; 

- Einführung eines Verfahrens, mit dem die Rückverfolgbarkeit der Rohstoffe - ein- 
schließlich der notwendigen Dokumente für den Nachweis der Produktbewegungen 
- sichergestellt werden kann, sowie ein Verfahren für die Verbuchung der Erzeug- 
nisse und die Zuordnung von konformen und nicht konformen Rohstoffen zu den be- 
treffenden Erzeugniskategorien; 

- Vornahme einer Wärmebehandlung bei einer Temperatur von mindestens 71 ,7 °C für 
die Dauer von 15 Sekunden bei der gesamten Rohmilch; 

- Ergreifen aller geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Identitätskenn- 
zeichen nicht in betrügerischer Absicht verwendet werden. 

Die bulgarischen Behörden 

- stellen sicher, dass der Betreiber oder Leiter jedes betroffenen Betriebs alle erforder- 
lichen Maßnahmen ergreift, um für die ordnungsgemäße Einhaltung der innerbe- 
trieblichen Verfahren für die getrennte Behandlung der Milch zu sorgen; 

- führen Tests und unangekündigte Kontrollen im Zusammenhang mit der Einhaltung 
der getrennten Behandlung der Milch durch und 

- führen in zugelassenen Labors Tests bei allen Ausgangs- und Fertigerzeugnissen 
durch, um die Einhaltung der Anforderungen des Anhangs III Abschnitt IX Kapitel II 
der Verordnung (EG) Nr. 853/2004, einschließlich der mikrobiologischen Kriterien für 
Milcherzeugnisse, durch diese Erzeugnisse zu überprüfen. 

Milch und/oder Milcherzeugnisse, die aus nicht EU-konforme Rohmilch verarbeitenden 
getrennten Produktionslinien von EU-zugelassenen Milchverarbeitungsbetrieben stam- 
men, dürfen nur unter den unter Buchstabe b genannten Bedingungen in Verkehr ge- 
bracht werden. Produkte auf der Basis von konformer Rohmilch, die in einer getrennten 
Produktionslinie in einem in Kapitel II der Anlage zu diesem Anhang aufgelisteten Be- 
trieb verarbeitet wurde, können als konforme Erzeugnisse in Verkehr gebracht werden, 
solange alle Anforderungen hinsichtlich der Trennung von Produktlinien gewahrt blei- 
ben. 

d) Für Milch und Milcherzeugnisse, die gemäß den in Buchstabe c genannten Bestimmun- 
gen hergestellt werden, ist eine Stützung im Rahmen von Titel I, Kapitel II und III mit 
Ausnahme des Artikels 1 1 , sowie im Rahmen von Titel II der Verordnung (EG) Nr. 1255/ 
1999 2 ) des Rates nur dann vorgesehen, wenn sie mit dem in Anhang II Abschnitt I der 
Verordnung Nr. 853/2004 des Rates genannten ovalen Identitätskennzeichen versehen 
sind. 

e) Bulgarien sorgt für die schrittweise Erfüllung der in Buchstabe a genannten Anforderun- 
gen und unterbreitet der Kommission jährlich einen Bericht über die bei der Modernisie- 
rung der Milchwirtschaftsbetriebe und des Milchsammelsystems erzielten Fortschritte. 


') Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über 
Lebensmittelhygiene (ABI. L 1 39 vom 30. 4. 2004, S. 1 ). 

2 ) Verordnung (EG) Nr. 1 255/1 999 des Rates vom 17. Mai 1 999 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Milch und Milcherzeugnisse (ABI. LI 60 vom 26.6. 1999, S.48), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EG) Nr. 186/2004 der Kommission (ABI. L29 vom 3. 2. 2003, S. 6). 
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Bulgarien sorgt dafür, dass diese Anforderungen bis zum 31 . Dezember 2009 vollstän- 
dig erfüllt werden. 

f) Die Kommission kann die Anlage zu diesem Anhang vor dem Beitritt und bis zum 
31 . Dezember 2009 gemäß dem Verfahren des Artikels 58 der Verordnung (EG) Nr. 1 78/ 
2002 1 ) aktualisieren und dabei im Lichte der Fortschritte bei der Behebung bestehender 
Mängel und der Ergebnisse des Überwachungsprozesses einzelne Betriebe hinzufügen 
oder streichen. 

Detaillierte Umsetzungsregeln, die das reibungslose Funktionieren der vorstehenden 
Übergangsregelung sicherstellen sollen, können nach dem Verfahren des Artikels 58 
der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 angenommen werden. 


5. Verkehrspolitik 

1. 31 993 Fi 31 18: Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 des Rates vom 25. Oktober 1993 zur 
Festlegung der Bedingungen für die Zulassung von Verkehrsunternehmen zum Güter- 
kraftverkehr innerhalb eines Mitgliedstaats, in dem sie nicht ansässig sind (ABI. L279 
vom 12. 1 1 . 1993, S. 1), zuletzt geändert durch: 

- 32 002 R0484: Verordnung (EG) Nr. 484/2002 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 1 . 3. 2002 (ABI. L 76 vom 1 9. 3. 2002, S. 1 ) 

a) Abweichend von Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 31 1 8/93 und bis zum Ende des 
dritten Jahres ab dem Tag des Beitritts sind in Bulgarien niedergelassene Verkehrs- 
unternehmer vom innerstaatlichen Güterkraftverkehr in den anderen Mitgliedstaaten 
und in den anderen Mitgliedstaaten niedergelassene Verkehrsunternehmer vom in- 
nerstaatlichen Güterkraftverkehr in Bulgarien ausgeschlossen. 

b) Vor Ende des dritten Jahres ab dem Tag des Beitritts teilen die Mitgliedstaaten der 
Kommission mit, ob sie diese Frist um höchstens zwei Jahre verlängern oder ob sie 
künftig Artikel 1 der Verordnung in vollem Umfang anwenden werden. Erfolgt keine 
derartige Mitteilung, so gilt Artikel 1 der Verordnung. Nur Verkehrsunternehmer, die 
in den Mitgliedstaaten ansässig sind, die Artikel 1 der Verordnung anwenden, sind 
zum innerstaatlichen Güterkraftverkehr in den anderen Mitgliedstaaten, die Artikel 1 
ebenfalls anwenden, berechtigt. 

c) Diejenigen Mitgliedstaaten, in denen gemäß Buchstabe b Artikel 1 der Verordnung 
Anwendung findet, können bis zum Ende des fünften Jahres ab dem Datum des Bei- 
tritts das folgende Verfahren anwenden. 

Sind in einem unter Unterabsatz 1 fallenden Mitgliedstaat ernste Störungen des na- 
tionalen Marktes oder von Teilen desselben aufgrund von Kabotage zu verzeichnen 
oder sind derartige Störungen durch Kabotage noch verstärkt worden, beispiels- 
weise wenn ein erheblicher Angebotsüberschuss gegenüber der Nachfrage entsteht 
oder die finanzielle Stabilität oder das Überleben einer beträchtlichen Anzahl von 
Güterkraftverkehrsunternehmen gefährdet wird, unterrichtet der Mitgliedstaat die 
Kommission und die anderen Mitgliedstaaten darüber und übermittelt ihnen sämt- 
liche einschlägige Angaben. Der Mitgliedstaat kann die Kommission auf der Grund- 
lage dieser Unterrichtung ersuchen, die Anwendung von Artikel 1 der Verordnung 
zur Wiederherstellung der normalen Situation ganz oder teilweise auszusetzen. 

Die Kommission prüft die Situation anhand der von dem Mitgliedstaat übermittelten 
Angaben und entscheidet innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang des 
Antrags, ob Schutzmaßnahmen erforderlich sind. Das Verfahren nach Artikel 7 Ab- 
satz 3 Unterabsätze 2, 3 und 4 und Absätze 4, 5 und 6 der Verordnung findet Anwen- 
dung. 

Ein unter diesen Unterabsatz 1 fallender Mitgliedstaat kann in dringenden und au- 
ßergewöhnlichen Fällen die Anwendung von Artikel 1 der Verordnung aussetzen; er 
teilt dies der Kommission unter Angabe der Gründe nachträglich mit. 

d) Solange Artikel 1 der Verordnung gemäß den Buchstaben a und b nicht angewandt 
wird, können die Mitgliedstaaten den Zugang zum innerstaatlichen Güterkraftver- 
kehr regeln, indem sie nach und nach auf der Grundlage bilateraler Abkommen Ka- 
botagegenehmigungen austauschen. Dies kann auch zur vollständigen Liberalisie- 
rung führen. 


') Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 
zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errich- 
tung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Le- 
bensmittelsicherheit (ABI. L31 vom 1.2. 2002, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1642/2003 (ABI. L245 vom 29.9. 2003, S. 4). 
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e) Durch die Anwendung der Buchstaben a bis c darf der Zugang zum innerstaatlichen 
Güterkraftverkehr nicht stärker eingeschränkt werden, als dies zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung des Beitrittsvertrags der Fall war. 

2. 31 996 L 0026: Richtlinie 96/26/EG des Rates vom 29. April 1 996 über den Zugang zum 
Beruf des Güter- und Personenkraftverkehrsunternehmers im innerstaatlichen und 
grenzüberschreitenden Verkehr sowie über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise für die Beförderung von Gü- 
tern und die Beförderung von Personen im Straßenverkehr und über Maßnahmen zur 
Förderung der tatsächlichen Inanspruchnahme der Niederlassungsfreiheit der betref- 
fenden Verkehrsunternehmer (ABI. L 124 vom 23. 5. 1996, S. 1), zuletzt geändert durch: 

- 32 004 L0066: Richtlinie 2004/66/EG des Rates vom 26.4. 2004 (ABI. LI 68 vom 
1.5. 2004, S. 35). 

Bis zum 31 . 1 2. 201 0 gilt Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe c der Richtlinie 96/26/EG in Bul- 
garien nicht für Verkehrsunternehmen, die ausschließlich im innerstaatlichen Güter- und 
Personenkraftverkehr tätig sind. 

Das Eigenkapital und die Reserven dieser Unternehmen müssen nach folgendem Zeit- 
plan schrittweise die in dem genannten Artikel aufgeführten Mindesthöhen erreichen: 

- das Unternehmen muss bis 1 . 1 . 2007 über ein Eigenkapital und Reserven verfügen, 
die sich auf mindestens 5 850 EUR für das erste Fahrzeug und auf mindestens 3 250 
EUR für jedes weitere Fahrzeug belaufen; 

- das Unternehmen muss bis 1 . 1 . 2008 über ein Eigenkapital und Reserven verfügen, 
die sich auf mindestens 6 750 EUR für das erste Fahrzeug und auf mindestens 3 750 
EUR für jedes weitere Fahrzeug belaufen; 

- das Unternehmen muss bis 1 . 1 . 2009 über ein Eigenkapital und Reserven verfügen, 
die sich auf mindestens 7 650 EUR für das erste Fahrzeug und auf mindestens 4250 
EUR für jedes weitere Fahrzeug belaufen; 

- das Unternehmen muss bis 1 . 1 . 201 0 über ein Eigenkapital und Reserven verfügen, 
die sich auf mindestens 8 550 EUR für das erste Fahrzeug und auf mindestens 4750 
EUR für jedes weitere Fahrzeug belaufen. 

3. 31 996 L0053: Richtlinie 96/53/EG des Rates vom 25. Juli 1996 zur Festlegung der 
höchstzulässigen Abmessungen für bestimmte Straßenfahrzeuge im innerstaatlichen 
und grenzüberschreitenden Verkehr in der Gemeinschaft sowie zur Festlegung der 
höchstzulässigen Gewichte im grenzüberschreitenden Verkehr (ABI. L235 vom 17.9. 
1 996, S. 59), zuletzt geändert durch 

- 32 002 L0007: Richtlinie 2002/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18.2. 2002 (ABI. L 67 vom 9. 3. 2002, S. 47). 

Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 96/53/EG dürfen Kraftfahrzeuge, die 
den Grenzwerten der Kategorien 3.2.1, 3.4.1, 3.4.2 und 3.5.1 gemäß Anhang I jener 
Richtlinie entsprechen, bis zum 31 . Dezember 201 3 den nicht ausgebauten Teil des bul- 
garischen Straßennetzes nur dann befahren, wenn ihre Einzelachslast den bulgari- 
schen Grenzwerten entspricht. 

Ab dem Tag des Beitritts dürfen für die Benutzung der Plaupttransitstrecken gemäß An- 
hang I der Entscheidung Nr. 1692/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Juli 1996 über gemeinschaftliche Leitlinien für den Aufbau eines transeuropäi- 
schen Verkehrsnetzes 1 ) durch Fahrzeuge, die den Anforderungen der Richtlinie 96/53/ 
EG entsprechen, keine Beschränkungen vorgesehen werden. 

Bulgarien hält seinen in den nachstehenden Übersichten wiedergegebenen Zeitplan für 
den Ausbau seines Hauptstraßennetzes ein. Bei jeder Infrastrukturinvestition, in die Mit- 
tel aus dem Gemeinschaftshaushalt einfließen, muss sichergestellt sein, dass die 
Hauptverkehrswege für eine Tragfähigkeit von 1 1 ,5 Tonnen pro Achse gebaut oder aus- 
gebaut werden. 

Im Zuge dieses Ausbaus erfolgt eine schrittweise Öffnung des bulgarischen Straßennet- 
zes, einschließlich des Netzes gemäß Anhang I der Entscheidung Nr. 1692/96/EG, für 
im internationalen Verkehr eingesetzte Fahrzeuge, die den Grenzwerten der Richtlinie 
entsprechen. Während der gesamten Übergangszeit ist die Benutzung der nicht ausge- 
bauten Teile des Nebenstraßennetzes für die Zwecke des Be- und Entladens erlaubt, 
soweit dies technisch möglich ist. 

Ab dem Zeitpunkt des Beitritts dürfen bei allen mit Luftfederung ausgestatteten Fahrzeu- 
gen im grenzüberschreitenden Verkehr, die die Grenzwerte der Richtlinie 96/53/EG ein- 


') ABI. L 228 vom 9. 9. 1 996, S. 1 . Zuletzt geändert durch die Entscheidung Nr. 884/2004/EG (ABI. L 1 67 
vom 30.4.2004, S. 1). 
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halten, auf dem gesamten bulgarischen Straßenverkehrsnetz keine vorübergehenden 
Zusatzgebühren erhoben werden. 

Vorübergehende Zusatzgebühren für die Benutzung nicht ausgebauter Teile des Netzes 
durch im grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzte Fahrzeuge ohne Luftfederung, die 
die Grenzwerte der Richtlinie einhalten, werden in nicht diskriminierender Weise erho- 
ben. Das Gebührensystem muss transparent sein, und die Entrichtung der Gebühren 
darf für den Benutzer nicht mit einem unangemessenen Verwaltungsaufwand oder un- 
angemessenen Verzögerungen verbunden sein, noch darf die Entrichtung dieser Ge- 
bühren zum Anlass für systematische Kontrollen der Achslast an der Grenze genom- 
men werden. Die Überwachung der Einhaltung der höchstzulässigen Einzelachslast 
muss in einer nicht diskriminierenden Weise im gesamten Hoheitsgebiet erfolgen und 
muss auch wirksam sein, wenn es sich um in Bulgarien zugelassene Fahrzeuge han- 
delt. 


Programm für den Ausbau des Straßennetzes (km) 
Tabelle 1 


N 

Straßen- 

nummer 

Straßenabschnitt 

Länge/ 

km 

Inbetrieb- 

nahme 

Maßnahme 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1 

I-5/E-85/ 

Gabrovo - Shipka 

18 

2014 

Straßenneubau 

2 

I-5/E-85/ 

Kardjali - Podkova 
(Makaza) 

18 

2008 

Straßenneubau 



Zwischensumme 

36 



3 

1-6 

Sofia - Pirdop 

56 

2009 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

4 

1-7 

Silistra - Shumen 

88 

2011 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

5 

1-7 

Preslav - E-773 

48 

2010 

Wiederaufbau- 

arbeiten 



Zwischensumme 

136 



6 

I-9/E-87/ 

Rumänische Grenze - 
Balchik 

60 

2009 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

7 

11-12 

Vidin - Grenze von 
Serbien und Monte- 
negro 

26 

2008 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

8 

11-14 

Vidin - Kula - Grenze 
von Serbien und Mon- 
tenegro 

42 

2009 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

9 

11-18 

Ringstraße um Sofia - 
nördlicher Bogen 

24 

2014 

Straßenneubau 

10 

11-19 

Simitli - Götze Delchev 
- griechische Grenze 

91 

2008 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

11 

11-29 

Dobritch - Varna 

21 

2010 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

12 

11-35 

Lovetch - Karnare 

28 

2011 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

13 

11-53 

Sliven - Jambol 

25 

2010 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

14 

11-55 

Gurkovo - Nova 

Zagora 


2010 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

15 

11-55 

Nova Zagora - 
Svilengrad 

81 

2012 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 
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N 

Straßen- 

nummer 

Straßenabschnitt 

Länge/ 

km 

Inbetrieb- 

nahme 

Maßnahme 



Zwischensumme 

107 



16 

11-57 

Stara Zagora - 
Radnevo 

42 

2010 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

17 

11-62 

Kyustendil - Dupnitza 

26 

2011 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

18 

11-63 

Pernik- Grenze von 
Serbien und Monte- 
negro 

20 

2010 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

19 

11-73 

Shumen - Karnobat 

44 

2012 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

20 

11-73 

Shumen - Karnobat 

19 

2011 

Wiederaufbau- 

arbeiten 



Zwischensumme 

63 



21 

11-78 

Radnevo -Topolovgrad 

40 

2013 

Wiederherstel- 

lungsarbeiten 

22 

11-86 

Asenovgrad - Smoljan 

72 

2014 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

23 

11-98 

Burgas - Malko 

Tarnovo 

64 

2014 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

24 

III (-197) 

Götze Delchev - 
Smoljan 

87 

2013 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

25 

III (-198) 

Götze Delchev - 
Grenze zur E. J. R. 
Mazedonien 

95 

2013 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

26 

III (-534) 

Elena - Nova Zagora 

52 

2012 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

27 

III (-534) 

Nova Zagora - 
Simeonovgrad 

53 

2014 

Wiederaufbau- 

arbeiten 



Zwischensumme 

105 



28 

III (-601) 

Kjustendil - Grenze Zur 
E. J. R. Mazedonien 

27 

2011 

Straßenneubau 

29 

III (-622) 

Kjustendil - Grenze Zur 
E. J. R. Mazedonien 

31 

2013 

Straßenneubau 

30 

III (-865) 

Smoljan - Madan 

15 

2011 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

31 

III (-867) 

Smolian - Kardjali 

69 

2014 

Wiederaufbau- 

arbeiten 

32 

III (-868) 

Umgehungsstraße 

Smoljan 

40 

2012 

Straßenneubau 

33 

IV-41 0 068 

Simitli - Grenze zur 

E. J. R. Mazedonien 

28 

2009 

Straßenneubau 

34 


Umgehungsstraße 

Plovdiv 

4 

2014 

Straßenneubau 


AI. 

„Trakia“-Autobahn- 
stara Zagora - 
Karnobat 




35 


Los 2 

33 

2010 

Straßenneubau 
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N 

Straßen- 

nummer 

Straßenabschnitt 

Länge/ 

km 

Inbetrieb- 

nahme 

Maßnahme 

36 


Los 3 

37 

2011 

Straßenneubau 

37 


Los 4 

48 

2014 

Straßenneubau 



Zwischensumme 

118 





Gesamtsumme 

1 598 




Tabelle 2 



2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 


Maßnahme 









Wiederherstellungs- 

arbeiten 

91 

116 

114 

88 

81 

40 

0 


Wiederaufbau- 

arbeiten 

26 

42 

68 

88 

96 

182 

258 


Straßenneubau 

18 

28 

33 

64 

40 

31 

94 



135 

186 

215 

240 

217 

253 

352 

1 598 km 


6. Steuerwesen 

1 . 31 977 L 0388: Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 1 7. Mai 1 977 zur Harmo- 
nisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern - Ge- 
meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund- 
lage (ABI. LI 45 vom 13.6. 1977, S. 1), zuletzt geändert durch: 

- 32 004 L0066: Richtlinie 2004/66/EG des Rates vom 26.4. 2004 (ABI. LI 68 vom 
1.5. 2004, S. 35). 

Bei der Anwendung von Artikel 28 Absatz 3 Buchstabe b der Richtlinie 77/388/EWG 
kann Bulgarien eine Mehrwertsteuerbefreiung für den internationalen Personenverkehr 
gemäß Anhang F Nummer 17 der Richtlinie beibehalten, solange dieselbe Befreiung in 
einem der derzeitigen Mitgliedstaaten angewandt wird oder, falls dies früher eintritt, bis 
die Bedingung gemäß Artikel 28 Absatz 4 der Richtlinie erfüllt ist. 

2. 31 992 L 0079: Richtlinie 92/79/EWG des Rates vom 1 9. Oktober 1 992 zur Annäherung 
der Verbrauchsteuern auf Zigaretten (ABI. L316 vom 31 . 10. 1992, S.8), zuletzt geän- 
dert durch: 

- 32 003 L 01 1 7: Richtlinie 2003/1 1 7/EG des Rates vom 5. 1 2. 2003 (ABI. L 333 vom 
20. 12.2003, S. 49). 

Abweichend von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 92/79/EWG darf Bulgarien die Anwen- 
dung der globalen Mindestverbrauchsteuer auf den Kleinverkaufspreis (einschließlich 
aller Steuern) von Zigaretten der gängigsten Preisklasse bis zum 31 . Dezember 2009 
aufschieben, sofern Bulgarien während dieses Zeitraums seine Verbrauchsteuersätze 
schrittweise an die in der Richtlinie vorgesehene globale Mindestverbrauchsteuer an- 
gleicht. 

Unbeschadet des Artikels 8 der Richtlinie 92/12/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 
über das allgemeine System, den Besitz, die Beförderung und die Kontrolle verbrauch- 
steuerpflichtiger Waren 1 ) und nach Unterrichtung der Kommission können die Mitglied- 
staaten, solange die oben genannte Ausnahmeregelung angewandt wird, für aus Bul- 
garien in ihr Hoheitsgebiet ohne Entrichtung weiterer Verbrauchsteuern mitgebrachte 
Zigaretten die gleichen Mengenbeschränkungen wie für Zigaretten aufrechterhalten, 
die aus Drittländern eingeführt werden. Die Mitgliedstaaten, die von dieser Möglichkeit 
Gebrauch machen, können die erforderlichen Kontrollen durchführen, sofern dadurch 
das einwandfreie Funktionieren des Binnenmarktes nicht beeinträchtigt wird. 


') ABI. L 76 vom 23. 3. 1 992, S. 1 . Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003 (ABI. L 1 22 
vom 16.5.2003, S.36). 
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3. 32 003 L0049: Richtlinie 2003/49/EG des Rates vom 3. Juni 2003 über eine gemein- 
same Steuerregelung für Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen verbun- 
denen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. LI 57 vom 26. 6. 2003, S. 49), 
zuletzt geändert durch: 

- 32004 L0076: Richtlinie 2004/76/EG des Rates vom 29.4. 2004 (ABI. L157 vom 
30.4.2004, S. 106) 

Es wird Bulgarien gestattet, die Bestimmungen des Artikels 1 der Richtlinie 2003/49/EG 
bis zum 31 . Dezember 2014 nicht anzuwenden. Während dieser Übergangszeit darf der 
Steuersatz für Zinsen oder Lizenzgebühren, die an ein verbundenes Unternehmen ei- 
nes anderen Mitgliedstaats oder an eine in einem anderen Mitgliedstaat belegene Be- 
triebsstätte eines verbundenen Unternehmens eines Mitgliedstaates gezahlt werden, 
bis zum 31 . Dezember 2010 10% und in den darauf folgenden Jahren bis zum 31 . De- 
zember 2014 5% nicht überschreiten. 

4. 32 003 L0096: Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restruktu- 
rierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieer- 
zeugnissen und elektrischem Strom (ABI. L283 vom 31. 10. 2003, S. 51), zuletzt geän- 
dert durch: 

- 32 004 L0075: Richtlinie 2004/75/EG des Rates vom 29.4. 2004 (ABI. LI 57 vom 
30.4.2004, S. 100) 

a) Abweichend von Artikel 7 der Richtlinie 2003/96/EG kann Bulgarien folgende Über- 
gangszeiten anwenden: 

- bis zum 1. Januar 2011 für die Angleichung der nationalen Steuer auf als Kraft- 
stoff genutztes unverbleites Benzin an die Mindesthöhe von 359 EUR je 1 0001. 
Der effektive Steuersatz auf als Kraftstoff genutztes unverbleites Benzin darf ab 
1 . Januar 2008 nicht weniger als 323 EUR auf je 1 000 1 betragen; 

- bis zum 1. Januar 2010 für die Angleichung der nationalen Steuer auf als Kraft- 
stoff genutztes Gasöl und Kerosin an die Mindesthöhe von 302 EUR je 1 000 1 und 
bis zum 1 . Januar 2013 an die Mindesthöhe von 330 EUR je 1 000 1. Der effektive 
Steuersatz auf als Kraftstoff genutztes Gasöl und Kerosin darf ab 1 . Januar 2008 
nicht weniger als 274 EUR auf je 1 000 1 betragen. 

b) Abweichend von Artikel 9 der Richtlinie 2003/96/EG kann Bulgarien folgende Über- 
gangszeiten anwenden: 

- bis zum 1. Januar 2010 für die Angleichung der nationalen Steuer auf für Fern- 
heizungszwecke verwendete Kohle und Koks an die in Anhang I Tabelle C fest- 
gelegte Mindesthöhe der Besteuerung; 

- bis zum 1 . Januar 2009 für die Angleichung der nationalen Steuer auf für andere 
als Fernheizungszwecke verwendete Kohle und Koks an die in Anhang I Tabelle 
C festgelegte Mindesthöhe der Besteuerung. 

Der effektive Steuersatz für die betreffenden Energieerzeugnisse darf ab 1 . Januar 
2007 nicht weniger als 50% des jeweiligen gemeinschaftlichen Mindestsatzes betra- 
gen. 

c) Abweichend von Artikel 10 der Richtlinie 2003/96/EG kann Bulgarien eine Über- 
gangszeit bis zum 1. Januar 2010 für die Angleichung der nationalen Steuer auf 
Elektrizität an die in Anhang I Tabelle C festgelegte Mindesthöhe anwenden. Der ef- 
fektive Steuersatz für Elektrizität darf ab 1 . Januar 2007 nicht weniger als 50% des 
jeweiligen gemeinschaftlichen Mindestsatzes betragen. 


7. Sozialpolitik und Beschäftigung 

32 001 L0037: Richtlinie 2001/37/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. Juni 2001 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Herstellung, die Aufmachung und den Verkauf von Tabakerzeugnissen (ABI. L 1 94 
vom 18.7.2001, S. 26). 

Abweichend von Artikel 3 der Richtlinie 2001 /37/EG gilt der Teerhöchstgehalt für Zigaret- 
ten, die im Hoheitsgebiet Bulgariens hergestellt und vermarktet werden, ab dem 1 . Januar 
201 1 . Während des Übergangszeitraums: 

- dürfen in Bulgarien hergestellte Zigaretten mit einem Teergehalt von mehr als 1 0 mg je 
Zigarette in den anderen Mitgliedstaaten nicht vermarktet werden; 

- dürfen in Bulgarien hergestellte Zigaretten mit einem Teergehalt von mehr als 13 mg je 
Zigarette nicht in Drittländer ausgeführt werden; dieser Höchstwert verringert sich ab 
dem 1 . Januar 2008 auf 1 2 mg und ab dem 1 . Januar 201 0 auf 1 1 mg. 
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- Bulgarien wird der Kommission regelmäßig aktualisierte Informationen über den Zeit- 
plan und die Maßnahmen zur Einhaltung der Richtlinie übermitteln. 


8. Energie 

31 968 L0414: Richtlinie 68/414/EWG des Rates vom 20. Dezember 1968 zur Verpflich- 
tung der Mitgliedstaaten der EWG, Mindestvorräte an Erdöl und/oder Erdölerzeugnissen zu 
halten (ABI. L308 vom 23. 12. 1968, S. 14), zuletzt geändert durch: 

- 31 998 L0093: Richtlinie 98/93/EG des Rates vom 14. 12. 1998 (ABI. L 358 vom 31.12. 
1998, S. 100) 

Abweichend von Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie 68/414/EWG gelten in Bulgarien die An- 
forderungen an die Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen bis zum 31. Dezember 2012 
nicht. Bulgarien stellt sicher, dass seine Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen für jede der 
in Artikel 2 genannten Kategorien von Erdölerzeugnissen mindestens dem nach dem Ta- 
gesdurchschnitt errechneten Inlandsverbrauch gemäß Artikel 1 Absatz 1 für die folgende 
Anzahl von Tagen entsprechen: 

- für 30 Tage bis zum 1 . Januar 2007; 

- für 40 Tage bis zum 31 . Dezember 2007 ; 

- für 50 Tage bis zum 31 . Dezember 2008; 

- für 60 Tage bis zum 31 . Dezember 2009; 

- für 70 Tage bis zum 31. Dezember 2010; 

- für 80 Tage bis zum 31 . Dezember 2011; 

- für 90 Tage bis zum 31 . Dezember 2012. 


9. Telekommunikation und Informationstechnologie 

32 002 L0022: Richtlinie 2002/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. März 2002 über den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikati- 
onsnetzen und -diensten (Universaldienstrichtlinie) (ABI. L 1 08 vom 24. 4. 2002, S. 51 ) 

Abweichend von Artikel 30 Absatz 1 der Richtlinie 2002/22/EG kann Bulgarien die Einfüh- 
rung der Nummernübertragbarkeit höchstens bis zum 1 . Januar 2009 zurückstellen. 


10. Umwelt 


A. Luftqualität 

1. 31 994 L0063: Richtlinie 94/63/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Dezember 1994 zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindun- 
gen (VOC-Emissionen) bei der Lagerung von Ottokraftstoff und seiner Verteilung von 
den Auslieferungslagern bis zu den Tankstellen (ABI. L 365 vom 31.12.1 994, S. 24), ge- 
ändert durch: 

- 32 003 RI 882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ). 

a) Abweichend von Artikel 3 und Anhang I der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforde- 
rungen an vorhandene Lagertanks in Auslieferungslagern in Bulgarien bis zu folgen- 
den Terminen nicht: 

- bis zum 31. Dezember 2007 für Lagertanks in 6 Auslieferungslagern mit einem 
Durchsatz von über 25000 Tonnen/Jahr, jedoch nicht mehr als 50 000 Tonnen/ 
Jahr; 

- bis zum 31 . Dezember 2009 für Lagertanks in 1 9 Auslieferungslagern mit einem 
Durchsatz von nicht mehr als 25000 Tonnen/Jahr; 

b) Abweichend von Artikel 4 und Anhang II der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforde- 
rungen an das Befüllen und Entleeren vorhandener beweglicher Behältnisse in Aus- 
lieferungslagern in Bulgarien bis zu folgenden Terminen nicht: 

- bis zum 31. Dezember 2007 für 12 Auslieferungslager mit einem Durchsatz von 
über 25 000 Tonnen/Jahr, jedoch nicht mehr als 1 50 000 Tonnen/Jahr; 

- bis zum 31 . Dezember 2009 für 29 Auslieferungslager mit einem Durchsatz von 
nicht mehr als 25 000 Tonnen/Jahr. 
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c) Abweichend von Artikel 5 der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforderungen an vor- 
handene bewegliche Behältnisse in Auslieferungslagern in Bulgarien bis zu folgen- 
den Terminen nicht: 

- bis zum 31 . Dezember 2007 für 50 Straßentankfahrzeuge; 

- bis zum 31 . Dezember 2009 für 466 weitere Straßentankfahrzeuge. 

d) Abweichend von Artikel 6 und Anhang III der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforde- 
rungen an das Befüllen vorhandener Lagertanks an Tankstellen in Bulgarien bis zu 
folgenden Terminen nicht: 

- bis zum 31. Dezember 2007 für 355 Tankstellen mit einem Durchsatz von über 
500 m 3 /Jahr, jedoch nicht mehr als 1 000 m 3 /Jahr; 

- bis zum 31 . Dezember 2009 für 653 Tankstellen mit einem Durchsatz von bis zu 
500 m 3 /Jahr. 

2. 31 999 L0032: Richtlinie 1999/32/EG des Rates vom 26. April 1999 über eine Verringe- 
rung des Schwefelgehalts bestimmter flüssiger Kraft- oder Brennstoffe und zur Ände- 
rung der Richtlinie 93/12/EWG (ABI. L 121 vom 11.5. 1999, S. 13), geändert durch: 

- 32 003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1) 

a) Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 1999/32/EG gelten die Anforderun- 
gen an den Schwefelgehalt von Schwerölen in Bulgarien bis zum 31. Dezember 
2011 nicht für den heimischen Verbrauch. Während dieser Übergangszeit darf der 
Schwefelgehalt 3,00 Masseprozent nicht überschreiten. 

b) Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 1 999/32/EG gelten die Anforderun- 
gen an den Schwefelgehalt von Gasöl in Bulgarien bis zum 31 . Dezember 2009 nicht 
für den heimischen Verbrauch. Während dieser Übergangszeit darf der Schwefelge- 
halt 0,20 Masseprozent nicht überschreiten. 


B. Abfallwirtschaft 


1. 31 993 R 0259: Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates vom 1 . Februar 1993 zur Über- 
wachung und Kontrolle der Verbringung von Abfällen in der, in die und aus der Europäi- 
schen Gemeinschaft (ABI. L30 vom 6. 2. 1993, S. 1), zuletzt geändert durch: 


- 32 001 R 2557: Verordnung (EG) Nr. 2557/2001 der Kommission vom 28.12. 2001 
(ABI. L 349 vom 31 . 1 2. 2001 , S. 1 ). 

a) Bis zum 31 . Dezember 201 4 sind Verbringungen nach Bulgarien von zur Verwertung 
bestimmten Abfällen, die in Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 aufgeführt 
sind, den zuständigen Behörden zu notifizieren und gemäß den Artikeln 6, 7 und 8 
der Verordnung abzuwickeln. 

b) Abweichend von Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 können die zu- 
ständigen Behörden Bulgariens bis zum 31. Dezember 2009 Einwände gegen die 
Verbringung der folgenden in Anhang III aufgeführten zur Verwertung bestimmten 
Abfälle nach Bulgarien aus den in Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung festgelegten 
Gründen erheben. Für diese Verbringungen gilt Artikel 1 0 der Verordnung. 

AA. Metallhaltige Abfälle 

- AA 090 Arsenabfälle und Rückstände 

- AA100 Quecksilberabfälle und Rückstände 

- AA130 Flüssigkeiten aus dem Beizen von Metallen 

AB. Abfälle aus vorwiegend anorganischen Stoffen, eventuell mit Metallen oder or- 
ganischen Stoffen 

AC. Vorwiegend organische Stoffe enthaltende Abfälle, eventuell mit Metallen und 
Anorganischen Stoffen 


- AC 040 

- AC 050 

- AC 060 

- AC 070 

- AC 080 

- AC 1 1 0 

- AC 120 


Schlamm von verbleitem Benzin 
Heizflüssigkeit (Wärmeübertragung) 

Hydraulikflüssigkeit 

Bremsflüssigkeit 

Frostschutzmittel 

Phenole und phenolhaltige Verbindungen einschließlich Chlorphe- 
nole, in flüssiger Form oder als Schlamm 

Polychlornaphthalin 
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- AC 150 Fluorchlorkohlenwasserstoffe 

- AC 160 Flalone 

- AC 190 Rückstände aus der Abwrackung von Kraftfahrzeugen (leichtes - 

Mahlgut) 

- AC 200 Organische Phosphorverbindungen 

- AC 230 Halogenhaltige oder nichthalogenhaltige wasserfreie Destillations- 

rückstände, die bei der Wiedergewinnung von Lösungsmitteln an- 
fallen 


- AC 240 Abfälle aus der Herstellung von halogenierten, aliphatischen Koh- 

lenwasserstoffen (wie Chlormethanen, Dichlorethan, Vinylchlorid, 
Vinylidenchlorid, Allychlorid und Epichlorydrin) 

- AC 260 Flüssiger Schweinemist; Fäkalien 


AD. Abfälle, die sowohl anorganische als auch organische Stoffe enthalten können 


- AD 010 Abfälle aus der Herstellung und Zubereitung pharmazeutischer 
Produkte 


Abfälle, die die nachstehenden Stoffen enthalten, aus ihnen beste- 
hen oder von diesen verunreinigt sind: 

• AD 040 - anorganische Cyanide, ausgenommen feste Edelme- 
tallrückstände, die Spuren von anorganischen Cyaniden enthal- 
ten 

• AD 050 - organische Cyanide 

- AD 060 Gemische und Emulsionen aus Öl und Wasser oder aus Kohlen- 
wasserstoffen und Wasser 


- AD 070 Abfälle aus der Herstellung, Zubereitung und Verwendung von Tin- 

ten, Farbstoffen, Pigmenten, Anstrichfarben und Lacken 

- AD 150 Als Filter (z. B. Biofilter) verwendete, natürlich vorkommende orga- 

nische Stoffe 


- AD 160 Kommunale Abfälle oder Hausmüll 


Dieser Zeitraum kann nach dem in Artikel 18 der Richtlinie 75/442/EWG des Rates 
über Abfälle festgelegten Verfahren 1 ), in ihrer durch die Richtlinie 91/156/EWG des 
Rates vom 15. Juli 1975 2 ) geänderten Fassung höchstens bis zum 31. Dezember 
2012 verlängert werden. 

c) Abweichend von Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 können die zu- 
ständigen Behörden Bulgariens bis zum 31 . Dezember 2009 gegen die Verbringung 
nach Bulgarien von zur Verwertung bestimmten Abfällen, die in Anhang IV der Ver- 
ordnung aufgeführt sind, und gegen die Verbringung von zur Verwertung bestimm- 
ten, nicht in den Anhängen der Verordnung aufgeführten Abfällen aus den in Artikel 4 
Absatz 3 der Verordnung festgelegten Gründen Einwände erheben. 

d) Abweichend von Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 erheben die 
zuständigen Behörden Bulgariens Einwände gegen Verbringungen von zur Verwer- 
tung bestimmten Abfällen, die in den Anhängen II, III und IV der Verordnung aufge- 
führt sind, sowie gegen Verbringungen von zur Verwertung bestimmten Abfällen, die 
in diesen Anhängen nicht aufgeführt sind und die für eine Anlage bestimmt sind, für 
die eine vorübergehende Ausnahme von bestimmten Vorschriften der Richtlinie 96/ 
61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die integrierte Vermeidung und Ver- 
minderung der Umweltverschmutzung 3 ) oder der Richtlinie 2001/80/EG des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2001 zur Begrenzung von 
Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanlagen in die Luft 4 ) gilt; dies gilt für die 
Dauer der vorübergehenden Ausnahme für die Bestimmungsanlage. 

2. 31 994 L0062: Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Dezember 1994 über Verpackungen und Verpackungsabfälle (ABI. L365 vom 

31.12. 1994, S. 10), zuletzt geändert durch: 

- 32004 L0012: Richtlinie 2004/12/EG des Europäischen Parlaments des Rates vom 
11.2. 2004 (ABI. L 47 vom 1 8. 2. 2004, S. 26) 


') ABI. LI 94 vom 25.7. 1975, S.39. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 (ABI. 
L284 vom 31 . 1 0. 2003, S. 1 ). 

2 ) ABI. L 78 vom 26.3. 1991, S. 32. 

3 ) ABI. L257 vom 10. 10. 1996, S.26. 

4 ) ABI. L309 vom 27. 1 1 . 2001 , S. 1. Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003 (ABI. L236 vom 
23.9. 2003, S. 33). 
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a) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 94/62/EG erreicht Bul- 
garien die Gesamtverwertungsquoten für die stoffliche Verwertung oder die Verbren- 
nung in Abfallverbrennungsanlagen mit Energierückgewinnung bis 31. Dezember 
201 1 , wobei nachstehende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 35 Gewichtsprozent bis 31 . Dezember 2006, 39 Gewichtsprozent für 2007, 42 
Gewichtsprozent für 2008, 46 Gewichtsprozent für 2009 und 48 Gewichtsprozent 
für 2010. 

b) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 94/62/EG erreicht Bul- 
garien die Gesamtverwertungsquoten für die stoffliche Verwertung oder die Verbren- 
nung in Abfallverbrennungsanlagen mit Energierückgewinnung bis 31. Dezember 
2014, wobei nachstehende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 50 Gewichtsprozent für 201 1 , 53 Gewichtsprozent für 2012 und 56 Gewichtspro- 
zent für 2013. 

c) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 94/62/EG erreicht Bul- 
garien das Ziel für die stoffliche Verwertung von Kunststoffen bis 31 . Dezember 2009, 
wobei nachstehende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 8 Gewichtsprozent bis 31. Dezember 2006, 12 Gewichtsprozent für 2007 und 
14,5 Gewichtsprozent für 2008. 

d) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie 94/62/EG erreicht Bul- 
garien das Gesamtziel für die stoffliche Verwertung bis 31. Dezember 2014, wobei 
nachstehende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 34 Gewichtsprozent bis 31. Dezember 2006, 38 Gewichtsprozent für 2007, 42 
Gewichtsprozent für 2008, 45 Gewichtsprozent für 2009, 47 Gewichtsprozent für 
2010, 49 Gewichtsprozent für 201 1 , 52 Gewichtsprozent für 2012 und 54,9 Ge- 
wichtsprozent für 2013. 

e) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e Ziffer i der Richtlinie 94/62/EG er- 
reicht Bulgarien das Ziel für die stoffliche Verwertung von Glas bis 31 . Dezember 
2013, wobei nachstehende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 26 Gewichtsprozent bis 31. Dezember 2006, 33 Gewichtsprozent für 2007, 40 
Gewichtsprozent für 2008, 46 Gewichtsprozent für 2009, 51 Gewichtsprozent für 
201 0, 55 Gewichtsprozent für 201 1 und 59,6 Gewichtsprozent für 201 2. 

f ) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e Ziffer iv der Richtlinie 94/62/EG er- 
reicht Bulgarien das Ziel für die stoffliche Verwertung von Kunststoffen bis 31. De- 
zember 2013, wobei nur Material berücksichtigt wird, das durch stoffliche Verwertung 
wieder zu Kunststoff wird, wobei nachstehende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 1 7 Gewichtsprozent für 2009, 1 9 Gewichtsprozent für 2010, 20 Gewichtsprozent 
für 201 1 und 22 Gewichtsprozent für 201 2. 

3. 31 999 L0031 : Richtlinie 1999/31 /EG des Rates vom 26. April 1999 über Abfalldeponien 
(ABI. L 182 vom 16. 7. 1999, S. 1), geändert durch: 

- 32 003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1). 

Abweichend von Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a und b und Anhang I Nummer 2 zwei- 
ter Gedankenstrich der Richtlinie 1999/31 /EG und unbeschadet des Artikels 6 Buch- 
stabe c Ziffer ii der genannten Richtlinie und der Richtlinie 75/442/EWG des Rates vom 
15. Juli 1975 über Abfälle 1 ) gelten die Anforderungen für flüssige korrosive und brand- 
fördernde Abfälle und für die Verhinderung des Eindringens von Oberflächenwasser in 
die abgelagerten Abfälle für die folgenden 1 4 vorhandenen Anlagen bis zum 31 . Dezem- 
ber 2014 nicht: 

1 . Absetzbecken „Polimeri“, Varna, Devnya; 

2. Kombiniertes Asche- und Absetzbecken „Solvay Sodi“, „Deven“ und „Agropolichim“, 
Varna, Devnya in der Gemeinde Varna: 

3. Aschebecken TPP „Varna“, Varna, Beloslav; 

4. Aschebecken „Sviloza“, Veliko Tarnovo, Svistov; 

5. TPP im Aschebecken „Zaharni zavodi“, Veliko Tarnovo, Gorna Oryahovitsa; 

6. Aschebecken „Vidachim v likvidatsia“, Vidin, Vidin; 

7. Aschebecken „Toplofikatsia-Ruse“, TPP „Ruse-East“, Ruse, Ruse; 

8. Aschebecken TPP „Republika“, „COF-Pernik“ und „Kremikovtsi-Rudodobiv“, Pernik, 
Pernik: 


') ABI. L194 vom 25.7. 1975, S.39. Geändert durch die Richtlinie 91/156/EWG und zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 (ABI. L284 vom 31 . 1 0. 2003, S. 1 ). 
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9. Aschebecken „Toplofikatsia Pernik „ und „Solidus" Pernik, Pernik, Pernik; 

10. Aschebecken TPP „Bobov dol“, Kyustendil, Bobovdol; 

1 1 . Aschebecken „Brikel“, Stara Zagora, Galabovo; 

12. Aschebecken Toplofikatsia Sliven, Sliven, Sliven; 

13. Aschebecken „TPP Maritsa 3“, Haskovo, Dimitrovgrad; 

14. Aschebecken „TPP Maritsa 3“, Haskovo, Dimitrovgrad. 

Bulgarien trägt dafür Sorge, dass die Deponierung von Abfällen in diesen 1 4 vorhande- 
nen Anlagen, die die Anforderungen nicht erfüllen, entsprechend den folgenden Jahres- 
höchstmengen schrittweise reduziert wird: 

- bis zum 31 . Dezember 2006: 3 020 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2007: 3 010 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2008: 2 990 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2009: 1 978 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 201 0: 1 940 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 201 1 : 1 929 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2012: 1 919 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 201 3: 1 1 59 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 201 4: 1 039 000 Tonnen. 

4. 32 002 L 0096: Richtlinie 2002/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. Januar 2003 über Elektro- und Elektronik-Altgeräte (ABI. L37 vom 13.2.2003, 
S. 24), geändert durch: 

- 32 003 L 01 08: Richtlinie 2003/1 08/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 8. 12. 2003 (ABI. L345 vom 31.12. 2003, S. 106). 

Abweichend von Artikel 5 Absatz 5 und Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie 2002/96/EG er- 
reicht Bulgarien die Quote von mindestens vier Kilogramm getrennt gesammelten Elek- 
tro- und Elektronik-Altgeräten aus privaten Haushalten pro Einwohner pro Jahr, die Ver- 
wertungsquote und die Wiederverwendungs- und Recyclingquote für Bauteile, Werk- 
stoffe und Stoffe bis 31 . Dezember 2008. 


C. Wasserqualität 

31 991 L0271 : Richtlinie 91/271 /EWG des Rates vom 21 . Mai 1991 über die Behandlung 
von kommunalem Abwasser (ABI. L 135 vom 30. 5. 1991 , S. 40), zuletzt geändert durch: 

- 32003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1). 

Abweichend von Artikel 3, Artikel 4 und Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 91/271/EWG gel- 
ten die Anforderungen an Kanalisationen und an die Behandlung von kommunalem Abwas- 
ser in Bulgarien bis zum 31 . Dezember 201 4 nicht in vollem Umfang, wobei jedoch folgen- 
des Zwischenziel gilt: 

- bis 31 . Dezember 2010 ist in Gemeinden mit mehr als 1 0 000 EW die Einhaltung der 
Richtlinie zu gewährleisten. 


D. Industrielle Umweltbelastung und Risikomanagement 

1. 31 996 L0061: Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die inte- 
grierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (ABI. L257 vom 
10. 10. 1996, S. 26), zuletzt geändert durch: 

- 32 003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ) 

Abweichend von Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 96/61 /EG gelten die Auflagen für die 
Erteilung von Genehmigungen für bestehende Anlagen in Bulgarien für die nachste- 
hend aufgeführten Anlagen bis zu dem jeweils angegebenen Datum nicht, soweit es um 
die Pflicht geht, diese Anlagen in Übereinstimmung mit den Emissionsgrenzwerten, 
äquivalenten Parametern oder äquivalenten technischen Maßnahmen auf der Grund- 
lage der besten verfügbaren Techniken gemäß Artikel 9 Abätze 3 und 4 zu betreiben: 
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Bis 31 . Dezember 2008: 

- „Yambolen“ - Yambol (Tätigkeit 4.1 h) 

- „Verila“ - Ravno Pole (Tätigkeit 4.1) 

- „Lakprom“ - Svetovrachane (Tätigkeit 4.1 b) 

- „Orgachim“ - Ruse (Tätigkeit 4.1 j) 

- „Neochim“ - Dimitrovgrad (Tätigkeit 4.1 b) 

Bis 31 . Dezember 2009: 

- „Eliseyna“ gara Eliseyna (Tätigkeit 2.5a) 

Bis 31 . Dezember 201 1 : 

- TPP „Ruse-East“ - Ruse (Tätigkeit 1.1) 

- TPP „Varna“ - Varna (Tätigkeit 1.1) 

- TPP „Bobov dol“ - Sofia (Tätigkeit 1.1) 

- TPP in „Lukoil Neftochim“ - Burgas (Tätigkeit 1.1) 

- „Lukoil Neftochim“ - Burgas (Tätigkeit 1 .2) 

- „Kremikovtsi“ - Sofia (Tätigkeit 2.2) 

- „Radomir-Metali“ - Radomir (Tätigkeit 2.3b) 

- „Solidus“ - Pernik (Tätigkeit 2.4) 

- „Berg Montana fitingi“ - Montana (Tätigkeit 2.4) 

- „Energoremont“ - Kresna (Tätigkeit 2.4) 

- „Chugunoleene“ - Ihtiman (Tätigkeit 2.4) 

- „Alkomet“ - Shumen (Tätigkeit 2.5b) 

- „Start“ - Dobrich (Tätigkeit 2.5b) 

- „Alukom“ - Pleven (Tätigkeit 2.5b) 

- „Energia“ -Targovishte (Tätigkeit 2.5b) 

- „Uspeh“ - Lukovit (Tätigkeit 3.5) 

- „Keramika“ - Burgas (Tätigkeit 3.5) 

- „Stroykeramika“ - Mezdra (Tätigkeit 3.5) 

- „Stradlja keramika“ - Stradlja (Tätigkeit 3.5) 

- „Balkankeramiks“ - Novi Iskar (Tätigkeit 3.5) 

- „Shamot“ - Elin Pelin (Tätigkeit 3.5) 

- Keramikwerk - Dragovishtitsa (Tätigkeit 3.5) 

- „Fayans“ - Kaspichan (Tätigkeit 3.5) 

- „Solvay Sodi“ - Devnya (Tätigkeit 4.2d) 

- „Polimeri“ - Devnya (Tätigkeit 4.2c) 

- „Agropolichim“ - Devnya (Tätigkeit 4.3) 

- „Neochim“ - Dimitrovgrad (Tätigkeit 4.3) 

- „Agriya“ - Plovdiv (Tätigkeit 4.4) 

- „Balkanpharma“ - Razgrad (Tätigkeit 4.5) 

- „Biovet“ - Peshtera (Tätigkeit 4.5) 

- „Catchup-frukt“ - Aitos (Tätigkeit 6.4b) 

- „Bulgarikum“ - Burgas (Tätigkeit 6.4c) 

- „Serdika 90“ - Dobrich (Tätigkeit 6.4c) 

- „Ekarisaj“ - Varna (Tätigkeit 6.5) 

- „Ekarisaj Bert“ - Burgas (Tätigkeit 6.5) 

Für diese Anlagen werden vor dem 30. Oktober 2007 vollständig koordinierte Genehmi- 
gungen ausgestellt, die einzelne verbindliche Zeitpläne für die Erreichung der vollstän- 
digen Übereinstimmung beinhalten. Mit diesen Genehmigungen wird gewährleistet, 
dass die allgemeinen Prinzipien der Grundpflichten der Betreiber gemäß Artikel 3 der 
Richtlinie zum 30. Oktober 2007 eingehalten werden. 
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2. 32001 L0080: Richtlinie 2001 /80/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2001 zur Begrenzung von Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanla- 
gen in die Luft (ABI. L309 vom 27. 1 1 . 2001 , S. 1), geändert durch: 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L236 vom 23.9.2003, S.33). 

a) Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 und Teil A der Anhänge III, IV und VII der Richt- 
linie 2001 /80/EG gelten die Emissionsgrenzwerte für Schwefeldioxid und für Staub 
in Bulgarien für die folgenden Anlagen bis zu dem für jeden einzelnen Block der An- 
lage angegebenen Termin nicht: 

- TPP „Varna“: 

- Block 1 bis zum 31 . Dezember 2009 

- Block 2 bis zum 31 . Dezember 2010 

- Block 3 bis zum 31 . Dezember 201 1 

- Block 4 bis zum 31 . Dezember 2012 

- Block 5 bis zum 31 . Dezember 2013 

- Block 6 bis zum 31 . Dezember 2014 

- TPP „Bobov dol“: 

- Block 2 bis zum 31 . Dezember 201 1 

- Block 3 bis zum 31 . Dezember 2014 

- TPP „Ruse-East“: 

- Blöcke 3 und 4 bis zum 31 . Dezember 2009 

- Blöcke 1 und 2 bis zum 31 . Dezember 201 1 

- TPP in „Lukoil Neftochim“ Burgas: 

- Blöcke 2, 7, 8,9,10 und 1 1 bis zum 31 . Dezember 201 1 . 

Während dieser Übergangszeit dürfen Schwefeldioxid- und Staubemissionen aus al- 
len Feuerungsanlagen nach der Richtlinie 2001 /80/EG die folgenden Zwischen- 
grenzwerte nicht überschreiten: 

- 2008: 1 79 700 Tonnen S0 2 /Jahr; 8900 Tonnen Staub/Jahr; 

- 201 2: 1 03 000 Tonnen S0 2 /Jahr; 6000 Tonnen Staub/Jahr. 

b) Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 und Teil A des Anhangs IV der Richtlinie 2001/ 
80/EG gelten die Emissionsgrenzwerte für Stickoxid in Bulgarien bis zum 31 . De- 
zember 201 1 nicht für die Blöcke 2, 7, 8, 9, 10 und 1 1 der Feuerungsanlage TPP in 
„Lukoil Neftochim“ Burgas. 

Während dieser Übergangszeit dürfen Stickoxidemissionen aus allen Feuerungsan- 
lagen nach der Richtlinie 2001 /80/EG die folgenden Zwischengrenzwerte nicht über- 
schreiten: 

- bis 2008: 42 900 Tonnen/Jahr; 

- bis 2012: 33 300 Tonnen/Jahr. 

c) Bulgarien legt der Kommission bis zum 1 . Januar 201 1 einen aktualisierten Plan ein- 
schließlich eines Investitionsplans für die schrittweise Anpassung der verbleibenden 
nicht konformen Anlagen vor, der klar umrissene Etappen für die Anwendung des 
Besitzstands enthält. Diese Pläne stellen sicher, dass eine weitere Verringerung der 
Emissionen bis auf ein deutlich unter den unter den Buchstaben a und b genannten 
Zwischenzielen liegendes Niveau erfolgt, insbesondere für die Emissionen im Zeit- 
raum 2012 bis 2014. Sollte die Kommission insbesondere unter Berücksichtigung 
der Auswirkungen auf die Umwelt und des Erfordernisses einer Begrenzung der sich 
infolge der Übergangsregelungen ergebenden Wettbewerbsverzerrungen im Bin- 
nenmarkt der Ansicht sein, dass diese Pläne nicht ausreichen, um diese Ziele zu er- 
reichen, so wird sie Bulgarien davon unterrichten. Innerhalb der darauf folgenden 
drei Monate muss Bulgarien alle von ihm zur Erreichung dieser Ziele eingeleiteten 
Maßnahmen mitteilen. Falls die Kommission im Anschluss hieran in Abstimmung mit 
den Mitgliedstaaten die Ansicht vertritt, dass die Maßnahmen zur Verwirklichung die- 
ser Ziele nicht ausreichen, so leitet sie ein Vertragsverletzungsverfahren nach Arti- 
kel 226 des EG-Vertrags ein. 
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Anlage zu Anhang VI 
Kapitel I 

Verzeichnis der Milch verarbeitenden Betriebe, 
die nicht-konforme Milch verarbeiten 

Gemäß Kapitel 4 Abschnitt B Buchstabe a Anhang VI 


Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 

Betriebs 

Betroffener Standort 

Region Blagoevgrad - Nr. 1 

1 

BG 0112004 

„Matand“ EOOD 
gr. Pernik 
ul. „Lenin“ 1 1 1 

s. Eleshnitsa 

Region Burgas - Nr. 2 

2 

BG 0212013 

ET „Marsi-Mincho Bakalov“ 
gr. Burgas 

j. k. „Vazrajdane“ bl. 1 

Burgas 
j. k. „Pobeda“ 
ul. „Baykal“ 9 

3 

BG 0212 027 

DZZD „Mlechen svyat“ 
gr. Burgas 
j. k. „Izgrev“ 
ul. „Malchika“ 3 

s. Debelt 

ul. „Indje voyvoda“ 5 
obl. Burgaska 

4 

BG 0212 028 

„Vester“ OO D 
gr. Burgas 
ul. „Fotinov“ 36 

s. Sigmen 

5 

BG 0212 047 

„Complektstroy“ EOOD 
gr. Burgas 

ul. „Aleksandar Stamboliski“ 17 

s. Veselie 

Region Vidin - Nr. 5 

6 

BG 0 512 025 

“El Bi Bulgarikum“ EAD 
gr. Vidin 

gr. Vidin 

Yujna promishlena zona 

Region Vratsa - Nr. 6 

7 

BG 0612010 

„Hadjiiski i familiya“ EOOD 
s. Gradeshnitsa 

s. Gradeshnitsa 

8 

BG 0 612 027 

„Mlechen ray 99“ EOOD 
gr. Vratsa 

j. k. „Dabnika“ bl. 48 ap. 3 

gr. Vratsa 
j. k. Bistrets 

Stopanski dvor 

9 

BG 0 612 035 

ET „Nivego“ 
s. Chiren 

s. Chiren 

Region Gabrovo - Nr. 7 

10 

BG 0 712 001 

„Ben Invest“ OOD 
s. Kosten ko vtsi 
obsht. Gabrovo 

s. Kostenkovtsi 
obsht. Gabrovo 

11 

BG 0 712 002 

„Shipka 97“ AD 
gr. Gabrovo 
ul. „V. Levski“ 2 

gr. Gabrovo 
ul. „V. Levski“ 2 

12 

BG 0 712 003 

„Elvi“ OOD 
s. Velkovtsi 
obsht. Gabrovo 

s. Velkovtsi 
obsht. Gabrovo 

13 

BG 0 712 008 

„Milkieks“ OOD 
gr. Sevlievo 

j. k. „d-r Atanas Moskov“ 

gr. Sevlievo 

j. k. „Atanas Moskov“ 
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Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 

Betriebs 

Betroffener Standort 

Region Dobrich - Nr. 8 

14 

BG 0 812 002 

„Avita“ OOD 
gr. Sofia 
ul. „20-ti April“ 6 

s.Tsarichino 

15 

BG 0 812 008 

„Roles 2000“ OOD 
gr. Varna 

ul. „Tsar Ivan Shishman“ 13 

s. Kardam 

16 

BG 0812019 

„Filipopolis“ OOD 

gr. Plovdiv 

ul. „Hristo Danov“ 2 

s. Jeglartsi 

17 

BG 0 812029 

„Akurat - Mlechna Romishle- 
nost“ OOD 
gr. Sofia 

ul. „Baba Vida 2“ 

gr. Dobrich 
j. k. „Riltsi“ 

18 

BG 0 812030 

„Fama“ AD 
gr. Varna 

ul. „Evlogi Georgiev“ 23 

gr. Dobrich 
bul. „Dobrudja“ 2 

Region Kardjali - Nr. 9 

19 

BG 0 912 004 

ET „Rado“ 
s. Byal izvor 

s. Byal izvor 
obsht. Ardino 

Region Kyustendil - Nr. 10 

20 

BG 1 012012 

„Galkom“ Ood 
gr. Dupnitsa 

gr. Dupnitsa 
ul. „Venelin“ 57 

21 

BG 1 012008 

ET „Nikolay Kolev“ 
s. Konyavo 

s. Konyavo 

Region Lovech - Nr. 1 1 

22 

BG 1 112001 

„Prima Lakta“ Ltd. 
gr. Lovech 

ul. „Troyansko shose“ 1 

gr. Lovech 

ul. „Troyansko shose“ 

23 

BG 1 112004 

„Mlekoprodukt“ OOD 
gr. Lovech 

s. Goran 

24 

BG 1 112008 

„Plod“ AD 
gr. Apriltsi 

gr. Apriltsi 

25 

BG 1 112012 

„Stilos“ OOD 
gr. Dupnitsa 
ul. „Batenberg“ 64 

s. Lesidren 

Region Pazardjik- Nr. 13 

26 

BG 1 312011 

„Eko-F“ EAD 
gr. Sofia 

ul. „Stara planina“ 34 

s. Karabunar 

27 

BG 1 312015 

„Mevgal Bulgaria“ EOOD 
gr. Velingrad 

gr. Velingrad 
j. k. „Industrialen“ 

28 

BG 1 312022 

ET „Palmite-Vesela Popova“ 

gr. Plovdiv 

ul. „Koprivkite“ 23 

gr. Strelcha 

ul. „Osvobojdenie“ 17 

Region Pleven - Nr. 1 5 

29 

BG 1 512 003 

„Mandra 1“ EOOD 
s. Obnova 

s. Tranchovitsa 
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Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 

Betriebs 

Betroffener Standort 

30 

BG 1 512 006 

„Mandra“ OOD 
s. Obnova 

s. Obnova 

31 

BG 1 512 008 

ET „Viola“ 
gr. Koynare 

gr. Koynare 

ul. „Hristo Botev“ 16 

32 

BG 1 512010 

ET „Militsa Lazarova - 90“ 
gr. Slavyanovo 

gr. Slavyanovo 
ul. „Äsen Zlatarev“ 2 

Region Plovdiv - Nr. 16 

33 

BG 1 612 009 

ET „D. Madjarov“ 
gr. Plovdiv 

gr. Stamboliiski-mandra 

34 

BG 1 612013 

ET „Polidey - El“ 
gr. Karlovo 

s. Domlyan 

35 

BG 1 612017 

„Snep“ OOD 
gr. Rakovski 

gr. Rakovski 

ul. „F. Stanislavov“ 57 

36 

BG 1 612 020 

ET „Bor -Chvor“ 
s. Dalbok izvor 

s. Dalbok izvor 

37 

BG 1 612 023 

„Vanela“ OOD 
gr. Plovdiv 
bul. „Bulgaria“ 170 

s. Tsarimir 

38 

BG 1 612 024 

SD „Kostovi - EMK“ 
gr. Saedinenie 

gr. Saedinenie 

39 

BG 1 612 039 

„Topolovo-Agrokomers“ OOD 
gr. Sofia 

z. k. Dianabad, bl. 20 

s. Topolovo 

Stopanski dvor 

40 

BG 1 612 040 

„Mlechni produkti“ OOD 
gr. Plovdiv 

s. Manole 

Region Razgrad - Nr. 1 7 

41 

BG 1 712 002 

ET „Rosver“ 
gr. Tsar Kaloyan 
ul. „Ivan Vazov“ 4 

gr. Tsar Kaloyan 
ul. „Sofia“ 41 

42 

BG 1 712010 

„Bulagrotreyd“ OOD 
gr. Ruse 

ul. „Elin Pelin“ 15A 

s. Juper 

43 

BG 1 712 020 

ET „Prelest-Sevim Ahmed“ 
s. Podayva 
ul. „Struma“ 12 

s. Lavino 

Stopanski dvor 

44 

BG 1 712 042 

ET „Madar“ 
s. Madrevo 
ul. „Han Kubrat“ 65 

s.Terter 

Stopanski dvor 

Region Ruse - Nr. 18 

45 

BG 1 812 002 

„Laktis-Byala“ AD 
gr. Byala 

gr. Byala 

ul. „Stefan Stambolov“ 75 

46 

BG 1 812 005 

ET „DAV“ 
gr. Ruse 

ul. „6-ti Septemvri“ 43 

gr. Vetovo 

47 

BG 1 812 022 

ZKPU „Tetovo“ 
s. Tetovo 

s. Tetovo 

ul. „Tsar Osvoboditel“ 5 

48 

BG 1 812011 

ET „Georgi Bojinov-Gogo“ 
s. Nikolovo 

s. Nikolovo 
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Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 

Betriebs 

Betroffener Standort 

Region Silistra - Nr. 19 

49 

BG 1 912 004 

ET „Merone-Hristo Kunev“ 
gr. Silistra 

bul. „Makedonia“ 150 

gr. Alfatar 

50 

BG 1 912013 

„JOSI“ OOD 
gr. Sofia 

ul. „Hadji Dimitar“ 142 vh. A 

s. Chernolik 

51 

BG 1 912 024 

„Buldeks“ OOD 

gr. Silistra 

ul. „D. Donchev“ 6 

s. Belitsa 

Region Sliven - Nr. 20 

52 

BG 2 012 007 

„Delta lakt“ OOD 
gr. Stara Zagora 
ul. „Tsar Kaloyan“ 20 

s. Stoil Voyvoda 

53 

BG 2 012 020 

„Yotovi“ OOD 
gr. Sliven 
j. k. Rechitsa 
ul. „Kosharite“ 12 

gr. Sliven 
j. k. Rechitsa 

54 

BG 2 012 022 

„Bratya Zafirovi“ OOD 

gr. Sliven 

ul. „Treti mart“ 7 

gr. Sliven 

Industrialna zona Zapad 

55 

BG 2 012030 

„Agroprodukt“ OOD 

gr. Sliven 

ul. „Oreshak“ 24 

s. Dragodanovo 

56 

BG 2 012036 

„Minchevi“ OOD 
s. Korten 
obl. Sliven 

s. Korten 
obl. Sliven 

Region Smolyan - Nr. 21 

57 

BG 2112001 

„Belev“ EOOD 
gr. Smolyan 

gr. Smolyan 
ul. „Trakiya“ 15 

58 

BG 2112021 

„Rossi“ EOOD 
gr. Dospat 

gr. Dospat 

59 

BG 2112018 

ET „Rosen Atanasov-Komers“ 
s. Kutela 

s. Kutela 

60 

BG 2112023 

ET „lliyan Isakov“ 
s. Trigrad 

s. Trigrad 
obsht. Devin 

Region Sofia Stadt - Nr. 22 

61 

BG 2212001 

„Danon - Serdika“ AD 
gr. Sofia 

ul. „Ohridsko ezero“ 3 

ul. „Ohridsko ezero“ 3 

62 

BG 2212002 

„Formalat“ EOOD 

s. G. Lozen 

ul. „Saedinenie“ 132 

s. G. Lozen 

ul. „Saedinenie“ 132 

63 

BG 2212009 

„Serdika-94“ OOD 
j. k. Jeleznitsa 

j. k. Jeleznitsa 

64 

BG 2 212 022 

„Megle - MJ“ OOD 
ul. „Probuda“ 14 

ul. „Probuda“ 12-14 

65 

BG 2 212 023 

„El Bi Bulgarikum“ EAD 

gr. Sofia 

ul. „Saborna“ 9 

ul. „Malashevska“ 12A 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 247 - 


Drucksache 16/2293 


Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 

Betriebs 

Betroffener Standort 

Region Sofia-Bezirk - Nr. 23 

66 

G 2312013 

ET „Dobrev“ 
s. Dragushinovo 

s. Dragushinovo 

67 

BG 2312016 

AD „Bovis“ 
s. Trudovets 

s. Trudovets 

68 

BG 2312026 

„Dyado Liben“ OOD 

gr. Sofia 

ul. „Hubcha“ 2 

gr. Koprivshtitsa 
bul. „H. Nencho Pala- 
veev“ 1 37 

69 

BG 2312033 

„Balkan Spetsial“ OOD 
gr. Sofia 

s. Gorna Malina 

70 

BG 2312 002 

ET „Danim“ 
gr. Elin Pelin 

gr. Elin Pelin 
bul. „Vitosha“ 18A 

Region Stara Zagora - Nr. 24 

71 

BG 2412019 

„Dekada“ OOD 

gr. Stara Zagora 

bul. „Ruski“ 41 et. 3 ap. 9 

s. Elhovo 

72 

BG 2412 023 

Agricultural Institute 
gr. Stara Zagora 

gr. Stara Zagora 

73 

BG 2412 033 

„Gospodinovi“ OOD 
gr. Stara Zagora 
pl. „Beroe“ 1 ap. 21 

s. Julievo 

Region Targovishte - Nr. 25 

74 

BG 2512 004 

„PIP Trade“ OOD 
gr. Sofia 

ul. „Baba Vida“ 2 

s. Davidovo 

75 

BG 2512 006 

„Hadad“ OOD 
s. Makariopolsko 

s. Makariopolsko 

76 

BG 2512016 

„Milktreyd-BG“ OOD 
gr. Sofia 

obsht. „Studentska“ 58-A-1 1 5 

s. Saedinenie 
obl. Targovishte 

77 

BG 2512017 

„YU ES- Korners“ OOD 
gr. Opaka 

s. Golyamo Gradishte 
ul. „Rakovski“ 2 

Region Yambol - Nr. 28 

78 

BG 2812 002 

„Arachievi“ OOD 
gr. Elhovo 
ul. „Bakalov“ 19 

s. Kirilovo 

79 

BG 2812 003 

„Baigarski jogurt“ OOD 
s. Ravda 

s. Veselinovo 

Kompleks „Ekaterina“ 

80 

BG 2812 025 

„Sakarela“ OOD 
gr. Yambol 

ul. „Hr. Botev“ 24-B-15 

gr. Yambol 
ul. „Preslav“ 269 
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Kapitel II 

Verzeichnis der Milch verarbeitenden Betriebe, 
die konforme und nicht-konforme Milch verarbeiten 

Gemäß Kapitel 4 Abschnitt B Buchstaben a und c Anhang VI 


Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 
Betriebs 

Betroffener Standort 

Region Veliko Tarnovo - Nr. 4 

1 

BG 0 412 002 

„Sofbiolayf-BG“ OOD 
gr. Svishtov 

gr. Svishtov 

ul. „33-ti svishtovski 

polk.“ 67 

2 

BG 0 412009 

„Milki-Iuks" OOD 
gr. Plovdiv 

s. Byala Cherkva 

3 

BG 0412010 

„Bi Si Si Handel“ OOD 
gr. Elena 

gr. Elena 

ul. „Treti mart“ 19 

Region Vratsa - Nr. 6 

4 

BG 0612012 

ET „Zorov -97“ 
gr. Vratsa 
j. k. Kulata 
ul. „Palkovitsa“ 7 

Vrachanski balkan, 
mestnost „Parshevitsa“ 

Region Dobrich - Nr. 8 

5 

BG 0 812 009 

„Serdika - 90“ AD 
gr. Dobrich 

gr. Dobrich 

ul. „25 septemvri“ 100 

Region Lovech - Nr. 1 1 

6 

BG 1 112006 

„Kondov Ekoproduktsiya“ 

OOD 
gr. Sofia 

s. Staro selo 

Region Plovdiv - Nr. 1 6 

7 

BG 1 612001 

„OMK“ 
gr. Sofia 

gr. Plovdiv 
bul. „Dunav“ 3 

8 

BG 1 612002 

„Shipka 99“ OOD 
gr. Parvomay 

gr. Parvomay 

9 

BG 1 612 037 

„Filipopolis-RK“ OOD 
gr. Plovdiv 

gr. Plovdiv 
j. k. „Proslav“ 
ul. „Prosveta“ 2A 

10 

BG 1 612041 

„Elit-95“ EOOD 
s. Dalbok izvor 

s. Dalbok izvor 

Region Ruse - Nr. 18 

11 

BG 1 812003 

„Sirma Prista“ AD 
gr. Ruse 

gr. Ruse 
bul. „3-ti mart“ 1 

Region Sliven - Nr. 20 

12 

BG 2 012 006 

„Mlechen pat“ AD 
gr. Sofia 

ul. „Vasil Levski“ 109 

gr. Nova Zagora 
j. k. Industrialen 

13 

BG 2 012009 

„Vangard“ OOD 
gr. Sliven 

ul. „AI. Stamboliiski“ 1 

s. Jelyo voyvoda 
obl. Sliven 

14 

BG 2012019 

„Hemus milk komers“ OOD 
gr. Sliven 

ul. „Neofit Rilski“ 3a 

gr. Sliven 

Industrialna zona Zapad 
j.k. 10 
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Nr. 

Vet.-Nr. 

Name und Anschrift des 
Betriebs 

Betroffener Standort 

15 

BG 2 012 042 

„Tirbul“ EAD 
gr. Sliven 

„Tirbul“ EAD 
gr. Sliven 

Region Stara Zagora - Nr. 24 

16 

BG 2 412 005 

„Markeli“ AD 

gr. Stara Zagora 

ul. „Sv. Kn. Boris“ 67 et. 3 ap. 6 

gr. Kazanlak 
j. k. Industrien 

Region Targovishte - Nr. 25 

17 

BG 2512001 

„Mladost - 2002“ OOD 
gr. Targovishte 

gr. Targovishte 
bul. „29-ti yanuari“ 7 

18 

BG 2 512 020 

„Mizia-Milk“ OOD 
gr. Targovishte 
ul. „Rodopi“ 5 

gr. Targovishte 

Industrialna zona 

Region Haskovo - Nr. 26 

19 

BG 2 612 047 

„Balgarsko Sirene“ OOD 

gr. Harmanli 

ul. „Gotse Delchev“ 1 

gr. Haskovo 

bul. „Saedinenie“ 94 

Region Yambol - Nr. 28 

20 

BG 2 812 022 

„Karil i Tanya“ OOD 
gr. Yambol 

gr. Yambol 

ul. „Graf Ignatiev“ 189 
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Anhang VII 

Liste nach Artikel 23 der Beitrittsakte: 
Übergangsbestimmungen, Rumänien 

1. Freizügigkeit 

31 968 R 1 61 2: Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 des Rates vom 1 5. Oktober 1 968 über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft (ABI. L257 vom 19. 10. 1968, 
S. 2), zuletzt geändert durch: 

- 32 004 L 0038: Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. 4. 2004 (ABI. L 1 58 vom 30. 4. 2004, S. 77) 

31 996 L0071: Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung 
von Dienstleistungen (ABI. L 1 8 vom 21.1. 1 997, S. 1 ) 

32 004 L0038: Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/ 
96/EWG (ABI. L 1 58 vom 30. 4. 2004, S. 77). 

1 . Hinsichtlich der Freizügigkeit von Arbeitnehmern und der Dienstleistungsfreiheit mit vor- 
übergehender Entsendung von Arbeitskräften im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 96/ 
71/EG gelten Artikel 39 und Artikel 49 Absatz 1 des EG-Vertrags zwischen Rumänien 
einerseits und den derzeitigen Mitgliedstaaten andererseits in vollem Umfang nur vor- 
behaltlich der Übergangsbestimmungen der Nummern 2 bis 14. 

2. Abweichend von den Artikeln 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und bis zum 
Ende eines Zeitraums von zwei Jahren nach dem Tag des Beitritts werden die derzeiti- 
gen Mitgliedstaaten nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnah- 
men anwenden, um den Zugang rumänischer Staatsangehöriger zu ihren Arbeitsmärk- 
ten zu regeln. Die derzeitigen Mitgliedstaaten können solche Maßnahmen bis zum Ende 
eines Zeitraums von fünf Jahren nach dem Tag des Beitritts weiter anwenden. 

Rumänische Staatsangehörige, die am Tag des Beitritts rechtmäßig in einem derzeiti- 
gen Mitgliedstaat arbeiten und für einen ununterbrochenen Zeitraum von 12 Monaten 
oder länger zum Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats zugelassen waren, haben Zugang 
zum Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats, aber nicht zum Arbeitsmarkt anderer Mitglied- 
staaten, die nationale Maßnahmen anwenden. 

Rumänische Staatsangehörige, die nach dem Beitritt für einen ununterbrochenen Zeit- 
raum von 1 2 Monaten oder länger zum Arbeitsmarkt eines derzeitigen Mitgliedstaats zu- 
gelassen waren, genießen dieselben Rechte. 

Die in den Unterabsätzen 2 und 3 genannten rumänischen Staatsangehörigen verlieren 
die dort gewährten Rechte, wenn sie den Arbeitsmarkt des betreffenden derzeitigen Mit- 
gliedstaats freiwillig verlassen. 

Rumänischen Staatsangehörigen, die am Tag des Beitritts oder während eines Zeit- 
raums, in dem nationale Maßnahmen angewandt werden, rechtmäßig in einem derzei- 
tigen Mitgliedstaat arbeiten und weniger als 12 Monate zum Arbeitsmarkt dieses Mit- 
gliedstaats zugelassen waren, werden diese Rechte nicht gewährt. 

3. Vor Ende eines Zeitraums von zwei Jahren nach dem Tag des Beitritts wird der Rat die 
Funktionsweise der Übergangsregelungen nach Nummer 2 anhand eines Berichts der 
Kommission überprüfen. 

Bei Abschluss dieser Überprüfung und spätestens am Ende eines Zeitraums von zwei 
Jahren nach dem Beitritt teilen die derzeitigen Mitgliedstaaten der Kommission mit, ob 
sie weiterhin nationale oder sich aus bilateralen Vereinbarungen ergebende Maßnah- 
men anwenden, oder ob sie künftig die Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/ 
68 anwenden möchten. Erfolgt keine derartige Mitteilung, so gelten die Artikel 1 bis 6 
der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68. 

4. Auf Ersuchen Rumäniens kann eine weitere Überprüfung vorgenommen werden. Dabei 
findet das unter Nummer 3 genannte Verfahren Anwendung, das innerhalb von sechs 
Monaten nach Erhalt des Ersuchens Rumäniens abzuschließen ist. 

5. Ein Mitgliedstaat, der am Ende des unter Nummer 2 genannten Zeitraums von fünf Jah- 
ren nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen beibehält, 
kann im Falle schwerwiegender Störungen seines Arbeitsmarktes oder der Gefahr der- 
artiger Störungen nach entsprechender Mitteilung an die Kommission diese Maßnah- 
men bis zum Ende des Zeitraums von sieben Jahren nach dem Tag des Beitritts weiter 
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anwenden. Erfolgt keine derartige Mitteilung, so gelten die Artikel 1 bis 6 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1612/68. 

6. Während des Zeitraums von sieben Jahren nach dem Tag des Beitritts werden die Mit- 
gliedstaaten, in denen gemäß Nummer 3, 4 oder 5 die Artikel 1 bis 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1612/68 für rumänische Staatsangehörige gelten und die während dieses 
Zeitraums Staatsangehörigen Rumäniens zu Kontrollzwecken Arbeitsgenehmigungen 
erteilen, dies automatisch tun. 

7. Die Mitgliedstaaten, in denen gemäß Nummer 3, 4 oder 5 die Artikel 1 bis 6 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1612/68 für rumänische Staatsangehörige gelten, können bis zum 
Ende eines Zeitraums von sieben Jahren nach dem Beitritt die in den folgenden Absät- 
zen beschriebenen Verfahren anwenden. 

Wenn einer der Mitgliedstaaten im Sinne des Unterabsatzes 1 auf seinem Arbeitsmarkt 
Störungen erleidet oder voraussieht, die eine ernstliche Gefährdung des Lebensstan- 
dards oder des Beschäftigungsstandes in einem bestimmten Gebiet oder Beruf mit sich 
bringen könnten, unterrichtet dieser Mitgliedstaat die Kommission und die anderen Mit- 
gliedstaaten und übermittelt diesen alle zweckdienlichen Angaben. Der Mitgliedstaat 
kann die Kommission auf der Grundlage dieser Unterrichtung um die Erklärung ersu- 
chen, dass die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 zur 
Wiederherstellung der normalen Situation in diesem Gebiet oder Beruf ganz oder teil- 
weise ausgesetzt wird. Die Kommission trifft über die Aussetzung und deren Dauer und 
Geltungsbereich spätestens zwei Wochen, nachdem sie mit dem Ersuchen befasst 
wurde, eine Entscheidung und unterrichtet den Rat von dieser Entscheidung. Binnen 
zwei Wochen nach der Entscheidung der Kommission kann jeder Mitgliedstaat beantra- 
gen, dass diese Entscheidung vom Rat rückgängig gemacht oder geändert wird. Der 
Rat beschließt binnen zwei Wochen mit qualifizierter Mehrheit über diesen Antrag. 

Ein Mitgliedstaat im Sinne des Unterabsatzes 1 kann in dringenden und außergewöhn- 
lichen Fällen die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 aus- 
setzen und dies der Kommission unter Angabe von Gründen nachträglich mitteilen. 

8. Solange die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 gemäß 
den Nummern 2 bis 5 und 7 ausgesetzt ist, findet Artikel 23 der Richtlinie 2004/38/EG 
auf Staatsangehörige der derzeitigen Mitgliedstaaten in Rumänien und auf rumänische 
Staatsangehörige in den derzeitigen Mitgliedstaaten in Bezug auf das Recht der Fami- 
lienangehörigen von Arbeitnehmern, eine Beschäftigung aufzunehmen, unter folgen- 
den Bedingungen Anwendung: 

- der Ehegatte eines Arbeitnehmers und die Verwandten des Arbeitnehmers und des 
Ehegatten in absteigender Linie, die das 21 . Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
oder denen von diesen Unterhalt gewährt wird und die am Tag des Beitritts bei dem 
Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ihren rechtmäßigen Wohnsitz 
hatten, haben nach dem Beitritt sofortigen Zugang zum Arbeitsmarkt dieses Mit- 
gliedstaats. Dies gilt nicht für die Familienangehörigen eines Arbeitnehmers, der we- 
niger als 12 Monate rechtmäßig zu dem Arbeitsmarkt des betreffenden Mitgliedstaa- 
tes zugelassen war; 

- der Ehegatte eines Arbeitnehmers und die Verwandten des Arbeitnehmers und des 
Ehegatten in absteigender Linie, die das 21 . Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
oder denen von diesen Unterhalt gewährt wird und die ab einem Zeitpunkt nach dem 
Beitritt, aber während des Zeitraums der Anwendung der genannten Übergangsre- 
gelungen bei dem Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ihren recht- 
mäßigen Wohnsitz hatten, haben Zugang zum Arbeitsmarkt des betreffenden Mit- 
gliedstaats, wenn sie mindestens achtzehn Monate in dem betreffenden Mitglied- 
staat ihren Wohnsitz hatten oder ab dem dritten Jahr nach dem Beitritt, wenn dieser 
Zeitpunkt früher liegt. 

Günstigere nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen blei- 
ben von diesen Bestimmungen unberührt. 

9. Soweit Vorschriften der Richtlinie 2004/38/EG, mit denen Vorschriften der Richtlinie 68/ 
360/EWG 1 ) übernommen wurden, nicht von den Vorschriften der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 getrennt werden können, deren Anwendung gemäß den Nummern 2 bis 5 
und 7 und 8 aufgeschoben wird, können Rumänien und die derzeitigen Mitgliedstaaten 
in dem Maße, wie es für die Anwendung der Nummern 2 bis 5 und 7 und 8 erforderlich 
ist, von diesen Vorschriften abweichen. 


') Richtlinie 68/360/EWG des Rates vom 1 5. Oktober 1 968 zur Aufhebung der Reise- und Aufenthalts- 
beschränkungen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und ihre Familienangehörigen innerhalb der 
Gemeinschaft (ABI. L257 vom 19. 10. 1968, S. 13). Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003 
(ABI. L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33) und mit Wirkung vom 30. April 2006 aufgehoben durch die Richt- 
linie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABI. L 1 58 vom 30. 4. 2004, S. 77). 
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10. Werden nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen von 
den derzeitigen Mitgliedstaaten gemäß den oben genannten Übergangsregelungen 
angewandt, so kann Rumänien gleichwertige Maßnahmen gegenüber den Staatsan- 
gehörigen des betreffenden Mitgliedstaats oder der betreffenden Mitgliedstaaten bei- 
behalten. 

11. Wird die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1 61 2/68 von einem 
der derzeitigen Mitgliedstaaten ausgesetzt, so kann Rumänien gegenüber Bulgarien 
die unter Nummer 7 festgelegten Verfahren anwenden. In dieser Zeit werden Arbeits- 
genehmigungen, die Rumänien Staatsangehörigen Bulgariens zu Kontrollzwecken 
ausstellt, automatisch erteilt. 

12. Jeder derzeitige Mitgliedstaat, der nationale Maßnahmen gemäß den Nummern 2 bis 
5 und 7 bis 9 anwendet, kann im Rahmen seiner einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
eine größere Freizügigkeit einführen als sie am Tag des Beitritts bestand, einschließ- 
lich des uneingeschränkten Zugangs zum Arbeitsmarkt. Ab dem dritten Jahr nach 
dem Beitritt kann jeder derzeitige Mitgliedstaat, der nationale Maßnahmen anwendet, 
jederzeit beschließen, stattdessen die Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/ 
68 anzuwenden. Die Kommission wird über derartige Beschlüsse unterrichtet. 

13. Um tatsächlichen oder drohenden schwerwiegenden Störungen in bestimmten emp- 
findlichen Dienstleistungssektoren auf ihren Arbeitsmärkten zu begegnen, die sich in 
bestimmten Gebieten aus der länderübergreifenden Erbringung von Dienstleistungen 
im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 96/71/EG ergeben könnten, können Deutschland 
und Österreich, solange sie gemäß den vorstehend festgelegten Übergangsbestim- 
mungen nationale Maßnahmen oder Maßnahmen aufgrund von bilateralen Vereinba- 
rungen über die Freizügigkeit rumänischer Arbeitnehmer anwenden, nach Unterrich- 
tung der Kommission von Artikel 49 Absatz 1 des EG-Vertrags abweichen, um im 
Bereich der Erbringung von Dienstleistungen durch in Rumänien niedergelassene Un- 
ternehmen die zeitweilige grenzüberschreitende Beschäftigung von Arbeitnehmern 
einzuschränken, deren Recht, in Deutschland oder Österreich eine Arbeit aufzuneh- 
men, nationalen Maßnahmen unterliegt. 

Folgende Dienstleistungssektoren können von der Abweichung betroffen sein: 

- in Deutschland 


Sektor 

NACE-Code*), sofern nicht anders 
angegeben 

Baugewerbe, einschließlich ver- 
wandte Wirtschaftszweige 

45.1 bis 4: Im Anhang der Richtlinie 
96/71/EG aufgeführte Tätigkeiten 

Reinigung von Gebäuden, 

Inventar und Verkehrsmitteln 

74.70: Reinigung von Gebäuden, 
Inventar und Verkehrsmitteln 

Sonstige Dienstleistungen 

74.87: Nur Tätigkeiten von Innen- 
dekorateuren 


*) NACE: siehe 31 990 R3037: Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 
1 990 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Ge- 
meinschaft (ABI. L293 vom 24. 10. 1990, S. 1). Zuletzt geändert durch 32003 R 1882: Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1 882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. 9. 2003 
(ABI. L 284 vom 31 . 1 0. 2003, S. 1 ). 


- in Österreich 


Sektor 

NACE-Code*), sofern nicht anders 
angegeben 

Erbringung von gärtnerischen 

01.41 

Dienstleistungen 


Be- und Verarbeitung von Natur- 

26.7 

steinen a. n.g. 


Flerstellung von Stahl- und Leicht- 

28.11 

metallkonstruktionen 


Schutzdienste 

74.60 

Baugewerbe, einschließlich ver- 

45.1 bis 4: Im Anhang der Richtlinie 

wandte Wirtschaftszweige 

96/71/EG aufgeführte Tätigkeiten 
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Sektor 

NACE-Code*), sofern nicht anders 
angegeben 

Reinigung von Gebäuden, 

Inventar und Verkehrsmitteln 

74.70 

Flauskrankenpflege 

85.14 

Sozialwesen a. n. g. 

85.32 


*) NACE: siehe 31 990 R3037: Verordnung (EWG) Nr.3037/90 des Rates vom 9. Oktober 
1 990 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Ge- 
meinschaft (ABI. L293 vom 24. 10. 1990, S. 1). Zuletzt geändert durch 32 003 R 1882: Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1 882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. 9. 2003 
(ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1). 

In dem Maße, wie Deutschland oder Österreich nach Maßgabe der vorstehenden Un- 
terabsätze von Artikel 49 Absatz 1 des EG-Vertrags abweichen, kann Rumänien nach 
Unterrichtung der Kommission gleichwertige Maßnahmen ergreifen. 

Die Anwendung dieser Nummer darf nicht zu Bedingungen für die zeitweilige Freizü- 
gigkeit von Arbeitnehmern im Rahmen der länderübergreifenden Erbringung von 
Dienstleistungen zwischen Deutschland bzw. Österreich und Rumänien führen, die re- 
striktiver sind als die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags gelten- 
den Bedingungen. 

14. Die Anwendung der Nummern 2 bis 5 und 7 bis 12 darf nicht zu Bedingungen für den 
Zugang rumänischer Staatsangehöriger zu den Arbeitsmärkten der derzeitigen Mit- 
gliedstaaten führen, die restriktiver sind, als die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des 
Beitrittsvertrags geltenden Bedingungen. 

Ungeachtet der Anwendung der Bestimmungen unter den Nummern 1 bis 1 3 räumen 
die derzeitigen Mitgliedstaaten während der Dauer der Anwendung nationaler oder 
sich aus bilateralen Vereinbarungen ergebender Maßnahmen Arbeitnehmern, die 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaats sind, beim Zugang zu ihren Arbeitsmärkten 
Vorrang vor Arbeitnehmern ein, die Staatsangehörige eines Drittstaats sind. 

Rumänische Wanderarbeitnehmer und ihre Familien, die rechtmäßig in einem ande- 
ren Mitgliedstaat ihren Wohnsitz haben und dort arbeiten, oder Wanderarbeitnehmer 
aus anderen Mitgliedstaaten und ihre Familien, die rechtmäßig in Rumänien ihren 
Wohnsitz haben und dort arbeiten, dürfen nicht restriktiver behandelt werden als die- 
selben Personen aus Drittstaaten, die in diesem Mitgliedstaat bzw. Rumänien ihren 
Wohnsitz haben und dort arbeiten. Darüber hinaus dürfen Wanderarbeitnehmer aus 
Drittländern, die in Rumänien ihren Wohnsitz haben und dort arbeiten, gemäß dem 
Grundsatz der Gemeinschaftspräferenz nicht günstiger behandelt werden als rumäni- 
sche Staatsangehörige. 


2. Freier Dienstleistungsverkehr 

31 997 L0009: Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
3. März 1 997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABI. L 84 vom 26. 3. 1 997, 
S. 22) 

Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 97/9/EG gilt die Mindestentschädigung in 
Rumänien bis zum 31. Dezember 201 1 nicht. Rumänien stellt sicher, dass die Entschädi- 
gung nach dem rumänischen Anlegerentschädigungssystem vom 1 . Januar 2007 bis zum 
31. Dezember 2007 mindestens 4500 EUR, vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Dezember 
2008 mindestens 7000 EUR, vom 1 . Januar 2009 bis zum 31 . Dezember 2009 mindestens 
9000 EUR, vom 1 . Januar 2010 bis zum 31 . Dezember 2010 mindestens 1 1 000 EUR und 
vom 1 . Januar 201 1 bis zum 31 . Dezember 201 1 mindestens 1 5 000 EUR beträgt. 

Die anderen Mitgliedstaaten sind während der Übergangszeit weiterhin berechtigt, einer 
Zweigniederlassung einer rumänischen Wertpapierfirma in ihrem Staatsgebiet die Tätigkeit 
zu untersagen, solange eine solche Zweigniederlassung sich nicht einem offiziell aner- 
kannten Anlegerentschädigungssystem im Staatsgebiet des betreffenden Mitgliedstaates 
anschließt, um die Differenz zwischen der Entschädigungshöhe in Rumänien und der in Ar- 
tikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 97/9/EG genannten Mindestentschädigung auszugleichen. 
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3. Freier Kapitalverkehr 

Vertrag über die Europäische Union, 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 

1 . Ungeachtet der Verpflichtungen aus den Verträgen, auf die sich die Europäische Union 
gründet, kann Rumänien die in seinen Rechtsvorschriften zum Zeitpunkt der Unter- 
zeichnung des Beitrittsvertrags enthaltenen Beschränkungen des Erwerbs von Eigen- 
tumsrechten an Grundstücken für Zweitwohnsitze durch Staatsangehörige der Mitglied- 
staaten oder der Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum (EWR) ohne Wohnsitz in Rumänien und durch Gesellschaften, die nach den 
Gesetzen eines anderen Mitgliedstaats oder eines EWR-Staates gegründet wurden und 
in dem Hoheitsgebiet Rumäniens weder niedergelassen sind noch dort eine Niederlas- 
sung oder eine Vertretung haben, nach dem Tag des Beitritts fünf Jahre lang beibehal- 
ten. 

Staatsangehörige der Mitgliedstaaten und Staatsangehörige der Vertragsparteien des 
EWR-Abkommens, die ihren rechtmäßigen Wohnsitz in Rumänien haben, dürfen weder 
den Bestimmungen des Unterabsatzes 1 noch anderen Regeln und Verfahren als den- 
jenigen unterworfen werden, die für rumänische Staatsangehörige gelten. 

2. Ungeachtet der Verpflichtungen aus den Verträgen, auf die sich die Europäische Union 
gründet, kann Rumänien die in seinen Rechtsvorschriften zum Zeitpunkt der Unter- 
zeichnung des Beitrittsvertrags enthaltenen Beschränkungen des Erwerbs von landwirt- 
schaftlichen Flächen, Wäldern und forstwirtschaftlichen Flächen durch Staatsangehö- 
rige der Mitgliedstaaten, durch Staatsangehörige der Vertragsparteien des EWR- 
Abkommens und durch Gesellschaften, die nach den Gesetzen eines anderen Mitglied- 
staats oder eines EWR-Staates gegründet wurden und in Rumänien weder niederge- 
lassen noch eingetragen sind, nach dem Tag des Beitritts sieben Jahre lang beibehal- 
ten. Auf keinen Fall dürfen Staatsangehörige eines Mitgliedstaats beim Erwerb von 
landwirtschaftlichen Flächen, Wäldern und forstwirtschaftlichen Flächen ungünstiger 
als am Tag der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags oder restriktiver als Drittstaats- 
angehörige behandelt werden. 

Selbstständige Landwirte mit der Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaats, die 
sich in Rumänien niederlassen und dort einen Wohnsitz anmelden wollen, dürfen weder 
den Bestimmungen des Unterabsatzes 1 noch anderen Verfahren als denjenigen unter- 
worfen werden, die für rumänische Staatsangehörige gelten. 

Im dritten Jahr nach dem Tag des Beitritts wird eine allgemeine Überprüfung dieser 
Übergangsmaßnahmen vorgenommen. Die Kommission wird dem Rat dazu einen Be- 
richt unterbreiten. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission einstimmig beschließen, 
den in Unterabsatz 1 genannten Übergangszeitraum zu verkürzen oder zu beenden. 


4. Wettbewerbspolitik 


A. Steuerliche Beihilfen 

1 . Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, Titel VI, Kapitel 1 , Wettbewerbs- 
regeln 

a) Unbeschadet der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags kann Rumänien hinsichtlich der 
Unternehmen, die vor dem 1 . Juli 2003 die Dauerinvestor-Bescheinigung für ein be- 
nachteiligtes Gebiet erhalten haben, weiterhin auf der Grundlage der Dringlichkeits- 
anordnung Nr. 24/1998 der Regierung über die benachteiligten Gebiete in ihrer ge- 
änderten Fassung Körperschaftssteuerbefreiungen gewähren, und zwar 

- bei 3 benachteiligten Gebieten (Brad, Valea Jiului, Bälan) bis einschließlich 
31 . Dezember 2008 

- bei 22 benachteiligten Gebieten (Comäne§ti, Bucovina, Altän Tepe, Filipe§ti, Cep- 
tura, Albeni, Schela, Motru Rovinari, Rusca Montana, Boc§a, Moldova Nouä- 
Anina, Baraolt, Apuseni, §tei-Nucet, Borod §uncuiu§-Dobre§ti-Vadu Cri§ului, 
Pope§ti-Derna-Ale§d, Ip, Hida-Surduc- Jibou-Bälan, §ärmä§ag-Chiejd-Bobota, 
Baia Mare, Bor§a Vi§eu, Rodna) bis einschließlich 31 . Dezember 2009 

- bei 3 benachteiligten Gebieten (Cugir, Zimnicea, Cop§a Micä) bis einschließlich 
31 . Dezember 2010, 

sofern folgende Bedingungen erfüllt sind: 

- Die staatliche Beihilfe wird für regionale Investitionen gewährt: 

- Die Nettointensität derartiger regionaler Beihilfen darf 50% des Nettosubven- 
tionsäquivalents nicht übersteigen. Die angegebene Obergrenze darf für klei- 
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nere und mittlere Unternehmen um 1 5 Prozentpunkte angehoben werden, so- 
fern die gesamte Nettobeihilfeintensität nicht über 75% hinausgeht. 

- Für im Kraftfahrzeugsektor tätige Unternehmen 1 ) ist die Gesamtbeihilfe auf 
30%derfüreine Beihilfe in Frage kommenden Investitionskosten zu begrenzen. 

- Der Zeitraum für die Berechnung der unter die erwähnten Obergrenzen fallenden 
Beihilfe beginnt am 2. Januar 2003; jede Beihilfe, die auf der Grundlage der vor 
diesem Datum erzielten Gewinne beantragt und erhalten wurde, wird von der Be- 
rechnung ausgeschlossen. 

- Bei der Berechnung der Gesamtbeihilfe werden alle Beihilfen berücksichtigt, die 
dem Begünstigten für die für Beihilfen in Frage kommenden Kosten gewährt wur- 
den, einschließlich Beihilfen, die im Rahmen anderer Regelungen gewährt wur- 
den, und unabhängig davon, ob die Beihilfen aus kommunalen, regionalen, natio- 
nalen oder gemeinschaftlichen Quellen stammen. 

- Für Beihilfen in Frage kommende Ausgaben werden auf der Grundlage der Leit- 
linien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 2 ) bestimmt. 

- Diese für Beihilfen in Frage kommenden Ausgaben können berücksichtigt wer- 
den, wenn sie zwischen dem 2. Oktober 1998 (d. h. dem Datum des Inkrafttretens 
der Regelung nach der Dringlichkeitsanordnung Nr. 24/1998 der Regierung über 
die benachteiligten Gebiete) und dem 15. September 2004 angefallen sind. 

b) Rumänien übermittelt der Kommission: 

- zwei Monate nach dem Tag des Beitritts Informationen über die Erfüllung der vor- 
stehend genannten Bedingungen, 

- bis Ende Dezember 2010 Informationen über die für Beihilfen in Frage kommen- 
den Investitionskosten, die bei den Begünstigten der Dringlichkeitsanordnung 
Nr. 24/1998 der Regierung über die benachteiligten Gebiete in ihrer geänderten 
Fassung tatsächlich angefallen sind, sowie über den Gesamtbetrag der Beihilfen, 
die die Begünstigten erhalten haben und 

- halbjährlich Berichte über die Überwachung der den Begünstigten im Kfz-Sektor 
gewährten Beihilfen. 

2. Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, Titel VI, Kapitel 1 , Wettbewerbs- 
regeln 

a) Unbeschadet der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags kann Rumänien hinsichtlich der 
Unternehmen, die vor dem 1. Juli 2002 Flandelsverträge mit den Verwaltungen der 
Freihandelsgebiete geschlossen haben, weiterhin Steuerbefreiungen von Lizenzge- 
bühren auf der Grundlage des Gesetzes Nr. 84/1 992 über Freihandelsgebiete in sei- 
ner geänderten Fassung unter folgenden Bedingungen bis 31 . Dezember 201 1 ge- 
währen: 

- Die staatliche Beihilfe wird für regionale Investitionen gewährt: 

- Die Nettointensität derartiger regionaler Beihilfen darf 50% des Nettosubven- 
tionsäquivalents nicht übersteigen. Die angegebene Obergrenze darf für klei- 
nere und mittlere Unternehmen um 15 Prozentpunkte angehoben werden, so- 
fern die gesamte Nettobeihilfeintensität nicht über 75% hinausgeht. 

- Für im Kraftfahrzeugsektor tätige Unternehmen 3 ) ist die Gesamtbeihilfe auf 
30%derfüreine Beihilfe in Frage kommenden Investitionskosten zu begrenzen. 

- Der Zeitraum für die Berechnung der unter die erwähnten Obergrenzen fallen- 
den Beihilfe beginnt am 2. Januar 2003; jede Beihilfe, die auf der Grundlage 
der vor diesem Datum erzielten Gewinne beantragt und erhalten wurde, wird 
von der Berechnung ausgeschlossen. 

- Bei der Berechnung der Gesamtbeihilfe werden alle Beihilfen berücksichtigt, 
die dem Begünstigten für die für Beihilfen in Frage kommenden Kosten ge- 
währt wurden, einschließlich Beihilfen, die im Rahmen anderer Regelungen 
gewährt wurden, und unabhängig davon, ob die Beihilfen aus kommunalen, 
regionalen, nationalen oder gemeinschaftlichen Quellen stammen. 


') Im Sinne des Anhangs C der Mitteilung der Kommission „Multisektoraler Regionalbeihilferahmen für 
große Investitionsvorhaben“ (ABI. C70 vom 19.3. 2002, S.8), deren zuletzt geänderte Fassung in 
ABI. C 263 vom 1.11. 2003, S. 3, veröffentlicht wurde. 

2 ) ABI. C 74 vom 10.3.1 998, S. 9; die zuletzt geänderte Fassung der Leitlinien wurde in ABI. C 258 vom 
9. 9. 2000, S. 5, veröffentlicht. 

3 ) Im Sinne des Anhangs C der Mitteilung der Kommission „Multisektoraler Regionalbeihilferahmen für 
große Investitionsvorhaben“ (ABI. C70 vom 19.3. 2002, S.8), deren zuletzt geänderte Fassung in 
ABI. C 263 vom 1.11. 2003, S. 3, veröffentlicht wurde. 
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- Für Beihilfen in Frage kommende Ausgaben werden auf der Grundlage der 
Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 1 ) bestimmt. 

- Diese für Beihilfen in Frage kommenden Ausgaben können berücksichtigt 
werden, wenn sie zwischen dem 30. Juli 1992 (d. h. dem Datum des Inkraft- 
tretens der Regelung nach dem Gesetz Nr. 84/1 992 über Freihandelsgebiete) 
und dem 1 . November 2004 angefallen sind. 

b) Rumänien übermittelt der Kommission: 

- zwei Monate nach dem Tag des Beitritts Informationen über die Erfüllung der vor- 
stehend genannten Bedingungen, 

- bis Ende Dezember 201 1 Informationen über die für Beihilfen in Frage kommen- 
den Investitionskosten, die bei den Begünstigten des Gesetzes Nr. 84/1992 über 
Freihandelsgebiete in seiner geänderten Fassung tatsächlich angefallen sind, so- 
wie über den Gesamtbetrag der Beihilfen, die die Begünstigten erhalten haben 
und 

- halbjährlich Berichte über die Überwachung der den Begünstigten im Kfz-Sektor 
gewährten Beihilfen. 


B. Umstrukturierung im Stahlsektor 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, Titel VI, Kapitel 1 , Wettbewerbsre- 
geln 

1 . Ungeachtet der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags sind die von Rumänien im Zeitraum 
1993 bis 2004 für die Umstrukturierung bestimmter Teile seiner Stahlindustrie gewähr- 
ten staatlichen Beihilfen als mit dem gemeinsamen Markt vereinbar anzusehen, sofern 

- der Zeitraum gemäß Artikel 9 Absatz 4 des Protokolls Nr. 2 über EGKS-Erzeugnisse 
zum Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäi- 
schen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Rumänien anderer- 
seits 2 ) bis zum 31 . Dezember 2005 verlängert worden ist, 

- der nationale Umstrukturierungsplan und die Einzelgeschäftspläne, auf deren 
Grundlage das genannte Protokoll verlängert wurde, während des gesamten Zeit- 
raums 2002 bis 2008 eingehalten werden, 

- die in diesen Bestimmungen und in Anlage A festgelegten Bedingungen erfüllt sind, 

- den unter das nationale Umstrukturierungsprogramm fallenden Stahlunternehmen 
vom 1 . Januar 2005 bis zum 31 . Dezember 2008, dem Ende des Umstrukturierungs- 
zeitraums, keine Beihilfen gleich welcher Form mehr gewährt oder ausgezahlt wer- 
den, und 

- dem rumänischen Stahlsektor nach dem 31 . Dezember 2004 keine staatlichen Um- 
strukturierungsbeihilfen mehr gewährt oder ausgezahlt werden. Im Sinne dieser Be- 
stimmungen und der Anlage A gilt als staatliche Umstrukturierungsbeihilfe jede 
Stahlunternehmen betreffende Maßnahme, die als staatliche Beihilfe im Sinne des 
Artikels 87 Absatz 1 des EG-Vertrags anzusehen ist und die gemäß den in der Ge- 
meinschaft angewendeten üblichen Vorschriften nicht als mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbar angesehen werden kann. 

2. Nur den in Anlage A Teil I aufgeführten Unternehmen (nachstehend „begünstigte Unter- 
nehmen“ genannt) können im Rahmen des Umstrukturierungsprogramms für die rumä- 
nische Stahlindustrie staatliche Beihilfen gewährt werden. 

3. Die Umstrukturierung des rumänischen Stahlsektors nach den Vorgaben der einzelnen 
Geschäftspläne der begünstigten Unternehmen und nach den Vorgaben des nationalen 
Umstrukturierungsprogramms sowie im Einklang mit den in diesen Bestimmungen und 
in Anlage A festgelegten Bedingungen wird bis spätestens 31 . Dezember 2008 (nach- 
stehend „Ende des Umstrukturierungszeitraums“ genannt) abgeschlossen. 

4. Ein begünstigtes Unternehmen ist nicht berechtigt, 

a) seinen Beihilfeanspruch im Fall eines Zusammenschlusses mit einem nicht in An- 
lage ATeil I aufgeführten Unternehmen zu übertragen; 

b) die Vermögenswerte eines nicht in Anlage A Teil I aufgeführten Unternehmens zu 
übernehmen und seinen im Zeitraum bis zum 31 . Dezember 2008 gewährten Beihil- 
feanspruch zu übertragen. 


') ABI. C 74 vom 10.3.1 998, S. 9; die zuletzt geänderte Fassung der Leitlinien wurde in ABI. C 258 vom 
9. 9. 2000, S. 5, veröffentlicht. 

2 ) ABI. L357 vom 31 . 12. 1994, S. 2. Abkommen zuletzt geändert durch den Beschluss Nr. 2/2003 des 
Assoziationsrates EU-Rumänien vom 25. 9. 2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
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5. Bei jedem späteren Eigentumswechsel in einem der begünstigten Unternehmen wer- 
den die Bedingungen und Grundsätze in Bezug auf die Rentabilität, die staatlichen Bei- 
hilfen und die Kapazitätssenkungen, wie sie in diesen Bestimmungen und in Anlage A 
festgelegt sind, eingehalten. 

6. Unternehmen, die nicht als „begünstigte Unternehmen“ in Anlage A Teil I aufgeführt 
sind, erhalten weder staatliche Umstrukturierungsbeihilfen noch irgendwelche anderen 
Beihilfen, die nicht als mit den gemeinschaftlichen Vorschriften für staatliche Beihilfe ver- 
einbar angesehen werden können, und von diesen Unternehmen werden in diesem Zu- 
sammenhang auch keine Kapazitätssenkungen verlangt. Kapazitätskürzungen in die- 
sen Unternehmen werden nicht auf die Mindestkapazitätssenkungen angerechnet. 

7. Der Gesamtbetrag der den begünstigten Unternehmen zu genehmigenden Brutto-Um- 
strukturierungsbeihilfe bestimmt sich nach den Rechtfertigungen jeder einzelnen Beihil- 
femaßnahme gemäß dem endgültigen nationalen Umstrukturierungsprogramm und 
den Einzelgeschäftsplänen, die von den rumänischen Behörden zu genehmigen sind; 
er ist von der abschließenden Überprüfung der Erfüllung der Bedingungen gemäß Arti- 
kel 9 Absatz 4 des dem Europa-Abkommen beigefügten Protokolls Nr. 2 und der Zu- 
stimmung des Rates abhängig. Jedoch darf der Gesamtbetrag der im Zeitraum 1 993— 
2004 gewährten und ausgezahlten Brutto-Umstrukturierungsbeihilfe 49 985 Mia. ROL 
nicht übersteigen. Im Rahmen dieser Gesamtobergrenze gelten für die jedem begünsti- 
gen Unternehmen im Zeitraum 1993-2004 gewährte und ausgezahlte staatliche Bei- 
hilfe die folgenden Teil-Obergrenzen oder Höchstbeträge: 


Ispat Sidex Galaji 

30598 Mia. ROL 

Siderurgica Hunedoara 

9975 Mia. ROL 

CS Re§ija 

4 707 Mia. ROL 

IS CämpiaTurzii 

2234 Mia. ROL 

COS Tärgovi§te 

2399 Mia. ROL 

Donasid (Siderca) Cälära§i 

72 Mia. ROL 


Die Gewährung der staatlichen Beihilfe muss bis zum Ende des Umstrukturierungszeit- 
raums zur Rentabilität der begünstigten Unternehmen unter normalen Marktbedingun- 
gen führen. Höhe und Intensität dieser Beihilfen beschränken sich auf das zur Wieder- 
herstellung der Rentabilität unbedingt notwendige Maß. Die Rentabilität wird unter 
Berücksichtigung der in Anlage A Teil III beschriebenen Benchmarks bestimmt. 

Weitere staatliche Beihilfen für die Umstrukturierung der rumänischen Stahlindustrie 
werden von Rumänien nicht gewährt. 

8. Die von den begünstigten Unternehmen im Zeitraum 1993-2008 zu erreichenden Ver- 
ringerungen der Nettokapazität bei Fertigerzeugnissen müssen sich insgesamt auf min- 
destens 2,05 Mio. Tonnen belaufen. 

Diese Kapazitätsreduzierungen werden auf der Grundlage endgültiger Schließungen 
der betreffenden Warmwalzanlagen mit deren tatsächlicher Demontage gemessen, so 
dass die Anlagen nicht wieder in Betrieb genommen werden können. Die Eröffnung des 
Konkurses eines begünstigten Unternehmens kann nicht als eine Kapazitätsreduzie- 
rung gewertet werden. 1 ) 

Die Mindestverringerung der Nettokapazität um 2,05 Mio. Tonnen sowie die Einhaltung 
der Fristen für die Produktionseinstellung und die endgültige Schließung der betreffen- 
den Anlagen wird entsprechend dem in Anlage A Teil II enthaltenen Zeitplan vollzogen. 

9. Zu den Einzelgeschäftsplänen ist die schriftliche Bestätigung der begünstigten Unter- 
nehmen einzuholen. Die Pläne werden umgesetzt und beinhalten insbesondere: 

a) Für Ispat Sidex Galaji: 

i) die Durchführung des Investitionsprogramms für die Modernisierung der Be- 
triebe, Ertragsverbesserung, Kostensenkung (insbesondere der Energiever- 
brauch) und Qualitätsverbesserung 

ii) die Hinwendung zu Flachzeug-Marktsegmenten mit höherer Wertschöpfung 

iii) die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und der Unternehmensführung 

iv) den Abschluss der finanziellen Umstrukturierung des Unternehmens 


') Der Kapazitätsabbau muss im Sinne der Entscheidung Nr.3010/91/EGKS der Kommission (ABI. 
L286 vom 6. 10. 1991 , S. 20) von Dauer sein. 
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v) das Tätigen der für die Einhaltung der Rechtsvorschriften im Bereich des Um- 
weltschutzes notwendigen Investitionen 

b) Für Siderurgica Flunedoara: 

i) die Modernisierung der Anlagen im FHinblick auf die Erreichung des in Aussicht 
genommenen Absatzplans 

ii) die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und der Unternehmensführung 

iii) das Tätigen der für die Einhaltung der Rechtsvorschriften im Bereich des Um- 
weltschutzes notwendigen Investitionen 

c) Für IS Cämpia Turzii: 

i) die Steigerung des Ausstoßes bei Produkten mit höherer Wertschöpfung und 
Verarbeitungserzeugnissen 

ii) die Durchführung des Investitionsprogramms für die Verbesserung der Produkti- 
onsqualität 

iii) die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und der Unternehmensführung 

iv) das Tätigen der für die Einhaltung der Rechtsvorschriften im Bereich des Um- 
weltschutzes notwendigen Investitionen 

d) Für CS Re§ija: 

i) die Spezialisierung auf Plalbfertigprodukte zwecks Belieferung der örtlichen 
Röhrenindustrie 

ii) die Schließung unwirtschaftlicher Kapazitäten 

iii) das Tätigen der für die Einhaltung der Rechtsvorschriften im Bereich des Um- 
weltschutzes notwendigen Investitionen 

e) Für COS Tärgovi§te: 

i) die Steigerung des Anteils von Produkten mit höherer Wertschöpfung an der 
Produktion 

ii) die Durchführung des Investitionsprogramms zur Erreichung von Kostensenkun- 
gen, höherer Wirtschaftlichkeit und Qualitätsverbesserung 

iii) das Tätigen der für die Einhaltung der Rechtsvorschriften im Bereich des Um- 
weltschutzes notwendigen Investitionen 

f) Für Donasid Cälära§i: 

i) die Durchführung des Investitionsprogramms zur Modernisierung der Betriebe 

ii) die Steigerung des Anteils von Fertigprodukten an der Produktion 

iii) das Tätigen der für die Einhaltung der Rechtsvorschriften im Bereich des Um- 
weltschutzes notwendigen Investitionen. 

10. Nachträgliche Änderungen am nationalen Umstrukturierungsprogramm und den Ein- 
zelgeschäftsplänen müssen von der Kommission und gegebenenfalls vom Rat geneh- 
migt werden. 

11. Die Umstrukturierung erfolgt unter umfassender Transparenz und stützt sich auf solide 
marktwirtschaftliche Grundsätze. 

12. Die Kommission und der Rat überwachen sorgfältig die Durchführung des Umstruktu- 
rierungsprogramms und der Einzelgeschäftspläne sowie die Erfüllung der in diesen 
Bestimmungen und in Anlage A festgelegten Bedingungen vor und nach dem Beitritt 
bis 2009. Insbesondere überwacht die Kommission die wichtigsten Verpflichtungen 
und Bestimmungen gemäß den Nummern 7 und 8 betreffend staatliche Beihilfen, 
Rentabilität und Kapazitätssenkungen, wofür sie namentlich die Benchmarks für die 
Umstrukturierung gemäß Nummer 9 und Anlage A Teil III heranzieht. Zu diesem 
Zweck wird die Kommission dem Rat Bericht erstatten. 

13. Im Rahmen der Überwachung wird von 2005 bis 2009 jährlich eine unabhängige Be- 
wertung vorgenommen. 

14. Rumänien beteiligt sich umfassend an allen Überwachungsregelungen. Insbesondere 
gilt Folgendes: 

- Rumänien legt der Kommission alle sechs Monate, spätestens zum 15. März und 

15. September jedes Jahres, Berichte vor, sofern die Kommission nicht anders ent- 
scheidet. Der erste Bericht ist am 1 5. März 2005 und der letzte Bericht am 1 5. März 
2009 vorzulegen. 

- Die Berichte enthalten alle für die Überwachung des Umstrukturierungsprozesses 
sowie der Verringerung und des Einsatzes von Kapazitäten erforderlichen Informa- 
tionen und ausreichende finanzielle Daten, anhand deren bewertet werden kann, 
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ob die in diesen Bestimmungen und in Anlage A festgelegten Bedingungen erfüllt 
worden sind. Die Berichte enthalten zumindest die in Anlage A Teil IV aufgeführten 
Informationen, wobei sich die Kommission das Recht vorbehält, diesen Teil des An- 
hangs vor dem Hintergrund der bei der Überwachung gesammelten Erfahrungen 
zu ändern. Zusätzlich zu den einzelnen Geschäftsberichten der begünstigten Un- 
ternehmen wird auch ein Bericht über die Gesamtlage des rumänischen Stahlsek- 
tors einschließlich der neueren makroökonomischen Entwicklungen erstellt. 

- Rumänien verpflichtet die begünstigten Unternehmen, alle einschlägigen Daten of- 
fen zu legen, die unter anderen Umständen als vertraulich eingestuft werden könn- 
ten. Bei ihrer Berichterstattung an den Rat stellt die Kommission sicher, dass un- 
ternehmensspezifische vertrauliche Informationen nicht offen gelegt werden. 

15. Ein Beratender Ausschuss, dem Vertreter der rumänischen Behörden und der Kom- 
mission angehören, tritt alle sechs Monate zusammen. Die Treffen dieses Beratenden 
Ausschusses können auch auf Ad-hoc-Basis stattfinden, falls dies von der Kommis- 
sion als erforderlich erachtet wird. 

16. Stellt die Kommission aufgrund der Überwachung erhebliche Abweichungen von den 
Vorausschätzungen der makroökonomischen Entwicklungen, der finanziellen Lage 
der begünstigten Unternehmen und der Rentabilitätsbewertung fest, so kann sie Ru- 
mänien auffordern, geeignete Maßnahmen zur Verstärkung oder Änderung der Um- 
strukturierungsmaßnahmen der betreffenden begünstigten Unternehmen zu ergrei- 
fen. 

1 7. Stellt sich bei der Überwachung heraus, dass 

a) eine der in diesen Bestimmungen und in Anlage A festgelegten Bedingungen nicht 
erfüllt worden ist, oder 

b) eine der Verpflichtungen nicht erfüllt worden ist, die Rumänien im Rahmen der Ver- 
längerung des Zeitraums, in dem es aufgrund des Europa-Abkommens ausnahms- 
weise staatliche Beihilfen für die Umstrukturierung seiner Stahlindustrie gewähren 
darf, eingegangen ist, oder 

c) Rumänien den begünstigten Unternehmen oder anderen Stahl erzeugenden Un- 
ternehmen während des Umstrukturierungszeitraums zusätzlich unzulässige 
staatliche Beihilfen gewährt hat, 

so leitet die Kommission die geeigneten Schritte ein und verlangt von den betreffenden 
Unternehmen die Rückzahlung der Beihilfen, die unter Verstoß gegen die in diesen 
Bestimmungen und in Anlage A festgelegten Bedingungen gewährt wurden. Erforder- 
lichenfalls wird auf die in Artikel 37 oder in Artikel 39 der Beitrittsakte vorgesehenen 
Schutzklauseln zurückgegriffen. 


5. Landwirtschaft 

A. Rechtsvorschriften im Agrarbereich 

31 999 R 1493: Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Wein (ABI. LI 79 vom 14.7. 1999, S. 1), zuletzt geändert 
durch: 

- 32 003 R 1 795: Verordnung (EG) Nr. 1 795/2003 der Kommission vom 1 3. 1 0. 2003 (ABI. 
L262 vom 14. 10. 2003, S. 13) 

Abweichend von Artikel 19 Absätze 1 bis 3 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 kann Ru- 
mänien für 30 000 Hektar Rebflächen Wiederbepflanzungsrechte anerkennen, die sich aus 
der Rodung von Hybridsorten ergeben, die nicht in die Klassifizierung der Weinsorten auf- 
genommen werden dürfen. Von diesen Wiederbepflanzungsrechten kann nur bis zum 
31. Dezember 2014 und ausschließlich zur Bepflanzung mit Vitis vinifera Gebrauch ge- 
macht werden. 

Die Umstrukturierung und Umstellung dieser Rebflächen kommt nicht für die in Artikel 13 
der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 vorgesehene Gemeinschaftsunterstützung in Frage. 
Einzelstaatliche Beihilfen für die durch ihre Umstrukturierung und Umstellung entstehen- 
den Kosten können jedoch gewährt werden. Diese Beihilfen dürfen 75% aller Kosten je 
Rebfläche nicht überschreiten. 
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B. Veterinär- und Pflanzenschutzrecht 
I. Veterinärrecht 

32 004 R 0852: Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene (ABI. L 1 39 vom 30. 4. 2004, S. 1 ) 

32 004 R 0853: Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ur- 
sprungs (ABI. L 1 39 vom 30. 4. 2004, S. 55) 

a) Die strukturellen Anforderungen nach Anhang II Kapitel II der Verordnung (EG) Nr. 852/ 
2004 und nach Anhang III Abschnitt I Kapitel II und III, Abschnitt II Kapitel II und III und 
Abschnitt V Kapitel I der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 gelten unter den nachstehen- 
den Bedingungen bis zum 31 . Dezember 2009 nicht für die in Anlage B zu diesem An- 
hang aufgeführten rumänischen Betriebe. 

b) Solange für die in Buchstabe a genannten Betriebe die Bestimmungen des Buchsta- 
bens a gelten, werden Erzeugnisse dieser Betriebe nur auf dem inländischen Markt in 
Verkehr gebracht oder zur weiteren Verarbeitung in Betrieben in Rumänien verwendet, 
für die ebenfalls die Bestimmungen des Buchstabens a gelten, und zwar unabhängig 
vom Datum des Inverkehrbringens. Diese Erzeugnisse müssen ein anderes Genus- 
stauglichkeits- oder Identitätskennzeichen tragen als das in Artikel 5 der Verordnung 
(EG) Nr. 853/2004 vorgesehene Kennzeichen. 

Unterabsatz 1 gilt auch dann für alle Erzeugnisse aus integrierten Fleischbetrieben, 
wenn ein Teil des Betriebs den Bestimmungen des Buchstabens a unterliegt. 

c) Die in Anlage B zu diesem Anhang aufgeführten Milch verarbeitenden Betriebe dürfen 
bis zum 31 . Dezember 2009 Lieferungen von Rohmilch annehmen, die nicht die Anfor- 
derungen des Anhangs III Abschnitt IX Kapitel I Unterkapitel II und III der Verordnung 
(EG) Nr. 853/2004 erfüllt oder gemäß diesen Anforderungen behandelt wurde, sofern 
die Betriebe, die die Milch anliefern, in einem zu diesem Zweck von den rumänischen 
Behörden geführten Verzeichnis aufgeführt sind. Rumänien unterbreitet der Kommis- 
sion jährlich Berichte über die Fortschritte bei der Modernisierung dieser Milch erzeu- 
genden Betriebe und des Milchsammelsystems. 

d) Rumänien sorgt für die schrittweise Erfüllung der strukturellen Anforderungen nach 
Buchstabe a. Rumänien übermittelt der Kommission vor dem Beitritt für jeden der von 
der Maßnahme des Buchstabens a erfassten und in Anlage B aufgeführten Betriebe ei- 
nen von der zuständigen nationalen Veterinärbehörde gebilligten Modernisierungsplan. 
Der Plan enthält eine Auflistung aller Mängel in Bezug auf die Anforderungen nach 
Buchstabe a und das geplante Datum für die Behebung der Mängel. Rumänien unter- 
breitet der Kommission jährlich Berichte über die Fortschritte in jedem einzelnen Be- 
trieb. Rumänien stellt sicher, dass nur die Betriebe, die diese Anforderungen bis zum 
31 . Dezember 2009 uneingeschränkt erfüllen, weitergeführt werden dürfen. 

e) Die Kommission kann gemäß dem Verfahren nach Artikel 58 der Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002 1 ) die Anlage B zu diesem Anhang vordem Beitritt und bis zum 31 . Dezem- 
ber 2009 aktualisieren und dabei im Lichte der Fortschritte bei der Behebung bestehen- 
der Mängel und der Ergebnisse des Überwachungsprozesses einzelne Betriebe hinzu- 
fügen oder streichen. 

Detaillierte Umsetzungsregeln, die das reibungslose Funktionieren der vorstehenden 
Übergangsregelung sicherstellen sollen, können gemäß dem Verfahren nach Artikel 58 
der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 angenommen werden. 


II. Pflanzenschutzrecht 

31 991 L0414: Richtlinie 91 /414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 überdas Inverkehrbrin- 
gen von Pflanzenschutzmitteln (ABI. L 230 vom 1 9. 8. 1 991 , S. 1 ), zuletzt geändert durch: 

- 32004 L0099: Richtlinie 2004/99/EG der Kommission vom 1.10. 2004 (ABI. L309 vom 
6.10.2004, S. 6). 

Abweichend von Artikel 13 Absatz 1 der Richtlinie 91 /414/EWG kann Rumänien die Fristen 
für die Vorlage der Informationen gemäß den Anhängen II und III der Richtlinie 91/414/ 
EWG für Pflanzenschutzmittel, die gegenwärtig in Rumänien zugelassen sind und aus- 
schließlich im rumänischen FHoheitsgebiet in Verkehr gebracht werden und Kupferverbin- 


') Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 
zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errich- 
tung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur 
Lebensmittelsicherheit (ABI. L31 vom 1.2. 2002, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1642/2003 (ABI. L245 vom 29.9. 2003, S. 4). 
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düngen (Kupfersulfat, Kupferoxychlorid oder Kupferhydroxid), Schwefel, Acetochlor, Dime- 
thoat und 2,4-D enthalten, verschieben, sofern diese Inhaltsstoffe bis dahin in Anhang I der 
Richtlinie 91 /414/EWG aufgeführt sind. Die genannten Fristen können bis zum 31. De- 
zember 2009 verschoben werden, außer bei 2,4-D, bei dem die Frist höchstens bis zum 
31 . Dezember 2008 verschoben werden kann. Diese Bestimmungen gelten nur für die An- 
trag stellenden Betriebe, die vor dem 1 . Januar 2005 tatsächlich begonnen haben, die er- 
forderlichen Informationen zu erarbeiten oder zu beschaffen. 


6. Verkehrspolitik 

1. 31 993 R3118: Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 des Rates vom 25. Oktober 1993 zur 
Festlegung der Bedingungen für die Zulassung von Verkehrsunternehmen zum Güter- 
kraftverkehr innerhalb eines Mitgliedstaats, in dem sie nicht ansässig sind (ABI. L279 
vom 12. 1 1 . 1993, S. 1), zuletzt geändert durch: 

- 32 002 R0484: Verordnung (EG) Nr. 484/2002 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 1.3.2002 (ABI. L76 vom 19.3.2002, S. 1) 

a) Abweichend von Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 31 18/93 und bis zum Ende des 
dritten Jahres ab dem Tag des Beitritts sind in Rumänien niedergelassene Verkehrs- 
unternehmer vom innerstaatlichen Güterkraftverkehr in den anderen Mitgliedstaaten 
und in den anderen Mitgliedstaaten niedergelassene Verkehrsunternehmer vom in- 
nerstaatlichen Güterkraftverkehr in Rumänien ausgeschlossen. 

b) Vor Ende des dritten Jahres ab dem Tag des Beitritts Rumäniens teilen die Mitglied- 
staaten der Kommission mit, ob sie diese Frist um höchstens zwei Jahre verlängern 
werden oder ob sie künftig Artikel 1 der Verordnung in vollem Umfang anwenden 
werden. Erfolgt keine derartige Mitteilung, so gilt Artikel 1 der Verordnung. Nur Ver- 
kehrsunternehmer, die in den Mitgliedstaaten ansässig sind, die Artikel 1 der Verord- 
nung anwenden, sind zum innerstaatlichen Güterkraftverkehr in den anderen Mit- 
gliedstaaten, die Artikel 1 ebenfalls anwenden, berechtigt. 

c) Diejenigen Mitgliedstaaten, in denen gemäß dem obigen Buchstaben b Artikel 1 der 
Verordnung Anwendung findet, können bis zum Ende des fünften Jahres ab dem 
Beitritt das folgende Verfahren anwenden. 

Sind in einem unter Unterabsatz 1 fallenden Mitgliedstaat ernste Störungen des na- 
tionalen Marktes oder von Teilen desselben aufgrund von Kabotage zu verzeichnen 
oder sind derartige Störungen durch Kabotage noch verstärkt worden, beispiels- 
weise wenn ein erheblicher Angebotsüberschuss gegenüber der Nachfrage entsteht 
oder die finanzielle Stabilität oder das Überleben einer beträchtlichen Anzahl von 
Güterkraftverkehrsunternehmen gefährdet wird, unterrichtet der Mitgliedstaat die 
Kommission und die anderen Mitgliedstaaten darüber und übermittelt ihnen sämtli- 
che einschlägige Angaben. Der Mitgliedstaat kann die Kommission auf der Grund- 
lage dieser Unterrichtung ersuchen, die Anwendung von Artikel 1 der Verordnung im 
Hinblick auf die Wiederherstellung der normalen Situation ganz oder teilweise aus- 
zusetzen. 

Die Kommission prüft die Situation anhand der von dem Mitgliedstaat übermittelten 
Angaben und entscheidet innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang des 
Antrags, ob Schutzmaßnahmen erforderlich sind. Das Verfahren nach Artikel 7 Ab- 
satz 3 Unterabsätze 2, 3 und 4 und Absätzen 4, 5 und 6 der Verordnung findet An- 
wendung. 

Ein unter obigen Unterabsatz 1 fallender Mitgliedstaat kann in dringenden und au- 
ßergewöhnlichen Fällen die Anwendung von Artikel 1 der Verordnung aussetzen; er 
teilt dies der Kommission unter Angabe der Gründe nachträglich mit. 

d) Solange Artikel 1 der Verordnung gemäß den obigen Buchstaben a und b nicht an- 
gewandt wird, können die Mitgliedstaaten den Zugang zum innerstaatlichen Güter- 
kraftverkehr regeln, indem sie nach und nach auf der Grundlage bilateraler Abkom- 
men Kabotagegenehmigungen austauschen. Dies kann auch zur vollständigen 
Liberalisierung führen. 

e) Durch die Anwendung der Buchstaben a bis c darf der Zugang zum innerstaatlichen 
Güterkraftverkehr nicht stärker eingeschränkt werden, als dies zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung des Beitrittsvertrags der Fall war. 

2. 31 996 L0053: Richtlinie 96/53/EG des Rates vom 25. Juli 1996 zur Festlegung der 
höchstzulässigen Abmessungen für bestimmte Straßenfahrzeuge im innerstaatlichen 
und grenzüberschreitenden Verkehr in der Gemeinschaft sowie zur Festlegung der 
höchstzulässigen Gewichte im grenzüberschreitenden Verkehr (ABI. L235 vom 17.9. 
1 996, S. 59), zuletzt geändert durch: 


Drucksache 16/2293 


- 262 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 32 002 L0007: Richtlinie 2002/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 1 8. 2. 2002 (ABI. L 67 vom 9. 3. 2002, S. 47). 

Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 96/53/EG dürfen Fahrzeuge, die die 
Grenzwerte der Kategorie 3.2.1, 3.4.1, 3.4.2 und 3.5.1 von Anhang I dieser Richtlinie 
einhalten, bis zum 31. Dezember 2013 nicht ausgebaute Abschnitte des rumänischen 
Straßennetzes nur dann benutzen, wenn sie die rumänischen Achslastbegrenzungen 
einhalten. 

Ab dem Tag des Beitritts dürfen für die Benutzung der nachstehend aufgeführten Flaupt- 
transitstrecken gemäß Anhang 5 des Verkehrsabkommens EG-Rumänien 1 ) und gemäß 
Anhang I der Entscheidung Nr. 1692/96/EG des Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 23. Juli 1 996 über gemeinschaftliche Leitlinien für den Aufbau eines transeuro- 
päischen Verkehrsnetzes 2 ) durch Fahrzeuge, die den Anforderungen der Richtlinie 96/ 
53/EG entsprechen, keine Beschränkungen vorgesehen werden: 

1 . Alba lulia - Turda - Zaläu - Satu Mare - Halmeu (Straße E 81 ) 

2. Zaläu - Oradea - Bor§ (Straßen 1 H und E 60) 

3. Märä§e§ti - Bacäu - Suceava - Siret (Straße E 85) 

4. Ti§ita - Tecuci - Hu§i - Albija (Straße E 581 ) 

5. Simeria - Hajeg - Rovinari - Craiova - Calafat (Straße E 79) 

6. Lugoj - Caransebe§ - Drobeta - Turnu Severin - Filia§i - Craiova (Straße E 70) 

7. Craiova - Alexandria - Buchare§t (Straße 6) 

8. Drobeta-Turnu Severin - Calafat (Straße 56 A) 

9. Bucare§ti - Buzäu (Straße E 60/E 85) 

10. Bucare§ti -Giurgiu (Straße E70/E 85) 

1 1 . Bra§ov - Sibiu (Straßen E 68) 

1 2. Timi§oara - Stamora Moravija 

Rumänien muss den in der nachstehenden Tabelle enthaltenen Zeitplan für den Ausbau 
seines Nebenstraßennetzes entsprechend der nachstehenden Straßenkarte einhalten. 
Bei jeder Infrastrukturinvestition, in die Mittel aus dem Gemeinschaftshaushalt fließen, 
muss sichergestellt sein, dass die Flauptverkehrswege für eine Tragfähigkeit von 11,5 
Tonnen pro Achse gebaut oder ausgebaut werden. 

Entsprechend den Fortschritten beim Ausbau wird das rumänische Nebenstraßennetz 
schrittweise für Fahrzeuge im grenzüberschreitenden Verkehr, die die Grenzwerte der 
Richtlinie einhalten, geöffnet. Während der gesamten Übergangszeit ist die Benutzung 
der nicht ausgebauten Teile des Nebenstraßennetzes für die Zwecke des Be- und Ent- 
ladens erlaubt, soweit dies technisch möglich ist. 

Ab dem Zeitpunkt des Beitritts dürfen auf dem rumänischen Nebenstraßennetz für Fahr- 
zeuge im internationalen Verkehr, die die Grenzwerte der Richtlinie 96/53/EG einhalten, 
vorübergehend zusätzliche Gebühren nur aufgrund einer Überschreitung der inner- 
staatlichen Achslastgrenzen erhoben werden. Für diese Fahrzeuge dürfen keine derar- 
tigen vorübergehenden zusätzlichen Gebühren aufgrund einer Überschreitung der in- 
nerstaatlichen Grenzwerte für die Abmessungen oder das Gesamtgewicht der 
Fahrzeuge erhoben werden. Außerdem sind für Fahrzeuge im internationalen Verkehr, 
die die Grenzwerte der Richtlinie 96/53/EG einhalten und mit Luftfederung ausgerüstet 
sind, um mindestens 25% geringere Gebühren zu erheben. 

Vorübergehende Zusatzgebühren für die Benutzung nicht ausgebauter Teile des Ne- 
benstraßennetzes durch im grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzte Fahrzeuge, die 
die Grenzwerte der Richtlinie einhalten, sind in nicht diskriminierender Weise zu erhe- 
ben. Das Gebührensystem muss transparent sein, und die Entrichtung der Gebühren 
darf für den Benutzer nicht mit einem unangemessenen Verwaltungsaufwand oder un- 
angemessenen Verzögerungen verbunden sein, noch darf die Entrichtung dieser Ge- 
bühren zum Anlass für systematische Kontrollen der Achslast an der Grenze genom- 
men werden. Die Überwachung der Einhaltung der höchstzulässigen Einzelachslast 
muss in einer nicht diskriminierenden Weise im gesamten Hoheitsgebiet erfolgen und 
muss auch wirksam sein, wenn es sich um in Rumänien zugelassene Fahrzeuge han- 
delt. 

Die Gebühren für Fahrzeuge ohne Luftfederung, die die Grenzwerte der Richtlinie 96/ 
53/EG einhalten, dürfen die in der nachstehenden Tabelle angegebene Höhe (in Zahlen 


') Transitabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Rumänien über den Straßengüter- 
verkehr vom 28. Juni 2001 (ABI. L 142 vom 31 . 5. 2002, S. 75). 

2 ) ABI. L 228 vom 9. 9. 1 996, S. 1 . Zuletzt geändert durch die Entscheidung Nr. 884/2004/EG (ABI. L 1 67 
vom 30.4.2004, S. 1). 
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von 2002) nicht überschreiten. Für Fahrzeuge mit Luftfederung, die die Grenzwerte der 
Richtlinie 96/53/EG einhalten, müssen um mindestens 25% geringere Gebühren erho- 
ben werden. 


Flöchstzulässige Gebühren (in Zahlen von 2002) für Fahrzeuge ohne Luftfederung, 
die die in der Richtlinie 96/53/EG vorgesehenen Grenzwerte einhalten 


Festgelegte Einzelachslast in einem 
Fahrzeug ab. . . bis zu . . . 

Betrag der Zusatzgebühr für die 
Benutzung eines Kilometers nicht 
ausgebauter Straße (mit einer Flöchst- 
last von 1 0 Tonnen pro Achse) in Euro 
(Zahlen aus dem Jahr 2002) 

ab 1 0 Tonnen pro Achse bis zu 

1 0,5 Tonnen pro Achse 

0,11 

ab 1 0,5 Tonnen pro Achse bis zu 

1 1 Tonnen pro Achse 

0,30 

ab 1 1 Tonnen pro Achse bis zu 

1 1 ,5 Tonnen pro Achse 

0,44 


Zeitplan für die Modernisierung des Nebenstraßennetzes, das für Fahrzeuge, 
die die in der Richtlinie 96/53/EG vorgesehenen Grenzwerte einhalten, 
schrittweise geöffnet wird 


Zeitraum 

2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

Ge- 

samt 

km laufende 
Arbeiten 1 ) 

3031 

2825 

1 656 

1 671 

1 518 

1 529 

1 554 


in Betrieb 2 ) 
genommene km 

960 

1 674 

528 

624 

504 

543 

471 


Bauarbeiten 
insgesamt (in km) 

3916 

5 590 

6118 

6 742 

7246 

7789 

8260 

8260 


') km laufende Arbeiten = Straßenabschnitte, auf denen während des Bezugsjahres Arbeiten durch- 
geführt werden. Diese Arbeiten können im Bezugsjahr beginnen oder in den vorhergehenden Jah- 
ren begonnen haben. 

2 ) In Betrieb genommene km = Straßenabschnitte, auf denen im Bezugsjahr Arbeiten abgeschlos- 
sen werden, oder die im Bezugsjahr in Betrieb genommen werden. 
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3. 31 999 L 0062: Richtlinie 1 999/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
1 7. Juni 1 999 über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung bestimmter Verkehrs- 
wege durch schwere Nutzfahrzeuge (ABI. LI 87 vom 20.7. 1999, S. 42), zuletzt geän- 
dert durch: 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33). 

Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 1999/62/EG gelten die Mindeststeuer- 
sätze gemäß Anhang I der Richtlinie in Rumänien bis zum 31 . Dezember 201 0 nicht für 
Fahrzeuge, die ausschließlich im innerstaatlichen Verkehr eingesetzt werden. 

Die von Rumänien für diese Fahrzeuge anzuwendenden Sätze erreichen in diesem 
Zeitraum schrittweise den Mindeststeuersatz gemäß Anhang I der Richtlinie in Einklang 
mit folgendem Zeitplan: 

- die von Rumänien anzuwendenden Sätze dürfen am 1 . Januar 2007 nicht unter 60% 
des Mindeststeuersatzes gemäß Anhang I der Richtlinie liegen; 

- die von Rumänien anzuwendenden Sätze dürfen am 1 . Januar 2009 nicht unter 80% 
des Mindeststeuersatzes gemäß Anhang I der Richtlinie liegen. 


7. Steuerwesen 

1 . 31 977 L 0388: Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 1 7. Mai 1 977 zur Harmo- 
nisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern - Ge- 
meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund- 
lage (ABI. L 145 vom 13. 6. 1977, S. 1), zuletzt geändert durch: 

- 32004 L0066: Richtlinie 2004/66/EG des Rates vom 26.4. 2004 (ABI. L168 vom 
1.5. 2004, S. 35). 

Bei der Anwendung von Artikel 28 Absatz 3 Buchstabe b der Richtlinie 77/388/EWG 
kann Rumänien eine Mehrwertsteuerbefreiung für den internationalen Personenverkehr 
gemäß Anhang F Nummer 1 7 der Richtlinie beibehalten, solange dieselbe Befreiung in 
einem der derzeitigen Mitgliedstaaten angewandt wird oder, falls dies früher eintritt, bis 
die Bedingung gemäß Artikel 28 Absatz 4 der Richtlinie erfüllt ist. 

2. 31 992 L0079: Richtlinie 92/79/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 zur Annäherung 
der Verbrauchsteuern auf Zigaretten (ABI. L 31 6 vom 31.10. 1 992, S. 8), zuletzt geän- 
dert durch: 

- 32 003 L 01 1 7: Richtlinie 2003/1 1 7/EG des Rates vom 5. 1 2. 2003 (ABI. L 333 vom 
20.12.2003, S. 49). 

Abweichend von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 92/79/EWG darf Rumänien die An- 
wendung der globalen Mindestverbrauchsteuer auf den Kleinverkaufspreis (einschließ- 
lich aller Steuern) von Zigaretten der gängigsten Preisklasse bis zum 31 . Dezember 
2009 aufschieben, sofern Rumänien während dieses Zeitraums seine Verbrauchsteuer- 
sätze schrittweise an die in der Richtlinie vorgesehene globale Mindestverbrauchsteuer 
angleicht. 

Unbeschadet des Artikels 8 der Richtlinie 92/1 2/EWG des Rates vom 25. Februar 1 992 
über das allgemeine System, den Besitz, die Beförderung und die Kontrolle verbrauch- 
steuerpflichtiger Waren 1 ) und nach Unterrichtung der Kommission können die Mitglied- 
staaten, solange die oben genannte Ausnahmeregelung angewandt wird, für aus Ru- 
mänien in ihr Hoheitsgebiet ohne Entrichtung weiterer Verbrauchsteuern mitgebrachte 
Zigaretten die gleichen Mengenbeschränkungen wie für Zigaretten aufrechterhalten, 
die aus Drittländern eingeführt werden. Die Mitgliedstaaten, die von dieser Möglichkeit 
Gebrauch machen, können die erforderlichen Kontrollen durchführen, sofern dadurch 
das einwandfreie Funktionieren des Binnenmarktes nicht beeinträchtigt wird. 

3. 32 003 L0049: Richtlinie 2003/49/EG des Rates vom 3. Juni 2003 über eine gemein- 
same Steuerregelung für Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen verbun- 
denen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. L 157 vom 26. 6. 2003, S. 49), 
zuletzt geändert durch: 

- 32 004 L0076: Richtlinie 2004/76/EG des Rates vom 29.4. 2004 (ABI. LI 57 vom 
30.4.2004, S. 106) 


') ABI. L 76 vom 23. 3. 1 992, S. 1 . Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003 (ABI. L 1 22 
vom 16.5.2003, S.36). 


Drucksache 16/2293 


- 266 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Es wird Rumänien gestattet, Artikel 1 der Richtlinie 2003/49/EG bis zum 31. Dezember 
201 0 nicht anzuwenden. Während dieser Übergangszeit darf der Steuersatz für Zinsen 
oder Lizenzgebühren, die an ein verbundenes Unternehmen eines anderen Mitglied- 
staates oder an eine in einem anderen Mitgliedstaat belegene Betriebsstätte eines ver- 
bundenen Unternehmens eines Mitgliedstaates gezahlt werden, 1 0% nicht übersteigen. 

4. 32003 L0096: Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restruktu- 
rierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieer- 
zeugnissen und elektrischem Strom (ABI. L283 vom 31 . 10. 2003, S. 51), zuletzt geän- 
dert durch: 

- 32004 L 0075: Richtlinie 2004/75/EG des Rates vom 29. April 2004 (ABI. LI 57 vom 
30.4. 2004, S. 100) 

a) Abweichend von Artikel 7 der Richtlinie 2003/96/EG darf Rumänien von folgenden 
Übergangszeiten Gebrauch machen: 

- bis zum 1 . Januar 201 1 für die Angleichung des nationalen Steuerbetrags für als 
Kraftstoff verwendetes unverbleites Benzin an den Mindestbetrag von 359 EUR 
je 1 000 1. Der auf als Kraftstoff verwendetes unverbleites Benzin angewendete ef- 
fektive Steuerbetrag muss ab 1 . Januar 2008 mindestens 323 EUR je 1 000 1 be- 
tragen; 

- bis zum 1 . Januar 2013 für die Angleichung des nationalen Steuerbetrags für als 
Kraftstoff verwendetes Gasöl an den Mindestbetrag von 330 EUR je 1 0001. Der 
auf als Kraftstoff verwendetes Gasöl angewendete effektive Steuerbetrag muss 
ab 1 . Januar 2008 mindestens 274 EUR je 1 000 1 und ab 1 . Januar 201 1 mindes- 
tens 302 EUR je 1 0001 betragen. 

b) Abweichend von Artikel 9 der Richtlinie 2003/96/EG darf Rumänien von folgenden 
Übergangszeiten Gebrauch machen: 

- bis zum 1 . Januar 201 0 für die Angleichung des nationalen Steuerbetrags für Erd- 
gas für die private Heizung an den in Anhang I Tabelle C vorgeschriebenen Min- 
deststeuerbetrag, 

- bis zum 1. Januar 2010 für die Angleichung des nationalen Steuerbetrags für 
schweres Heizöl, das für Zwecke der Fernheizung verwendet wird, an die in An- 
hang I Tabelle C vorgeschriebenen Mindeststeuerbeträge, 

- bis zum 1. Januar 2009 für die Angleichung des nationalen Steuerbetrags für 
schweres Heizöl, das für andere Zwecke als zur Fernheizung verwendet wird, an 
den in Anhang I Tabelle C vorgeschriebenen Mindestbetrag. 

Der effektive Steuerbetrag für die betreffenden schweren Heizöle muss ab dem 
1. Januar 2007 mindestens 13 EUR je 1 000 kg betragen. 

c) Abweichend von Artikel 10 der Richtlinie 2003/96/EG darf Rumänien von einer 
Übergangsfrist bis zum 1. Januar 2010 Gebrauch machen, um seinen nationalen 
Steuerbetrag für Elektrizität an die in Anhang I Tabelle C vorgeschriebenen Mindest- 
beträge anzugleichen. Die effektiven Steuerbeträge für Elektrizität müssen ab 1 . Ja- 
nuar 2007 mindestens 50% des jeweiligen gemeinschaftlichen Mindestbetrags be- 
tragen. 


8. Energie 

31 968 L0414: Richtlinie 68/414/EWG des Rates vom 20. Dezember 1968 zur Verpflich- 
tung der Mitgliedstaaten der EWG, Mindestvorräte an Erdöl und/oder Erdölerzeugnissen zu 
halten (ABI. L308 vom 23. 12. 1968, S. 14), zuletzt geändert durch: 

- 31 998 L0093: Richtlinie 98/93/EG des Rates vom 14. 12. 1998 (ABI. L358 vom 31.12. 
1998, S. 100) 

Abweichend von Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie 68/414/EWG gelten in Rumänien die An- 
forderungen an die Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen bis zum 31. Dezember 2011 
nicht. Rumänien stellt sicher, dass seine Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen für jede der 
in Artikel 2 genannten Kategorien von Erdölerzeugnissen mindestens dem nach dem Ta- 
gesdurchschnitt errechneten Inlandsverbrauch gemäß Artikel 1 Absatz 1 für die folgende 
Anzahl von Tagen entsprechen: 

- für 68,75 Tage bis zum 1 . Januar 2007; 

- für 73 Tage bis zum 31 . Dezember 2007 ; 

- für 77,25 Tage bis zum 31 . Dezember 2008; 

- für 81 ,5 Tage bis zum 31 . Dezember 2009; 

- für 85,45 Tage bis zum 31 . Dezember 201 0; 

- für 90 Tage bis zum 31 . Dezember 2011. 
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9. Umwelt 


A. Luftqualität 

31 994 L0063: Richtlinie 94/63/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Dezember 1994 zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen 
(VOC-Emissionen) bei der Lagerung von Ottokraftstoff und seiner Verteilung von den Aus- 
lieferungslagern bis zu den Tankstellen (ABI. L365 vom 31.12.1994, S.24), geändert 
durch: 

- 32 003 R 1 882: Verordnung (EG) Nr. 1 882/2003 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29.9. 2003 (ABI. L 284 vom 31 . 1 0. 2003, S. 1 ) 

1 . Abweichend von Artikel 3 und Anhang I der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforderun- 
gen an vorhandene Lagertanks in Auslieferungslagern in Rumänien bis zu folgenden 
Terminen nicht: 

- bis zum 31. Dezember 2007 für 115 Lagertanks in 12 Auslieferungslagern und bis 
zum 31 . Dezember 2008 für 4 Lagertanks in 1 Auslieferungslager mit einem Durch- 
satz von über 25 000 Tonnen/Jahr, jedoch nicht mehr als 50 000 Tonnen/Jahr; 

- bis zum 31. Dezember 2007 für 138 Lagertanks in 13 Auslieferungslagern, bis zum 
31 . Dezember 2008 für 57 Lagertanks in 1 0 Auslieferungslagern und bis zum 31 . De- 
zember 2009 für 526 Lagertanks in 63 Auslieferungslagern mit einem Durchsatz von 
nicht mehr als 25 000 Tonnen/Jahr. 

2. Abweichend von Artikel 4 und Anhang II der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforderun- 
gen an das Befüllen und Entleeren vorhandener beweglicher Behältnisse in Ausliefe- 
rungslagern in Rumänien bis zu folgenden Terminen nicht: 

- bis zum 31 . Dezember 2007 für 36 Befüllungs- und Entleerungsanlagen in 1 2 Aus- 
lieferungslagern mit einem Durchsatz von über 25 000 Tonnen/Jahr, aber nicht mehr 
als 150 000 Tonnen/Jahr; 

- bis zum 31. Dezember 2007 für 82 Befüllungs- und Entleerungsanlagen in 18 Aus- 
lieferungslagern, bis zum 31 . Dezember 2008 für 1 4 Befüllungs- und Entleerungsan- 
lagen in 1 1 Auslieferungslagern und bis zum 31 . Dezember 2009 für 1 14 Befüllungs- 
und Entleerungsanlagen in 58 Auslieferungslagern mit einem Durchsatz von nicht 
mehr als 25 000 Tonnen/Jahr. 

3. Abweichend von Artikel 5 der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforderungen an vorhan- 
dene bewegliche Behältnisse in Auslieferungslagern in Rumänien bis zu folgenden Ter- 
minen nicht: 

- bis zum 31 . Dezember 2007 für 31 Straßentankfahrzeuge; 

- bis zum 31 . Dezember 2008 für weitere 1 01 Straßentankfahrzeuge; 

- bis zum 31 . Dezember 2009 für weitere 432 Straßentankfahrzeuge. 

4. Abweichend von Artikel 6 und Anhang III der Richtlinie 94/63/EG gelten die Anforderun- 
gen an das Befüllen vorhandener Lagertanks an Tankstellen in Rumänien bis zu folgen- 
den Terminen nicht: 

- bis zum 31 . Dezember 2007 für 1 16 Tankstellen, bis zum 31 . Dezember 2008 für wei- 
tere 1 9 Tankstellen und bis zum 31 . Dezember 2009 für weitere 1 06 Tankstellen mit 
einem Durchsatz von über 1 000 m 3 /Jahr; 

- bis zum 31 . Dezember 2007 für 49 Tankstellen, bis zum 31 . Dezember 2008 für wei- 
tere 1 1 Tankstellen und bis zum 31 . Dezember 2009 für weitere 85 Tankstellen mit 
einem Durchsatz von über 500 m 3 /Jahr, aber nicht mehr als 1 000 m 3 /Jahr; 

- bis zum 31 . Dezember 2007 für 23 Tankstellen, bis zum 31 . Dezember 2008 für wei- 
tere 1 4 Tankstellen und bis zum 31 . Dezember 2009 für weitere 1 88 Tankstellen mit 
einem Durchsatz von nicht mehr als 500 m 3 /Jahr. 


B. Abfallwirtschaft 

1. 31 993 R 0259: Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates vom 1 . Februar 1993 zur Über- 
wachung und Kontrolle der Verbringung von Abfällen in der, in die und aus der Europäi- 
schen Gemeinschaft (ABI. L30 vom 6. 2. 1993, S. 1), zuletzt geändert durch: 

- 32 001 R 2557: Verordnung (EG) Nr. 2557/2001 der Kommission vom 28.12. 2001 
(ABI. L 349 vom 31 . 1 2. 2001 , S. 1 ) 

a) Bis zum 31 . Dezember 201 5 sind Verbringungen nach Rumänien von zur Verwertung 
bestimmten Abfällen, die in Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 aufgeführt 
sind, den zuständigen Behörden zu notifizieren und gemäß den Artikeln 6, 7 und 8 
der Verordnung abzuwickeln. 
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b) Abweichend von Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 können die zu- 
ständigen Behörden Rumäniens bis zum 31. Dezember 2011 Einwände gegen die 
Verbringung der folgenden in Anhang III aufgeführten zur Verwertung bestimmten 
Abfälle nach Rumänien aus den in Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung festgelegten 
Gründen erheben. Für diese Verbringungen gilt Artikel 10 der Verordnung. 

AA. Metallhaltige Abfälle 

- AA 060 Vanadiumhaltige Aschen und Rückstände 

- AA 080 Thalliumhaltige Abfälle, -Schrott und -rückstände 

- AA 090 Arsenabfälle und Rückstände 

- AA100 Quecksilberabfälle und Rückstände 

- AA 130 Flüssigkeiten aus dem Beizen von Metallen 


AB. Abfälle aus vorwiegend anorganischen Stoffen, eventuell mit Metallen oder or- 
ganischen Stoffen 

- AB 010 Anderweitig nicht erwähnte oder eingeschlossene Schlacken, 

Aschen und Rückstände 

- AB 020 Rückstände aus der Verbrennung von kommunalen Abfällen und 

Flausmüll 

- AB 030 Andere Abfälle als solche aus Systemen auf Cyanidbasis aus der 

Oberflächenbehandlung von Metallen 

- AB 040 Glasabfälle aus Kathodenstrahlröhren und anderem aktivierten 

Glas 

- AB 050 Calciumfluoridschlämme 

- AB 060 Andere anorganische Fluorverbindungen in flüssiger Form oder 

als Schlamm 

- AB 080 Verbrauchte Katalysatoren, die nicht in der grünen Liste aufgeführt 

sind 

- AB 090 Aluminiumhydratabfälle 

- AB 110 Basische Lösungen 

- AB 120 Anderweitig nicht aufgeführte oder eingeschlossene anorganische 

Flalogenidverbindungen 


AC. Vorwiegend organische Stoffe enthaltende Abfälle, eventuell mit Metallen und 
anorganischen Stoffen 


AC 

040 

AC 

050 

AC 

060 

AC 

070 

AC 

080 

AC 

090 

AC 

100 

AC 

110 

AC 

120 

AC 

140 

AC 

150 

AC 

160 

AC 

190 

AC 

200 

AC 

210 

AC 

220 

AC 

230 

AC 

240 

AC 

260 

AC 

270 


Schlamm von verbleitem Benzin 
Heizflüssigkeit (Wärmeübertragung) 

Hydraulikflüssigkeit 

Bremsflüssigkeit 

Frostschutzmittel 

Abfälle aus der Herstellung, Zubereitung und Verwendung von 
Harzen, Latex, Weichmachern oder von Leimen und Klebstoffen 

Nitrocellulose 

Phenole und phenolhaltige Verbindungen einschließlich Chlorphe- 
nole, in flüssiger Form oder als Schlamm 
Polychlornaphthalin 

Triäthylamin-Katalysatoren, die zur Zubereitung von Gießereisand 

verwendet werden 

Fluorchlorkohlenwasserstoffe 

Halone 

Rückstände aus der Abwrackung von Kraftfahrzeugen (leichtes 
Mahlgut) 

Organische Phosphorverbindungen 
Nichthalogenhaltige Lösungsmittel 
Halogenhaltige Lösungsmittel 

Halogenhaltige oder nichthalogenhaltige wasserfreie Destillations- 
rückstände, die bei der Wiedergewinnung von Lösungsmitteln an- 
fallen 

Abfälle aus der Herstellung von halogenierten, aliphatischen Koh- 
lenwasserstoffen (wie Chlormethanen, Dichlorethan, Vinylchlorid, 
Vinylidenchlorid, Allychlorid und Epichlorydrin) 

Flüssiger Schweinemist; Fäkalien 
Abwasserschlamm 
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AD. Abfälle, die sowohl anorganische als auch organische Stoffe enthalten können 

- AD 010 Abfälle aus der Herstellung und Zubereitung pharmazeutischer 

Produkte 

- AD 020 Abfälle aus der Produktion, Formulierung und Verwendung von 

Bioziden und Pflanzenschutzmitteln 

- AD 030 Abfälle aus der Herstellung, Zubereitung und Verwendung von Er- 

zeugnissen zur Holzkonservierung 

Abfälle, die die nachstehenden Stoffe enthalten, aus ihnen beste- 
hen oder von diesen verunreinigt sind: 

• AD 040 - anorganische Cyanide, ausgenommen feste Edel- 
metallrückstände, die Spuren von anorganischen Cyaniden ent- 
halten 

• AD 050 - organische Cyanide 

- AD 080 Explosionsgefährliche Abfälle, die keinen besonderen Rechtsvor- 

schriften unterliegen 

- AD 110 Säurelösungen 

- AD 120 lonenaustauschharze 

- AD 130 Wegwerfphotoapparate, mit Batterien 

- AD 140 Anderweitig nicht aufgeführte oder eingeschlossene Abfälle aus 

industriellen Anlagen zur Abgasreinigung 

- AD 1 50 Als Filter (z. B. Biofilter) verwendete, natürlich vorkommende orga- 

nische Stoffe 

- AD 160 Kommunale Abfälle oder Hausmüll 

- AD 170 Verbrauchte Aktivkohle mit gefährlichen Eigenschaften aus der 

Verwendung in der anorganischen und organischen chemischen 

sowie der pharmazeutischen Industrie, Abwasserbehandlung, 

Gas- oder Luftreinigung und ähnlichen Verwendungen 

Dieser Zeitraum kann nach dem in Artikel 18 der Richtlinie 75/442/EWG des Rates 
vom 15. Juli 1975 über Abfälle 1 ) festgelegten Verfahren in ihrer durch die Richt- 
linie 91 /I 56/EWG des Rates 2 ) geänderten Fassung höchstens bis zum 31 . Dezem- 
ber 201 5 verlängert werden. 

c) Abweichend von Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 können die zu- 
ständigen Behörden Rumäniens bis zum 31 . Dezember 201 1 gegen die Verbringung 
nach Rumänien von zur Verwertung bestimmten Abfällen, die in Anhang IV der Ver- 
ordnung aufgeführt sind und gegen die Verbringung von zur Verwertung bestimmten, 
nicht in den Anhängen der Verordnung aufgeführten Abfällen aus den in Artikel 4 Ab- 
satz 3 der Verordnung festgelegten Gründen Einwände erheben. Dieser Zeitraum 
kann nach dem in Artikel 18 der Richtlinie 75/442/EWG vom 15. Juli 1975 über 
Abfälle 1 ) festgelegten Verfahren in der durch die Richtlinie 91/156/EWG des Rates 
1 975 2 ) geänderten Fassung höchstens bis zum 31 . Dezember 201 5 verlängert wer- 
den. 

d) Abweichend von Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 erheben die 
zuständigen Behörden Rumäniens Einwände gegen Verbringungen von zur Verwer- 
tung bestimmten Abfällen, die in den Anhängen II, III und IV der Verordnung (EWG) 
Nr. 259/93 aufgeführt sind, sowie gegen Verbringungen von zur Verwertung be- 
stimmten Abfällen, die in diesen Anhängen nicht aufgeführt sind, die für eine Anlage 
bestimmt sind, für die eine vorübergehende Ausnahme von bestimmten Bestimmun- 
gen der Richtlinie 96/61 /EG des Rates vom 24. September 1 996 über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung 3 ), der Richtlinie 2000/76/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Dezember 2000 über die 
Verbrennung von Abfällen 4 ), und der Richtlinie 2001/80/EG des Europäischen Par- 
laments und des Rates vom 23. Oktober 2001 zur Begrenzung von Schadstoffemis- 
sionen von Großfeuerungsanlagen in die Luft 5 ) gilt; dies gilt für die Dauer der vor- 
übergehenden Ausnahme für die Bestimmungsanlage. 

2. 31 994 L0062: Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Dezember 1994 über Verpackungen und Verpackungsabfälle (ABI. L365 vom 31.12. 

1994, S. 10), zuletzt geändert durch: 


ABI. L 194 vom 25. 7. 1975, S. 39. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 (ABI. 
L 284 vom 31. 10.2003, S. 1). 

ABI. L78 vom 26.3. 1991, S. 32. 

ABI. L275 vom 10. 10. 1996, S. 26. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1 ). 

ABI. L 332 vom 28. 1 2. 2000, S. 91 . 

ABI. L309 vom 27. 1 1. 2001, S. 1. Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003 (ABI. L236 vom 
23.9.2003, S. 33). 
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- 32 004 L0012: Richtlinie 2004/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 1 1 . 2. 2004 (ABI. L 47 vom 1 8. 2. 2004, S. 26) 

a) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 94/62/EG erreicht Ru- 
mänien die Gesamtquote für die Verwertung oder die Verbrennung in Abfallverbren- 
nungsanlagen mit Energierückgewinnung bis 31. Dezember 2011, wobei nachste- 
hende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 32 Gewichtsprozent bis 31 . Dezember 2006, 34 Gewichtsprozent für 2007, 40 
Gewichtsprozent für 2008, 45 Gewichtsprozent für 2009 und 48 Gewichtsprozent 
für 2010. 

b) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 94/62/EG erreicht Ru- 
mänien die Gesamtquote für die Verwertung oder die Verbrennung in Abfallverbren- 
nungsanlagen mit Energierückgewinnung bis 31. Dezember 2013, wobei nachste- 
hende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 53 Gewichtsprozent für 201 1 und 57 Gewichtsprozent für 201 2. 

c) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 94/62/EG erreicht Ru- 
mänien die Ziele für die stoffliche Verwertung von Kunststoffen bis zum 31 . Dezem- 
ber 201 1 , wobei folgende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 8 Gewichtsprozent bis 31 . Dezember 2006, 1 0 Gewichtsprozent für 2007, 1 1 Ge- 
wichtsprozent für 2008, 1 2 Gewichtsprozent für 2009 und 1 4 Gewichtsprozent für 
2010. 

d) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie 94/62/EG erreicht Ru- 
mänien das Gesamtverwertungsziel bis zum 31. Dezember 2013, wobei folgende 
Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 26 Gewichtsprozent bis 31 . Dezember 2006, 28 Gewichtsprozent für 2007, 33 
Gewichtsprozent für 2008, 38 Gewichtsprozent für 2009, 42 Gewichtsprozent für 
2010, 46 Gewichtsprozent für 201 1 und 50 Gewichtsprozent für 2012. 

e) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e Ziffer i der Richtlinie 94/62/EG er- 
reicht Rumänien das Ziel für die stoffliche Verwertung von Glas bis zum 31 . Dezem- 
ber 2013, wobei folgende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 21 Gewichtsprozent bis 31 . Dezember 2006, 22 Gewichtsprozent für 2007, 32 
Gewichtsprozent für 2008, 38 Gewichtsprozent für 2009, 44 Gewichtsprozent für 
2010, 48 Gewichtsprozent für 201 1 und 54 Gewichtsprozent für 2012. 

f) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e Ziffer iv der Richtlinie 94/62/EG er- 
reicht Rumänien das Ziel für die stoffliche Verwertung von Kunststoffen bei aus- 
schließlicher Berücksichtigung von Material, das durch stoffliche Verwertung wieder 
zu Kunststoff wird, bis zum 31 . Dezember 201 3, wobei folgende Zwischenziele ein- 
zuhalten sind: 

- 1 6 Gewichtsprozent für 201 1 und 18 Gewichtsprozent für 201 2. 

g) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e Ziffer v der Richtlinie 94/62/EG er- 
reicht Rumänien das Ziel für die stoffliche Verwertung von Holz bis zum 31 . Dezem- 
ber 201 1 , wobei folgende Zwischenziele einzuhalten sind: 

- 4 Gewichtsprozent bis 31. Dezember 2006, 5 Gewichtsprozent für 2007, 7 Ge- 
wichtsprozent für 2008, 9 Gewichtsprozent für 2009 und 12 Gewichtsprozent für 
2010. 

3. 31 999 L0031: Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 über Abfalldepo- 
nien (ABI. L 182 vom 16. 7. 1999, S. 1), geändert durch: 

- 32 003 RI 882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ). 

a) Abweichend von Artikel 14 Buchstabe c und Anhang I Nummern 2, 3, 4 und 6 der 
Richtlinie 1999/31 /EG sowie unbeschadet der Richtlinie 75/442/EWG des Rates 
vom 15. Juli 1975über Abfälle 1 ) und der Richtlinie 91/689/EWG des Rates vom 
1 2. Dezember 1 991 über gefährliche Abfälle 2 ) gelten die Anforderungen an Überwa- 
chungsmaßnahmen für Wasser und Sickerwassermanagement, den Schutz des Bo- 
dens und des Wassers, die Gasfassung und die Standsicherheit in Rumänien bis 
zum 16. Juli 2017 nicht für 101 bestehende kommunale Deponien. 


') ABI. L 1 94 vom 25. 7. 1 975, S. 39. Geändert durch die Richtlinie 91 /1 56/EWG und zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 (ABI. L 284 vom 31.10.2003, S. 1). 

2 ) ABI. L377 vom 31.12. 1991, S.20. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 94/31/EG (ABI. LI 68 vom 
2.7. 1994, S. 28). 
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Rumänien trägt dafür Sorge, dass die Deponierung des in diesen 101 bestehenden 
nicht bestimmungsgemäßen kommunalen Deponien gelagerten Abfalls schrittweise 
reduziert wird, wobei folgende jährliche Höchstmengen gelten: 

- bis zum 31. Dezember 2006: 3470 000 Tonnen: 

- bis zum 31. Dezember 2007: 3 240000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 2008: 2 920000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 2009: 2 920000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 2010: 2 900000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 201 1 : 2 740000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 2012: 2 460000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 2013: 2 200000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 2014: 1 580000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 2015: 1 420000 Tonnen; 

- bis zum 31. Dezember 2016: 1 210 000 Tonnen. 

b) Abweichend von Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a und b und Anhang I Nummer 2 
zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 1999/31 /EG sowie unbeschadet des Artikels 6 
Buchstabe c Ziffer ii jener Richtlinie und der Richtlinie 75/442/EWG gelten die Anfor- 
derungen an flüssige korrosive und brandfördernde Abfälle und hinsichtlich der Ver- 
hinderung des Eindringens von Wasser in die gelagerten Abfälle in Rumänien nicht 
für die folgenden 23 bestehenden Anlagen bis zu dem für jede Anlage angegebenen 
Zeitpunkt: 

Bis 31 . Dezember 2007: 

1 . S. C. BEGA UPSOM Ocna Mure§, Ocna Mure§, Kreis Alba 
Bis 31 . Dezember 2008: 

2. S. C. TERMOELECTRICA SA - SE Doice§ti, Doice§ti, Kreis Dämbovija 

3. S. C. COMPLEXUL ENERGETIC ROVINARI SA, Cicani-Beterega, Kreis Gorj 

4. RAAN Drobeta-Turnu Severin - Sucursala ROMAG - TERMO, Drobeta-Turnu 
Severin, Kreis Mehedinji 

Bis 31 . Dezember 2009: 

5. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA - SE Craiova, Valea Mänästirii, Kreis 
Dolj 

6. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA - SE l§alnija, l§alnija II, Kreis Dolj 

7. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA - SE Igalnija, Igalnija I, Kreis Dolj 

8. S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA - SE Paro§eni, Cäpri§oara, Kreis Hune- 
doara 

9. S. C. TERMICA SA Suceava, Suceava, Kreis Suceava 
Bis 31 . Dezember 2010: 

10. S.C. ELECTROCENTRALE DEVA SA, Bejan, Kreis Hunedoara 

11. S. C. ALUM Tulcea, Tulcea, Kreis Tulcea 

Bis 31 . Dezember 201 1 : 

12. S.C. UZINA TERMOELECTRICA GIURGIU SA, Giurgiu, Kreis Giurgiu 
Bis 31 . Dezember 2012: 

13. CET Bacäu, Furnicari - Bacäu, Kreis Bacäu 

14. S. C. COMPLEXUL ENERGETIC TURCENI, Valea Ceplea, Kreis Gorj 

15. S.C. COMPLEXUL ENERGETIC TURCENI, Valea Ceplea, Kreis Gorj 

16. S.C. UZINELE SODICE Govora, Govora, Kreis Välcea 

17. S. C. CET Govora SA, Govora, Kreis Välcea 

Bis 31 . Dezember 2013: 

18. S. C. CET Arad, Arad, Kreis Arad 

19. S. C. ELECTROCENTRALE ORDEA SA, Säntaul Mic, Kreis Bihor 
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20. S. C. ELECTROCENTRALE ORADEA SA, Säntaul Mic, Kreis Bihor 

21 . S. C. ELECTROCENTRALE ORADEA SA, Säntaul Mic, Kreis Bihor 

22. CET II la§i, Holboca, Kreis la§i 

23. S. C. Uzina Electrica Zaläu, Hereclean - Panic, Kreis Sälaj 

Rumänien trägt dafür Sorge, dass die Deponierung des in diesen 23 bestehenden 
nicht bestimmungsgemäßen Anlagen gelagerten flüssigen Abfalls schrittweise redu- 
ziert wird, wobei folgende jährliche Höchstmengen gelten: 

- bis zum 31 . Dezember 2006: 1 1 286 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2007: 1 1 286 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2008: 1 1 1 20 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2009: 7753 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2010: 4803 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 201 1 : 3492 000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2012: 3478000 Tonnen; 

- bis zum 31 . Dezember 2013: 520 000 Tonnen. 

c) Abweichend von Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a und b und Anhang I Nummer 2 
zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 1 999/31 /EG sowie unbeschadet des Artikels 6 
Buchstabe c Ziffer ii jener Richtlinie und der Richtlinie 75/442/EWG gelten die Anfor- 
derungen an flüssige korrosive und brandfördernde Abfälle und hinsichtlich der Ver- 
hinderung des Eindringens von Wasser in die gelagerten Abfälle in Rumänien nicht 
für die folgenden 5 bestehenden Bergeteiche im Bergbau bis zu dem für jeden Ber- 
geteich angegebenen Zeitpunkt: 


Bis 31 . Dezember 2009: 

1 . BÄITA §tei, Fänaje, Kreis Bihor 

Bis 31 . Dezember 2010: 

2. TRANSGOLD Baia Mare, Aurul-Recea, Kreis Maramure§ 

3. MINBUCOVINA Vatra Dornei, Ostra-Valea Straja, Kreis Suceava 


Bis 31 . Dezember 201 1 : 


4. CUPRUMIN Abrud, Valea §esei, Kreis Alba 

5. CUPRUMIN Abrud, Valea §tefancei, Kreis Alba. 


Rumänien trägt dafür Sorge, dass die Deponierung des in diesen 5 bestehenden 
nicht bestimmungsgemäßen Anlagen gelagerten flüssigen Abfalls schrittweise redu- 
ziert wird, wobei folgende jährliche Höchstmengen gelten: 

- bis zum 31 . Dezember 2006: 6 370 000 Tonnen; 


- bis zum 31 . Dezember 2007: 5 920 000 Tonnen (davon 2 100000 Tonnen gefähr- 
liche und 3 820 000 Tonnen ungefährliche Abfälle); 

- bis zum 31 . Dezember 2008: 4 720 000 Tonnen (davon 2 1 00 000 Tonnen gefähr- 
liche und 2 620 000 Tonnen ungefährliche Abfälle); 

- bis zum 31 . Dezember 2009: 4 720 000 Tonnen (davon 2 1 00 000 Tonnen gefähr- 
liche und 2 620 000 Tonnen ungefährliche Abfälle); 


- bis zum 31 . Dezember 201 0: 4 640 000 Tonnen (davon 2 1 00 000 Tonnen gefähr- 
liche und 2 540 000 Tonnen ungefährliche Abfälle); 


- bis zum 31 . Dezember 201 1 : 2 470 000 Tonnen (ausschließlich ungefährliche Ab- 
fälle). 


d) Abweichend von Artikel 2 Buchstabe g zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 1999/ 
31/EG und unbeschadet der Richtlinie 75/442/EWG sowie der Richtlinie 91/689/ 
EWG gilt eine Anlage, die auf Dauer eingerichtet ist und die für die zeitweilige Abla- 
gerung von in Rumänien anfallenden gefährlichen Abfällen genutzt wird, in Rumä- 
nien bis zum 31 . Dezember 2009 nicht als Deponie. 

Rumänien legt der Kommission ab dem 30. Juni 2007 jährlich zum 30. Juni einen 
Bericht über die schrittweise Umsetzung der Richtlinie und die Einhaltung der ge- 
nannten Zwischenziele vor. 


4. 32 002 L 0096: Richtlinie 2002/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. Januar 2003 über Elektro- und Elektronik-Altgeräte (ABI. L37 vom 13.2. 2003, 
S. 24), geändert durch: 
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- 32 003 L 01 08: Richtlinie 2003/1 08/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 8. 1 2. 2003 (ABI. L 345 vom 31 . 1 2. 2003, S. 1 06). 

Abweichend von Artikel 5 Absatz 5 und Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie 2002/96/EG 
muss Rumänien die Quote von durchschnittlich mindestens vier Kilogramm getrennt ge- 
sammelten Elektro- und Elektronik-Altgeräten aus privaten Haushalten pro Einwohner 
pro Jahr, die Verwertungsquote und die Wiederverwendungs- und Recyclingquote für 
Bauteile, Werkstoffe und Stoffe bis zum 31 . Dezember 2008 erreichen. 

C. Wasserqualität 

1. 31 983 L0513: Richtlinie 83/513/EWG des Rates vom 26. September 1983 betreffend 
Grenzwerte und Qualitätsziele für Cadmiumableitungen (ABI. L291 vom 24. 10. 1983, 
S. 1), geändert durch: 

- 31 991 L0692: Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23. 12. 1991 (ABI. L377 vom 
31.12. 1991, S. 48); 

31 984 L0156: Richtlinie 84/156/EWG des Rates vom 8. März 1984 betreffend Grenz- 
werte und Qualitätsziele für Quecksilberableitungen mit Ausnahme des Industriezweigs 
Alkalichloridelektrolyse (ABI. L74 vom 17.3. 1984, S. 49), geändert durch: 

- 31 991 L0692: Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23. 12. 1991 (ABI. L377 vom 
31.12. 1991, S. 48) 

Abweichend von Artikel 3 und Anhang I der Richtlinie 83/513/EWG sowie Artikel 3 und 
Anhang I der Richtlinie 84/156/EWG gelten die Grenzwerte für Cadmium- und Queck- 
silberableitungen in die in Artikel 1 der Richtlinie 76/464/EWG des Rates vom 4. Mai 
1 976 betreffend die Verschmutzung infolge der Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe 
in die Gewässer der Gemeinschaft 1 ) genannten Gewässer in Rumänien bis 
31 . Dezember 2009 nicht für die folgenden Industrieanlagen: 

ARIESjMIN SA Baia de Arie§ - Valea Särta§ - Baia de Arie§ - Kreis Alba 
ARIESjMIN SA Baia de Arie§ - ape de minä - Baia de Arie§ - Kreis Alba 
EM TURJ-TurJ - Kreis Satu Mare 

SM BAIA BOR§A - evacuare ape de minä Gura Bäii - Bor§a - Kreis Maramure§ 

SM BAIA BOR§A - evacuare ape de minä Burloaia - Bor§a - Kreis Maramure§ 

SM BAIA BOR§A - evacuare Colbu-Toroioaga - Bor§a - Kreis Maramure§ 

EM BAIA SPRIE - Baia Sprie - Kreis Maramure§ 

EM CAVNIC - Cavnic - Kreis Maramure§ 

EM BAIUJ - BäiuJ - Kreis Maramure§ 

S. C. Romplumb SA BAIA MARE - evacuare Tn canal de transport - Baia Mare - 
Kreis Maramure§ 

SUCURSALA MINIERÄ BAIA MARE - flotajie centralä - Baia Mare - Kreis Maramure§ 
SM BAIA BOR§A - evacuare ape flotajie - Bor§a - Kreis Maramure§ 

Romarm Tohan Zärne§ti - Zärne§ti - Kreis Bra§ov 
S. C. Viromet SA Victoria - Victoria - Kreis Bra§ov 
S. C. Electrocarbon SA Slatina -RI- Slatina - Kreis Olt 
S. C. Electrocarbon SA Slatina - R 2 - Slatina - Kreis Olt 
S. C. Electrocarbon SA Slatina - R 3 - Slatina - Kreis Olt 
S. C. Electrocarbon SA Slatina - R4 - Slatina - Kreis Olt 
S. C. Electrocarbon SA Slatina - R 5 - Slatina - Kreis Olt 
S. C. Electrocarbon SA Slatina - R 6 - Slatina - Kreis Olt 
S. C. Electrocarbon SA Slatina - R 7 - Slatina - Kreis Olt 
S. C. GECSATTärnäveni -Tärnäveni - Kreis Mure§ 

SGDP BAIA BOR§A - Bor§a - Kreis Maramure§ 

SPGC SEINI - Seini - Kreis Maramure§ 

S. C. VITAL BAIA MARE - evacuare stajie - Baia Mare - Kreis Maramure§ 


') ABI. LI 29 vom 18.5. 1976, S. 23. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2000/60/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates (ABI. L 327 vom 22. 1 2. 2000, S. 1 ). 
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S. C. IMI SA BAIA MARE- evacuare stajie mina llba - Baia Mare - Kreis Maramure§ 

S. C. WEST CONSTRUCT MINA SOCEA - Valea Socea - Kreis Maramure§ 

2. 31 984 L0491: Richtlinie 84/491 /EWG des Rates vom 9. Oktober 1984 betreffend 
Grenzwerte und Qualitätsziele für Ableitungen von Hexachlorcyclohexan (ABI. L274 
vom 17. 10. 1984, S. 1 1), geändert durch: 

- 31 991 L0692: Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23. 12. 1991 (ABI. L377 vom 
31. 12.1991, S. 48) 

Abweichend von Artikel 3 und Anhang I der Richtlinie 84/491 /EWG gelten die Grenz- 
werte für Lindanableitungen in die in Artikel 1 der Richtlinie 76/464/EWG des Rates vom 

4. Mai 1 976 betreffend die Verschmutzung infolge der Ableitung bestimmter gefährlicher 
Stoffe in die Gewässer der Gemeinschaft 1 ) genannten Gewässer in Rumänien bis 
31 . Dezember 2009 nicht für die folgenden Industrieanlagen: 

5. C. Sinteza SA Oradea - Oradea - Kreis Bihor 

S. C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea - Rämnicu Välcea - Kreis Välcea 
S. C. CHIMCOMPLEX SA Borze§ti - Borze§ti - Kreis Bacäu 

3. 31 986 L0280: Richtlinie 86/280/EWG des Rates vom 12. Juni 1986 betreffend Grenz- 
werte und Qualitätsziele für die Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe im Sinne der 
Liste I im Anhang der Richtlinie 76/464/EWG (ABI. LI 81 vom 4.7. 1986, S. 16), zuletzt 
geändert durch: 

- 31 991 L0692: Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23. 12. 1991 (ABI. L377 vom 
31.12.1991, S. 48) 

Abweichend von Artikel 3 und Anhang II der Richtlinie 86/280/EWG gelten die Grenz- 
werte für Ableitungen von Hexachlorbenzol, Hexachlorbutadien, 1 ,2-Dichlorethan, Tri- 
chlorethylen und Trichlorbenzol in die in Artikel 1 der Richtlinie 76/464/EWG des Rates 
vom 4. Mai 1 976 betreffend die Verschmutzung infolge der Ableitung bestimmter gefähr- 
licher Stoffe in die Gewässer der Gemeinschaft 1 ) genannten Gewässer in Rumänien bis 
31 . Dezember 2009 nicht für die folgenden Industrieanlagen: 

S. C. NUTRISAM SATU MARE - Ferma MOFTIN - Satu Mare - Kreis Satu Mare 
S. C. MARLIN SA ULMENI - Ulmeni - Kreis Maramure§ 

S. C. PROMET - Satu Mare - Kreis Maramure? 

ARDUDANA ARDUD - Ardud - Kreis Maramure§ 

SM BAIA BOR§A - evacuare ape de minä Gura Bäii - Bor§a - Kreis Maramure§ 

SM BAIA BOR§A - evacuare Colbu - Toroioaga - Bor§a - Kreis Maramure§ 

ERS CUG CLUJ - evacuare 3 - Cluj - Napoca - Kreis Cluj 

S. C. ARMÄTURA CLUJ - 6 evacuäri directe - Cluj-Napoca - Kreis Cluj 

SUCURSALA MINIERÄ BAIA MARE -flotajie centralä- Baia Mare - Kreis Maramure§ 

S. C. OLTCHIM SA - Rämnicu Välcea - Kreis Välcea 

S. C. CHIMCOMPLEX SA Borze§ti -Ml- Borze§ti - Kreis Bacäu 

S. C. Electrocarbon SA Slatina - R 2 - Slatina - Kreis Olt 

S. C. TERAPIA CLUJ - evacuare stajie 3 + stajie 2 - Cluj-Napoca - Kreis Cluj 

S. C. PHOENIX ROMANIA CAREI - Carei - Kreis Satu Mare 

S. C. SILVANIA ZA LAU - Zaläu - Kreis Sälaj 

SNP PETROM SA - ARPECHIM Pite§ti - Pite§ti - Kreis Arge§ 

S. C. TEHNOFRIG CLUJ - evacuare 1 - Cluj - Napoca - Kreis Cluj 
RBG ELCOND ZALÄU - Zaläu - Kreis Sälaj 
S. C. MUCART CLUJ - Cluj-Napoca - Kreis Cluj 
S. C. CELHART DONARIS SA Bräila - Bräila - Kreis Bräila 
STRATUS MOB SA Blaj - Blaj - Kreis Alba 

4. 31991 L0271 : Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21 Mai1991 über die Behandlung 
von kommunalem Abwasser (ABI. L 135 vom 30. 5. 1991 , S. 40), zuletzt geändert durch: 

- 32 003 RI 882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ). 


') ABI. LI 29 vom 18.5. 1976, S. 23. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2000/60/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates (ABI. L327 vom 22. 12. 2000, S. 1). 
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Abweichend von Artikel 3, Artikel 4 und Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 91/271/EWG 
gelten die Anforderungen an Kanalisationen und an die Behandlung von kommunalem 
Abwasser in Rumänien bis zum 31 . Dezember 2018 nicht in vollem Umfang, wobei je- 
doch folgende Zwischenziele gelten: 

- Für Gemeinden mit mehr als 1 0 000 EW ist die Einhaltung von Artikel 3 der Richtlinie 
bis zum 31 . Dezember 201 3 zu gewährleisten. 

- Für Gemeinden mit mehr als 1 0 000 EW ist die Einhaltung von Artikel 5 Absatz 2 der 
Richtlinie bis zum 31 . Dezember 201 5 zu gewährleisten. 

Rumänien trägt dafür Sorge, dass die Bereitstellung von Kanalisationen gemäß Arti- 
kel 3 schrittweise erhöht wird, wobei die folgenden Mindest-Gesamteinwohnerwerte 
gelten: 

- 61 % bis zum 31 . Dezember 2010, 

- 69% bis zum 31 . Dezember 2013, 

- 80% bis zum 31 . Dezember 2015. 

Rumänien trägt dafür Sorge, dass die Bereitstellung von Anlagen für die Behandlung 
von Abwasser gemäß Artikel 4 und Artikel 5 Absatz 2 schrittweise erhöht wird, wobei 
die folgenden Mindest-Gesamteinwohnerwerte gelten: 

- 51 % bis zum 31 . Dezember 2010, 

- 61 % bis zum 31 . Dezember 2013, 

- 77% bis zum 31 . Dezember 2015. 

5. 31 998 L0083: Richtlinie 98/83/EG des Rates vom 3. November 1998 über die Qualität 
von Wasser für den menschlichen Gebrauch (ABI. L330 vom 5. 12. 1998, S. 32), geän- 
dert durch: 

- 32 003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L284 vom 31.10. 2003, S. 1). 

Abweichend von Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 8 sowie von Anhang I Teil B und Teil C 
der Richtlinie 98/83/EG gelten die festgelegten Werte für die folgenden Parameter in 
Rumänien nicht in vollem Umfang, sondern nach folgenden Modalitäten: 

- bis 31 . Dezember 201 0 für Oxidierbarkeit in Gemeinden mit weniger als 1 0 000 Ein- 
wohnern; 

- bis 31 . Dezember 201 0 für Oxidierbarkeit und Trübung in Gemeinden mit 1 0 000 bis 
100 000 Einwohnern; 

- bis 31. Dezember 2010 für Oxidierbarkeit, Ammonium, Aluminium, Eisen, Pestizide 
und Mangan in Gemeinden mit mehr als 100 000 Einwohnern; 

bis 31. Dezember 2015 für Ammonium, Nitrate, Trübung, Aluminium, Eisen, Blei, 
Cadmium und Pestizide in Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern; 

- bis 31. Dezember 2015 für Ammonium, Nitrate, Aluminium, Eisen, Blei, Cadmium, 
Pestizide und Mangan in Gemeinden mit 10 000 bis 100 000 Einwohnern; 

Rumänien sorgt für die Einhaltung der Anforderungen der Richtlinie, wobei die in der fol- 
genden Tabelle wiedergegebenen Zwischenziele gelten: 


Orte, die bis 31 . Dezember 2006 die Anforderungen der Richtlinie erfüllen werden 


Angeschlossene 

Bevölkerung 

Gesamtzahl 
der Orte 

Oxidierbarkeit % 

Ammonium % 

Nitrate % 

Trübung % 

Aluminium % 

Eisen % 

E 

i* 

"§ © 
O CD 

Pestizide % 

Mangan % 

< 10000 

1774 

98,4 

99 

95,3 

99,3 

99,7 

99,2 

99,9 

99,9 

100 

10 000-100 000 

111 

73 

59,5 

93,7 

87 

83,8 

78,4 

98,2 

93,4 

96,4 

100 001-200000 

14 

85,7 

92,9 

100 

100 

92,9 

10 

100 

78,6 

92,9 

> 200 000 

9 

77,8 

100 

100 

100 

88,9 

88,9 

100 

88,9 

88,9 

Insgesamt 

1908 

96,7 

96,7 

95,2 

98,64 

98,64 

97,9 

99,8 

99,4 

99,7 
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Orte, die bis Ende 2010 die Anforderungen erfüllen werden 


Angeschlossene 

Bevölkerung 

Gesamtzahl 

der Orte 

Oxidierbarkeit % 

Ammonium % 

Nitrate % 

Trübung % 

Aluminium % 

Eisen % 

Cadmium, 

Blei % 

Pestizide % 

Mangan % 

< 10000 

1774 

100 

99,5 

97,7 

99,7 

99,7 

99,3 

99,9 

99,9 

100 

10 000-100000 

111 

100 

80,2 

97,3 

100 

94,6 

90 

98,2 

96,4 

96,4 

100 001-200 000 

14 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

>200000 

9 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Insgesamt 

1908 

100 

98,32 

97,7 

99,7 

99,4 

98,7 

99,8 

99,7 

99,7 


Diese Abweichung gilt nicht für Trinkwasser, das der Zubereitung von Nahrungsmitteln 
dienen soll. 


D. Industrielle Umweltbelastung und Risikomanagement 

1. 31 996 L0061: Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die inte- 
grierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (ABI. L257 vom 
10. 10. 1996, S. 26) zuletzt geändert durch: 

- 32 003 R 1882: Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. 9. 2003 (ABI. L 284 vom 31.10. 2003, S. 1 ). 

Abweichend von Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 96/61 /EG gelten die Auflagen für die 
Erteilung von Genehmigungen für bestehende Anlagen in Rumänien für die nachste- 
hend aufgeführten Anlagen bis zu dem jeweils angegebenen Datum nicht, soweit es um 
die Pflicht geht, diese Anlagen in Übereinstimmung mit den Emissionsgrenzwerten, 
äquivalenten Parametern oder äquivalenten technischen Maßnahmen auf der Grund- 
lage der besten verfügbaren Techniken gemäß Artikel 9 Abätze 3 und 4 zu betreiben: 

Bis 31 . Dezember 2008: 

1 . S. C. CARBID FOX SA Tärnäveni (FHaupttätigkeit 4.2) 

2. S. C. AVICOLA SA Ferma Gärleni - Bacäu (FHaupttätigkeit 6.6a) 

3. S. C. EXPERT 2001 IMPEX SRL Bistrija - Näsäud (Haupttätigkeit 6.6) 

Bis 31 . Dezember 2009: 

4. S. C. UCM Re§ija - Cara§ - Severin (Haupttätigkeit 2.2) 

5. S. C. SICERAM SA Mure§ (Haupttätigkeit 3.5) 

6. S. C. BEGA UPSOM SA Alba (Haupttätigkeit 4.2) 

7. S. C. CELROM SA Mehedinji (Haupttätigkeit 6.1 ) 

8. S. C. COMCEH SA Cälära§i - Cälära§i (Haupttätigkeit 6.1 b) 

9. S. C. ECOPAPER SA Zärne§ti - Bra§ov (Haupttätigkeit 6.1 b) 

10. S. C. RIFIL SA NeamJ (Haupttätigkeit 6.2) 

11. S. C. AVICOLA SA Ferma Räzboieni - la§i (Haupttätigkeit 6.6a) 

12. S. C. AVIMAR SA Maramure§ (Haupttätigkeit 6.6a) 

13. S. C. AVICOLA SA la§i - Ferma Lejcani - la§i (Haupttätigkeit 6.6a) 

14. COMBINATUL AGROINDUSTRIAL Curtici - Arad (Haupttätigkeit 6.6b) 

1 5. S. C. AVICOLA SA Slobozia Ferma Bora - lalomija (Haupttätigkeit 6.6a) 

16. S. C. SUINTEST Oarja SA - Arge§ (Haupttätigkeit 6.6b, c) 

17. S. C. AVICOLA SA Slobozia - Ferma Andrä§e§ti - lalomija (Haupttätigkeit 6.6a) 

18. S. C. AVICOLA SA Slobozia - Ferma Perieji - lalomija (Haupttätigkeit 6.6a) 

1 9. S. C. AVICOLA SA Slobozia - Ferma Gheorghe Doja - lalomija 
(Haupttätigkeit 6.6a) 
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Bis 31 . Dezember 2010: 

20. S. C. ROMPLUMB SA Maramure§ (Haupttätigkeit 2.5) 

21 . S. C. ROMRADIATOARE SA Bra§ov (Haupttätigkeit 2.5b) 

22. S. C. ELECTROMONTAJ SA Bucure§ti (Haupttätigkeit 2.6) 

23. HOLCIM (Romania) - Ciment Cämpulung Arge§ (Haupttätigkeit 3.1 ) 

24. S. C. ETERMED SA Medgidia - Constanja (Haupttätigkeit 3.2) 

25. S. C. CONGIPS SA (Azbest) Bihor (Haupttätigkeit 3.2) 

26. S. C. HELIOS SA A§tileu - Bihor (Haupttätigkeit 3.5) 

27. S. C. SOFERT SA Bacäu (Haupttätigkeit 4.3, 4.2b) 

28. S. C. CHIMOPAR SA Bucure§ti (Haupttätigkeit 4.1 ) 

29. S. C. ANTIBIOTICE SA la§i (Haupttätigkeit 4.5) 

30. S. C. ROMPETROL PETROCHEMICALS SRL Constanja (Haupttätigkeit 4.1) 

31 . S. C. LETEA SA Bacäu (Haupttätigkeit 6.1 a) 

32. S. C. ZAHÄR Corabia SA - Olt (Haupttätigkeit 6.4b) 

33. S. C. TARGO SRL Timi§ (Haupttätigkeit 6.4) 

34. S. C. SUINPROD Roman - NeamJ (Haupttätigkeit 6.6b) 

35. S. C. LUCA SUINPROD SA Codlea - Bra§ov (Haupttätigkeit 6.6b) 

36. S. C. AVICOLA Coste§ti Arge§ - Arge§ (Haupttätigkeit 6.6b) 

37. S. C. AVICOLA SA Platou Avicol Brad - Bacäu (Haupttätigkeit 6.6a) 

38. S. C. AT GRUP PROD IMPEX SRL Olt (Haupttätigkeit 6.6a) 

39. S. C. AVICOLA SA Ferma Gheräie§ti - Bacäu (Haupttätigkeit 6.6a) 

40. S. C. CARNIPROD SRL Tulcea -Tulcea (Haupttätigkeit 6.6b) 

41. S. C. PIGCOM SA Satu Nou -Tulcea (Haupttätigkeit 6.6b) 

42. S. C. AGROPROD IANCU SRL Urziceni - lalomija (Haupttätigkeit 6.6b) 

43. S. C. CRUCIANI IMPEX SRL Dedule§ti-Bräila (Haupttätigkeit 6.6) 

44. S. C. AGROFLIP Bonjida Cluj (Haupttätigkeit 6.6b, c) 

45. S. C. AVICOLA SA Slobozia Ferma Amara - lalomija (Haupttätigkeit 6.6a) 

46. S. C. ISOVOLTA GROUP SA Bucure§ti (Haupttätigkeit 6.7) 

47. S. C. SAMOBIL SA Satu Mare (Haupttätigkeit 6.7) 

48. S. C. ELECTROCARBON SA Slatina - Olt (Haupttätigkeit (6.8) 

49. S. C. TRANSGOLD SA Baia Mare - Maramure§ (Haupttätigkeit 2.5) 

Bis 31 . Dezember 201 1 : 

50. S. C. ORGANE DE ASAMBLARE SA Bra§ov (Haupttätigkeit 2.6) 

51 . HEIDELBERG CEMENT - Fieni Cement Dämbovija (Haupttätigkeit 3.1) 

52. CARMEUSE Romänia SA Arge§ (Haupttätigkeit 3.1 ) 

53. S. C. RESIAL SA Alba (Haupttätigkeit 3.5) 

54. SOCIETATEA NATIONALÄ A PETROLULUI PETROM SA Sucursala Craiova, 
Combinatul Doljchim - Dolj (Haupttätigkeit 4.2, 4.1) 

55. S. C. USG SA Välcea (Haupttätigkeit 4.2d) 

56. S. C. ULTEX SA Jändärei - lalomija (Haupttätigkeit 6.4b) 

57. S. C. CARMOLIMP SRL Vi§tea de Sus - Sibiu (Haupttätigkeit 6.6b) 

58. S. C. AVICOLA Buftea - llfov (Haupttätigkeit 6.6a) 

59. S. C. AVICOLA SA Ferma Hemeiu§ - Bacäu (Haupttätigkeit 6.6a) 

60. S. C. SUINPROD SA Zimnicea - Ferma Zimnicea-Teleorman (Haupttätigkeit 6.6b) 

61 . S. C. SUINPROD SA Bilciure§ti - Dämbovija (Haupttätigkeit 6.6) 

62. S. C. COMPLEXUL DE PORCI Bräila SA Baldovine§ti - Bräila (Haupttätigkeit 6.6b) 

63. S. C. COMPLEXUL DE PORCI Bräila SA Tichile§ti - Bräila (Haupttätigkeit 6.6b) 

64. S. C. AT GRUP PROD IMPEX SRL -Teleorman (Haupttätigkeit 6.6a) 

65. S. C. KING HAUSE ROM Cornetu SRL Filiala Mavrodin - Teleorman 
(Haupttätigkeit 6.6a) 
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66. S. C. AVIKAF PROD IMPEX SRL Teleorman (Haupttätigkeit 6.6a) 

67. S. C. SUINPROD SA Zimnicea - Ferma Dracea - Teleorman 
(Haupttätigkeit 6.6b) 

68. S. C. ROMCIP Salcia -Teleorman (Haupttätigkeit 6.6b) 

69. S. C. AVIPUTNA SA Gole§ti - Vrancea (Haupttätigkeit 6.6a) 

70. S. C. NUTRICOM SA Oltenija - Cälära§i (Haupttätigkeit 6.6b) 

71 . S. C. PIGALEX SA Alexandria -Teleorman (Haupttätigkeit 6.6b) 

72. S. C. PIC ROMÄNIA SRL Vasilaji - Cälära§i (Haupttätigkeit 6.6c) 

73. S. C. SUINTEST SA Fierbinji - lalomija (Haupttätigkeit 6.6b) 

74. S. C. AGRIVAS SRL Vaslui (Haupttätigkeit 6.6a) 

75. S. C. AVICOLA Buftea SA Punct de lucru Turnu Mägurele - Teleorman 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

76. S. C. C+C SA Re§i{a (Haupttätigkeit 6.6b) 

Bis 31 . Dezember 2012: 

77. SNP PETROM SA Sucursala ARPECHIM Pite§ti - Arge§ (Tätigkeiten 1 .2, 4.1) 

78. S. C. ROMPETROL Rafinare SA Constanja (Tätigkeit 1 .2) 

79. COMBINATUL DE OJELURI SPECIALE Tärgovi§te - Dämbovija 
(Haupttätigkeit 2.2, 2.3) 

80. S. C. COMBINATUL DE UTILAJ GREU SA Cluj (Haupttätigkeit 2.2, 2.3b) 

81 . S. C. IAIFO Zaläu - Sälaj (Haupttätigkeit 2.3b, 2.4) 

82. S. C. ALTUR SA Olt (Haupttätigkeit 2.5) 

83. CNCAF MINVEST SA DEVA Filiala DEVAMIN SA Deva, Exploatarea minierä 
Deva - Hunedoara (Haupttätigkeit 2.5) 

84. S. C. MONDIAL SA Lugoj - Timi§ (Haupttätigkeit 3.5) 

85. S. C. MACOFIL SA Tärgu Jiu - Gorj (Haupttätigkeit 3.5) 

86. S. C. CERAMICA SA la§i (Haupttätigkeit 3.5) 

87. S. C. FIBREXNYLON SA NeamJ (Haupttätigkeit 4.1 b, d: 4.2b; 4.3) 

88. S. C. CHIMCOMPLEX SA Borze§ti - Bacäu (Haupttätigkeit 4.1 a, b, c, d, f; 

4.2b, c, d; 4.4) 

89. S. C. PEHART SA Petre§ti - Alba (Haupttätigkeit 6.1 b) 

90. S. C. TABACO-CAMPOFRIO SA Tulcea (Haupttätigkeit 6.4a) 

91 . S. C. AVICOLA SA Slobozia Ferma Ion Ghica - lalomija (Haupttätigkeit 6.6a) 

92. S. C. AVICOLA SA Platou Avicol Aviasan - Bacäu (Haupttätigkeit 6.6a) 

93. S. C. ITAL TRUST Racovijä SA - Sibiu (Haupttätigkeit 6.6b) 

94. S. C. COMTIM GROUP SRL Ferma Parja-Timi§ (Haupttätigkeit 6.6b) 

95. S. C. COMTIM GROUP SRL Ferma Pädureni -Timi§ (Haupttätigkeit 6.6b) 

96. S. C. COMTIM GROUP SRL Ferma Peciu Nou -Timi§ (Haupttätigkeit 6.6b) 

97. S. C. COMTIM GROUP SRL Ferma Periam-Timi§ (Haupttätigkeit 6.6b) 

98. S. C. COMTIM GROUP SRL Ferma Ciacova -Timi§ (Haupttätigkeit 6.6b) 

99. S. C. AVICOLA LUMINA SA - Constanja (Haupttätigkeit 6.6a) 

Bis 31 . Dezember 2013: 

100. S. C. UNIO SA Satu Mare (Haupttätigkeit 2.3b) 

101 . S. C. ARTROM SA Slatina - Olt (Haupttätigkeit 2.3b, 2.6) 

102. S. C. IAR SA Bra§ov (Haupttätigkeit 2.6) 

103. S. C. ARIO SA Bistrija Näsäud (Haupttätigkeit 2.4) 

104. S. C. LAFARGE ROMCIM SA Medgidia - Constanja (Haupttätigkeit 3.1) 

105. S. C. CARS SA Tärnäveni - Mure§ (Haupttätigkeit 3.5) 

106. S. C. CASIROM SA Cluj (Haupttätigkeit 3.5) 

107. S. C. TURNU SA Turnu Mägurele -Teleorman (Haupttätigkeit 4.3, 4.2b) 

108. S.C. COMBINATUL DE INGRÄ§ÄMINTE CHIMICE SA Nävodari - Constanja 
(Haupttätigkeit 4.3) 
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109. S. C. AMBRO Suceava SA - Suceava (Haupttätigkeit 6.1 a, b) 

110. S. C. ROMSUIN TEST Peri§ SA - llfov (Haupttätigkeit 6.6a) 

111. S. C. NUTRICOD Codlea Sucursala Sfäntu Gheorghe - Covasna 
(Haupttätigkeit 6.6b) 

112. S. C. HADITON GRUP SRL Arge§ (Haupttätigkeit 6.6a) 

Bis 31 . Dezember 2014: 

113. S. C. PETROM SA Rafinäria PETROBRAZI - Prahova (Tätigkeit 1 .2) 

114. S. C. RAFINÄRIA ASTRA ROMÄNÄ SA Ploie§ti - Prahova (Tätigkeit 1 .2) 

115. S. C. ROMPETROL Rafinäria VEGA - Prahova (Tätigkeit 1 .2) 

116. S. C. PETROTEL LUKOIL SA - Prahova (Tätigkeit 1 .2) 

117. S. C. ISPAT SIDEX SA Galaji (Haupttätigkeit 2.2, 2.3) 

118. S. C. SIDERURGICA SA Hunedoara (Haupttätigkeit 2.2, 2.3) 

119. S.C. KVAERNER IMGB SA Bucure§ti (Haupttätigkeit 2.4) 

120. S. C. SOMETRA SA Cop§a Micä - Sibiu (Haupttätigkeit 2.5a, 2.5b, 2.1 , 2.4) 

121. S.C. FERAL SRLTulcea (Haupttätigkeit 2.5a) 

122. S. C. METALURGICA SA Aiud - Alba (Haupttätigkeit 2.4, 2.3b) 

123. S. C. NEFERAL SA llfov (Haupttätigkeit 2.5b) 

124. S.C. INDUSTRIA SÄRMEI SA Cämpia Turzii - Cluj (Haupttätigkeit 2.2, 2.3, 2.6) 

125. S. C. METALURGICA SA Vlähija - Harghita (Haupttätigkeit 2.5b) 

1 26. S. C. UPETROM 1 Mai SA Prahova (Haupttätigkeit 2.2) 

127. S. C. LAMINORUL SA Bräila (Haupttätigkeit 2.3) 

1 28. S. C. AVERSA SA Bucure§ti (Haupttätigkeit 2.4) 

1 29. S. C. FORMA SA Boto§ani (Haupttätigkeit 2.3) 

1 30. S. C. ISPAT TEPRO SA la§i (Haupttätigkeit 2.3c) 

131. S. C. URBIS Armäturi Sanitäre SA - Bucure§ti (Haupttätigkeit 2.6) 

1 32. S. C. BALANJA SA Sibiu (Haupttätigkeit 2.6) 

1 33. S. C. COMMET SA Galaji (Haupttätigkeit 2.6) 

134. CNACF MINVEST SA Deva Filiala „DEVAMIN“ Exploatarea minierä Vejel 
Hunedoara (Haupttätigkeit 2.5) 

135. S. C. MOLDOMIN SA Moldova Nouä - Cara§- Severin (Haupttätigkeit 2.5) 

136. S.C. FIROS SA Bucure§ti (Haupttätigkeit 3.3) 

137. S. C. SINTER - REF SA Azuga - Prahova (Haupttätigkeit 3.5) 

138. S. C. PRESCOM Bra§ov SA - Bra§ov (Haupttätigkeit 3.1) 

1 39. S. C. MELANA IV SA NeamJ (Tätigkeit 4. 1 ) 

140. S. C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea - Välcea (Haupttätigkeit 4.1, 4.2, 4.3) 

141. S. C. AMONIL SA Slobozia - lalomija (Haupttätigkeit 4.3, 4.2) 

142. CAROM SA Bacäu (Haupttätigkeit 4.1 a, b, i) 

143. AZOCHIM SA Sävine§ti - NeamJ (Haupttätigkeit 4.2) 

144. S. C. UZINA DE PRODUSE SPECIALE Fägära§ SA Bra§ov (Haupttätigkeit 4.6) 

145. S. C. SINTEZA SA Oradea - Bihor (Haupttätigkeit 4.1 g; 4.2d, e; 4.4) 

146. S. C. CHIMPROD SA Bihor (Haupttätigkeit 4.1 b, 4.5) 

147. S. C. AZUR SATimi§oara -Timi§ (Haupttätigkeit 4.1) 

148. S. C. PUROLITE SA Victoria - Bra§ov (Haupttätigkeit 4.1 d, h) 

149. S.C. CELHART DONARIS SA Bräila (Haupttätigkeit 6.1) 

150. S. C. VRANCART SA Adjud -Vrancea (Haupttätigkeit 6.1 b) 

151. S. C. PIM SA Sibiu (Haupttätigkeit 6.3) 

1 52. S. C. DANUBIANA Roman SA NeamJ (Haupttätigkeit 6.4b) 

1 53. S. C. ZAHÄRUL Romänesc SA Jändärei - lalomija (Haupttätigkeit 6.4b) 

1 54. S. C. VASCAR SA Vaslui (Haupttätigkeit 6.4a) 

1 55. S. C. MULTIVITA SA Negru Voda - Constanja (Haupttätigkeit 6.5) 
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156. S. C. SUINPROD SA Prahova (Haupttätigkeit 6.6a) 

157. S. C. AVICOLA SA Ferma §erbäne§ti - Bacäu (Haupttätigkeit 6.6a) 

158. S. C. AVICOLA BUCURE§TI SA Punct de lucru CSHD Mihäile§ti 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

159. S. C. SUINPROD SA Bumbe§ti Jiu - Gorj (Haupttätigkeit 6.6a) 

160. S. C. SIBAVIS SA Sibiu - Sibiu (Haupttätigkeit 6.6a) 

161. S. C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea Ferma 1 Fränce§ti -Välcea 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

162. S. C. AVIA AGROBANAT SRL Boc§a- Re§ija (Haupttätigkeit 6.6a) 

163. S. C. AVICOLA Gäie§ti SA - Dämbovija (Haupttätigkeit 6.6a) 

164. S.C. VENTURELLI PROD SRL Sibiu (Haupttätigkeit 6.6b) 

165. S. C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea Ferma Bude§ti - Välcea 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

166. S. C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea Ferma Bäbeni Mihäie§ti - Välcea 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

167. S.C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea Ferma 2 Fränce§ti -Välcea 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

168. S. C. OLTCHIM SA Rämnicu Välcea Ferma Bäbeni -Välcea (Haupttätigkeit 6.6a) 

169. S. C. AVICOLA Bucure§ti SA Sucursala Cluj - Säli§te - Cluj (Haupttätigkeit 6.6a) 

170. S.C. AVICOLA Bucure§ti SA Sucursala CSHD Codlea- Bra§ov 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

171 . S. C. Cereal Prod SA - Galaji (Haupttätigkeit 6.6a) 

172. S.C. AVICOLA Mangalia SA Constanja (Haupttätigkeit 6.6a) 

173. S. C. AVICOLA SA Constanja - Constanja (Haupttätigkeit 6.6a) 

174. S. C. AVICOLA BUCURE§TI SA Punct de lucru Butimanu - Dämbovija 
(Haupttätigkeit 6.6a) 

175. S. C. EUROPIG SA Poiana Märului - Bra§ov (Haupttätigkeit 6.6b) 

176. S. C. SUINPROD SA LeJ - Covasna (Haupttätigkeit 6.6b) 

177. S. C. AVICOLA §ivija SA Galaji (Haupttätigkeit 6.6a) 

178. S. C. COLLINI SRL Boc§a - Re§ija (Haupttätigkeit 6.6b) 

179. S. C. AGROSAS SRL Timi§oara -Timi§ (Haupttätigkeit 6.6b, c) 

180. S. C. FLAVOIA SRL Platforma Hereclean - Sälaj (Haupttätigkeit 6.6a) 

181 . S. C. ELSID SATitu - Dämbovija (Haupttätigkeit 6.8) 

Bis 31 . Dezember 2015: 

182. S. C. RAFINÄRIA STEAUA ROMÄNÄ SA Cämpina - Prahova (Tätigkeit 1 .2) 

183. S. C. TRACTORUL UTB SA Bra§ov (Haupttätigkeit 2.3b, 2.4, 2.6, 6.7) 

184. S. C. ISPAT Petrotub SA NeamJ (Haupttätigkeit 2.3, 6.7) 

185. S. C. ARO SA Arge§ (Haupttätigkeit 2.3b, 2.6) 

186. S. C. STIMET SA Sighi§oara - Mure§ (Haupttätigkeit 3.3) 

1 87. S. C. BEGA REAL SA Ple§a - Prahova (Haupttätigkeit 3.5) 

188. S. C. AZOMURE§ SATärgu Mure§-Mure§ (Haupttätigkeit 4.2, 4.3) 

189. S. C. COLOROM SA Codlea - Bra§ov (Haupttätigkeit 4.1 j) 

190. S. C. SOME§ SA Dej - Cluj (Haupttätigkeit 6.1 a, b) 

191 . S. C. OMNIMPEX Härtia SA Bu§teni - Prahova (Haupttätigkeit 6.1 b) 

192. S. C. PERGODUR Internajional SA NeamJ (Haupttätigkeit 6.1 b) 

193. S. C. PROTAN SA - Pope§ti Leordeni - llfov (Haupttätigkeit 6.5) 

194. S. C. PROTAN SA Bucure§ti Sucursala Codlea - Bra§ov (Haupttätigkeit 6.5) 

195. S. C. PROTAN SA - Cluj (Haupttätigkeit 6.5) 

Für diese Anlagen werden vor dem 30. Oktober 2007 vollständig koordinierte Genehmi- 
gungen ausgestellt, die einzelne verbindliche Zeitpläne für die Erreichung der vollstän- 
digen Übereinstimmung beinhalten. Mit diesen Genehmigungen wird gewährleistet, 
dass die allgemeinen Prinzipien der Grundpflichten der Betreiber gemäß Artikel 3 der 
Richtlinie zum 30. Oktober 2007 eingehalten werden. 
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2. 32 000 L 0076: Richtlinie 2000/76/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

4. Dezember 2000 über die Verbrennung von Abfällen (ABI. L332 vom 28. 12. 2000, 

5. 91 ) 

Abweichend von Artikel 6, Artikel 7 Absatz 1 und Artikel 1 1 der Richtlinie 2000/76/EG 
gelten die Emissionsgrenzwerte und die Anforderungen an Messungen bis zum 31 . De- 
zember 2007 für 52 Verbrennungsanlagen für medizinische Abfälle und bis zum 31 . De- 
zember 2008 für 58 Verbrennungsanlagen für medizinische Abfälle in Rumänien nicht. 

Rumänien erstattet der Kommission ab 30. März 2007 jährlich zum Ende des ersten 
Quartals über die Schließung von Anlagen für die thermische Behandlung gefährlicher 
Abfälle, die nicht den Anforderungen entsprechen, und über die Mengen der im Vorjahr 
behandelten medizinischen Abfälle Bericht. 

3. 32 001 L0080: Richtlinie 2001 /80/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2001 zur Begrenzung von Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanla- 
gen in die Luft (ABI. L309 vom 27. 1 1. 2001 , S. 1), geändert durch: 

- 12 003 T: Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. 
L 236 vom 23. 9. 2003, S. 33) 

a) Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 und Teil A der Anhänge III und IV der Richtli- 
nie 2001 /80/EG gelten die Emissionsgrenzwerte für Schwefeldioxid in Rumänien für 
die folgenden Anlagen bis zu dem für jede einzelne Anlage angegebenen Termin 
nicht: 

Bis 31 . Dezember 2008: 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 1 , 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

Bis 31 . Dezember 2009: 

S. C. TERMOELECTRICA SE DOICE§TI Nr. 1 , 1 Dampferzeuger x 470 MWth 
Bis 31 . Dezember 2010: 

S. C. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA S. E. CRAIOVA II - Nr. 1 , 2 Kessel- 
anlagen x 396,5 MWth 

S. C. COMPLEXUL ENERGETIC TURCENI SA Nr. 2, 2 Hochleistungsdampf- 
erzeuger x 789 MWth 

S.C. COMPLEXUL ENERGETIC TURCENI SA Nr. 3, 2 Hochleistungsdampf- 
erzeuger x 789 MWth 

S.C. TERMOELECTRICA SE PARO§ENI Nr. 2, 1 Dampferzeuger Typ Benson 
x 467 MWth + 1 Wassererhitzer x 120 MWth 

RAAN, BRANCH ROMAG TERMO Nr. 2, 3 Kesselanlagen x 330 MWth 
S. C. COLTERM SA Nr. 7, 1 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth 

Bis 31 . Dezember 201 1 : 

CET ARAD Nr. 2, 2 industrielle Dampferzeuger x 80 MWth 

S. C. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA S. E. CRAIOVA II - Nr. 2, 2 CAF 
x 1 16 MWth + 2 x CR 68 MWth 

S. C. COMPLEXUL ENERGETIC ROVINARI SA Nr. 2, 2 Dampferzeuger x 879 MWth 

S. C. TERMOELECTRICA GIURGIU Nr. 1 , 3 Dampferzeuger zur Energiegewinnung 
x 285 MWth 

S.C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 2, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S. C. PETROTEL - LUKOIL SA Nr. 1 , 2 DAV3 + HPM 1 x 45 MWth + 14,7 MWth 
+ 1 1 ,4 MWth 

S. C. PETROTEL - LUKOIL SA Nr. 2, 3 technologische Dampferzeuger 
x 1 05,5 MWth 

S. C. C. E. T. GOVORA Nr. 3, 1 Kesselanlage x 285 MWth 
Bis 31 . Dezember 2012: 

CET BACÄU Nr. 1 , 1 Dampferzeuger x 343 MWth 
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S. C. ELCEN BUCURE§TI VEST Nr. 1 , 2 Dampferzeuger x 458 MWth 

S.C. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA S. E. I^ALNIJA, 4 Kesselanlagen 
x 473 MWth 

Bis 31 . Dezember 201 3: 

CET ARAD Nr. 1 , 1 Dampferzeuger x 403 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE ORADEA SA Nr. 2, 2 Dampferzeugergruppen 
x 300 MWth + 269 MWth 

S. C. TERMOELECTRICA SA, SUCURSALA ELECTROCENTRALE BRÄILA, 

6 Dampferzeuger x 264 MWth 

S. C. CET BRA§OV SA Nr. 1 . 2 Kesselanlagen x 337 MWth 

S. C. ELCEN BUCURE§TI SUD Nr. 1 , 4 Dampferzeuger x 287 MWth 

S. C. ELCEN BUCURE§TI SUD Nr. 2, 2 Dampferzeuger x 458 MWth 

S. C. ELCEN BUCURE§TI PROGRESUL Nr. 1 , 4 Dampferzeuger x 287 MWth 

S. C. COMPLEXUL ENERGETIC ROVINARI SA Nr. 1 , 2 Dampferzeuger 
x 878 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 3, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S. C. C. E. T. IA§I 11,2 Dampferzeuger x 305 MWth 

S. C. UZINA ELECTRICA ZA LAU Nr. 1 , 4 industrielle Dampferzeuger 
x 85,4 MWth 

S. C. TERMICA SA SUCEAVA Nr. 1 , 2 Kesselanlagen x 296 MWth 
S. C. COLTERM SA Nr. 5, 1 Wassererhitzer x 1 16,3 MWth 
S. C. COLTERM SA Nr. 6, 3 Dampferzeuger x 81 ,4 MWth 
S. C. C. E. T. GOVORA Nr. 2, 2 Kesselanlagen x 285 MWth 

Während dieser Übergangszeit dürfen Schwefeldioxidemissionen aus allen Feue- 
rungsanlagen nach der Richtlinie 2001 /80/EG die folgenden Zwischengrenzwerte 
nicht überschreiten: 

- bis 2007: 540 000 Tonnen S0 2 /Jahr; 

- bis 2008: 530000 Tonnen S0 2 /Jahr; 

- bis 2010: 336000 Tonnen S0 2 /Jahr; 

- bis 2013: 148000 Tonnen S0 2 /Jahr. 

b) Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 und Teil Ades Anhangs VI der Richtlinie 2001/80/ 
EG gelten die Emissionsgrenzwerte für Stickoxid in Rumänien für die folgenden An- 
lagen bis zu dem für jede einzelne Anlage angegebenen Termin nicht: 

Bis 31 . Dezember 2008: 

S. C. ARPECHIM PITE§TI Nr. 2, 1 Kesselanlage BW x 81 MWth 
S. C. ARPECHIM PITE§TI Nr. 3, 4 Kesselanlagen x 81 MWth 

PRODITERM BISTRIJA, 2 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth + 2 Dampferzeuger 
x 69 MWth 

S. C. C. E. T. BRA§OV SA Nr. 1 , 2 Kesselanlagen x 337 MWth 

REGIA AUTONOMÄ DE TERMOFICARE CLUJ, 2 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth 

S. C. TERMOELECTRICA GIURGIU Nr. 1 , 3 Dampferzeuger zur Energiegewinnung 
x 285 MWth 

S. C. TERMOELECTRICA GIURGIU Nr. 2, 2 industrielle Dampferzeuger x 72 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 1 , 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S. C. COLTERM SA Nr. 2. 1 Wassererhitzer x 58,1 MWth 
Bis 31 . Dezember 2009: 

CET ARAD Nr. 1 , 1 CR - Dampferzeuger x 403 MWth 

CET ENERGOTERM SA RE§IJA Nr. 2, 1 Wassererhitzer x 58 MWth 

S.C. TERMICA TÄRGOVI§TE, 1 Wassererhitzer x 58,15 MWth 

S. C. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA S. E. CRAIOVA II - Nr. 1 , 2 Kessel- 
anlagen x 396,5 MWth 
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S. C. CET IA§[ I Nr. 2, 2 Dampferzeuger x 283 MWth 

S. C. UZINA ELECTRICA ZA LAU Nr. 3, 1 Dampferzeuger x 72,3 MWth 

Bis 31 . Dezember 2010: 

S. C. ELECTROCENTRALE ORADEA SA Nr. 1 , 2 Dampferzeugergruppen 
x 127 MWth +269 MWth 

S. C. C. E. T SA Nr. 2 Bräila, 2 Kesselanlagen x 1 1 0 MWth 
CET ENERGOTERM SA RE§IJA Nr. 1, 2 Kesselanlagen x 45,94 MWth 
S. C. UZINA TERMOELECTRICÄ MIDIA Nr. 2, 1 Kesselanlage x 73 MWth 
S. C. UZINA TERMOELECTRICÄ MIDIA Nr. 3, 1 Kesselanlage x 73 MWth 
S. C. UZINA TERMOELECTRICÄ MIDIA Nr. 4, 1 Kesselanlage x 73 MWth 

S.C. TERMOELECTRICÄ SE DOICE§TI Nr. 1. 1 Dampferzeuger Typ Benson 
x 470 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE GALAJI Nr. 3, 3 Hochleistungsdampferzeuger 
x 293 MWth 

S. C. TERMOELECTRICÄ SE PARO§ENI Nr. 2, 1 Dampferzeuger x 467 MWth 
+ 1 Wassererhitzer x 120 MWth 

S. C. CET IA§I I Nr. 1 , 3 Dampferzeuger x 94 MWth 

S. C. TERMICA SA SUCEAVA Nr. 1 , 2 Kesselanlagen x 296 MWth 

S. C. TURNU SA TURNU MÄGURELE Nr. 1 , 1 Wassererhitzer x 58 MWth 

S.C.TURNU SA TURNU MÄGURELE Nr. 2, 1 Wassererhitzer x 58 MWth 

S.C. ENET SA Nr. 1, 3 Kesselanlagen x 18,5 MWth 

S. C. ENET SA Nr. 2, 1 Wassererhitzer x 58 MWth 

Bis 31 . Dezember 201 1 : 

CET ARAD Nr. 2, 2 industrielle Dampferzeuger + 1 Kesselanlage x 80 MWth 
S. C. TERMON SA ONE§TI, 3 Kesselanlagen x 380 MWth 
S. C. CET SA Nr. 1 BRÄILA, 2 Kesselanlagen x 1 1 0 MWth 
S. C. TERMICA SA Nr. 1 BOTO§ANI, 3 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth 
S. C. ELCEN BUCURE§TI SUD Nr. 1 2, 2 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth 
S.C. ELCEN BUCURE§TI SUD. Nr. 16, 1 Wassererhitzer x 1 16 MWth 
CET ENERGOTERM SA RE§IJA Nr. 4, 1 Wassererhitzer x 58 MWth 
S.C. ELCEN BUCURE§TI SE PALAS Nr. 1. 1 Wassererhitzer x 1 16 MWth 

S. C. COMPLEXUL ENERGETIC CRAIOVA SE l§ALNIJA, 4 Kesselanlagen 
x 473 MWth 

S.C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 2, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S. C. CET IA§I I Nr. 3, 4 Wassererhitzer x 1 16 MWth 

RAAN, BRANCH ROMAG TERMO Nr. 1 , 3 Kesselanlagen x 330 MWth 

RAAN, BRANCH ROMAG TERMO Nr. 2, 3 Kesselanlagen x 330 MWth 

S.C. ROMPETROL SA BUCURE§TI VEGA PLOIE§TI, 3 technologische Dampf- 
erzeuger x 24,75 MWth 

S. C. PETROTEL - LUKOIL SA Nr. 1 , 2 DAV3 + HPM 1 x 45 MWth + 14,7 MWth 
+ 1 1 ,4 MWth 

S. C. PETROTEL - LUKOIL SA Nr. 2, 3 technologische Dampferzeuger 
x 1 05,5 MWth 

S. C. UZINA ELECTRICÄ ZALÄU Nr. 1 , 4 industrielle Dampferzeuger 
x 85,4 MWth 

S.C. COLTERM SA Nr. 4, 1 Wassererhitzer x 1 1 6,1 MWth 
S. C. C. E. T. GOVORA Nr. 3, 1 Kesselanlage x 285 MWth 

Bis 31 . Dezember 2012: 

CET ENERGOTERM SA RE§IJA Nr. 3, 1 Wassererhitzer x 1 16 MWth 
S.C. ELCEN BUCURE§TI SE PALAS Nr. 2. 1 Wassererhitzer x 1 16 MWth 
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S. C. ELCEN BUCURE§TI SE MURE§ Nr. 5, 4 Dampferzeuger x 277 MWth 
S. C. COLTERM SA Nr. 6, 3 Dampferzeuger x 81 ,4 MWth 

Bis 31 . Dezember 201 3: 

S. C. TERMOELECTRICA SA, SUCURSALA ELECTROCENTRALE BRÄILA, 

6 Dampferzeuger x 264 MWth 

S.C. ELCEN BUCURE§TI SUD Nr. 14, 1 Wassererhitzer x 1 16 MWth 
S.C. ELCEN BUCURE§TI SE PALAS Nr. 3, 1 Wassererhitzer x 1 1 6 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE GALAJI Nr. 2, 2 Hochleistungsdampferzeuger 
x 293 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 3, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S. C. ELCEN BUCURE§TI SE MURE§ Nr. 1 , 1 Dampferzeuger x 277 MWth 
S.C. ELCEN BUCURE§TI SE MURE§ Nr. 4, 1 Dampferzeuger x 277 MWth 
S. C. COLTERM SA Nr. 5, 1 Wassererhitzer x 1 16,3 MWth 
S. C. COLTERM SA Nr. 7, 2 Wassererhitzer x 1 16,3 MWth 
S. C. C. E. T. GOVORA Nr. 2, 2 Kesselanlagen x 285 MWth 
S. C. ENET SA VRANCEA Nr. 3, 1 Wassererhitzer x 1 1 6,3 MWth 

Während dieser Übergangszeit dürfen Stickoxidemissionen aus allen Feuerungsan- 
lagen nach der Richtlinie 2001 /80/EG die folgenden Zwischengrenzwerte nicht über- 
schreiten: 

- bis 2007: 128 000 Tonnen/Jahr 

- bis 2008: 125 000 Tonnen/Jahr 

- bis 2010: 1 14000 Tonnen/Jahr 

- bis 2013: 1 12000 Tonnen/Jahr 

c) Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 und Teil A des Anhangs VII der Richtlinie 2001/ 
80/EG gelten die Emissionsgrenzwerte für Staubemissionen in Rumänien für die fol- 
genden Anlagen bis zu dem für jede einzelne Anlage angegebenen Termin nicht: 

Bis 31 . Dezember 2008: 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 1 , 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S. C. C. E. T. IA§I II, 2 Dampferzeuger x 305 MWth 
Bis 31 . Dezember 2009: 

CET BACÄU Nr. 1 , 1 Dampferzeuger x 345 MWth 

S. C. TERMOELECTRICA GIURGIU Nr. 1 , 3 Dampferzeuger x 285 MWth 

S. C. COLTERM SA Nr. 6, 3 Dampferzeuger x 81 ,4 MWth 

Bis 31 . Dezember 2010: 

CET ARAD Nr. 1 , 1 Dampferzeuger x 403 MWth 

S. C. CET BRA§OV SA Nr. 1 . 2 Kesselanlagen x 337 MWth 

S. C. TERMOELECTRICA DOICE§TI Nr. 1 , 1 Dampferzeuger Typ Benson 
x 470 MWth 

S. C. COMPLEX ENERGETIC TURCENI SA Nr. 2, 2 Hochleistungsdampferzeuger 
x 789 MWth 

S. C. TERMICA SA SUCEAVA Nr. 1 , 2 Kesselanlagen x 296 MWth 
S. C. CET GOVORA SA Nr. 3. 1 Kesselanlage x 285 MWth 

Bis 31 . Dezember 201 1 : 

S. C. COMPLEX ENERGETIC CRAIOVA SE CRAIOVA II - Nr. 2, 2 CAF 
x 1 1 6 MWth + 2 x CR 68 MWth 

S. C. COMPLEX ENERGETIC ROVINARI SA Nr. 2, 2 Dampferzeuger 
x 879 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 2, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 
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S. C. PETROTEL LUKOIL SA Nr. 1 , 2 DAV3 + HPM 1 x 45 MWth + 14,7 MWth 
+ 1 1 ,4 MWth 

S. C. PETROTEL LUKOIL SA Nr. 2, 3 technologische Dampferzeuger x 1 05,5 MWth 
S. C. ALUM SA TULCEA Nr. 1 , 3 Kesselanlagen x 84,8 MWth +1 x 72,6 MWth 
S. C. CET GOVORA SA Nr. 2, 2 Kesselanlagen x 285 MWth 

Bis 31 . Dezember 2013: 

S. C. COMPLEX ENERGETIC Rovinari SA Nr. 1 , 2 Dampferzeuger x 878 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 3, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth 

S. C. UZINA ELECTRICA ZA LAU Nr. 1 , 4 Dampferzeuger x 85,4 MWth 

S. C. ELECTROCENTRALE ORADEA SA Nr. 2, 2 Dampferzeugergruppen 
x 300 MWth + 1 x 269 MWth 

Während dieser Übergangszeit dürfen Staubemissionen aus allen Feuerungsanla- 
gen nach der Richtlinie 2001 /80/EG die folgenden Zwischengrenzwerte nicht über- 
schreiten: 

- bis 2007: 38 600 Tonnen/Jahr; 

- bis 2008: 33800 Tonnen/Jahr; 

- bis 2010: 23200 Tonnen/Jahr: 

- bis 201 3: 15 500 Tonnen/Jahr. 

d) Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 und Anhang VI Teil A der Richtlinie 2001 /80/EG 
gelten die Emissionsgrenzwerte für Stickoxidemissionen, die ab dem 1 . Januar 2016 
auf Anlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von über 500 MW Anwendung fin- 
den, bis zum 31 . Dezember 201 7 in Rumänien nicht für die folgenden Anlagen: 

S. C. ELECTROCENTRALE ORADEA SA Nr. 2, 2 Dampferzeugergruppen 
x 300 MWth + 1 Dampferzeuger x 269 MWth; 

S.C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 2, 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth; 

S.C. COMPLEXUL ENERGETIC ROVINARI SA Nr. 2, 2 Dampferzeuger 
x 879 MWth; 

S.C. COMPLEXUL ENERGETIC TURCENI SA Nr. 3, 2 Hochleistungsdampferzeu- 
ger x 789 MWth; 

S. C. ELECTROCENTRALE DEVA SA Nr. 1 , 4 Hochleistungsdampferzeuger 
x 264 MWth; 

S. C. TERMICA SA SUCEAVA, Nr. 1 , 2 Kesselanlagen x 296 MWth 

Während dieser Übergangszeit dürfen Stickstoffemissionen aus allen Feuerungsan- 
lagen nach der Richtlinie 2001/80/EG die folgenden Zwischengrenzwerte nicht über- 
schreiten: 

- bis 2016: 80 000 Tonnen/Jahr; 

- bis 201 7: 74 000 Tonnen/Jahr. 

e) Rumänien legt der Kommission bis zum 1. Januar 2011 einen aktualisierten Plan 
einschließlich eines Investitionsplans für die schrittweise Anpassung der verbleiben- 
den nicht konformen Anlagen vor, der klar umrissene Etappen für die Anwendung 
des Besitzstands enthält. Diese Pläne stellen sicher, dass eine weitere Verringerung 
der Emissionen bis auf ein deutlich unter den unter den Buchstaben a bis d genann- 
ten Zwischenzielen liegendes Niveau erfolgt, insbesondere für die Emissionen im 
Jahr 2012. Sollte die Kommission insbesondere unter Berücksichtigung der Auswir- 
kungen auf die Umwelt und des Erfordernisses der Verringerung der sich infolge der 
Übergangsregelungen ergebenden Wettbewerbsverzerrungen im Binnenmarkt der 
Ansicht sein, dass die Pläne nicht ausreichen, um die genannten Ziele zu erreichen, 
wird sie Rumänien davon unterrichten. Innerhalb der darauf folgenden drei Monate 
muss Rumänien alle von ihm zur Erreichung dieser Ziele eingeleiteten Maßnahmen 
mitteilen. Falls die Kommission daraufhin im Benehmen mit den Mitgliedstaaten zu 
der Auffassung gelangt, dass die Maßnahmen zur Erreichung der Ziele nicht ausrei- 
chen, leitet sie ein Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 226 des EG-Vertrags 
ein. 
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Anlage A zu Anhang VII 

Umstrukturierung der rumänischen Stahlindustrie 
(gemäß Anhang VII Kapitel 4 Abschnitt B) 


Teil I 

Unternehmen, die im Rahmen des Programms 
zur Umstrukturierung des Stahlsektors Rumäniens 
Anspruch auf staatliche Beihilfen haben 


- Ispat Sidex Galafi 

- Siderurgica Hunedoara 

- COS Tärgovi§te 

- CS Re§ija 

- IS CämpiaTurzii 

- Donasid (Siderca) Cälära§i 


Teil II 

Zeitplan und Beschreibung der Kapazitätsänderungen 1 ) 



Anlage 

Kapazitäts- 

änderung 

(Tonnen) 

Termin der 
Produktions- 
einstellung 

Termin der 
endgültigen 
Stilllegung 

Siderurgica 

Hunedoara 

Walzdraht Nr. 1 

-400 000 

1995 

1997 


Walzdraht Nr. 3 

-280 000 

1998 

2000 


Mittelformstahl 

- 480 000 

1 . Quartal 2008 

2. Quartal 2008 

S Cämpia 
Turzii 

Walzdraht Nr. 1 

-80 000 

1995 

1996 

CS Re§ija 

Feinformstahl 

-80 000 

2000 

2001 


Schienenräder 

-40 000 

1999 

2000 


Schwerer 

Formstahl 

-220000 

4. Quartal 2007 

2. Quartal 2008 


Mittelformstahl 
und spezieller 
Formstahl 

- 120000 

4. Quartal 2006 

4. Quartal 2007 

Donasid 

(Siderca) 

Cälära§i 

Mittelformstahl 

-350 000 

1997 

1999 


Nettokapazi- 

tätsänderung 

- 2 050 000 




Teil III 

Benchmarks für die Umstrukturierung 


1. Rentabilität 

Unter Berücksichtigung der besonderen Regeln für die Rechnungslegung, die die Kom- 
mission anwendet, muss jedes begünstigte Unternehmen spätestens am 31 . Dezember 
2008 ein jährliches Mindest-Brutto-Betriebsergebnis in Prozent vom Umsatz von 10% 
bei nicht integrierten stahlverarbeitenden Unternehmen und 13,5% bei Verbundstahl- 
werken, sowie eine Mindesteigenkapitalrendite von 1 ,5% des Umsatzes erzielen. Dies 
wird bei der gemäß Anhang VII Kapitel 4 Abschnitt B Nummer 13 von 2005 bis 2009 
jährlich vorzunehmenden unabhängigen Bewertung überprüft. 


’) Der Kapazitätsabbau muss im Sinne der Entscheidung Nr. 3010/91/EGKS der Kommission vom 
15. Oktober 1991 (ABI. L286 vom 16. 10. 1991, S. 20) von Dauer sein. 
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2. Produktivität 

Bis zum 31 . Dezember 2008 ist schrittweise eine Gesamtproduktivität zu erzielen, die 
mit der Produktivität der EU-Stahlindustrie vergleichbar ist. Dies wird bei der gemäß An- 
hang VI I Kapitel 4 Abschnitt B Nummer 1 3 von 2005 bis 2009 jährlich vorzunehmenden 
unabhängigen Bewertung überprüft. 

3. Kostensenkungen 

Besondere Bedeutung ist Kostensenkungen als einem der Schlüsselfaktoren der Ren- 
tabilität beizumessen. Diese Maßnahmen werden uneingeschränkt umgesetzt, wie es 
in den Geschäftsplänen der begünstigten Unternehmen vorgesehen ist. 

Teil IV 

Nicht erschöpfende Liste der Informationsanforderungen 

1 . Produktion und Markt 

- monatliche Produktion von Rohstahl, Halbfertig- und Fertigerzeugnissen nach Kate- 
gorie und Produktpalette, 

- vertriebene Erzeugnisse, einschließlich Mengen, Preisen und Märkten, aufgeschlüs- 
selt nach Produktpaletten. 

2. Investitionen 

- Einzelheiten der getätigten Investitionen, 

- Termin des Abschlusses, 

- Investitionskosten, Finanzierungsquelle und Betrag der etwaigen damit zusammen- 
hängenden Beihilfe, 

gegebenenfalls Termin der Auszahlung der Beihilfe. 

3. Personalabbau 

- Anzahl der abgebauten Arbeitsplätze und zeitliche Staffelung des Abbaus, 

- Entwicklung der Beschäftigungslage in den begünstigten Unternehmen (Unterschei- 
dung zwischen direkter und indirekter Beschäftigung), 

- Entwicklung der Beschäftigungslage im nationalen Stahlsektor. 

4. Kapazität (in Bezug auf den gesamten Stahlsektor in Rumänien) 

- Termin oder voraussichtlicher Termin der Aufgabe stillzulegender Produktionskapa- 
zitäten, ausgedrückt in MPP (Maximum Possible Production: unter normalen Arbeits- 
bedingungen erreichbare maximale Jahresproduktion), und Beschreibung der Ein- 
zelheiten, 

- Termin (oder voraussichtlicher Termin) der Demontage - im Sinne der Entscheidung 
Nr. 3010/91/EGKS der Kommission vom 15. Oktober 1991 über die Auskunftertei- 
lung der Unternehmen der Eisen- und Stahlindustrie betreffend ihre Investitionen 1 ) - 
der betreffenden Anlage und Einzelheiten der Demontage, 

- Termin (oder voraussichtlicher Termin) der Einführung neuer Kapazitäten und Be- 
schreibung ihrer Einzelheiten, 

- Entwicklung der Gesamtkapazität in Rumänien für Rohstahl und Fertigerzeugnisse 
nach Kategorien. 

5. Kosten 

- Aufschlüsselung der Kosten und Entwicklung dieser Kosten in der Vergangenheit 
und in Zukunft, insbesondere zur Einsparung von Personalkosten, bei dem Energie- 
verbrauch, für Kosteneinsparungen bei Rohmaterial und Reduzierungen bei Zube- 
hör sowie externen Diensten. 

6. Finanzielle Leistungsfähigkeit 

- Entwicklung bei ausgewählten wichtigen Finanzkennzahlen, um sicherzustellen, 
dass Fortschritte in Richtung auf die Rentabilität gemacht werden (die finanziellen 
Ergebnisse und Kennzahlen müssen so mitgeteilt werden, dass sie einen Vergleich 
mit dem finanziellen Umstrukturierungsplan des Unternehmens ermöglichen, und 
sie müssen die Rentabilitätsbewertung der Kommission berücksichtigen), 

- Einzelheiten über entrichtete Steuern und Abgaben, einschließlich Informationen 
über etwaige Abweichungen von den üblicherweise angewandten Steuer- und Zoll- 
regelungen, 


') ABI. L 286 vom 16. 10. 1991, S. 20. 
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- Höhe der finanziellen Belastung, 

- Einzelheiten und Zeitplan der Auszahlung von nach Maßgabe der Akte bereits ge- 
währten Beihilfen, 

- Bedingungen für neue Darlehen (ungeachtet der Quelle). 

7. Gründung eines neuen Unternehmens oder Bau neuer Anlagen, die zu einer Kapazi- 
tätserweiterung führen 

- Identität jedes Beteiligten aus dem privaten bzw. dem öffentlichen Sektor, 

- Finanzierungsquellen für die Gründung des Unternehmens oder den Bau neuer An- 
lagen, 

- Bedingungen für die Beteiligung privater und öffentlicher Aktionäre, 

- Managementstrukturen des neuen Unternehmens. 

8. Eigentumswechsel. 
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Anlage B zu Anhang VII 

Liste der Fleisch, Geflügelfleisch und Milch 
verarbeitenden Betriebe sowie der Milchproduktbetriebe 

gemäß Anhang VII Kapitel 5 Abschnitt B Unterabschnitt I 


Fleisch verarbeitende Betriebe 


Nr. 

Vet. Nr. 

Name des Betriebs 

Adresse des Betriebs 

1 

5806/2000 

Comb Agroind Curtici 

Str. Revolujlei, nr.33, Curtici, 
jud. Arad 

2 

5065/2000 

S. C. RBProd S. R.L. 

Str. Constitujiei, Arad, jud. 

Arad 

3 

101/2000 

S. C. Cominca S.A. 

Str. Octavian Goga, nr. 4, 
Oradea, jud. Bihor 

4 

1 02/1 999 

S. C. Prodaliment S. A. 

Str. Republicii, nr. 101, 

Salonta, jud. Bihor 

5 

115/1996 

S. C. Ferm Com Prod S. R. L. 

Cäldärä§ti, jud. Buzäu 

6 

1446/2002 

S. C. Izocon MC S.A. 

Cuza Vodä, jud. Cälära§i 

7 

1 9/2002 

S. C. Carnob S. R. L. 

Str. Lebedelor, nr. 1, Lumina, 
jud. Constanja 

8 

1 54/1 999 

S. C. Casalco S. A. 

Str. Jökai M6r, nr. 9-1 1 , Sf. 
Gheorghe, jud. Covasna 

9 

312/1999 

S. C. Olas Prod S. R.L. 

Str. N. Romanescu, nr. 28, 
Craiova, jud. Dolj 

10 

58/2001 

S. C. Elan Trident S. R. L. 

Str. Räköczi, Miercurea Ciuc, 
jud. Harghita 

11 

143/1999 

S. C. Lorialba Prest S. R. L. 

Str. Cri§ul Alb, nr. 1 . Brad, jud. 
Hunedoara 

12 

4585/2002 

S. C. Agro Prod Com Dosa 

S. R.L. 

Str. Principalä, nr. 79, Chibed, 
jud. Mure§ 

13 

2585/2000 

S. C. Cazadela S. R. L. 

Str. Oltului, nr. 34, Reghin, 
jud. Mure§ 

14 

4048/2000 

S. C. Coniflor S. R. L. 

Str. Petru Maior, Gurghiu, jud. 
Mure§ 

15 

422/1999 

S. C. Prodprosper S. R. L. 

Str. Dumbravei, nr. 18, Dum- 
brava Ro§ie, jud. Neamj 

16 

549/1999 

S. C. Tee 3 Brazi S. R. L. 

Zäne§ti, jud. Neamj 

17 

24/2000 

S. C. Spar S. R.L. 

Str. Gärii, nr. 10, Potcoava, 
jud. Olt 

18 

2076/2002 

S. C. Simona S. R. L. 

Str. Popa §apcä, nr. 105, 

Bal§, jud. Olt 

19 

86/2002 

S. C. Universal S. R. L. 

Cri§eni, jud. Sälaj 

20 

5661/2002 

S. C. Harald S. R. L. 

Str. Mänästirea Humorului, 
nr. 76A, jud. Suceava 

21 

6066/2002 

S. C. Raitar S. R. L. 

Cornu Luncii, jud. Suceava 

22 

5819/2002 

S. C. Mara Alex S. R. L. 

Mili§äuji, jud. Suceava 

23 

93/2003 

S. C. Mara Prod Com S. R. L. 

Str. Abatorului, nr. 1 bis, 
Alexandria, jud.Teleorman 
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Nr. 

Vet. Nr. 

Name des Betriebs 

Adresse des Betriebs 

24 

1/2000 

S. C. Diana S. R. L. 

Bujoreni, jud. Välcea 

25 

6/1 999 

S. C. Diana Prod S. R. L. 

Vläde§ti, jud. Välcea 


Geflügelfleisch verarbeitende Betriebe 


Nr. 

Vet. Nr. 

Name des Betriebs 

Adresse des Betriebs 

1 

2951/2000 

S. C. Agronutrisco Impex 

S. R.L. 

Str. Abatorului, nr. 2A, 
Mihäile§ti, jud. Giurgiu 

2 

3896/2002 

S. C. Oprea Avicom S. R. L. 

Str. Dealul Viilor, nr. 5, 

Cräie§ti, jud. Mure§ 


Milch verarbeitende Betriebe und Milchproduktbetriebe 


Nr. 

Vet. Nr. 

Name des Betriebs 

Adresse des Betriebs 

1 

999/2000 

S. C. Alba Lact S.A. 

Str. Muncii, nr. 4, Alba lulia, 
jud. Alba 

2 

5158/ 

8.11.2002 

S. C. Biolact Bihor S. R. L. 

Paleu, jud. Bihor 

3 

2100/ 

8.11.2001 

S. C. Bendearcris S. R. L. 

Mice§tii de Cämpie, nr. 202A, 
jud. Bistrija-Näsäud 

4 

2145/ 

5.3.2002 

S. C. Lech Lacto S. R. L. 

Lechinja, nr. 387, jud. Bi- 
strija-Näsäud 

5 

395/ 

18.6.2001 

S. C. Lacto Solomonescu 

S. R.L. 

Miron Costin, Vläsine§ti, jud. 
Boto§ani 

6 

115/ 

1.2.2002 

S. C. Comintex S. R. L. 

Darabani 

Darabani, jud. Boto§ani 

7 

A343 827/ 
30.8.2002 

S. C. Prodlacta S. A. 

Str. Gärii, nr. 403, Homorod, 
jud. Bra§ov 

8 

258/ 

10.4.2000 

S. C. Binco Lact S. R. L. 

Säcele, jud. Constanja 

9 

12203/ 

25.9.2003 

S. C. Lacto Genimico S. R. L. 

Str. Cä§äriei nr. 2A, Här§ova, 
jud. Constanja 

10 

2721/ 

28.8.2001 

S. C. Industrializarea Laptelui 
S.A. 

B-dul Independenjei, nr. 23, 
Tärgovi§te, jud. Dämbovija 

11 

4136/ 

10.6.2002 

S. C. Galmopan S. A. 

B-dul G. Co§buc, nr. 257, - 
Galaji, jud. Galaji 

12 

5/7.5. 1999 

S. C. Sandralact S. R. L. 

§os. Bucure§ti-Giurgiu, km. 

23, jud. Giurgiu 

13 

213/1996 

S. C. Paulact S. R. L. 

Str. Principalä, nr. 28, 

Sänpaul, jud. Harghita 

14 

625/ 

21. 11. 1996 

S. C. Lactis S. R. L. 

Str. Beclean, nr. 31 , Odorheiu 
Secuiesc, jud. Harghita 

15 

913/ 

17.3.2000 

S. C. Lactex - Reghin S. R. L. 

Jabenija, nr. 33, jud. Mure§ 

16 

207/ 

21.4. 1999 

S. C. Midatod S. R. L. 

lbäne§ti, nr. 273, jud. Mure§ 

17 

391/ 

23.4. 1999 

S. C. Kubo Ice Cream 

Company S. R. L. 

Str. Dumbravei, nr. 5, Piatra 
Neamj, jud. Neamj 
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Nr. 

Vet. Nr. 

Name des Betriebs 

Adresse des Betriebs 

18 

1055/ 

10.7.2000 

S. C. Oltina S. A. 

Str. A. 1. Cuza, nr. 1 52, Sla- 
tina, jud. Olt 

19 

282/1 999 

S. C. Calion S. R. L. 

Str. Gheorghe Doja, nr. 39, 
Jibou, jud. Sälaj 

20 

1562/ 

27.12. 1999 
5750/ 

23. 5. 2002 

S. C. Bucovina S. A. Suceava 

Str. Humorului, nr.4, Suceava, 
jud. Suceava 

21 

1085/ 

26.5. 1999 

S. C. Bucovina S. A. Falticeni 

Str. Izvor, nr.5, Falticeni, jud. 
Suceava 

22 

5614/2 

0.4.2002 

S. C. Coza Rux S. R. L. 

Str. Burdujeni, nr.1 1 A, 
Suceava, jud. Suceava 

23 

1659/ 

27. 3. 2003 

S. C. Ecolact S. R. L. 

Milisauti, jud. Suceava 

24 

1205/ 

5.10. 1999 

S. C. Pro Putna S. R. L. 

Putna, jud. Suceava 

25 

5325/ 

13.2.2002 

S. C. Cetina Prod Lact S. R. L. 

Neagra Sarului, Saru Dornei, 
jud. Suceava 

26 

5245/ 

6.11.2001 

S. C. Simultan S. R. L. 

Ortisoara, jud.Timis 

27 

2459/ 

21.8.2002 

S.C. Zan S.R. L. 

Str. Celulozei, nr. 5, Zarnesti, 
jud. Brasov 


Drucksache 16/2293 


- 292 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Anhang VIII 

Entwicklung des ländlichen Raums 
(nach Artikel 34 der Beitrittsakte) 


Abschnitt I: Befristete zusätzliche Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen 
Raums für Bulgarien und Rumänien 

A. Unterstützung der Semi-Subsistenzbetriebe im Umstrukturierungsprozess 

1 . Die Unterstützung der Semi-Subsistenzbetriebe im Umstrukturierungsprozess zielt 
darauf ab, 

a) die Übergangsprobleme im ländlichen Raum abzufedern, sobald der Landwirt- 
schaftssektor und die ländliche Gesamtwirtschaft Bulgariens und Rumäniens 
dem Wettbewerbsdruck des Binnenmarktes ausgesetzt sind; 

b) die Umstrukturierung der wirtschaftlich noch nicht lebensfähigen Betriebe zu er- 
leichtern und zu fördern. 

Für die Zwecke dieses Anhangs sind „Semi-Subsistenzbetriebe“ Betriebe, die vor- 
wiegend für den Eigenbedarf produzieren, einen Teil ihrer Erzeugung jedoch auch 
vermarkten. 

2. Um die Unterstützung in Anspruch nehmen zu können, muss der Landwirt einen Be- 
triebsverbesserungsplan vorlegen, der 

a) die künftige wirtschaftliche Lebensfähigkeit des Betriebs nachweist; 

b) Einzelheiten zu den erforderlichen Investitionen enthält; 

c) die spezifischen Zwischen- und Endziele aufzeigt. 

3. Die Einhaltung des Betriebsverbesserungsplans nach Nummer 2 wird nach drei Jah- 
ren überprüft. Wurden die Zwischenziele dieses Plans in den drei Jahren bis zur 
Überprüfung nicht erreicht, so wird keine weitere Unterstützung gewährt, aber die er- 
haltenen Gelder müssen deswegen nicht zurückgezahlt werden. 

4. Die Unterstützung wird jährlich in Form einer Pauschalbeihilfe bis zu dem in Ab- 
schnitt I Buchstabe G festgelegten Höchstbetrag für einen Zeitraum von höchstens 
fünf Jahren gewährt. 

B. Erzeugergemeinschaften 

1. Es kann eine Pauschalbeihilfe zur Förderung der Gründung und zur Erleichterung 
der Verwaltung von Erzeugergemeinschaften gewährt werden, die folgende Ziele 
verfolgen: 

a) Anpassung der Erzeugung und des Absatzes der Erzeuger, die Mitglieder dieser 
Gemeinschaften sind, an die Markterfordernisse; 

b) die gemeinsame Vermarktung von Waren, einschließlich der Vorbereitung für den 
Verkauf, die Zentralisierung des Verkaufs und Angebote an En-gros-Käufer; und 

c) Festlegung von gemeinsamen Regeln für die Produktinformation, insbesondere 
in Bezug auf die Ernte und die Verfügbarkeit. 

2. Die Unterstützung wird nur den Erzeugergemeinschaften gewährt, die von den zu- 
ständigen Stellen Bulgariens oder Rumäniens zwischen dem Tag des Beitritts und 
dem 31 . Dezember 2009 nach einzelstaatlichem oder Gemeinschaftsrecht förmlich 
anerkannt worden sind. 

3. Die Unterstützung wird in Jahrestranchen für einen Zeitraum von fünf Jahren nach 
der Anerkennung der Erzeugergemeinschaft gewährt. Sie wird auf der Grundlage 
der von der Erzeugergemeinschaft alljährlich vermarkteten Erzeugnisse festgelegt 
und darf folgende Sätze nicht überschreiten: 

a) jeweils 5%, 5%, 4%, 3% und 2% des Wertes der vermarkteten Erzeugnisse bis 
zu 1 000 000 EUR für das erste, zweite, dritte, vierte und fünfte Jahr und 

b) jeweils 2,5%, 2,5%, 2,0%, 1 ,5% und 1 ,5% des Wertes der vermarkteten Erzeug- 
nisse über 1 000 000 EUR für das erste, zweite, dritte, vierte und fünfte Jahr. 

Die Beihilfe darf in keinem Fall die in Abschnitt I Buchstabe G festgelegten Höchst- 
beträge überschreiten. 
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C. Maßnahmen der Kategorie Leader + 

1 . Es kann Unterstützung für Maßnahmen gewährt werden, die dem Erwerb von Fähig- 
keiten dienen, die die Landbevölkerung in die Lage versetzen, lokale Strategien zur 
Entwicklung des ländlichen Raums zu konzipieren und umzusetzen. 

Dabei handelt es sich insbesondere um folgende Maßnahmen: 

a) technische Unterstützung für Untersuchungen auf lokaler Ebene und die Analyse 
des Gebiets unter Berücksichtigung der Anliegen der betroffenen Bevölkerung; 

b) Information und Unterweisung der Bevölkerung zur Förderung einer aktiven Be- 
teiligung am Entwicklungsprozess; 

c) Aufbau repräsentativer auf lokaler Ebene wirkender Entwicklungspartnerschaf- 
ten; 

d) Konzipierung integrierter Entwicklungsstrategien; 

e) Finanzierung von Forschungsvorhaben und Vorbereitung der Beihilfeanträge. 

2. Es kann Unterstützung für gebietsbezogene, integrierte Entwicklungsstrategien mit 
Pilotcharakter gewährt werden, die von lokalen Aktionsgruppen entsprechend den in 
den Nummern 12, 14 und 36 der Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten 
vom 14. April 2000 über die Leitlinien für die Gemeinschaftsinitiative für die Entwick- 
lung des ländlichen Raums (Leader +) 1 ) dargelegten Grundsätzen erarbeitet wer- 
den. Diese Unterstützung wird nur den Regionen gewährt, in denen es bereits eine 
ausreichende Verwaltungskapazität und Erfahrungen mit Konzepten gibt, die ihrem 
Wesen nach auf die Entwicklung des ländlichen Raums auf lokaler Ebene abstellen. 

3. Die in Nummer 2 genannten lokalen Aktionsgruppen können entsprechend den un- 
ter den Nummern 1 5 bis 1 8 der in Nummer 2 genannten Kommissionsmitteilung dar- 
gelegten Grundsätzen an Maßnahmen der gebietsübergreifenden und transnationa- 
len Zusammenarbeit teilnehmen. 

4. Bulgarien und Rumänien und die lokalen Aktionsgruppen haben Zugang zu der un- 
ter Nummer 23 der in Nummer 2 genannten Kommissionsmitteilung vorgesehenen 
Beobachtungsstelle für den ländlichen Raum. 

D. Beratungsdienstleistungen in der Landwirtschaft 

Für die Erbringung von Beratungsdienstleistungen in der Landwirtschaft wird Unterstüt- 
zung gewährt. 

E. Ergänzung zu Direktzahlungen 

1 . Landwirten, die gemäß Artikel 143c der Verordnung (EG) Nr. 1 782/2003 2 ) Anspruch 
auf einzelstaatliche ergänzende Direktzahlungen oder Beihilfen haben, kann Unter- 
stützung gewährt werden. 

2. Die einem Landwirt für die Jahre 2007, 2008 und 2009 gewährte Unterstützung 
überschreitet nicht die Differenz zwischen 

a) dem Betrag der in Bulgarien oder Rumänien für das betreffende Jahr gemäß 
Artikel 143a der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 gewährten Direktzahlungen und 

b) 40% des Betrags der in der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung am 
30. April 2004 in dem betreffenden Jahr gewährten Direktzahlungen. 

3. Der Beitrag der Gemeinschaft zu der Bulgarien oder Rumänien nach diesem Buch- 
staben in den Jahren 2007, 2008 und 2009 jeweils zu gewährenden Unterstützung 
überschreitet nicht 20% der jeweiligen jährlichen Mittelausstattung. Bulgarien und 
Rumänien können jedoch anstelle des jährlichen Satzes von 20% die folgenden 
Sätze anwenden: 25% im Jahr 2007, 20% im Jahr 2008 und 15% im Jahr 2009. 

4. Die einem Landwirt im Rahmen dieses Abschnitts E gewährte Unterstützung gilt als 
ergänzende einzelstaatliche Direktzahlung bzw. Beihilfe für die Zwecke der Anwen- 
dung der in Artikel 143c Absatz 2a der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 festgelegten 
Höchstsätze. 


') ABI. CI 39 vom 18.5. 2000, S. 5. 

2 ) Verordnung (EG) Nr. 1 782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln für Di- 
rektzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen 
für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, 
(EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001 , (EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, 
(EG) Nr. 1 254/1 999, (EG) Nr. 1 673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001 (ABI. L 270 vom 
21.10. 2003, S. 1). Angepasst durch den Beschluss 2004/281 /EG des Rates (ABI. L93 vom 30.3. 
2004, S. 1) und zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 864/2004 (ABI. LI 61 vom 30. 4.2004, 
S. 48). 
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F. Technische Unterstützung 

1. Für die zur Umsetzung der Programmplanungsdokumente für die Entwicklung des 
ländlichen Raums erforderliche Vorbereitung, Überwachung, Bewertung und Kon- 
trolle kann Unterstützung gewährt werden. 

2. Zu den Maßnahmen nach Nummer 1 gehören insbesondere 

a) Studien; 

b) technische Unterstützungsmaßnahmen, der Erfahrungsaustausch und die Infor- 
mation der Partner, der Begünstigten und der Öffentlichkeit; 

c) die Einrichtung, der Betrieb und die Verknüpfung rechnergestützter Systeme für 
die Verwaltung, Überwachung und Bewertung; 

d) die Verbesserung der Bewertungsmethoden und der Austausch von Informatio- 
nen über beste Praktiken in diesem Bereich. 

G. Übersicht über die Beträge für die befristeten zusätzlichen Maßnahmen für die Entwick- 
lung des ländlichen Raums für Bulgarien und Rumänien 


Maßnahme 

EUR 


Semi-Subsistenzbetriebe 

1 000 

je Betrieb/pro Jahr 

Erzeugergemeinschaften 

100000 

im ersten Jahr 


100 000 

im zweiten Jahr 


80 000 

im dritten Jahr 


60 000 

im vierten Jahr 


50 000 

im fünften Jahr 


Abschnitt II: Spezifische Bestimmungen über Investitionsbeihilfen für Bulgarien 
und Rumänien 

1. Investitionsbeihilfen für landwirtschaftliche Betriebe nach den zum Zeitpunkt des Bei- 
tritts geltenden Verordnungen über die Entwicklung des ländlichen Raums werden land- 
wirtschaftlichen Betrieben gewährt, die nachweislich nach Beendigung der Investition 
wirtschaftlich lebensfähig sein werden. 

2. Der Gesamtwert der Beihilfe für Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben, ausge- 
drückt als Prozentsatz des förderfähigen Investitionsvolumens, ist auf maximal 50% und 
in den benachteiligten Gebieten auf maximal 60% oder auf die Prozentsätze begrenzt, 
die in der zum Zeitpunkt des Beitritts geltenden einschlägigen Verordnung über die Ent- 
wicklung des ländlichen Raums festgelegt sind, je nachdem, welcher Wert höher ist. 
Werden Investitionen von Junglandwirten im Sinne der zum Zeitpunkt des Beitritts gel- 
tenden einschlägigen Verordnung über die Entwicklung des ländlichen Raums getätigt, 
so können diese Prozentsätze maximal 55% und in den benachteiligten Gebieten ma- 
ximal 65% betragen oder es können die Prozentsätze angewandt werden, die in der 
zum Zeitpunkt des Beitritts geltenden einschlägigen Verordnung über die Entwicklung 
des ländlichen Raums festgelegt sind, je nachdem, welcher Wert höher ist. 

3. Beihilfen für Investitionen in die Verbesserung der Strukturen für Verarbeitung und Ver- 
marktung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse nach der zum Zeitpunkt des Beitritts gel- 
tenden einschlägigen Verordnung über die Entwicklung des ländlichen Raums werden 
den Betrieben gewährt, denen für die Erfüllung der Mindestanforderungen in Bezug auf 
Umwelt, Flygiene und Tierschutz eine Übergangszeit nach dem Beitritt eingeräumt 
wurde. In diesem Fall muss der Betrieb nach Ablauf des festgelegten Übergangszeit- 
raums oder nach Ablauf des Investitionszeitraums, je nachdem, welcher Zeitpunkt frü- 
her eintritt, die einschlägigen Normen erfüllen. 


Abschnitt III: Spezifische Bestimmungen über die Vorruhestandsbeihilfe für Bul- 
garien 

1. Landwirte in Bulgarien, denen eine Milchquote zugeteilt wurde, kommen für die Vor- 
ruhestandsregelung in Frage, wenn sie zum Zeitpunkt der Übergabe unter 70 Jahre alt 
sind. 

2. Für die Höhe der Beihilfe gelten die Höchstbeträge, die in der zum Zeitpunkt des Beitritts 
geltenden einschlägigen Verordnung über die Entwicklung des ländlichen Raums fest- 
gelegt sind; die Beihilfehöhe wird im Verhältnis zu der Höhe der Milchquote und der ge- 
samten landwirtschaftlichen Tätigkeit des Betriebs berechnet. 
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3. Die einer Person, die einen landwirtschaftlichen Betrieb abgibt, zugewiesenen Milch- 
quoten werden wieder der nationalen Milchquotenreserve zugerechnet, und es erfolgt 
keine zusätzliche Ausgleichszahlung. 


Abschnitt IV: Spezifische Finanzbestimmungen für Bulgarien und Rumänien für 
den Zeitraum 2007 - 201 3 

1 . Für den Programmplanungszeitraum 2007- 201 3 gelten für die in Bulgarien und Rumä- 
nien gewährte Gemeinschaftsunterstützung die in den Artikeln 31 und 32 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1 260/1 999 des Rates vom 21 . Juni 1 999 mit allgemeinen Bestimmungen 
über die Strukturfonds niedergelegten Grundsätze. 1 ) 

2. In Ziel-1 -Gebieten kann der Finanzbeitrag der Gemeinschaft 85% für Agrarumwelt- und 
Tierschutzmaßnahmen und 80% für sonstige Maßnahmen betragen oder es können in 
den zum Zeitpunkt des Beitritts geltenden Verordnungen über die Entwicklung des länd- 
lichen Raums festgelegten Prozentsätze angewendet werden, je nachdem, welcher 
Wert höher ist. 


') ABI. LI 61 vom 26.6. 1999, S. 1. Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003 (ABI. L236 vom 
23.9.2003, S. 33). 
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Anhang IX 

Spezifische Verpflichtungen und Anforderungen, 
die Rumänien beim Abschluss der Beitrittsverhandlungen 
am 14. Dezember 2004 übernommen bzw. akzeptiert hat 
(nach Artikel 39 der Beitrittsakte) 

I. ln Bezug auf Artikel 39 Absatz 2 

1. Unverzügliche Umsetzung des an den Besitzstand und die vereinbarten Fristen ange- 
glichenen Schengen-Aktionsplans, in der in M. Of., p. I, nr. 129 bis/10.11.2005 veröffent- 
lichten Fassung. 

2. Beträchtliche Intensivierung der Anstrengungen im Hinblick auf die Modernisierung der 
Ausrüstung sowie der Infrastruktur an den grünen und blauen Grenzen sowie an den 
Grenzübergängen, um ein hohes Kontroll- und Überwachungsniveau an den künftigen 
Außengrenzen der Union sicherzustellen; außerdem weiterer Ausbau der Kapazität der 
Operationellen Risikoanalyse. Die entsprechenden Anstrengungen und Verbesserun- 
gen müssen in einem einzigen spätestens im März 2005 vorzulegenden Mehrjahres- 
plan für Investitionen zusammengefasst werden, an Fland dessen die Union jährlich die 
erzielten Fortschritte prüfen kann, bis der in Artikel 4 Absatz 2 der Akte genannte Be- 
schluss in Bezug auf Rumänien ergangen ist. Außerdem muss Rumänien den Plan, 
4438 Bedienstete und Beamte für die Grenzpolizei einzustellen, so rasch wie möglich 
umsetzen und insbesondere dafür sorgen, dass längs der Grenzen zur Ukraine und zu 
Moldau und längs der Schwarzmeerküste bereits zum Beitritt der Personalbestand so 
nahe wie möglich an 100% des Soll-Personalbestands ist. Ferner muss Rumänien alle 
notwendigen Maßnahmen zu einer wirksamen Bekämpfung der illegalen Zuwanderung, 
einschließlich einer verstärkten Zusammenarbeit mit Drittländern treffen. 

3. Ausarbeitung und Umsetzung eines aktualisierten integrierten Aktionsplans und einer 
Strategie für die Justizreform, die die wesentlichen Maßnahmen zur Durchführung der 
Gesetze über den Aufbau des Gerichtswesens, den Status der Justizangehörigen und 
den Obersten Rat der Magistratur, die am 30. September 2004 in Kraft getreten sind, be- 
inhalten. Die aktualisierten Fassungen von Aktionsplan und Strategie müssen der Union 
spätestens im März 2005 übermittelt werden; für die Durchführung des Aktionsplans 
muss eine angemessene Ausstattung mit finanziellen und personellen Mitteln sicherge- 
stellt werden, und der Aktionsplan muss unverzüglich entsprechend dem vereinbarten 
Zeitplan durchgeführt werden. Rumänien muss ebenfalls bis März 2005 nachweisen, 
dass das neue System für die zufallsgesteuerte Zuweisung von Rechtssachen vollstän- 
dig einsatzbereit ist. 

4. Wesentlich verschärftes Vorgehen gegen Korruption und insbesondere gegen Korrup- 
tion auf hoher Ebene, indem die Korruptionsbekämpfungsgesetze rigoros durchgesetzt 
werden und die effektive Unabhängigkeit der Landesstaatsanwaltschaft für die Bekämp- 
fung der Korruption (Parchetal National Anticoruptie (PNA)) sichergestellt wird und in- 
dem ab November 2005 einmal jährlich ein überzeugender Bericht über die Tätigkeit der 
PNA im Bereich der Bekämpfung der Korruption auf hoher Ebene vorgelegt wird. Die 
PNA muss mit allen personellen und finanziellen Mitteln sowie allen Schulungsmöglich- 
keiten und technischen Mitteln ausgestattet werden, die für die Wahrnehmung ihrer un- 
erlässlichen Aufgabe erforderlich sind. 

5. Durchführung einer unabhängigen Prüfung der Ergebnisse und der Auswirkungen der 
derzeitigen nationalen Strategie zur Korruptionsbekämpfung; Berücksichtigung der 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen dieser Prüfung in der neuen mehrjährigen Stra- 
tegie zur Korruptionsbekämpfung, die aus einem einzigen umfassenden Dokument be- 
stehen und spätestens bis März 2005 vorliegen muss, parallel dazu Vorlage eines Akti- 
onsplans, in dem die Benchmarks und die zu erzielenden Ergebnisse klar vorgegeben 
und angemessene Flaushaltsvorschriften festgelegt werden; die Umsetzung der Strate- 
gie und die Durchführung des Aktionsplans müssen durch ein bestehendes Gremium 
überwacht werden, das klar definiert und unabhängig ist; in die Strategie muss die Ver- 
pflichtung aufgenommen werden, die schwerfällige Strafprozessordnung bis Ende 2005 
zu überarbeiten, um sicherzustellen, dass Korruptionsfälle rasch und auf transparente 
Weise bearbeitet und angemessene Sanktionen mit abschreckender Wirkung vorgese- 
hen werden; ferner muss die Strategie Maßnahmen vorsehen, um die Zahl der mit der 
Verhütung oder der Untersuchung von Korruptionsfällen befassten Stellen bis Ende 
2005 erheblich zu verringern, damit Kompetenzüberschneidungen vermieden werden. 

6. Bis März 2005 Ausarbeitung eines klaren Rechtsrahmens für die jeweiligen Aufgaben 
von Gendarmerie und Polizei sowie für die Zusammenarbeit der beiden Behörden, auch 
im Bereich der Durchführungsvorschriften; des Weiteren bis Mitte 2005 Ausarbeitung 
und Durchführung eines klaren Personaleinstellungsplans für beide Behörden, der es 
ermöglichen soll, bis zum Beitritt erhebliche Fortschritte bei der Besetzung der 7 000 
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freien Stellen bei der Polizei und der 18000 freien Stellen bei der Gendarmerie zu er- 
zielen. 

7. Ausarbeitung und Umsetzung einer schlüssigen mehrjährigen Strategie zur Kriminali- 
tätsbekämpfung, einschließlich konkreter Maßnahmen, mit denen dem Ruf Rumäni- 
ens als Ursprungs-, Transit- und Bestimmungsland für Opfer des Menschenhandels 
entgegengewirkt wird; ab März 2005 einmal jährlich die Übermittlung zuverlässiger 
Statistiken über die Bekämpfung dieser Deliktsart. 

II. In Bezug auf Artikel 39 Absatz 3 

8. Sorge dafür, dass der rumänische Wettbewerbsrat eine wirksame Kontrolle aller denk- 
baren staatlichen Beihilfen, auch in Bezug auf Zahlungsaufschübe zulasten des 
Staatshaushalts in den Bereichen Steuern, Sozialvorschriften und Energie, ausübt. 

9. Unverzügliche Verbesserung der Vollzugspraxis in Bezug auf staatliche Beihilfen und 
anschließend Gewährleistung einer zufrieden stellenden Vollzugsbilanz in den Berei- 
chen Kartellrecht und staatliche Beihilfen. 

10. Übermittlung - an die Kommission bis Mitte Dezember 2004 - eines überarbeiteten 
Plans für die Umstrukturierung im Stahlsektor (einschließlich des Nationalen Umstruk- 
turierungsprogramms und der Einzelgeschäftspläne) im Einklang mit den im Protokoll 
Nr. 2 über EGKS-Erzeugnisse zum Europa-Abkommen zur Gründung einer Assozia- 
tion zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und Rumänien andererseits 1 ) und den in Anhang VII, Kapitel 4, Abschnitt B der Akte 
dargelegten Bedingungen. 

Vollständige Einhaltung der Verpflichtung, den Stahlunternehmen, die im Zeitraum 
vom 1. Januar 2005 bis zum 31. Dezember 2008 unter die Nationale Umstrukturie- 
rungsstrategie fallen, keine staatlichen Beihilfen zu gewähren oder zu zahlen und voll- 
ständige Einhaltung der Verpflichtung, sich an die im Rahmen des Protokolls Nr. 2 über 
EGKS-Erzeugnisse zum Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwi- 
schen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und 
Rumänien andererseits zu beschließenden Beträge der staatlichen Beihilfen zu halten 
und die in diesem Rahmen festgelegten Bedingungen für den Kapazitätsabbau zu er- 
füllen. 

11. Weiterhin Bereitstellung von angemessenen finanziellen Mitteln und von Personal in 
ausreichender Zahl und mit entsprechender Qualifikation für den Wettbewerbsrat. 


') ABI. L 357 vom 31.12. 1 994, S. 2. Zuletzt geändert durch den Beschluss Nr. 2/2003 des Assoziati- 
onsrates EU-Rumänien vom 25. 9. 2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 824. Sitzung am 7. Juli 2006 be- 
schlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 

des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die erfolgreiche 
Beendigung der Beitrittsverhandlungen mit Bulgarien 
und Rumänien am 25. April 2005 in Luxemburg als 
Grundlage für den Abschluss der fünften Erweiterungs- 
runde der EU. 

2. Der Bundesrat nimmt zur Kenntnis, dass der Beitritts- 
vertrag den Beitritt von Rumänien und Bulgarien zum 
1 . Januar 2007 vorsieht und keine Möglichkeiten enthält, 
die Aufnahme dieser Staaten spätestens bis zum 1. Ja- 
nuar 2008 auch bei unzureichendem Vorbereitungsstand 
zu verschieben. Der Bundesrat fordert, dass bei künfti- 
gen Erweiterungen die umfassende Beitrittsreife vor der 
Festlegung eines konkreten Beitrittszeitpunkts gegeben 
sein muss. 

3. Der Bundesrat würdigt die Fortschritte Rumäniens und 
Bulgariens im Rahmen des Transformationsprozesses, 
der mit großen politischen, sozialen, gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Veränderungen verbunden ist. 

4. Der Bundesrat begrüßt jedoch auch die klare und kriti- 
sche Bewertung des Vorbereitungs Stands in einigen 
wichtigen Bereichen durch die Kommission. Eine 
strenge Kontrolle der Einhaltung der Beitrittskriterien ist 
von herausragender Bedeutung für die Glaubwürdigkeit 
der Union nach innen wie nach außen sowie für die 
Akzeptanz der Erweiterung in der Bevölkerung. 

5. Der Bundesrat nimmt zur Kenntnis, dass nach den Moni- 
toringberichten der Kommission zum Stand der Vor- 
bereitung von Rumänien und Bulgarien auf die EU-Mit- 
gliedschaft vom 16. Mai 2006 trotz vieler Fortschritte 
noch erhebliche Defizite in einigen Bereichen bestehen. 
Die Kommission stellt fest, dass diese Probleme gelöst 
werden müssen, wenn diese Staaten wie geplant zum 
1 . Januar 2007 beitreten sollen. Nach den Angaben der 
Kommission betreffen die Defizite insbesondere die 
Unabhängigkeit, Unparteilichkeit und Wirksamkeit der 
Justiz sowie den Kampf gegen organisierte Kriminalität 
und Korruption. Weiterhin bestehen erhebliche Defizite 
bei der Vorbereitung der Landwirtschaftsverwaltung und 
der Verwaltung der EU-Mittel. Angesichts von Anzahl 
und Qualität der Defizite sollte in jedem Fall aber die 
Anwendung der in der Beitrittsakte vorgesehenen 
Schutzklauseln für die Bereiche Binnenmarkt sowie 
Justiz und Inneres durch die Kommission vorbereitet 
werden. 

6. Die Kommission macht in ihrem Bericht keinen Vor- 
schlag zur möglichen Verschiebung des Beitrittstermins 
um maximal ein Jahr auf den 1. Januar 2008. Der Bun- 
desrat wird daher erst im Lichte der von der Kommission 
für spätestens Anfang Oktober angekündigten weiteren 
Monitoringberichte und Empfehlungen abschließend 


über die Zustimmung zum Entwurf des Ratifikations- 
gesetzes entscheiden. 

7. Der Bundesrat hat bereits bei der letzten Erweiterungs- 
runde 2004 daraufhingewiesen, dass eine erweiterte EU 
dringend einer Reform der Institutionen bedarf (vgl. 
Bundesratsdrucksache 300/03 - Beschluss). Mit dem an- 
stehenden Beitritt Rumäniens und Bulgariens bedarf es 
umso mehr neuer Impulse zur Wiederbelebung des Ver- 
fassungsprozesses, um die Handlungs- und Funktions- 
fähigkeit der EU abzusichern. Dies gilt umso mehr, als 
im Zusammenhang mit dem Beitritt von Bulgarien und 
Rumänien nach dem Protokoll zum Vertrag von Nizza 
zur Erweiterung der EU die Zahl der Kommissare ohne- 
hin neu festgelegt werden muss. 

8. Vor dem Hintergrund einer verbreiteten kritischen Stim- 
mung gegenüber der EU fordert der Bundesrat, dass im 
Hinblick auf weitere Erweiterungsrunden verstärkt über 
die Grenzen Europas debattiert werden muss. Ange- 
sichts des anstehenden Abschlusses der fünften Erweite- 
rungsrunde fordert der Bundesrat dringend eine Verstän- 
digung über die weitere Erweiterungspolitik und -Strate- 
gie der EU. Künftige Erweiterungen müssen strikt vom 
Kriterium der Aufnahme- und Integrationsfähigkeit der 
EU abhängig gemacht werden. 

9. Der Bundesrat stellt fest, dass das Gesetz seiner Zu- 
stimmung mit zwei Dritteln seiner Stimmen gemäß Arti- 
kel 23 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit Artikel 79 Abs. 2 
GG bedarf. 

Begründung 

Gemäß Artikel 23 Abs. 1 Satz 3 GG ist die Zustimmung 
des Bundesrates mit zwei Dritteln seiner Stimmen erfor- 
derlich, wenn durch Änderungen der vertraglichen 
Grundlagen der EU und vergleichbare Regelungen das 
GG seinem Inhalt nach geändert oder ergänzt wird oder 
solche Änderungen und Ergänzungen ennöglicht wer- 
den. 

Der Beitrittsvertrag regelt erstmalig verbindlich für 
Rumänien und Bulgarien die Zahl der Sitze im Europäi- 
schen Parlament, ihre Stimmenzahl im Rat sowie das 
künftig geltende Quorum für Entscheidungen mit quali- 
fizierter Mehrheit (Beitrittsakte zur Änderung der 
Rechtslage bis zum Inkrafttreten des Vertrags über eine 
Verfassung für Europa: Zweiter Teil „Anpassungen der 
Verträge“, Titel I „Institutionelle Bestimmungen“ sowie 
für die Übergangszeit bis zum Beginn der Wahlperiode 
2009 bis 2014 für die Sitzverteilung im Europäischen 
Parlament, Artikel 24; Beitrittsprotokoll zur Änderung 
der Rechtslage nach Inkrafttreten des Vertrags über eine 
Verfassung für Europa: Vierter Teil „Bestimmungen mit 
begrenzter Geltungsdauer“, Titel II „Institutioneile Be- 
stimmungen“). Insbesondere der geltende EGV wird 
durch diese Regelungen des Beitrittsvertrags entspre- 
chend angepasst. Die Mitgliedstaaten hatten sich bei der 
Regierungskonferenz von Nizza zwar im Hinblick auf 


Drucksache 16/2293 


- 300 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


die Erweiterung der EU auf 27 Mitglieder politisch in ei- 
ner Erklärung auf eine Neuverteilung der Sitze im Euro- 
päischen Parlament, im Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuss und im Ausschuss der Regionen sowie auf eine 
neue Stimmengewichtung im Rat geeinigt (Erklärung 
Nr. 20). 

Erst durch den Beitrittsvertrag werden jedoch endgültig 
und rechtlich verbindlich die institutioneilen Bestim- 
mungen geändert und damit der Kreis der Befugten, die 
übertragene Hoheitsrechte ausiiben, geändert. Zudem 
wird auch die Höchstzahl der Mitglieder des Europäi- 
schen Parlaments gegenüber den Festlegungen des EGV 
sowie des Vertrags über eine Verfassung Europas für die 
Aufnahme von Rumänien und Bulgarien erhöht. 

Durch den Beitritt verschieben sich im Ergebnis Stellung 
und Gewicht der Bundesrepublik Deutschland im insti- 
tutioneilen Gefüge der EU. Das relative Stimmenge- 
wicht Deutschlands insbesondere im Rat und damit die 
Möglichkeiten seiner Einflussnahme bei der Ausübung 
der auf die EU übertragenen Hoheitsrechte verändern 
sich. Dies stellt eine wesentliche Änderung der vertrag- 
lichen Grundlagen der EU dar, durch die das GG seinem 
Inhalt nach geändert bzw. ergänzt wird. Somit ist die Zu- 
stimmung des Bundesrates mit zwei Dritteln seiner 
Stimmen erforderlich. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


i. 

Die Bundesregierung begrüßt die grundsätzliche Zustim- 
mung, die die erfolgreiche Beendigung der Beitrittsver- 
handlungen mit Bulgarien und Rumänien als Abschluss der 
fünften Erweiterungsrunde im Bundesrat findet. 

II. 

Die Bundesregierung sieht die Bedenken des Bundesrates, 
dass trotz erheblicher Fortschritte in einigen Bereichen noch 
erhebliche Defizite bei der Vorbereitung des Beitritts durch 
Bulgarien und Rumänien bestehen. Die Bundesregierung 
begrüßt daher die Entschlossenheit der Europäischen Kom- 
mission, gestützt auf die Schutzklauseln der Beitrittsakte 
oder andere Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts die 
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, falls zum Beitritt 
noch Defizite vorhanden sein sollten. 

III. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bundesrates, 
dass bei künftigen Erweiterungen die umfassende Beitritts- 
reife vor der Festlegung eines konkreten Beitrittszeitpunkts 
gegeben sein müsse. Diese Position hat bereits Eingang in 
den neuen Ansatz der Europäischen Kommission für die 
Fortsetzung des Beitrittsprozesses nach Abschluss der 
Ost-Erweiterung gefunden, der die Erfahrungen mit der 
Ost-Erweiterung reflektiert. Das zentrale neue Element ist 
die Vorverlegung der Implementierung der eingegangenen 
Verpflichtungen und ihrer Kontrollen vor den Zeitpunkt des 
Abschlusses der Verhandlungen. Diese erfolgt praktisch 
durch die Festlegung und Überprüfung von „benchmarks“ 
zur Schließung und gegebenenfalls auch Öffnung der ins- 
gesamt 35 Verhandlungskapitel. Damit soll gewährleistet 
werden, dass die neuen Mitgliedstaaten ihre vertraglichen 
Verpflichtungen sofort mit Beitritt bzw. mit Ablauf der 
Übergangsfristen auch tatsächlich erfüllen. Die Überprü- 
fung der Implementierung erfolgt durch ein kontinuierliches 
Monitoring durch die Europäische Kommission. 

IV. 

Die Bundesregierung teilt die Sorge des Bundesrates um die 
Handlungsfähigkeit der EU nach Abschluss der fünften 
Erweiterungsrunde und unterstützt sein Anliegen, den Ver- 
fassungsprozess wieder zu beleben. 

Notwendige institutionelle Reformen sieht das Protokoll 
zum Vertrag von Nizza zur Erweiterung der EU vor. Ab 
dem Tag des Amtsantritts der ersten Kommission nach dem 
Beitritt des 27. Mitgliedstaats der Union, also voraussicht- 
lich 2009, ist die Zahl der Mitglieder der Kommission so zu 
verringern, dass die Zahl der Mitglieder der Kommission 
unter der Zahl der Mitgliedstaaten der Union hegt. Der Ver- 
fassungsvertrag bestimmt zur Verkleinerung der Kommis- 
sion (Artikel 1-26), dass die Zahl der Mitglieder der Kom- 
mission „ab dem Ende der Amtszeit der ersten Kommission, 
die in Anwendung der Verfassung ernannt wird“ auf eine 
Zahl von Mitgliedern zu reduzieren sei, die zwei Dritteln 
der Anzahl der Mitgliedstaaten der EU entspreche. 


Zum Verfassungsprozess hat der Europäische Rat am 15. 
und 16. Juni 2006 dem deutschen Vorsitz den Auftrag er- 
teilt, in der ersten Jahreshälfte 2007 einen Bericht vorzu- 
legen, der als Grundlage für weitere Beschlüsse darüber die- 
nen wird, wie der Reformprozess fortgesetzt werden soll. 
Die diesbezüglich erforderlichen Schritte sollen spätestens 
im zweiten Halbjahr 2008 unternommen werden. 

V. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bundesrates, 
dass die Aufnahmefähigkeit der EU ein wichtiger Gesichts- 
punkt sei, um die Kohärenz und Effizienz der EU zu erhal- 
ten. Die Europäische Kommission wird in ihrem Strategie- 
papier Erweiterung im Herbst auch zur Aufnahmefähigkeit 
Stellung nehmen. Die Bundesregierung geht davon aus, 
dass sich die Diskussion um die Erweiterung im Herbst 
intensivieren und beim Europäischen Rat im Dezember zu 
einem Abschluss kommen wird. Die Debatte darf nicht dazu 
führen, dass die Stabilität in unserer Nachbarschaft gefähr- 
det wird. Die Bundesregierung steht zu den von Deutsch- 
land eingegangenen Verpflichtungen, d. h. zu den laufenden 
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei und mit Kroatien 
sowie zur Beitrittsperspektive der Staaten des Westlichen 
Balkan. Darüber hinaus will sie derzeit keine neuen Ver- 
pflichtungen eingehen. 

VI. 

Die Bundesregierung stimmt der Auffassung des Bundes- 
rates, das Gesetz bedürfe seiner Zustimmung mit zwei Drit- 
teln seiner Stimmen gemäß Artikel 23 Abs. 1 Satz 3 i. V. m. 
Artikel 79 Abs. 2 des Grundgesetzes, nicht zu. Das Ver- 
tragsgesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates nicht: 

Artikel 23 Abs. 1 Satz 3 GG setzt für das Erfordernis der 
Zustimmung des Bundesrates gemäß Artikel 79 Abs. 2 GG 
eine Änderung der vertraglichen Grundlagen der EU oder 
vergleichbare Regelungen voraus, durch die das Grund- 
gesetz seinem Inhalt nach geändert oder ergänzt wird oder 
solche Änderungen oder Ergänzungen ennöglicht werden. 
Eine derartige verfassungsändemde Wirkung kommt dem 
Beitrittsvertrag indes nicht zu. 

Die Änderung der vertraglichen Grundlagen der Europäi- 
schen Union infolge des Beitrittsvertrags beschränkt sich 
auf die beitrittsbedingte Anpassung der organisatorischen 
Regelungen in den Verträgen mit dem Ziel, den Beitritts- 
kandidaten die mitgliedschaftlichen Teilhaberechte am 
Rechtssetzungsprozess der EU zu verschaffen. Dazu gehören 
eine Vergrößerung der Mitgliederanzahl im Europäischen 
Parlament und die Zuteilung von Sitzen an Beitrittsstaaten, 
die Neuverteilung der Stimmen der Mitgliedstaaten im Rat 
der EU sowie die Festlegung der Schwelle für eine qualifi- 
zierte Mehrheit bei den Abstimmungen der Organe. Eine 
materielle Änderung der Verträge ist damit nicht verbunden, 
weil eine Erweiterung der Hoheitsbefugnisse der EU im 
Verhältnis zu ihren Mitgliedstaaten damit nicht einhergeht. 
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Die mit jedem Beitritt neuer Mitgliedstaaten verbundene 
relative Änderung der Stellung und des Gewichts Deutsch- 
lands in der EU führt nicht zu einer automatischen Anwen- 
dung des Artikels 23 Abs. 1 Satz 3 GG. Die organisatorischen 
Neuregelungen haben keine verfassungsändemde Wirkung. 
Die Erweiterung führt lediglich zu einer linearen Anpassung 
des Gewichts des Mitgliedstaats Deutschland in den Orga- 
nen der EU. Die Verringerung des deutschen Stimmge- 
wichts allein stellt keine Verfassungsänderung im Sinne des 
Artikels 23 Abs. 1 Satz 3 GG dar. Solange die Erweiterung 
der EU nicht zu einer strukturellen Minderung direkter Ein- 
wirkungsmöglichkeiten der Mitgliedstaaten führt, kommt es 
nicht zu Verschiebungen im Rechte- und Pflichtenverhältnis 
zwischen der EU und den Mitgliedstaaten. Die Minderung 
der Möglichkeiten Deutschlands, innerhalb der EU Mehr- 
heiten bzw. Sperrminoritäten zustande zu bringen, liegt 
unterhalb dieser Schwelle und führt nicht zu rechtlichen 
Einbußen. Der mit jedem Beitritt weiterer Mitgliedstaaten 
verbundene Verlust an Durchsetzungsmöglichkeiten mit- 
gliedstaatlicher Interessen entfaltet ausschließlich politische 
Bedeutung. 

Gegen die Anwendung des Artikels 23. Abs. 1 Satz 3 GG 
spricht schließlich auch der Normzweck. Das darin aufge- 
stellte Erfordernis verfassungsändemder Mehrheiten nach 
Artikel 79 Abs. 2 GG und Artikel 79 Abs. 3 GG ist eng 
auszulegen, um der Norm des Artikels 23 GG nicht ihren 
integrationsoffenen Charakter zu nehmen. 

Ergänzend weist die Bundesregierung darauf hin, dass das 
Ratifikationsgesetz zum Vertrag von Nizza vom 26. Februar 
2001, dem der Bundesrat mit Zweidrittelmehrheit zuge- 
stimmt hat, nach dem Wortlaut des Artikels 1 sämtliche von 
der Regierungskonferenz angenommenen Erklärungen ein- 
schließlich derjenigen zur Erweiterung der Europäischen 
Union erfasst und somit auch die vom Bundesrat erwähnte 
Erklärung Nr. 20 bereits abdeckt. 

Der Vertrag von Nizza sollte ausdrücklich der institutionel- 
len Vorbereitung der EU auf die bevorstehende Erweiterung 
dienen; dieser Erklärung kommt daher im Rahmen des ge- 
samten Vertragswerks besondere Bedeutung zu. 

Zwar handelte es sich bei dieser Erklärung - entsprechend 
dem damaligen Stand der Beitrittsverhandlungen - erst um 
die Festlegung einer Gemeinschaftsposition der EU- 15 für 
die Anpassung der Sitzverteilung im Europäischen Parla- 
ment, die Stimmgewichtung im Rat sowie die Anzahl der 
Mitglieder im Wirtschafts- und Sozialausschuss und im 
Ausschuss der Regionen anlässlich der Erweiterung, die 
von den Bundesländern im weiteren Verlauf noch akzeptiert 
werden musste. Dies ist jedoch zwischenzeitlich im Rah- 
men der Beitrittsverhandlungen geschehen. Entsprechend 
hat die vom Bundesrat mit Zweidrittelmehrheit akzeptierte 
Gemeinschaftsposition bis auf geringfügige Abweichungen 
Eingang in den Beitrittsvertrag gefunden. Diese Abwei- 
chungen betreffen lediglich je zwei zusätzliche Sitze im 
Europäischen Parlament für die Tschechische Republik und 
Ungarn, die Erhöhung der Mitgliederzahl des Europäischen 
Parlaments von 732 auf 736 Mitglieder sowie lineare Ände- 
rungen auf Grund der Erhöhung der Zahl der Mitgliedstaaten 
von 25 auf 27. 
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